




I Geboren wurde dieses Buch in Spanien, wo der ARD- 
Korrespondent Volker Mauersberger im Jahre 1988 
den damaligen Kulturminister, Schriftsteller und Goethe- 
Kenner Jorge Semprun kennenlernte. 1943 war Semprun 
verhaftet und später ins KZ Buchenwald bei Weimar 
gebracht worden. Einer jener SS-Scharführer, die die 
Häftlinge in den ersten Jahren empfingen, war Horst 
Mauersberger, der Vater des Autors. 1935 hatte sich der 
Einundzwanzigjährige zu der Sondereinheit gemeldet, 
die den Aufbau des Lagers bewachte. Wie viele seiner 
Altersgenossen war er zum idealistischen Mitläufer ge
worden, der an den neuen Führer glaubte und sich der 
Befehlsstruktur des Nazi-Staates bereitwillig unterwarf. 
Besonders in Weimar war das öffentliche Lob für solche 
Parteinahme groß: Hier gab es viele «geistige Brandstifter», 
die die Jugend ermunterten, sich den Zielen des «Dritten 
Reiches» zu verschreiben.

Über die geistige Mitschuld der Intellektuellen 
am Aufstieg Hitlers, der besonders in der Kulturstadt 
Weimar vorbereitet wurde, berichtet dieses Buch. «Ich 
liebe Weimar», hatte Hitler schon im Jahre 1925 nach 
seiner vorzeitigen Entlassung aus der Festungshaft gesagt 
und angekündigt, daß er mit dieser Stadt «etwas ganz 
Besonderes» vorhabe. Nur hier, in der Hochburg deutscher 
Bildung, der Stadt Goethes und Schillers, Herders und 
Nietzsches, ließ sich der «Kulturkampf» zwischen Geist 
und Macht ausfechten, der im endgültigen Abschied von 
der «Weimarer Republik» vollzogen werden sollte. Der 
unerbittliche Kampf gegen die parlamentarische Demo
kratie, die Vertreibung des Bauhauses, die öffentlichen 
Attacken gegen prominente Juden, die Inbesitznahme der 
Stadt Weimar und die frühe, von den bürgerlichen Parteien 
beförderte Machtergreifung des NS-Innen- und Volks
bildungsministers Wilhelm Frick - diese Etappen einer 
geistigen Eroberung werden an zahlreichen Beispielen 
beschrieben.

Volker Mauersberger beschreibt den «Fall einer 
deutschen Kulturstadt», die sich als Hort des Humanismus 
verstand, die politische Realität jedoch aus den Augen 
verlor. Sein Buch gibt Antwort auf die Frage, ob es eine 

neue Normalität bei der Bewältigung der NS-Vergangen- 
heit geben kann, ob nicht viel gründlicher danach gefragt 
werden muß, welche Mitschuld und Verantwortung dem 
damaligen intellektuellen Bürgertum beim Aufstieg des 
Nationalsozialismus zugemessen werden muß.

Volker Mauersberger,
1939 auf dem Ettersberg in Weimar geboren; Promotion 
über den politischen Konservatismus in der Weimarer 
Republik; arbeitete als Journalist in Köln, Madrid, Berlin 
und Bonn.
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Für Wolfgang Held 



«Übers Niederträchtige, niemand sich beklage, 

denn es ist das Mächtige,  

was man Dir auch sage. 

In dem Schlechten waltet es,  

sich zum Hochgewinne. 

Und mit Rechtem schaltet es – 

ganz nach seinem Sinne.» 
Johann Wolfgang von Goethe 
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Vorwort 

Weimar ist zuallererst Reminiszenz: Erinnerung an die Zeit der 

Klassik, an Goethe, Herder und Schiller, an die silberne Zeit von 

Franz Liszt und an den kurzen Aufbruch in die Moderne, für die Na-

men wie Henry van de Velde, Harry Graf Kessler und Walter 

Gropius stehen; aber Weimar ist auch ein dubioser Nietzsche-Kult, 

das Scheitern der hier gegründeten «Weimarer Republik» und Hit-

lers früher Einzug in die Dichterstadt. Für Anna Seghers ist Weimar 

«der beste und der schlimmste Ort der Geschichte» gewesen. Zu Be-

ginn seiner Goethe-Vorlesung im Jahre 1949 erklärte der aus dem 

Exil zurückgekehrte Germanist Richard Alewyn: «Zwischen uns 

und Weimar liegt Buchenwald.» Immer wieder ist das Janusköpfige 

dieser Stadt beschworen worden. Weimar war auch der Ort, an dem 

die Selbstaufgabe des intellektuellen Bürgertums und der kulturel-

len Elite stattfand und steht so für das Misslingen einer angemesse-

nen Beziehung von Geist und Macht und für das besonders in 

Deutschland krasse Missverhältnis von Intellektualität und Politik. 

Weimar, die kleine, weltberühmte Stadt im Herzen von Deutsch-

land, hat seine geistige Identität mit Klauen und Zähnen verteidigt. 

Nicht nur unter seinen Bewohnern, sondern auch bei den zahllosen 

Besuchern stellte sich ein «geistiges Heimatgefühl» ein, das sich mit 

den grossen Dichtern und Denkern, mit Goethe und Schiller, Her-

der, Wieland und Nietzsche, natürlich auch mit der Musik eines Jo-

hann Sebastian Bach und Franz Liszt identifizieren wollte. Weimar 

wurde zur Kultstätte eines deutschen Bildungsbürgertums, dem 

Goethe mit den berühmten Versen geschmeichelt hatte: «0 Weimar! 

dir fiel ein besonder Loos! Wie Bethlehem in Juda, klein und gross!»  
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Aber fiel diese Sehnsuchtsstadt der gebildeten Deutschen nicht 

auch ihren zahllosen Bewunderern zum Opfer? 

Seit dem Fall der Mauer im Jahre 1989 ist uns Weimar endlich 

wieder so nahe gerückt, dass wir diese Frage ohne Vorurteile und 

ideologische Klischees untersuchen können. Deshalb tritt uns 

schärfer als bisher das Doppelgesicht einer Stadt entgegen, deren 

klassisches Erbe in fataler Weise instrumentalisiert worden ist. Das 

einst weltoffene Weimar wurde nach dem Zusammenbruch des 

Kaiserreichs zum Sammelpunkt für alle, die auf die nationale Wie-

dergeburt der Deutschen hofften. Gerade hier prallten die Gegens-

ätze hart aufeinander. Antidemokratisches Denken, das sich in ei-

ner Politisierung des Weltkriegserlebnisses, in der Abkehr von der 

Novemberrevolution 1918 und in einer Feindschaft gegen die in 

Weimar ausgerufene Republik manifestierte, mündete bald in eine 

Fluchtbewegung, die zu einer geistigen Überfrachtung Weimarer 

Traditionen führte. In Weimar wurde eine «Konfliktatmosphäre 

von nationaler Dimension» geschaffen; es war hier, an diesem Ort, 

«wo richtungweisend um die politische, geistig-künstlerische und 

intellektuelle Kultur der Weimarer Republik gerungen wurde». 

Dass die vertrauten Antworten des 18. und 19. Jahrhunderts in 

der kulturell fragmentierten Moderne keinen Bestand mehr haben 

konnten, haben besonders die konservativen und nationalistischen 

Intellektuellen nicht wahrhaben wollen. Aber nicht nur sie waren 

anfällig für die schönen Versprechen der Rechten. Für die Mehrheit 

des in Weimar versammelten geistigen Bürgertums waren die Re-

gelungsmechanismen der parlamentarischen Demokratie kein pro-

bates Mittel, um den oft und inbrünstig beschworenen «Geist von 

Weimar» zu erneuern. Die Gewalterfahrungen des Ersten Weltkrie-

ges, völkische, nationale und pangermanistische Strömungen, anti-

semitische Ressentiments, die sich schon 1925 im Ruf nach der Se-

lektion von Juden artikulierten – dies alles gab den Resonanzboden 

für eine antidemokratische Gegenrevolution ab, bei der die konser-

vativnationalistische Intelligenz eine führende Rolle übernahm,  
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aber nicht allein war. Für die antidemokratischen Vordenker der 

kulturellen und politischen Rechten war Goethe ein Kronzeuge für 

die untergegangene Monarchie oder für das ersehnte «Dritte 

Reich»; für die «Weimarer Republik», die ohnehin mit dem «Luder-

geruch der Revolution» und der «Schmach von Versailles» behaftet 

war, durfte der Dichterfürst nicht in Anspruch genommen werden. 

Diese fragwürdigen Konzepte trugen nicht nur zur Destabilisierung 

der Republik bei, sondern spielten besonders den Nationalsoziali-

sten in die Hände. 

Wie sich Weimars bürgerliche Eliten zunächst von der hier be-

gründeten Republik abgewandt und dann allmählich auf den er-

sehnten Führerstaat zubewegt haben – diese geistige Wende wird 

auf den folgenden Seiten beschrieben. Deshalb ist «Hitler in Wei-

mar» nicht nur ein Buch über eine weltberühmte Dichterstadt, die 

in beklemmender Weise sogar meine «Vaterstadt» ist; im Rückblick 

auf den geistigen Fall dieser Stadt wird geschildert, wie leicht sich 

ein intellektuelles Bildungsbürgertum von der Gewaltphilosophie 

Hitlers einfangen und verführen liess. 

Im November 1998 



Weimar 
Doppelgesicht einer Stadt 



Begegnung mit Jorge Semprun 

Die Idee zu diesem Buch ist nicht in Weimar, sondern in der spani-

schen Hauptstadt Madrid entstanden, wo ich lange als Journalist ge-

lebt und gearbeitet habe. Im Juli 1988 wollte ich mit dem frisch er-

nannten spanischen Kulturminister Jorge Semprun ein Interview 

führen. Ich wollte ihn fragen, wie sein Verhältnis zu Deutschland 

war, ob er jenes Land noch liebte, an dem er so gelitten hatte. Im 

Jahre 1943 war Semprun, der sich nach der Flucht aus Spanien dem 

kommunistischen Widerstand in Frankreich angeschlossen hatte, 

in Paris von der Gestapo verhaftet worden. 

«Eine teuflische Ironie» nannte er es, dass er in die Nähe von 

Weimar gebracht wurde, das ihm, dem Goethe-Liebhaber und an-

gehenden Romancier, zur geistigen Heimat geworden war. In sei-

ner poetischen Autobiographie «Was für ein schöner Sonntag» 

hatte er nicht nur die Erfahrung eines KZ-Häftlings, sondern auch 

die Verstrickung zwischen der Kulturstadt Weimar und Buchen-

wald beschrieben. «Goethe ging auf diesen Hügeln zwischen diesen 

Buchen spazieren ... Dort ist ‚Wanderers Nachtlied’ entstanden ... 

Mit Goethe traf sich die ganze intellektuelle Elite von Weimar auf 

dem Ettersberg», erinnerte sich Semprun später.1 Ausgerechnet auf 

dem durch Goethes Dichtung geadelten Ettersberg sollte das Kon-

zentrationslager Buchenwald entstehen, in das 1944 der Häftling 

mit der Nummer 44904 Jorge Semprun alias Camille Salignac, alias 

Rafael Artigas, alias Ramon Barreto, Gerard Sorel, Monsieur de 

Saint-Prix, Agustin Larrea oder Federico Sanchez eingeliefert 

wurde. 

Aber warum beschäftigte das ausgerechnet alles mich, den deut-

schen Korrespondenten, dem Semprun damals in seinem noch un- 
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aufgeräumten Madrider Amtszimmer sarkastisch erzählte, wie er 

als Häftling der SS sein Deutsch so perfektioniert habe, dass er spä-

ter Musil, Hölderlin und Rilke, aber auch Hegel und Marx fast mü-

helos verstehen konnte? «Ich wage zu behaupten, dass das Deutsch 

– in der Dichtung, im Roman, in der philosophischen Reflexion – ein 

wesentlicher Bestandteil meines geistigen Vaterlandes ist.»2 Da-

mals, als mir Semprun diese Sätze sagte, ahnte ich plötzlich die in-

neren Zusammenhänge, die auf den ersten Blick zufällig wirkten 

und sich dann aber doch zu einem kohärenten Bild fügten. 

Am Anfang stand eine Vermutung, ein Verdacht. Hatte mein Va-

ter, der SS-Scharführer Horst Mauersberger, diesen von mir so be-

wunderten Revolutionär und Romancier Jorge Semprun in Buchen-

wald bewacht – an jenem Ort, wo damals keine Vögel mehr sangen, 

weil der Rauch der Krematorien sie vertrieben hatte? 

Mein Vater und Buchenwald 

Ich bin am 18. Juli 1939 in einem kleinen Einfamilienhaus am süd-

lichen Hang des Ettersbergs oberhalb von Weimar geboren worden 

– genau an jenem Tag, an dem in Spanien der Putschist Franco sieg-

reich in die Hauptstadt Madrid einmarschierte. Mit dem «diecisio-

cho de Julio», dem 18. Juli 1939, begann für Jorge Semprun eine 

Odyssee, eine Existenz als Heimatloser, ein Leben in Unsicherheit 

und Angst: erst die Flucht aus der spanischen Heimat, dann die Ille-

galität in Paris und schliesslich die Verhaftung durch die Gestapo. 

Jahrzehnte später, bei der Verleihung des Weimar-Preises im Jahre 

1995, wird der gefeierte Schriftsteller erzählen, dass Weimar ihm 

eine Art geistige Heimat war und eine seiner tiefsten Wurzeln an 

dem Ufer der Ilm liegt, «auf diesem Stück grüner Wiese zwischen 

den Bäumen, wo Goethes Gartenhaus steht».3 

Als Semprun nach Paris flieht, wird in einem Wald acht Kilome- 
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ter von Weimar entfernt von unbekannten SS-Schergen mit den 

Vorarbeiten für jenes Lager begonnen, in das gemäss dem Befehl 

des Reichsführers-SS Heinrich Himmler die ersten achttausend 

Häftlinge gebracht werden. Ab 1937 marschieren durch das Lager-

tor, das die zynische Aufschrift «Jedem das Seine» trägt, sogenannte 

«asoziale Elemente», Menschen, die für den SS-Staat «degenerierte 

Vagabunden» und des «erwiesenen Widerstands gegen den neuen 

Staat für schuldig Befundene» sind.4 

Einer jener Männer, die dabeistanden, als die ersten politischen 

Häftlinge in Buchenwald ankamen, war mein Vater. Wie viele seiner 

damaligen Altersgenossen hatte sich der spätere SS-Scharführer 

Horst Mauersberger 1935 als zweiundzwanzigjähriger überzeugter 

Nationalsozialist freiwillig für jene SS gemeldet, die als berüchtigte 

Sondereinheit den Aufbau des geplanten Konzentrationslagers be-

wachte. Er hat erlebt, wie die ersten Häftlinge, von den Wachmann-

schaften gehetzt und vorangetrieben, Bäume roden, Baracken 

bauen und Stacheldrahtzäune ziehen mussten. In kaum zwei Jahren 

entstand auf einem beliebten Ausflugsgelände ein Ort des Grauens, 

während das bürgerliche Weimar wenige Kilometer entfernt unge-

niert fortfuhr, sich mit seinen Dichtern und Denkern zu brüsten. Die 

Statistik des Lagers verzeichnet 2912 Zugänge und 48 Verstorbene 

für das Jahr 1937; doch schon 1938 waren es dann 791 Inhaftierte, 

die hier unter grausamen Umständen starben. Bis zur Befreiung des 

Lagers sind in Buchenwald 56‘000 Menschen umgekommen. 

Nie habe ich mit meinem Vater, der seine Familie in den fünfziger 

Jahren nach langer Kriegsgefangenschaft in Frankreich verliess, 

über jene Jahre reden können. Krieg und Nazi-Herrschaft lasteten 

in stummer, bitterer Verdrängung auch auf uns. Vaters Zeit in Bu-

chenwald und in der Nähe des Konzentrationslagers Natzweiler im 

Elsass blieben aus allen Familiengesprächen ausgeklammert. Eine 

lange Kriegsgefangenschaft von fast zehn Jahren schien Sühne ge-

nug gewesen zu sein. Aber auch das blieb ein Thema, über das man 

besser schwieg. 
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Manchmal, wenn ich das Foto des schmalen jungen Mannes in 

SS-Uniform betrachte, möchte ich ihm Nachsicht widerfahren las-

sen. Hat er, der sich als blutjunger SA-Aktivist auf die Seite des da-

maligen Gauleiters und späteren Reichsstatthalters in Thüringen, 

Fritz Sauckel, geschlagen hatte, tatsächlich jene Parolen geglaubt, 

die Himmler seinen SS-Leuten eingebleut hatte? An meine zwei 

Kindheitsjahre auf dem Ettersberg kann ich mich kaum erinnern. 

Aber ich hätte gern gewusst, wie sich das Leben in jenem schmu-

cken Reihenhaus mit der Hausnummer 10 abgespielt hat, wo man 

von Nachbarn umgeben war, deren Männer der SS angehörten und 

die mit ihren Familien in einem friedlich anmutenden Wohnidyll ei-

nige Kilometer vom Lager entfernt ein bürgerliches Leben führten. 

Man lebte zusammen, lud sich gegenseitig zum Essen oder Wein 

ein, fuhr hinunter nach Weimar, um Freunde und Verwandte zu be-

suchen oder ins Theater zu gehen. Aber diese Ober- und Unter-

scharführer, Haupt- und Untersturmführer waren das privilegierte 

Rückgrat einer SS-Wachmannschaft, die nach dem terroristischen 

Himmler-Befehl handelte: «Lieber zehn Unschuldige hinter Sta-

cheldraht setzen, als einen wirklichen Gegner in Freiheit lassen.» 

Damit war der Willkür Tür und Tor geöffnet. Alles, was dem natio-

nalsozialistischen Herrschafts- und Rassedenken widersprach – 

politische Gegner, Juden, Kriminelle, Homosexuelle, Zigeuner –, 

musste vernichtet werden. Hat mein Vater je über den Sinn dieser 

barbarischen Befehle nachgedacht? Hat er Zweifel gehabt? Oder 

hatte die Erziehung zum totalen Gehorsam von ihm und seinen SS-

Kameraden vollständig Besitz ergriffen, so dass Fragen überhaupt 

nicht mehr gestellt wurden? 

Über seinen Alltag im Lager weiss ich wenig. Einige Dokumente 

beweisen, dass mein Vater am 26. Februar 1941 als einer von 26 

Postentruppführern ein Arbeitskommando von 1’732 Häftlingen 

bewachte, die als Sandstreuer auf der Strasse nach Weimar, als Kal-

faktoren und Wachblockreiniger oder als Helfer in der Führerküche 

arbeiten und Sklavendienste für eine Herrenschicht leisten muss-

ten. So geht es aus den wenigen, mit Schreibmaschine getippten Li- 
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sten und Zahlen hervor, die ich in den Archiven finde. Welche 

Macht, Gewalt und welcher Zynismus über Leben und Tod mögen 

sich hinter jenen dürren Angaben verbergen, die ich auf den Doku-

menten unter dem Namen des SS-Scharführers Horst Mauersberger 

gefunden habe, der als Postentruppführer und später als Falkner an 

Himmlers Falkenhof aufgeführt wird? 

Auch dies gehörte zur teuflischen Realität dieses Lagers, dass 

man nur einige hundert Meter von den elektrischen Todeszäunen 

und Wachtürmen entfernt in einem malerisch gelegenen Waldge-

lände Falken züchtete, die als Himmlers Lieblingsvögel galten und 

doch nur zur Erheiterung und Zerstreuung der NS-Bonzen dienten. 

Wo heute junge Birken, Eichen und Buchen grünen, standen damals 

Gehege und Käfige, in denen Adler, Falken, Habichte und andere 

Raubvögel gehalten wurden. Ein Arbeitskommando von sechs bis 

zehn Häftlingen war zum Füttern der Tiere und zum Reinigen ein-

geteilt. «Verwundungen durch Bisse und Festkrallen der Raubvögel 

waren die Belohnung für eine anstrengende Arbeit, bei der die SS 

mit Schlägen nie gespart hat», berichtete der ehemalige Buchen-

wald-Häftling Leopold Reitter.5 Hat mein Vater mit meiner Mutter, 

den Verwandten und Freunden aus Weimar darüber sprechen dür-

fen, was er täglich in Buchenwald sah und erlebte? Auf der Liste je-

ner SS-Leute, die nach der Befreiung des Lagers im Frühjahr 1945 

wegen besonderer Grausamkeit angezeigt wurden, findet sich sein 

Name nicht. Das Wachpersonal, zu dem mein Vater gehörte, hat 

wahrscheinlich aus gewöhnlichen, meist jungen Männern bestan-

den, die – überzeugt von der NS-Ideologie – im Gehorsam gegen-

über den drakonischen Befehlen glaubten, ihre Pflicht zu tun. Aber 

irgendwann ging auch ihr idealistischer Glaube zu Bruch. Als sich 

mein Vater mit einem Vorgesetzten wegen der Behandlung der Ge-

fangenen überwarf, wurde er ab 1941 an die Kriegsfront strafver-

setzt. 
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Organisierte Schuld 

Bei den Recherchen zu diesem Buch, die auch zur deprimierenden 

Spurensuche wurden, hat mir Hannah Arendts These von der «or-

ganisierten Schuld» eine vorläufige Antwort auf die Frage gegeben, 

wo politische und moralische Verantwortlichkeit gesucht werden 

könnte. Hatten die Nazis nicht durch die organisatorische Erfas-

sung eines ganzen Volkes sowie durch ein teuflisches, fast lücken-

loses System von Gleichschaltung und Kontrolle eine Situation ge-

schaffen, durch die fast jeder mündige Deutsche, ob er nun das Sy-

stem innerlich akzeptierte oder nicht, in die Vorbereitung der Ver-

brechen einbezogen war? Gewiss gab es auch Widerstand, Verwei-

gerung und Auflehnung, die unter Lebensgefahr durchgehalten 

werden mussten. Noch heute bin ich auf einen meiner Onkel in Wei-

mar stolz, der in der Illegalität gegen lokale Nazi-Grössen agitierte 

und bei der Verteilung von Flugblättern so geschickt vorging, dass 

er nie erwischt worden ist. Aber was geschah mit den anderen, die 

sich aus voller politischer Überzeugung und doch ahnungslos mit 

dem NS-System eingelassen haben? Schuld, Verstrickung, Verbre-

chen, Abscheu, Gedankenlosigkeit, Wissen und Nichtwissen tau-

chen im persönlichen Schicksal meines Vaters auf; ein halbes Jahr-

hundert später bin ich unfähig, die Ungeheuerlichkeiten seines Le-

bens einzig und allein ihm anzulasten. Bis heute regt mich die Kri-

tiklosigkeit auf, mit der die Generation unserer Väter trotz der Er-

fahrungen des Ersten Weltkrieges das Inferno des zweiten Krieges, 

das Ideal des Militärischen und den glühenden Gehorsam gegen-

über Hitler hingenommen hat. 

«Wir sind alle süchtig gewesen», meint heute eine Bürgerin der 

Stadt Weimar, Jahrgang 1911, die ehrenamtlich in der NS-Frauen-

schaft gearbeitet und bis zuletzt an den Endsieg des Führers ge-

glaubt hat. «Ich habe die Deutschen Abende der Hitlerjugend miter-

lebt, von denen ich hell begeistert war. Alle waren damals begei-

stert, nur wenige geben das heute zu.» Wie mag das damals gewe-

sen sein, als Zwanzigjähriger mit Enthusiasmus erst in die SA und  
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danach in die SS zu gehen? Hat mein Vater ahnen können, was ihn 

in jenem Lager, das da errichtet wurde, tatsächlich erwartete? Die 

Überlebenden von Buchenwald haben nach 1945 berichtet, dass die 

Kontrolle im Konzentrationslager ungemein streng war. Selbst ein 

Mitglied der SS-Wachmannschaften, das, von den brutalen Verhält-

nissen angewidert und moralisch herausgefordert, gegen die Lager-

leitung protestiert hätte, wäre wohl als Sträfling im Lager gelandet. 

Dem Reichsführer-SS, der Gestapo und dem Chef des Reichssicher-

heits-Hauptamtes waren alle Machtbefugnisse in die Hände gelegt 

– sie bildeten einen «Staat im Staate», gegen dessen System der Ein-

zelne machtlos war. «Keine Einzelperson, kein Gericht, keine Ver-

waltungsbehörde, ja selbst nicht einmal höhere Parteistellen waren 

in der Lage, sich gegen diese Instanzen durchzusetzen», schrieben 

der Oberbürgermeister von Weimar, die Vertreter der Kirchen und 

der Leiter der Weimarer Kulturstätten am 1. Mai 1945 an die ame-

rikanische Militärregierung, um die Bevölkerung gegen den Vor-

wurf in Schutz zu nehmen, sie habe das Grauen in Buchenwald ge-

kannt und dennoch feige geschwiegen. Jeder aus Buchenwald ent-

lassene Häftling musste sich verpflichten, über alles zu schweigen, 

was er im Lager gesehen und erlebt hatte – auch für das SS-Kom-

mando bestand ein absolutes Rede- und Auskunftsverbot. Aber 

stimmte das wirklich, und hätte man sich nicht doch dagegen auf-

lehnen können? Schuld und Verantwortung lasten wohl auf jedem, 

der damals mit dem Lager und seinen Insassen in Berührung kam. 

«Wir haben viele Jahre gar nicht gewusst, was dort oben los war, 

auf dem Buchenwald. Wenn ich mit meiner Mutter abends Feld-

postbriefe an die Bahn brachte, haben wir sie gesehen, die Häft-

linge, wenn sie aus dem Fürsteneingang kamen und auf einen LKW 

verladen wurden. Wir sind nicht stehengeblieben, nur vorbeigegan-

gen ...» Einige der Weimarer Bürger sind doch stehengeblieben, ha-

ben den Häftlingen in ihren gestreiften Anzügen geholfen, wie Inge-

borg Koch, Jahrgang 1938, erzählt. Deren Tante habe den Buchen-

wäldern heimlich Essen zugesteckt, was vom SS-Wachpersonal mit 
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der Drohung quittiert wurde: «Nur weil Sie weisse Haare haben, 

verschonen wir Sie. Sonst wären Sie jetzt weg.»6 

Als die amerikanischen Befreier im April 1945 die Bürger von 

Weimar dazu zwangen, das Lager auf dem Ettersberg zu besichti-

gen und sich die Berge von Leichen anzusehen, behaupteten fast 

alle Einwohner der Stadt, nichts gehört und nichts gesehen, ja nicht 

einmal den besonders im Sommer penetranten Verbrennungsge-

ruch aus den Schornsteinen des Krematoriums wahrgenommen zu 

haben. Aber wer war in den Nischen dieser kleinen Provinzstadt 

wirklich ein Täter? Waren es nur die SS-Wachmannschaften hinter 

den Stacheldrahtzäunen oder gehörten auch jene Weimarer Bürger 

dazu, die das Lager Buchenwald in einer heute fast unbegreiflichen 

Gleichgültigkeit als eine völlig normale Einrichtung akzeptierten? 

Immerhin hat es seit 1937 ein enges, fast familiäres Nachbar-

schaftsverhältnis zwischen Weimar und Buchenwald gegeben. An 

fast hundert Stellen der Stadt waren Lagerhäftlinge in speziellen 

Arbeitskommandos eingesetzt, an ihren gestreiften Anzügen mit 

den farbigen Häftlingswinkeln überall erkennbar. Drei Dutzend Fir-

men lieferten fast täglich Lebensmittel, Baumaterial und Bürobe-

darf nach Buchenwald, als handele es sich um ein normales Ge-

schäft. Wer fragte bei einem Besuch des Wildgeheges oder des Falk-

nerhofes danach, was sich hinter den fernen, schwerbewachten La-

gerzäunen abspielen mochte? Sechsmal am Tag fuhr ein Bus vom 

Weimarer Fürstenplatz nach Buchenwald und zurück, transpor-

tierte die SS-Mannschaften ins Theater, in Wirtshäuser oder Knei-

pen, als sei dies das Normalste der Welt. Buchenwald war über das 

städtische Telefonnetz zu erreichen, verfügte über ein eigenes Post-

amt und hatte ein eigenes Standesamt mit der Bezeichnung Weimar 

II, wo am 18. Juli 1939 zum Beispiel meine Geburt eingetragen wor-

den ist. 

Wer heute nach der Verantwortung in der NS-Gesellschaft und 

nach der Beteiligung des Einzelnen an den nationalsozialistischen 

Verbrechen fragt, der wird diese «Normalität im Grauen» nicht ig- 
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norieren dürfen. Nicht nur die SS-Männer, sondern auch ihre 

Frauen bewegten sich am Einsatzort wie selbstverständlich, weil 

Ehe und Familie wichtige Grundsätze des SS-Sippenordens waren. 

Schon 1929 hatte Heinrich Himmler verkündet, er wolle aus der SS 

eine Sippengemeinschaft von Männern und Frauen formen, die als 

«rassische Oberschicht des germanischen Volkes» und als Füh-

rungselite eines von den Nazis beherrschten Europa betrachtet 

werden sollte. Der «Verlobungs- und Heiratsbefehl» Himmlers aus 

dem Jahre 1931 dekretierte, dass SS-Männer nur Frauen heiraten 

durften, die sich freiwillig einer rassischen und politischen Über-

prüfung unterzogen.7 Auf der Basis dieser Ideologie wurden zwi-

schen 1931 und 1945 240‘000 Ehen von SS-Angehörigen geschlos-

sen – auch die meiner Eltern. Rassepass und Ariernachweis wurden 

von ihnen wie selbstverständlich akzeptiert. 

Wie viele Ehefrauen der SS-Männer sind Mitwisserinnen der Ta-

ten und heimliche Komplizinnen ihrer Männer geworden, weil sie 

vom Ordensgedanken der SS, vom Glauben an das «Herrenmen-

schenpaar» und der befohlenen Germanisierungspolitik überzeugt 

waren? Kann ich heute Schuldgefühl, Moral und Verantwortung bei 

meinen Eltern einklagen, obwohl diese Tugenden damals nur bei 

wenigen zu finden waren? Es mag ja sein, dass man sich in der Stadt 

Weimar darüber wunderte, warum das geschätzte Ausflugsgebiet 

Ettersberg plötzlich abgeriegelt und in einen geheimen Lagerkom-

plex verwandelt wurde. Aber man war in der Bevölkerung auch 

sichtbar erleichtert, dass die «asozialen Elemente» – Arbeitslose, 

Hausierer und Zigeuner – endlich von der Strasse verschwanden. 

Offenbar war bei den Eliten der Gesellschaft ebenso wie bei den 

ganz normalen Deutschen eine Mehrheit durchaus bereit, auch die 

allmähliche Stigmatisierung der Juden zu akzeptieren. Zwischen 

der Weimarer Bevölkerung und der geheimnisvollen Institution Bu-

chenwald existierte ein fast normales Nachbarschaftsverhältnis. 

Das Lager befand sich weitab von der Stadt, war mit Bussen zu er-

reichen und konnte aus der Distanz geahnt werden. Aber was hin- 
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ter den Todeszäunen vorging, danach fragte man besser nicht. Das 

waren Häftlinge und nichts mehr. «Wir gehörten einfach zu den Er-

scheinungen der Welt, nach denen sie nicht fragen konnten oder 

wollten, deren Charakter als an sie gerichtete Frage ihnen über-

haupt nicht zum Bewusstsein kam», schreibt der damalige Häftling 

Jorge Semprun in seinem ersten Erinnerungsband «Die grosse 

Reise». «Sie arbeiteten auf ihren Feldern, hörten am Sonntag dem 

Pfarrer zu und gingen dann spazieren, vom Übrigen sahen sie 

nichts. Freilich sahen sie nur deshalb nichts, weil sie nichts sehen 

wollten.»8 

Wie rasch sich die Abgrenzung zur Welt der Opfer verwischen 

konnte, sollte mein Vater im Jahre 1938 erleben. Damals wurde der 

Häftling Rudolf Held aus Weimar in Buchenwald eingeliefert, der 

als Mitglied der Kommunistischen Partei von der Gestapo aufge-

griffen und in das Konzentrationslager gebracht worden war. Bei 

dem Inhaftierten handelte es sich um den Schwager meines Vaters, 

den Bruder meiner Mutter, die ihren Mann inständig anflehte, sich 

für die Freilassung des inhaftierten Bruders einzusetzen. Nach zwei 

Wochen wurde Rudolf Held von Buchenwald in das Konzentrati-

onslager Esterwegen gebracht, wo er später zur berüchtigten, mit 

lebensgefährlichen Einsätzen betrauten Sturm-Brigade Dirlewan-

ger abkommandiert wurde. Er kam nicht aus dem Krieg zurück, den 

er als überzeugter Pazifist stets ab gelehnt hatte. «Buchenwald – 

das ist die historische Gestalt des radikal Bösen, dessen, was aufge-

klärtes Denken in Weimar immer bekämpft hat, von Goethes Zeiten 

bis zur demokratischen Republik, der Weimarer Republik, die vom 

barbarischen Toben des Hitler-Regimes vernichtet wurde.» Es ist 

der KZ-Häftling und spätere Weimar-Preisträger Semprun gewe-

sen, der diesen Zusammenhang schonungslos benannte. «Die Mit-

läufer, die Gleichgültigen – jene, die NSDAP gewählt haben, solange 

es noch freie Wahlen gab, sogar diese Deutschen, ohne Zweifel die 

Mehrheit, sind Opfer des Hitler-Regimes geworden.»9 
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Das Versagen der geistigen Elite 

Aber wo liegen die Wurzeln für Diktatur und Terror? Wo liegen die 

Triebfedern für Entrechtung und Verfolgung von Menschen und 

welche Einstellungen bereiteten der totalitären Nazi-Diktatur den 

Weg? Ich schreibe diese Zeilen am 27. Januar 1998, am Abend jenes 

Tages, an dem der Deutsche Bundestag an die Befreiung des Kon-

zentrationslagers Auschwitz erinnert und in einer Feierstunde ver-

sucht, sich der bedrückendsten Wahrheit deutscher Geschichte zu 

stellen. Wenige Stunden zuvor habe ich auf der Pressetribüne des 

weiten, von hellem Winterlicht erfüllten Bonner Plenarsaales ge-

sessen und zu den Abgeordneten hinübergeblickt, von denen die 

meisten zu dieser Gedenkstunde erschienen sind. Der Bundesprä-

sident, der Bundeskanzler, die Bundesregierung und die Minister-

präsidenten der Länder: Die politische Repräsentanz der Bundes-

republik versuchte sich in Anwesenheit der gesamten Staatsspitze 

daran zu erinnern, was nationaler Wahn und politische Selbstüber-

schätzung vor mehr als einem halben Jahrhundert angerichtet ha-

ben. Aber es war kein Deutscher, sondern ein Gast aus Jerusalem, 

der eine klare Antwort auf die Frage versuchte, warum der Tod ein 

Meister aus Deutschland werden konnte. «Wie kann man das Nazi-

Regime erklären?» fragte der Leiter der Holocaust-Gedenkstätte 

Yad Vashem, Professor Yehuda Bauer. «Ich glaube, dass es eine 

pseudointellektuelle Elite war, die in Deutschland die Macht er-

oberte», meinte der Gast und ist davon überzeugt, dass diese gei-

stige Eroberung nur gelang, «weil diese Führungsschicht einen 

scheinbaren Ausweg in eine wunderschöne Utopie anbot».10 

Dies scheint mir eine Erklärung dafür zu sein, warum ausgerech-

net aus der Hochkultur Weimars viele geistige Wegbereiter der 

schändlichsten Barbarei hervorgehen konnten. Jene tonangebende 

Schicht von Adel und Grossbürgertum, von Museumsdirektoren 

und Goethe-Philologen, von Beamten, Studienräten und Lehrern, 

von Fabrikdirektoren, Offizieren und Händlern war es, die der Nazi- 
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Partei jenen Rückenwind gab, mit dem sie schon 1924 zu einem be-

stimmenden Faktor in der Landespolitik und schliesslich im Jahre 

1931 zum Koalitionspartner einer bürgerlichen Regierung in Thü-

ringen werden sollte. Die Schichten des gehobenen und mittleren 

Bürgertums, die akademisch gebildeten Verehrer von Goethe, 

Schiller, Herder und Nietzsche identifizierten sich weitgehend mit 

der Vision vom «Dritten Reich», und selbst der Aufbau des Lagers 

Buchenwald konnte diese Identifikation nicht wirklich stören. Im 

Gegenteil: Es war ein unumgänglicher Schritt zum Erreichen dieses 

Zieles. Der Gast aus Jerusalem spricht diese Wahrheit deutlich aus. 

«Sobald sich der Herr Doktor, der Herr Professor, der Herr Direk-

tor, der Herr Pfarrer, Priester oder Herr Ingenieur für die Sache in-

teressierten und sich ein Konsens herausbildete, dass der Diktator 

so etwas wie eine halb mythische Figur war – von diesem Zeitpunkt 

an wurde es leicht, auch die Massen zu überzeugen und aus ihr die 

Täter zu rekrutieren.» 

Ich sitze an jenem Tag noch lange auf der Pressetribüne des 

Deutschen Bundestages und denke über diese Sätze nach. War 

nicht mein damals zweiundzwanzigjähriger Vater auch einer von 

jenen unzähligen Verführten gewesen, die von den Professoren an 

den Universitäten, von den Lehrern an den Schulen oder von den 

Literaturpäpsten Weimars zu einem Mittäter gemacht worden wa-

ren? Wie hätte ich mich als junger Mann verhalten, wenn mir ein 

Germanist wie der Hochschullehrer Emil Staiger gesagt hätte, dass 

man nur mit einer neuen Führerfigur «der würdelosen Despotie 

des Zeitgeistes» entrinnen könne? War jene Melange von «Hitle-

rismus und Goethe», über die sich der Besucher Thomas Mann im 

Jahre 1932 beim Gang durch Weimar wunderte, nicht auch eine Art 

von geistigem Aufbruch, der besonders die Jugend damals unge-

mein begeistert hat? Darf ich mir heute einbilden, ich wäre damals 

ein Held gewesen? 

Prominente Opportunisten und Mitläufer gab es ohnehin genug. 

Wie der glühende Hitler-Verehrer Hans Severus Ziegler in seinen 

28 Weimar – Doppelgesicht einer Stadt 



nach 1945 erschienenen Erinnerungen berichtet, war es dem da-

maligen Direktor des Weimarer Nationalmuseums Hans Wahl 

schon im Jahre 1926 eine ausserordentliche Freude, den in Mün-

chen zu einer Festungshaft verurteilten, mit Rede- und Auftrittsver-

bot belegten und in akademischen Kreisen als «ungebildeten 

Trommler» verketzerten Adolf Hitler an der Pforte zum Weimarer 

Goethe-Haus zu empfangen – nach 1945 sollte dieser Opportunist 

und frühe Wendehals behaupten, Hitler habe das Goethe-Haus nie-

mals betreten.11 Ausgerechnet die Stadt Weimar schien ein signifi-

kantes Beispiel dafür zu sein, wie ein hochgebildetes Bürgertum ge-

rade durch seine Rückbesinnung auf Klassik und Humanismus die 

gefährliche politische Realität aus den Augen verlor. Man schwärm-

te für Goethe, Schiller, Herder und Nietzsche und sehnte sich insge-

heim nach einem Führer wie Hitler. Kam die Barbarei vielleicht so-

gar mitten aus der Kultur, weil deren Protagonisten längst zur Mit-

täterschaft entschlossen waren? 

«Wir müssen endlich die Tatsache ernst nehmen, dass Hitler auf 

Goethe gefolgt ist», meint Volkhard Knigge, Leiter der Gedenkstätte 

in Buchenwald. Dieser einfühlsame Historiker und Psychoanalyti-

ker schränkt aber ein: «Selbstverständlich soll das nicht heissen, 

dass Goethe Wegbereiter war.» Aber mit Blick auf die Geschichte 

Weimars müsse man auch konstatieren, dass die hohe Kultur wenig 

resistent war, ja, es könnte sogar sein, dass die Barbarei von Bu-

chenwald durch die hohe Kultur der Goethe-und-Schiller-Stadt be-

flügelt wurde.12 Ein harter Vorwurf. Deutsche Bildungsbürger glau-

ben bis heute, dass sich die Politik Hitlers weniger barbarisch ent-

wickelt hätte, wenn sich der NS-Führer von der Dichtung eines Goe-

the hätte durchdringen lassen; sie bedauerten sogar, dass Hitler in 

«Mein Kampf» den Weimarer Dichterfürsten nur einmal, obendrein 

in einem üblen antisemitischen Zusammenhang, erwähnte. Aber 

die Apologeten der Weimarer Klassik haben es dem aufstrebenden 

Führer so leicht gemacht, dass er die Stadt Goethes und Schillers 

nicht lange zu umwerben brauchte – die selbsternannten Geistes- 
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grössen kamen scharenweise zu ihm. Im offenen Einverständnis 

mit seinen völkischen Anhängern versah der rabiate Antisemit und 

Thüringer NSDAP-Gauleiter Arthur Dinter schon 1924 Zeitungsan-

zeigen für seine Vorträge mit der Zeile: «Juden haben keinen Zu-

tritt». Da gab es unter den Mitgliedern der akademisch-literari-

schen Clubs, Gesellschaften und Vereine wenige, die gegen eine sol-

che Diffamierung öffentlich protestierten. Das Wegschauen wurde 

früh praktiziert. 

Was Victor Klemperer in seinen Tagebüchern in beklemmender 

Weise beschrieb, hat sich auch in der Kulturstadt Weimar ereignet: 

Stigmatisierung und Aussonderung, die in beruflicher Entrechtung 

und dann in diffamierenden Exzessen mündeten, waren an der Ta-

gesordnung. Saul Friedländer hat diese Mechanismen in seinem 

Buch über die Verfolgung der Juden beschrieben: Unter den mei-

sten gewöhnlichen Deutschen gab es Einverständnis mit der Aus-

sonderung der Juden und ihrer Entlassung aus dem öffentlichen 

Dienst; es gab individuelle Initiativen, um aus ihrer Enteignung 

Nutzen zu ziehen – und es gab auch ein gewisses Mass an Schaden-

freude beim Mitansehen ihrer Erniedrigung. Die Mehrheit der 

Deutschen akzeptierte einfach die vom Regime unternommenen 

Schritte. «Mitgefühl mit den Juden hätte ein gewisses Misstrauen 

gegen die Richtigkeit von Hitlers Weg bedeutet, und viele Deutsche 

hatten sich mit ihren individuellen und kollektiven Prioritäten in 

dieser Hinsicht endgültig festgelegt.»13 

Die in diesem Buch beschriebene Affäre um den Weimarer Prä-

sidenten der Staatsbank Walter Loeb erinnert, obwohl schon Mitte 

der zwanziger Jahre stattgefunden, bereits in vielen Passagen an 

das, was Friedländer in seinem Buch beschrieben hat – fast wie 

selbstverständlich haben die meisten der Weimarer Bildungsbür-

ger später auch den Nazi-Grundsatz übernommen, dass im deut-

schen Schrifttum jede Mitarbeit von «rassefremden Autoren» abzu-

lehnen sei. 

«Das war nicht nur Terror, meine Damen und Herren», ruft Pro-

fessor Yehuda Bauer an diesem Nachmittag des 27. Januar 1998 in 
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die Stille des Bonner Plenarsaales, «das war ein Konsens, auf dem 

Versprechen einer wunderbaren Utopie ... die Vision von einer idyl-

lischen, weltbeherrschenden Volksgemeinschaft, die ohne Reibun-

gen und ohne Parteien funktionieren sollte, allein von Sklaven be-

dient. Um dies zu erreichen, musste man sich gegen alles aufbäu-

men. Gegen bürgerliche und jüdisch-christliche Moral, gegen indi-

viduelle Freiheit und gegen den Humanismus, gegen das ganze Ge-

päck der Französischen Revolution und überhaupt – gegen die ge-

samte Aufklärung!» 

Hitlers braune Hochburg 

Im Zentrum der deutschen Klassik und des Humanismus, in der 

Stadt der demokratischen Verfassung und der ersten deutschen Re-

publik ist die Selbstaufgabe der Intellektuellen und die Entflech-

tung der Kultur von den Prinzipien der Aufklärung besonders deut-

lich verlaufen. Die geistige Anpassung war geradezu beängstigend. 

Zwar hatten die künftigen Machthaber Weimar früh als ideales Auf-

marschgebiet für ihre Ziele ausgemacht – als Ort von Humanismus 

und Klassik hatte diese Stadt für die Nazis besonderen Symbolwert. 

Schon bei den Neuwahlen zum Thüringer Landtag am 10. Februar 

1924 hatte die «Vereinigte Völkische Liste» um den exzentrischen 

Antisemiten Arthur Dinter mit 18,6% allein in Weimar das mit Ab-

stand beste Ergebnis in ganz Thüringen erreicht. Im «Naturschutz-

park der Geistigkeit», wie Egon Erwin Kisch im Jahre 1927 spottete, 

hatten sich doppelt so viele Wähler wie im Landesdurchschnitt für 

die völkischen Nazis entschieden. Das war ein Achtungserfolg, der 

zum ersten Mal nationalsozialistische Abgeordnete in einen deut-

schen Landtag brachte und der den Appetit des in Landsberg inhaf-

tierten Hitler auf das «Pompeji des deutschen Geistes» erst richtig 

geweckt hat. Aber warum ist gerade Weimar zu einer braunen 

Hochburg geworden, wo die NSDAP bei den späteren Landtagswah-

len im Jahre 1929 11,3% der Stimmen und sechs Landtagsmandate  
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eroberte und bei den Koalitionsverhandlungen zum Zünglein an 

der Waage wurde? Damals hatten sich Wähler und Mandate der Na-

tionalsozialisten in Thüringen schon verdreifacht, was den Erd-

rutsch bei den Reichstagswahlen des Jahres 1932 bereits ahnen 

liess. Woran hat es gelegen, dass bei diesen Landtagswahlen vier 

Jahre vor Hitlers Machtantritt im Deutschen Reich bereits 26,4% 

aller Stimmen auf die Nazis entfielen, so dass der weltberühmte 

Musenort zu den Nazi-Hochburgen Bayreuth, Coburg, Kulmbach 

oder Nürnberg aufrücken konnte? 

«Ich liebe Weimar», hatte Hitler seinem Mitkämpfer Hans Se-

verus Ziegler, nach 1933 Generalintendant des Deutschen Natio-

naltheaters, schon nach den ersten Besuchen im Jahre 1926 gesagt 

und prophezeit, dass er mit dieser Stadt «etwas ganz Besonderes 

vorhabe». Zwar galt die besondere Zuwendung des NS-Führers der 

Wagner-Kultstätte Bayreuth, die sich schon vor dem Auftauchen 

Hitlers als geistige Waffenschmiede für eine nationale Revolution 

angeboten hatte. Aber auch dem idyllischen Weimar kam in der po-

litstrategischen Langzeitplanung eine Schlüsselrolle zu, weil sich 

nur hier, an der unumstrittenen Hochburg deutscher Bildung, der 

ersehnte und mit allen Mitteln erkämpfte kulturpolitische Klima-

wechsel demonstrieren liess. «Die geopolitische Bedeutung eines 

zentralen Mittelpunktes einer Bewegung kann nicht überschätzt 

werden», hatte Hitler bereits in «Mein Kampf» geschrieben, «nur 

das Vorhandensein eines solchen, dem magischen Zauber eines 

Mekka oder Rom stattgebenden Ortes kann ... einer Bewegung die 

Kraft schenken.»14 Sollte die Goethe-Stadt nach der Wagner-Metro-

pole nun zum zweiten geistigen Kraftquell der NS-Revolte ausge-

baut werden? Auf jeden Fall ging die wahltaktische Strategie Hitlers 

auf, über eine allmähliche Eroberung der deutschen Provinz auch 

in den Grossstädten Mehrheiten zu holen. 

In Bayreuth hatte Winifred Wagner schon früh für den in Lands-

berg einsitzenden Hitler Spenden gesammelt. «Meine Frau kämpft 

wie eine Löwin für Hitler – grossartig!» hatte Siegfried Wagner 

kommentiert, der zusammen mit dem englischen Rassentheoreti- 
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ker Houston Stewart Chamberlain Bayreuth zum Hort des Hitleri-

schen Antisemitismus machte. Hitler griff die Annäherungsversu-

che des Wagner-Clans nur zu gern auf. Nicht nur das Heldische in 

den Opern von Richard Wagner hatte es ihm angetan, sondern auch 

Nietzsches Visionen vom Übermenschen und dessen Verachtung 

demokratischer Gleichheitspostulate. Elisabeth Förster-Nietzsche, 

die Schwester Friedrich Nietzsches, die von Hitler in Weimar be-

sucht wurde, brachte unverhohlen ihre Bewunderung über Hitlers 

«wundervolle, geradezu phänomenale Persönlichkeit» zum Aus-

druck – eine Hochschätzung, die nach Meinung der alten Dame auch 

ihr Bruder, der Verkünder des Übermenschentums, bedingungslos 

geteilt hätte.15 So dachten damals viele, die sich zum politisch erwa-

chenden geistigen Bürgertum der Stadt zählten. Der NSDAP – Füh-

rer stellte für die Mehrheit der rasch auf fast dreitausend Mitglieder 

angewachsenen NS-Kulturgemeinde die Erfüllung aller Zukunftsvi-

sionen dar, weil er wie kein anderer den «Willen zur Macht» propa-

gierte und die deutsche Revolution endlich zu erkämpfen bereit 

war. Welcher junge Mann wollte sich damals dieser geistigen Faszi-

nation widersetzen? 

Das «Kleinod des deutschen Geistes und der deutschen Seele», 

wie Hitler den Weimarer Bildungsbürgern schon bei seinen ersten 

Besuchen nach der Landsberger Gefängnishaft schmeichelte, schien 

für diese geistige Eroberung wie geschaffen. Im völkisch-nationali-

stischen Dunstkreis des antisemitischen Schriftstellers Adolf Bar-

tels, des später von der NSDAP verfemten Nazi-Apologeten Arthur 

Dinter und der Gralshüterin des Nietzsche-Erbes, Elisabeth För-

ster-Nietzsche, gab es leider viele, die dem NS-Führer schon früh 

wichtige Kontakte vermittelten. Zwischen 1926 und 1936 kam Hit-

ler mehr als vierzigmal in diese Stadt, logierte wie selbstverständ-

lich im «Hotel Elephant» und schaute sich im Deutschen National-

theater besonders Aufführungen völkisch-nationaler Autoren an, 

deren Inszenierungen nach dem politischen Rechtsruck im Jahre 

1924 sprunghaft zunahmen. Denn nirgendwo tat man sich mit den 
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neuen Zeiten, die im November 1918 über Deutschland hereinbra-

chen, so schwer wie in der Stadt an der Ilm. Die erzwungene Abdan-

kung des Grossherzogs war hier, wo man wie überall in den Zaun-

königreichen von fürstlichen Geldgebern abhängig gewesen war, 

als Anmassung empfunden worden – das verzieh man der Linken 

nie, gegen die sich bald ein verärgertes und verängstigtes Bürger-

tum zusammenfinden sollte. Weimar ist ein Beispiel dafür, wie das 

demokratische Parteiensystem zum Opfer einer fast hasserfüllten 

Aggression werden sollte. Spätestens nach 1924 ist der Brücken-

schlag zwischen Bürgertum und Arbeiterschaft, dessen Scheitern 

der Historiker Friedrich Meinecke als eine der Ursachen für den 

Niedergang der Republik ansah, zur Illusion geworden. Die Gren-

zen nach rechts verwischten sich, die Gräben nach links wurden im-

mer tiefer. Im Lauf der Jahre verband sich die Begeisterung für die 

Nazis auch beim Weimarer Bildungsbürgertum mit einer fast hass-

erfüllten Ablehnung der neuen demokratischen Republik. 

Diese politische Distanzierung von den demokratischen Verhält-

nissen war unübersehbar und hatte bereits nach der Novemberre-

volution eingesetzt, als sich die politische Stadtelite Weimars bei 

den ersten demokratischen Wahlen in die Arme der Deutschnatio-

nalen Volkspartei flüchtete. Damit wurde eine Partei favorisiert, die 

aus ihrer Abneigung gegen die Republik keinen Hehl machte und 

gegen die Weimarer Verfassung stimmte. Danach organisierte sich 

die nationalkonservative Mehrheit im Stadtrat in sogenannten Bür-

gerlisten, die eine Sammlung des verängstigten Bürgertums be-

zweckten und einen deutlichen Affront gegen die Sozialdemokratie 

sowie gegen alle Anhänger der verhassten Novemberrevolution 

markieren sollten. Damals erinnerte das Bürgertum noch an einen 

kohärenten Block, der durch Besitz und Bildung gefestigt war; links 

waren «die Leute», mit denen man politisch besser nicht in Berüh-

rung kam. 

Aber der Putsch gegen die Demokratie 1920, in den Wirren der 

Kapp-Lüttwitz-Revolte ausgelöst, wurde im politischen Dunstkreis 
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dieses Bürgertums geplant. Auch die spektakuläre Vertreibung des 

Weimarer Bauhauses ging auf das Konto eines unversöhnlichen 

Schutz- und Trutzbündnisses, das nicht nur aus völkischen Nazis 

bestand; denn auch das weitgehend konservative Handwerk, die 

höhere Bürokratie von Stadt und Land sowie rechtsstehende Bür-

gereliten halfen mit, eine als kalt und «undeutsch» geltende Institu-

tion aus der Stadt zu jagen. «Wir werden in neuerer Zeit von dem 

Weimarer Spiesser-Pöbel schwer bekämpft», klagte man schon 

1924 im Kreise der verfemten Bauhaus-Künstler. Die rechtskonser-

vative «Vereinigung zur Pflege deutscher Kultur in Thüringen» 

schlug zurück: «Wir wollen nicht ruhig zusehen, wie Phantasten 

uns die in ... Jahrhunderten mühsam ... errungenen Methoden des 

Denkens zertrampeln ...» Damit war klar: Die avantgardistischen 

Künstler des Bauhauses wurden von einer Mehrheit des tonange-

benden Bürgertums als Fremdlinge betrachtet, die in Weimar 

nichts zu suchen hatten. «Es hat sich ausgeweimart, meine Herren, 

wir gehen jetzt dessauern!» schrieb Lyonel Feininger im Februar 

1925 an seine Frau, als der darauffolgende Umzug nach Dessau be-

schlossen war. 

Walter Gropius, Lyonel Feininger und Paul Klee trugen damals 

mit dem erzwungenen Auszug aus ihrer Wahlheimat den Glauben 

an eine kulturelle Renaissance Weimars zu Grabe. Bis heute muss 

Weimar mit dem Vorwurfleben, eines der faszinierendsten Experi-

mente der Moderne in dumpfem Provinzialismus erstickt zu haben 

– auch wenn sich die Stadt heute wieder mit dem Bauhaus zu 

schmücken dürfen glaubt: Henry van de Velde und Walter Gropius 

hatten in Weimar zuletzt mehr Feinde als Freunde. Längst war der 

Hort deutscher Klassik zu einem Experimentierfeld völkisch-natio-

nalistischer Ideologie geworden, von dem hauptsächlich die Nazis 

profitierten. Gesucht wurde nach der «richtigen Kultur», die eine 

neue Identität stiften und einer durch den Versailler Vertrag gede-

mütigten Nation das beschädigte Rückgrat wieder richten sollte. 

Der Nachlass der Weimarer Klassik schien in den Händen der Ex- 
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pressionisten verraten und verkauft. Eine fast spiessbürgerlich an-

mutende Kleingeistigkeit, aber auch die Sehnsucht nach einem na-

tionalen Kulturstaat sorgten dafür, dass den Meistern des Bauhau-

ses jede künstlerische Befähigung abgesprochen wurde. Als die 

Bauhäusler gingen, kamen bald erste Kolonnen der im Jahre 1926 

in Weimar gegründeten «Hitlerjugend» und SA. Fast zeitgleich mit 

dem Auszug der modernistischen Künstler erschien Hitler zum er-

sten Mal in Weimar auf der Bildfläche – er eroberte eine Stadt, die 

ihm kaum fünf Jahre später als Retter und Befreier zujubeln sollte. 

Schon am 30. Januar 1932, ein Jahr vor der Vereidigung zum 

deutschen Reichskanzler in Berlin, schaute sich der erfolgsselige 

Hitler im Theater von Weimar die Premiere des Theaterstücks 

«Hundert Tage» von Benito Mussolini an, in dem der Aufstieg der 

Napoleonischen Herrschaft beschrieben wird. Als müsse sich der 

Totengräber der Weimarer Demokratie noch einmal an der Grösse 

Napoleons ergötzen, verfolgte er die Aufführung des mittelmässi-

gen Stücks in jenem Theatergebäude, wo 1919 die Nationalver-

sammlung die erste demokratische Verfassung Deutschlands bera-

ten und verabschiedet hatte. Was als Szenario einer Tragikomödie 

wirkte, wurde wenig später tödlicher Ernst. Auf einem der schön-

sten Ausflugsgelände in der Umgebung der Stadt entstand das KZ 

Buchenwald. «Hier fühlt man sich gross und frei, wie die grosse Na-

tur, die man vor Augen hat», schwärmte Geheimrat Johann Wolf-

gang von Goethe, wenn er mit der Weimarer Hofgesellschaft auf 

dem Ettersberg spazierenging. 1935 begannen die Arbeiten für das 

Konzentrationslager. Während die Nationalsozialistische Kulturge-

meinde die neuen Zeiten feiert, protestieren einige ihrer Mitglieder 

beim Inspekteur der Konzentrationslager und Führer der SS-To-

tenkopfverbände Theodor Eicke gegen die Benennung des geplan-

ten Lagers mit dem Namens Ettersberg – die Parallelität des Lagers 

mit dem Leben und Werk Goethes könne die Erinnerung an den 

Dichter beschmutzen. Dem Antrag, von diesem Namen Abstand zu 

nehmen, wird stattgegeben. Der Fall der Kulturstadt Weimar hat 

unwiderruflich begonnen.16 



Der Sturz des Grossherzogs 
Über den Abgang der Monarchie 



Deutscher November 

Freitag, der 8. November 1918. Im gediegenen Plüschambiente des 

Weimarer Hoftheaters wird an diesem Abend «Donna Diana» ge-

spielt. Noch einmal ergötzt sich die Weimarer Kunstgemeinde an 

einer komischen Oper, in der sich der spanische Don Cesar in die 

schöne Donna Diana verliebt. Doch die maurische Romanze von 

verletztem Stolz und falscher Eitelkeit, in deren Mittelpunkt ein eit-

ler Frauenheld steht, will dem Publikum diesmal nicht so recht ge-

fallen. Immer wieder gehen die Blicke der Theaterbesucher hinauf 

in die Hofloge, die an diesem Abend leer bleibt. Überall wird getu-

schelt, was sich längst in Weimar herumgesprochen hat: Grossher-

zog Wilhelm Ernst, Hausherr im altehrwürdigen Schloss, ist seit Ta-

gen verschwunden. Gerüchte wollen wissen, der Fürst sei geflohen, 

weil revolutionäre Soldatenräte nach ihm fahnden. Warum sind die 

Hoftore seit Tagen verschlossen? Ist die grossherzogliche Familie 

bei Nacht und Nebel aus Weimar verschwunden? 

Die Komödie auf der Bühne des Weimarer Hoftheaters wirkt wie 

der Abgesang auf eine Epoche, deren Ende unwiderruflich begon-

nen hat: Während man sich drinnen an die Glanzzeit europäischer 

Aristokratien erinnert, hat draussen ein Drama begonnen, bei dem 

bislang unbekannte Akteure die Hauptrolle übernehmen. Nach Wo-

chen politischer Unruhen hat die deutsche Revolution des Novem-

ber 1918 jenes idyllische Städtchen erreicht, das sich von der gros-

sen Politik stets fernzuhalten versucht hatte. Auch in der Goethe-

Stadt Weimar ist die geschlossene Welt der Gewissheiten und fe-

sten kleinen Formen jetzt durcheinandergeraten. «Die Soldaten ha-

ben sich die Kokarden und Achselklappen entfernt. Patrouillen  
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durchziehen die Stadt... Die Strassen in Unruhe, Automobile jagen 

hin und her»1, notiert der Weimarer Lokaldichter Johannes Schlaf 

in sein Tagebuch. Die heraufziehende Revolution wird für den kon-

servativen Literaten zu einem Schlüsselerlebnis, das ihm ebenso 

wie seinem liberalen Zeitgenossen, dem Diplomaten und Weltbür-

ger Harry Graf Kessler, als der Inbegriff von Chaos erscheint, das 

sich wie ein Ölfleck vom Kieler Matrosenaufstand bis in das thürin-

gische Herz Deutschlands auszubreiten droht. «Umgekehrt wie in 

Frankreich revolutioniert die Provinz die Hauptstadt, die See das 

Land. Wikingerstrategie.»2 Weit nüchterner analysiert ein damali-

ger Politiker die Situation. «Die tollsten Gerüchte werden verbrei-

tet», schreibt der SPD-Funktionär und Landtagsabgeordnete Au-

gust Baudert in sein Tagebuch. «Soviel steht fest, dass etwas Wich-

tiges im Anzug ist.»3 

Das Imperium der Hohenzollern zerfällt, die Abdankung des Kai-

sers scheint nur noch eine Frage von Stunden zu sein. Meutereien, 

Streiks und wachsende Unzufriedenheit breiten sich aus. «Deutsch-

land bittet um Waffenstillstand und Frieden ... Deutschland bricht 

zusammen. So weit haben es die Vaterlandsparteien nun gebracht. 

Wir hungern!» hatte Baudert einige Wochen vor jenem 8. Novem-

ber 1918 notiert, an dem auch in Weimar der revolutionäre Um-

sturz beginnt. Auf der Weimarer Hauptpost weht seit drei Tagen 

eine rote Fahne, die von revolutionären Soldaten aufgezogen wor-

den ist. Unbekannte Pazifisten haben am Goethe-und-Schiller-

Denkmal ein Zitat von Friedrich von Schiller angebracht: «Ein 

furchtbar wütend Schrecknis ist der Krieg. Die Herde schlägt er und 

den Hirten.» Die Wut über den verlorenen Krieg, für den jede Fami-

lie Opfer bringen musste, ist überall zu spüren. Seit Beginn des Jah-

res 1918 sind viele Wehrpflichtige desertiert, streunen durch die 

Stadt und machen Jagd auf Offiziere, denen man die Schulterstücke 

und Kokarden von den Uniformen reisst. Mit solchen Gesten will 

man nachträglich auch einen «Kadavergehorsam» attackieren, un-

ter dem unzählige Kameraden an der Front den Tod gefunden ha-

ben. Inspiriert von den Matrosenaufständen in Kiel und anderen 
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Küstenstädten, beflügelt vom Pathos der russischen Oktoberrevo-

lution und beseelt vom Glauben, dass man die verhasste Monarchie 

ebenso in Deutschland endlich zum Teufel jagen könne, nehmen 

wütende Soldaten und frustrierte Arbeiter in jenem November 

1918 in Weimar ihr politisches Schicksal selbst in die Hand. 

Zum erstenmal erklingen in der bürgerlichen Dichterstadt Arbei-

terlieder und wehen rote Fahnen, als sich am Abend des 8. Novem-

ber ein langer Demonstrationszug von der Wielandstrasse zur 

Schillerstrasse auf den Marktplatz und von dort aus zum Schloss 

wälzt, um die Abdankung des Grossherzogs zu fordern. «Kamera-

den und Genossen», steht auf Flugblättern zu lesen, «die Revolution 

marschiert. Unsere Schicksalsstunde hat geschlagen. Die militäri-

sche Macht ist in unseren Händen und die politische wird folgen. 

Hört auf uns. Folgt unseren Anordnungen. Die grösste Ruhe und 

Entschlossenheit ist nötig. Plünderungen und Roheiten sind Eurer 

unwürdig ... Es lebe die sozialistische Republik!» 

Dieser Zusammenbruch der alten Mächte, der wenig später vor 

dem Weimarer Schloss eskaliert, hatte in den vergangenen Tagen 

fast lautlos und unerwartet begonnen. Eine Woche zuvor war im 

Landtag des Grossherzogtums Sachsen-Weimar-Eisenach zum er-

stenmal in einer gereizten Debatte über eine Verfassungsreform 

und über die mögliche Abdankung des Grossherzogs gestritten 

worden. Zwar war durch eine Reichsverfassungsänderung der Ob-

rigkeitsstaat bereits verabschiedet und der Übergang in eine parla-

mentarische Demokratie vollzogen worden; doch dieser in Berlin 

ausgehandelte, höchst revolutionäre Vorgang war im abgeschiede-

nen Weimar fast unbeachtet geblieben. Als der SPD-Abgeordnete 

Baudert im Verlauf jener Landtagsdebatte vom 31. Oktober 1918 

die Forderung stellt, dass die «Fürsten samt und sonders von der 

Regierung zurücktreten» sollten, entsteht auf den Bänken der kon-

servativen Landtagsmehrheit heftiger Tumult. Im Drei-Klassen-

Parlament des Grossherzogtums galt es immer noch als höchst un- 
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schicklich, über die Person des Grossherzogs eine öffentliche Dis-

kussion zu führen. Der Sozialdemokrat handelt sich für seinen Vor-

stoss auch prompt eine Rüge des Landtagspräsidenten ein und rea-

giert darauf wie ein abgekanzelter Schuljunge: «Ich füge mich.» 

Noch kurz zuvor hatte der Staatsminister des Grossherzogs im 

Landtag zu Protokoll gegeben, dass von der «Beseitigung des Abso-

lutismus» keine Rede sein könne. Mit grosser Entrüstung hatte die 

Mehrheit den moralischen Zusammenbruch des Heeres bestritten. 

Dankbar hielt der Parlamentspräsident am Ende jener denkwürdi-

gen Sitzung fest: «Unsere Sozialdemokratie will keine Revolution. 

Das deutsche Volk ist monarchisch bis in die Knochen!» Die alten 

Ideale wurden bis zuletzt verteidigt, obwohl der Glaube an den 

deutschen Kaiser kaum noch hochzuhalten war. Die Nomenklatura 

des deutschen Bürgertums zog es vor, Ergebenheitsadressen an 

den «durchlauchtigsten Grossherzog, gnädigsten Fürsten und 

Herrn» zu senden, in denen man schwor, sich jeder Änderung der 

traditionellen Gewalten zwischen Kaiser, Bundesfürsten und 

Reichstag zu versagen. «Eurer Königlichen Hoheit erlauchte Ahnen 

haben jederzeit die höchsten Kulturgüter fördernd und schirmend 

bewahrt; ihre Namen leben im dankbaren Gedächtnis der Nation. 

Voll gläubigen Vertrauens wenden wir uns ... in dieser Notzeit des 

Deutschtums an Eure Königliche Hoheit mit der unterthänigsten 

Bitte, allen Änderungen ... der Reichsverfassung die höchste Zustim-

mung versagen zu wollen.»4 

Solche Huldigungen zeigten an, auf welche Seite sich ein verun-

sichertes Bürgertum in einer polarisierten Situation schlagen 

wollte. Mit allen Kräften lehnte es sich gegen eine politische Ent-

wicklung auf, die in der Reichshauptstadt Berlin, aber auch in ande-

ren deutschen Kleinstaaten bereits zu ersten verfassungsmässigen 

Veränderungen in Richtung Demokratie geführt hatte. Der «Aufruf 

zur rechten Stunde», auf der Titelseite der konservativen Weimari-

schen Zeitung publiziert, richtete sich gegen die gerade eingeleitete 

Parlamentarisierung der deutschen Reichsgewalt. Unterzeichnet  
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war er von Adeligen, Militärs, Beamten und Pensionären, die sich 

als «deutsche Vaterlandsfreunde» bezeichneten und jede kritische 

Auseinandersetzung mit der Monarchie und der militärischen Nie-

derlage ablehnten. «Die Antwort Wilsons auf das Friedensangebot 

unserer Regierung, die heute veröffentlicht worden ist, ist unmög-

lich! Sie verlangt geradezu, so ziemlich unverblümt, die Abdankung 

des Kaisers, der Zollern. Sie ist auch sonst in jeder Hinsicht nur auf 

unsere Demütigung aus», so der Weimarer Dichter Johannes 

Schlaf.5 In der lokalen Öffentlichkeit der Stadt Weimar erschienen 

Anzeigen, adressiert an Paul von Hindenburg, Sieger der legendä-

ren Tannenberg-Schlacht, in denen versprochen wurde, dass in der 

Stunde der Not «kein Mann von der Schanze und keine Frau von der 

Arbeit» weichen würde. «Wir sind nicht verloren, wenn wir uns 

nicht verloren geben», rief Weimars evangelischer Stiftsprediger 

während einer gutbesuchten Versammlung in der Stadtkirche, die 

von allen Beteiligten mit einem «Rütlischwur» verglichen wurde. 

Schon machte die Unterstellung die Runde, das deutsche Volk sei 

durch den amerikanischen Präsidenten Wilson dazu gezwungen 

worden, seinem Kaiser gewaltsam untreu zu werden – auch dies 

war eine Lüge, die später zusammen mit der Dolchstosslegende Lu-

dendorffs als Munition gegen die «Novemberverbrecher» benutzt 

werden sollte. Selbst das Eingeständnis Hindenburgs, dass die mili-

tärische Niederlage unausweichlich sei, wollte man im Grossher-

zogtum Sachsen-Weimar-Eisenach lange Zeit nicht glauben. Statt 

dessen predigte man Durchhalteparolen: «Namenlose Verelendung 

steht uns bevor, wenn wir nicht bis zur letzten Stunde zusammen-

stehen und dem Feinde zeigen, dass ein noch ungebrochenes deut-

sches Volk ihm die Hand zum Frieden gereicht hat.» 

Sehr lange identifizierte sich dieses aufgeschreckte Bürgertum 

mit dem kaiserlichen Heer und seinen Befehlshabern, denen ein mi-

litärisches Fiasko nicht zugetraut wurde. «Nichtswürdig ist die Na-

tion, die nicht ihr Alles freudig setzt an ihre Ehre», tönt es mit Fried-

rich Schiller im patriotisch beseelten Weimar, wo man entschlossen 

gegen den «Schandfrieden von Versailles» und gegen eine drohen- 
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de Auslieferung des deutschen Kaisers polemisierte. Fast zwei Dut-

zend der lokalen Frauenvereine richteten ein offenes Schreiben an 

die Königin von Holland, dass «Kaiser Wilhelm II. niemals eine 

Schuld an dem furchtbaren Weltkrieg treffen könne». Und noch am 

24. Oktober 1918, zwei Wochen vor dem 9. November, entrüsteten 

sich monarchistische Kreise öffentlich darüber, dass zum sechzig-

sten Geburtstag der Kaiserin keine Jubelfahnen aufgezogen worden 

waren. «Die Monarchie muss erhalten bleiben», rief der Staatsmini-

ster des Grossherzogs unter dem Beifall seiner konservativen 

Freunde im Landtag. Noch fühlte man sich als Vertreter eines «an-

cien régime», dessen Sturz keinesfalls eine beschlossene Sache war. 

Durchhalten oder Untergehen – in dieser Kampfformel präsentierte 

sich eine an die Ideologie der Alldeutschen erinnernde Propaganda, 

die eine neue Realität kaum zur Kenntnis nehmen wollte. Kein Ge-

danke daran, dass es nur noch kurze Zeit dauern sollte, bis der 

Grossherzog bei Nacht und Nebel aus Weimar verschwinden 

musste. 

Die Stunde der Abrechnung 

Der Sturz aller deutschen Fürstenhäuser im Jahre 1918 wurde zum 

Fanal für einen konstitutionellen Umbruch – und doch ist die spä-

tere Weimarer Republik lange eine «Republik ohne Demokraten» 

geblieben. Warum wurde die Weimarer Republik so wenig getra-

gen? Als zwischen dem 7. und 25. November 1918 überall in 

Deutschland die Fürstenthrone stürzten, rollte eine antimonarchi-

stische Flutwelle durch das Reich, die die deutschen Fürstenhäuser 

völlig entmachtete. Weil die deutschen Bundesfürsten seit 1871 auf 

das Engste mit dem Deutschen Kaiserreich verbunden waren, wur-

den sie in der Stunde der Abdankung des Kaisers nur noch als lä-

stige Vasallen der Hohenzollern gesehen, die wie er zurücktreten 

sollten. Aber keiner der deutschen Fürsten zeigte soviel Einsicht,  
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freiwillig auf den Thron zu verzichten. In jedem der acht Einzelstaa-

ten musste die Abdankung erzwungen werden – in Thüringen dau-

erte es sechzehn Tage, bis die letzte Kleinmonarchie in Schwarz-

burg-Sondershausen am 25. November 1918 endgültig abgetreten 

war.6 

Und in Weimar? Am Nachmittag des 8. November 1918 versam-

melten sich im Weimarer «Volkshaus» die Mitglieder des revolutio-

nären Soldatenrats. Ihre politischen Forderungen haben sie rasch 

formuliert: die Abdankung des Kaisers und der deutschen Fürsten, 

die sofortige Beendigung des Krieges, die Aufhebung der Militärge-

setze sowie die Freilassung der politischen Gefangenen. Nun gerät 

mit dem SPD-Landtags- und Reichstagsabgeordneten August Bau-

dert ein Politiker in das Zentrum der sich anbahnenden Konfronta-

tion zwischen dem Alten und Neuen, der bis dahin die Gewalt der 

Strasse immer peinlich gemieden hatte. Dieser altgediente Genosse, 

den der frühere Grossherzog Carl-Alexander immer jovial «meinen 

Sozialdemokraten» genannt hatte, lehnte eine revolutionäre, gar an 

russischen Vorbildern orientierte Umwälzung strikt ab. Das Ziel des 

eher gemässigten Abgeordneten war ein ordentlich funktionieren-

der Staat, der die Folgen des Krieges, die Lebensmittelknappheit 

und die drohende Typhusepidemie in Thüringen beseitigen sollte. 

Der professorale Tonfall linker Manifeste war ihm ebenso fremd 

wie das revolutionäre Pathos, mit dem plötzlich den Palästen der 

Reichen der Krieg erklärt wurde. Natürlich wollten auch Baudert 

und seine drei SPD-Mitstreiter im Landtag endlich das Ende der 

Monarchie, die fast überall in Deutschland zu einem verhassten 

Anachronismus geworden war. Immer lauter wurde bei den Unter-

tanen des Grossherzogs von Sachsen-Weimar-Eisenach der Ruf, 

dass ein diskriminierendes Drei-Klassen-Wahlrecht in Preussen 

schlecht zu einer Nation passe, die ihre Bürger ohne Unterschied 

von Herkunft, Rang und Stand in einen mörderischen Weltkrieg ge-

schickt hatte. War das Volk, dem man die politische Mitsprache im-

mer noch verwehrte, nicht gründlich von seinem Kaiser, den Köni-

gen, Fürsten und den Militärs betrogen worden? Sollte das kaiserli- 
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che Deutschland ein antiquierter, von Drei-Klassen-Wahlrecht, Erb-

monarchie und Offiziersdenken geprägter Obrigkeitsstaat bleiben, 

oder standen die Zeichen in Richtung Demokratie, die besonders 

von allen fortschrittlichen Parteien immer stürmischer gefordert 

wurde – das war die Frage, die damals nicht nur im abgeschiedenen 

Weimar, sondern in ganz Deutschland debattiert worden ist. 

Vom Pathos der historischen Stunde überwältigt, kommt es vor 

dem Weimarer Schloss zum Zusammenprall der alten und der 

neuen Mächte. Auf einem improvisierten Rednerpodium steht der 

Sozialdemokrat Baudert vor einem langen Protestzug, dem sich 

zahlreiche Bürger sowie ungewöhnlich viele Frauen angeschlossen 

haben. Als er in seiner Rede die Abdankung des Fürsten fordert, der 

sich angeblich in den Gemächern des weitläufigen Schlossbaus ver-

birgt, kommt es zu Tumulten und Schmährufen gegen den Monar-

chen. «Nur der geringste Anlass, und das Schloss wäre gestürmt 

worden», erinnert sich Baudert später. Die brisante Stimmung wird 

vom Garnisonsältesten der ehemals fürstlichen Truppen entschärft, 

der im Namen des Grossherzogs den Demonstranten verspricht, 

alle politischen Gefangenen freizulassen. Damit kann in Weimar ein 

erster «revolutionärer Erfolg» gefeiert werden. Jubelnd holen die 

Soldaten ihre inhaftierten Gefährten aus dem Gefängnis, ziehen mit 

ihnen triumphierend durch die Stadt. «Der Soldatenrat hat die poli-

tische Gewalt», notiert Johannes Schlaf am 9. November 1918, «die 

Stadt steht im Zeichen der Revolution.»7 

Tatsächlich ist die bestehende Ordnung zusammengestürzt. Auf 

den Strassen und Plätzen patrouillieren Posten, die sich als Vertre-

ter des Soldatenrates ausgeben und Waffen an die Bevölkerung ver-

teilen. Vom benachbarten Flugplatz Nohra wird gemeldet, dass sich 

die dortige Besatzung solidarisch erklärt und den Aufständischen 

Autos und Flugzeuge zur Verfügung stellt. In Weimar werden stra-

tegisch wichtige Positionen besetzt. Auf der Post, im Bahnhof sowie 

im Fernsprech- und Telegraphenamt kontrollieren Uniformierte 

den Verkehr. Alle Buchdrucker werden nachts aus ihren Betten ge- 

46 Der Sturz des Grossherzogs 



holt, um Plakate und Flugzettel vorzubereiten. Im altehrwürdigen 

Weimarer Hoftheater, wo sich das feine Bildungsbürgertum zur 

hundertsten Aufführung von Schillers «Maria Stuart» eingefunden 

hatte, schallen die Rufe aus dem Parkett: «Nieder mit der monarchi-

stischen Theaterei! Jetzt machen wir Theater!» Publikum und 

Schauspieler sind derart erschrocken, dass die Jubiläumsauffüh-

rung abgebrochen wird. Aber die Unruhen pflanzen sich fort. Die 

Redaktion der Weimarischen Zeitung wird von Arbeiter-und-Solda-

ten-Räten kontrolliert. Das reaktionäre Nachrichtenblatt des Gross-

herzogtums wird vorläufig verboten, weil das Blatt eine «aufrechte 

Gegnerin der Umwälzung» gewesen sei. Den Redakteuren, die sich 

empört auf die neue Pressefreiheit berufen, werden Aufpasser zur 

Seite gestellt. Autos rattern durch die Stadt, die von johlenden Auf-

ständischen gestohlen worden sind. Im grossherzoglichen Marstall 

werden die Reitpferde losgeschirrt, auf denen Soldaten in den nahe 

gelegenen Schlosspark galoppieren. Das Volk, das bisher nichts zu 

sagen hatte, tobt sich aus. Das Mysterienspiel einer maroden Mo-

narchie hat freilich erst begonnen. Als bekannt wird, dass in Bayern 

die Wittelsbacher und in Berlin die Hohenzollern gestürzt worden 

sind, ruft man in Weimar nach der Abdankung der Wettiner. 

Der verhasste Monarch 

Die «Königliche Hoheit», wie sich Grossherzog Wilhelm Ernst von 

seinem Hofstaat und seinen Untertanen stets korrekt anreden liess, 

hat den Zorn des Volkes geahnt. Noch zwei Tage vor seiner Abdan-

kung verlieh er in einer letzten, demonstrativen Geste fürstliche Or-

den an bewährte Hofbeamte und liess verkünden, dass er ab 1. Ja-

nuar 1919 auf die traditionelle Steuerfreiheit des Hofes verzichten 

werde. Danach blieb er verschwunden. Er versteckte sich vor dem 

demonstrierenden Volk im Privathaus des Weimarer Rechtsan- 

Der verhasste Monarch 47 



walts Hermann Jöck, einem seiner engsten Berater. Kein Zweifel, 

dass der letzte Grossherzog auf dem Thron der Wettiner damals um 

sein Leben bangen musste. Wilhelm Ernst war in seinem kleinen 

Reich derart unbeliebt, dass August Baudert schon in einer der letz-

ten Landtagssitzungen ungerührt verkündete, der Weimarer Gross-

herzog sei leider zu einem «der verhasstesten Fürsten in ganz 

Deutschland geworden». Schon lange klagte man in linken und libe-

ralen Kreisen darüber, dass die Ministerien der thüringischen 

Kleinstaaten jährlich viele Millionen Reichsmark verschlangen. 

Nicht zuletzt wegen der üppigen Versorgungsansprüche der Für-

stenfamilien sowie ihrer zahlreichen Hofschranzen galt Grossher-

zog Wilhelm Ernst seit seiner Inthronisation im Jahre 1901 als ein 

höchst umstrittener Regent, der es nie verstanden hatte, «als Fürst 

zum Volke» herabzusteigen, wie ihm später in der Stunde der Ab-

rechnung vor gehalten wurde. Schon der damalige preussische Ge-

sandte in Weimar hatte den jungen Thronfolger in einem vertrauli-

chen Bericht an den Kaiser als «Mann von grosser Strenge» be-

schrieben, der eine «etwas verlegene, schwer zugängliche und 

misstrauische Natur» und ein «cholerisches Temperament» besit-

ze. 

Als im Jahre 1905 nach nur zweijähriger Ehe die junge Grossher-

zogin Caroline unter grosser Anteilnahme der Bevölkerung zu 

Grabe getragen wurde, schwirrten böse Gerüchte durch die Stadt. 

«Was wussten die Leute», so der Dramaturg Wilhelm von Scholz, 

«gleichviel ob die Künstler oder der Arzt, den man aufsuchte, der 

Geschäftsinhaber, bei dem man kaufte oder die Waschfrau alles 

über die erste Ehe des wenig beliebten jungen Grossherzogs zu er-

zählen: Wie schlecht es mit der sympathischen, anmutigen und all-

gemein bemitleideten Grossherzogin, die noch wie ein Mädchen 

aussah, stünde – dass sie an seinem rauhen, unverträglichen Wesen 

schliesslich dahingesiecht sei.»8 Damals wurde im klatschsüchtigen 

Weimar kolportiert, dass die Grossherzogin nach einer tief unglück-

lichen Ehe in den Freitod getrieben worden war – wie auch immer,  

48 Der Sturz des Grossherzogs 



die Kluft zwischen Fürst und Volk wurde nach diesem Ereignis so 

gross, dass der Grossherzog für einige Jahre auf seinen schlesischen 

Familienbesitz retirierte, um sich möglichst wenig bei seinen Wei-

marer Untertanen blicken zu lassen. Oder wollte man noch Schlim-

meres vertuschen? In den Tagebuchaufzeichnungen von Harry Graf 

Kessler findet sich der Hinweis, wonach der Grossherzog den Wei-

marer Hoffotografen Held verprügelte, weil dieser offenbar Bilder 

der verstorbenen Caroline an eine Berliner Zeitung verkauft hatte. 

In rasender Wut habe der Fürst damals nach dem ahnungslosen 

Held rufen lassen: «Er wolle ihn totschlagen», heisst es in den Auf-

zeichnungen von Harry Graf Kessler, «die Lakaien hätten die Ge-

wehrschränke verschlossen (Warum? Sie müssen schon Erfahrun-

gen gemacht haben!) Der Grossherzog habe dann seinen Hirschfän-

ger verlangt; und als ein Lakai ihm auch diesen verweigerte, habe 

der Grossherzog den Unglücklichen mit Fusstritten fast totgetreten. 

Dann sei Held gekommen. Der Gh. habe sich inzwischen eine Peit-

sche verschafft und habe damit auf Held, als er ins Zimmer trat, ehe 

er ein Wort sagen konnte, so losgeschlagen, dass Held nachher wo-

chenlang liegen musste.»9 

Von diesen Dramen hinter höfischer Kulisse bekam die Öffent-

lichkeit damals nur in Andeutungen Kenntnis. Aber das Ansehen 

der traditionsreichen Weimarer Dynastie haben diese Skandale 

dennoch nachhaltig geschädigt. Nicht nur in der «Hufschmiede», 

dem gern besuchten Künstlerlokal der Stadt, sondern im gesamten 

Hofstaat wurde über einen Fürsten gelästert, der mit der Reitpeit-

sche nach Kutschern schlug, sobald sie den fürstlichen Equipagen 

nicht schnell genug aus dem Weg fuhren. Besonders in dieser klei-

nen Stadt, wo der Hof für den täglichen Klatsch und Tratsch sorgte, 

sprach sich in Windeseile herum, dass die Lakaien in den Schloss-

gemächern von ihrem Hausherrn verprügelt wurden, sobald der 

Fürst nicht rechtzeitig für den Jagdausflug geweckt worden war. 

Hofbedienstete erzählten, dass der Fürst ihnen in einem seiner 

Wutanfälle das Teegeschirr samt heissem Inhalt an den Kopf ge- 
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worfen habe. Und sogar kleine Kinder soll er mit der Reitpeitsche 

gezüchtigt haben, was der jähzornige Potentat mit dem zynischen 

Hinweis entschuldigte: «Ja, mein Temperament.» 

Die Kritik an diesem Verhalten war auch damals schon gross. Of-

fenbar unterschätzte Wilhelm Ernst die Psyche seiner Untertanen, 

wenn er sich öffentlich wie ein unberechenbarer Despot benahm 

und sogar darauf hoffte, dieses Verhalten könne folgenlos bleiben. 

«Ritt er durch die Strassen, wich ihm Alles schön aus; denn seine 

Reitpeitsche verfehlte nie das Antlitz des unvorsichtigen Fussgän-

gers. Manches Weimarische Kind wimmerte unter seinen Hieben. 

‚Schweinehund’, ‚Proletenpack’ waren seine geläufigen Ausdrü-

cke.»10 In das Bild dieses zügellosen Monarchen passte, dass er im 

Februar des Jahres 1915 den Oberbürgermeister Martin Donndorf 

von der Hofloge des vollbesetzten Theaters aus mit den Worten 

«Sie Rindvieh» und «Dummer August» titulierte. Offenbar hatte 

sich das bürgerliche Stadtoberhaupt Weimars in den Theaterrän-

gen verlaufen, die streng nach «hoffähigen» und «nicht hoffähigen» 

Zuschauern unterteilt waren. «Schaffen Sie mir das Proletenpack 

vom Hals», hatte der Fürst den Saaldienern zugerufen – und er 

brüllte so laut, dass es jedermann im Weimarer Hoftheater hören 

konnte. Immer wieder wurden diese Entgleisungen von offizieller 

Seite mit dem Hinweis entschuldigt, dass Grossherzog Wilhelm 

Ernst nach dem plötzlichen Tod seines Vaters ohne eine hinrei-

chende Vorbildung und Reife auf den Weimarer Thron gelangt sei. 

Später erfuhr man, dass der Monarch in Wahrheit schwer nerven-

krank war und eine ständige Notrufleitung zwischen dem Schloss 

und einem Jenaer Psychiatrieprofessor installiert werden musste. 

Diese Affären illustrieren die Atmosphäre in einem deutschen 

Grossherzogtum, das vom Modernisierungsdruck des heraufzie-

henden Industriezeitalters nichts wahrnahm, sondern sich dagegen 

abschottete. Noch glaubte der Obrigkeitsstaat, sich auf eine Macht 

des Monarchen stützen zu können, die praktisch immer noch unan-

greifbar war. Wer das Verhalten des Monarchen in der Öffentlich- 
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keit oder gar im Landtag kritisierte, der konnte rasch in Ungnade 

fallen. Als sich der Dichter und Theaterkritiker Ernst von Wilden-

bruch im Jahre 1903 erdreistete, das mangelnde Interesse des Mo-

narchen an den Tagungen der Weimarer Goethe-Gesellschaft zu kri-

tisieren, traf ihn der Bannstrahl aus dem Schloss. In einem «Wort 

über Weimar» hatte der angesehene und bei Hofe geschätzte Autor 

gefragt, warum der Grossherzog das Treffen der Goethe-Liebhaber 

einfach ignoriere. «Ja, es muss ihm gesagt werden und wenn kein 

Anderer es tut, so will ich es tun, dass es die Pflicht eines Grossher-

zogs von Weimar ist, dafür zu sorgen, dass eine Institution wie der 

Goethe-Tag eine ist, nicht verkommt... und elend unter der Gleich-

gültigkeit der Menge erstickt.»11 Schon diese gutgemeinte Ermah-

nung war zuviel und forderte den Zorn des Monarchen heraus. Der 

Grossherzog liess den Schriftsteller zu sich kommen und herrschte 

ihn an, wie er dazu komme, ihm «gewisse Verhaltungsmassregelun-

gen» zu erteilen. Er liess den Gast kaum aussprechen, so dass dieser 

das Schloss in äusserster Erregung verliess. Die Tore zu Weimars 

Fürstenhaus blieben danach für Ernst von Wildenbruch lange ver-

schlossen. 

Der Kaiser, der auf das Geschehen am Weimarer Hof ein waches 

Auge hielt, lobte Wilhelm Ernst für seine schroffe Reaktion. Diese 

öffentliche Kritik sei in der Form höchst taktlos und unehrerbietig 

gewesen, hiess es in einem Brief aus Berlin. «Regierende deutsche 

Grossherzöge kritisiert man nicht durch das dreckige Medium der 

Presse. Der Grossherzog ist nicht ein X-Beliebiger, der es rechtfer-

tigt, dass man ihn im Stile des J’accuse von Zola selig anrempelt.»12 

Der kaiserliche Brief zeigte, dass jede öffentliche Kritik immer noch 

als unzulässige Einmischung in höfische Angelegenheiten galt. Wer 

den Komment der adeligen Oberklasse verletzte, der musste mit Be-

strafung rechnen. Der Monarch sollte unantastbar bleiben, weil auf 

das «Magische kein Tageslicht» fallen durfte, wie der britische Hi-

storiker Walter Bagehot den Dynastien Europas ins Stammbuch ge-

schrieben hatte. 
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Das autokratische Regiment des umstrittenen Grossherzogs hat 

manchen Gesprächsstoff für eine privilegierte Gesellschaft abgege-

ben, die im Dauerzyklus von höfischen Festen, Galatheatern und der 

Jagd ein höchst gelangweiltes Leben führte und sich deshalb über 

jede Sottise freute, die das Ritual protokollarischer Unterwerfung 

durchbrach. Besonders am kleinen Hof von Sachsen-Weimar-Eisen-

ach blieb man weitgehend unter sich, achtete auf protokollarische 

Regeln und schottete sich fast eifersüchtig von der übrigen Gesell-

schaft ab. Besonders nach dem frühen Tod der kunstsinnigen 

Grossherzogin Caroline erstarb fast jedes geistige Leben hinter den 

Schlossmauern; jetzt regierten Protokoll und Etikette unter dem 

unberechenbaren Zepter eines Fürsten, der sich wenig für die 

Kunst und mehr für die Jagd interessierte. 

Das Weimarer Grossherzogtum stand in dem Ruf, bei der Ver-

gabe der begehrten «Hoffähigkeit» besonders restriktiv zu sein. Als 

der Ruf von Henry van de Velde zum Direktor der Kunstgewerbe-

schule schon fast perfekt war, sorgte die Einführung des Belgiers 

bei Hofe für beträchtliche Probleme, weil man sich erst über die 

«Hoffähigkeit» von Madame van de Velde erkundigen musste. War 

die Künstlergattin eine Adelige, oder hatte der unkonventionelle 

Belgier eine Bürgerliche geheiratet? Nicht nur die Herkunft, son-

dern auch das Protokoll waren für den Zugang in die verschlossene 

Welt «bei Hofe» entscheidend. Bei Veranstaltungen im Schloss 

hatte man sich einer strikten Kleiderordnung zu unterwerfen. Die 

«Hoftenue» bestand aus betresstem Frack, einem Zweispitz, einer 

weissen Hose und dem obligatorischen Degen. Wer wie van de 

Velde darum bat, die an rheinischen Karnevalsfrohsinn erinnernde 

Uniform nicht tragen zu müssen, zog sich den Unmut Seiner König-

lichen Hoheit zu. Als der belgische Künstler die Stirn hatte, bei ei-

nem Galadiner im Frack zu erscheinen, handelte er sich eine ironi-

sche Anspielung des brüskierten Gastgebers ein. Die schlagfertige 

Antwort des Belgiers, Königliche Hoheit mögen sich vorstellen, der 

Präsident der USA habe seinen Botschafter an den Hof von Weimar  
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entsandt, hat früh zu der Verstimmung zwischen diesen so unglei-

chen Männern beigetragen.13 

Weil der Rang in Weimar eine so grosse Rolle spielte, musste van 

de Velde gegen seinen ausdrücklichen Wunsch den Titel «Profes-

sor» annehmen – eine Ablehnung wäre als Affront empfunden wor-

den. Der damalige Reise- und Modeschriftsteller Richard Voss wur-

de gebeten, seine Frau regelmässig zu Hause zu lassen, sobald er 

«zu Hofe» befohlen wurde; denn seine Gattin wurde bei der Hofge-

sellschaft «als nicht geeignet» empfunden. In der engstirnigen Ex-

klusivität der Wettiner Dynastie mokierte man sich sogar darüber, 

dass Johann Wolfgang von Goethe einst in die Kaste eingedrungen 

war. «Nur Fremdworte drücken das Mass der Abschliessung deut-

lich aus», schrieb ein Zeitgenosse über die Urenkel des Goethe-För-

derers Carl August, die sich bis heute nicht damit abgefunden hät-

ten, «dass ein bürgerlicher junger Mann aus Frankfurt so unverse-

hens in die Kreise der vornehmen Grossväter eingedrungen und ih-

nen sogar erheblich über den Kopf gewachsen sei».14 Der auf Eti-

kette erpichte, in preussischer Disziplin aufgewachsene Wilhelm 

Ernst hat solche Exklusivität bis an den Rand der Lächerlichkeit 

strapaziert. Er zeigte sich meist in Uniform vor seinen Untertanen 

und verhielt sich derart unnahbar, dass ein altgedienter preussi-

scher Regimentskommandeur bei seiner ersten Audienz fast er-

schrak: «Keine Ahnung vom Handgeben. Ich erwartete jeden Au-

genblick, mit ER angeredet zu werden.» 

Gewiss waren auch in Weimars Idylle einige Rolläden hochgezo-

gen worden, um wenigstens etwas frische Luft hereinzulassen. Na-

türlich konnte die Hofkamarilla um den autoritären und unbere-

chenbaren Fürsten nicht verhindern, dass dessen Entgleisungen be-

kanntwurden und bald zum Thema eines ausufernden Hof- und 

Stadtklatsches wurden. Aber es blieb bei jenem «selbstgefälligen 

Redegeriesel», wie der seit der Jahrhundertwende in Weimar le-

bende Harry Graf Kessler die kleine Welt von «Intriguen und 

Aigriertheit» spöttisch nannte. Viel später hat dieser weltoffene Di-

plomat und Kunstmäzen selbst kritisch die Frage gestellt, warum  
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gerade im Deutschland Schillers, Kants und Fichtes eine besondere 

Charakterlosigkeit gezüchtet worden sei. Meinte er damit auch das 

Versagen der geistigen Elite, die sich der aufbrausenden Selbstherr-

lichkeit ihrer Fürsten kaum widersetzte? Erst 1924 bricht der Vor-

wurf aus ihm heraus, dass die Jämmerlichkeit des deutschen Bür-

gertums auf die intensive Förderung der Servilität an den zahlrei-

chen deutschen Höfen zurückzuführen sei. «Deutschland verdankt 

es seinen Fürsten, dass es das gebildetste, aber rückgratloseste Volk 

Europas ist.»15 

Eine angepasste Elite 

Fast könnte man das vom Glanz literarischer Klassik geprägte Wei-

mar als einen Ort beschreiben, wo sich das Unpolitische als Grund-

zug deutscher Kultur besonders stark ausgeprägt hat. Man beklagte 

zwar wie Franz Liszt, Hoffmann von Fallersleben, Harry Graf Kess-

ler, Henry van de Velde, Lyonel Feininger und die vielen Avantgar-

disten, die sich vom Ruhm der Stadt angezogen fühlten, den «star-

ren Aristokratismus», der mit der Regentschaft von Grossherzog 

Carl Alexander Mitte des 19. Jahrhunderts in die Edelprovinz einge-

zogen war und auch von dessen Nachfolger nicht beseitigt wurde. 

Schon zu dieser Zeit hatte Weimar Beinamen erhalten, in denen sich 

das Missbehagen an einer nur rückwärtsgewandten Traditions-

pflege ausdrückte. Die abgeschiedene Dichterstadt wurde als «Ilm-

Athen», als «Pompeji des deutschen Geistes», als «Sarkophag» oder 

schon 1836 von Heinrich Heine als «Musenwitwensitz» verspottet. 

Doch diese Kritik führte nicht zu einer Öffentlichkeit, die auf eine 

Abschaffung der missliebigen politischen Zustände drängte. Der 

preussische Gesandte Raschdau hatte 1894 in der Weimarer Gesell-

schaft eine auffallende Mutlosigkeit beim Blick in die Zukunft ana-

lysiert. Adelheid von Schorn, die einen subtilen Einblick in die ab-

gekapselte, von elitärem Hochmut geprägte Hofgesellschaft besass, 
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konstatierte um die Jahrhundertwende: «Wir leben nur von der 

Tradition. Sie wird modrig. Es riecht dumpf nach Mottenpulver.»16 

Der kurzzeitige Anlauf zur Moderne, von Elisabeth Förster- 

Nietzsche, Harry Graf Kessler und Henry van de Velde ab 1903 in-

itiiert, sollte schon nach einigen Jahren scheitern, weil dieser Kul-

turströmung der Rückhalt bei den Alteingesessenen fehlte. Der 

Name des Diplomaten, Schriftstellers, Buchkünstlers und Mäzena-

ten Harry Graf Kessler, der von 1903 bis 1906 ehrenamtlicher Di-

rektor des Weimarer Museums für Kunst und Kunstgewerbe sowie 

Gründer und Leiter der in Weimar editierten Cranach-Presse war, 

steht fast symbolisch für das Scheitern der Moderne in dieser rück-

wärtsgewandten Stadt. Er habe das «Leben an kleinen Höfen end-

gültig satt», beklagte sich Kessler, nachdem sein Experiment des 

«Neuen Weimar» endgültig gescheitert war. 

Grossherzog Wilhelm Ernst hatte Kessler 1903 die Leitung der 

«Permanenten Kunstausstellung» übertragen, die danach in das 

«Museum für Kunst und Kunstgewerbe» umgewandelt wurde. Der 

kleine Kreis um Kessler wollte eine Kehrtwende in der bisher kon-

servativen Kunstpolitik einleiten; doch der avantgardistische An-

lauf scheiterte am Widerstand einer engstirnigen Hofkamarilla um 

den Oberhofmarschall Aimé von Palezieux-Falconnet, der die Kon-

kurrenz der kulturellen Erneuerer fürchtete. Kessler plädierte für 

Neuaufbruch, indem er impressionistische Künstler nach Weimar 

holte und die Stadt mit der zeitgenössischen Moderne versöhnte. 

Ausstellungen von Max Klinger, Lovis Corinth, Claude Monet, Augu-

ste Renoir, Paul Cézanne und Paul Gauguin machten Weimar zu ei-

nem Treffpunkt, der auch international Beachtung fand. Aber es 

kam zum Bruch, als Kessler mit einer Ausstellung von Werken des 

französischen Bildhauers Auguste Rodin das «gesunde Volksemp-

finden» Weimars beträchtlich strapazierte. 

Der renommierte, an der Universität Jena zum Ehrendoktor pro-

movierte Rodin hatte im Jahr 1904 eine Ausstellung mit Werken er- 
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öffnet, die allgemeinen Beifall erhielt. Als die Ausstellung zwei Jah-

re später, um eine Abteilung mit Aktzeichnungen bereichert, wie-

derholt werden sollte, kam es zum Skandal. Rodin wollte Kessler 

eine beträchtliche Zahl von Zeichnungen überlassen, die später 

dem Neuen Museum geschenkt werden sollten. Arglos hatte der 

Franzose auf den Passepartout einer seiner Zeichnungen, die er 

dem Grossherzog als persönliche Gabe überreichen wollte, die Wid-

mung geschrieben: «Hommages respectueux de Auguste Rodin au 

Grand-Duc de Weimar». Die Zeilen mussten entfernt werden, weil 

hinter der Widmung des französischen Künstlers eine Beleidigung 

des Landesherrn vermutet wurde. Die Kunstaristokratie der Stadt 

rottete sich zusammen und lamentierte, dass derart frivole Ausstel-

lungen überhaupt in Weimar gezeigt würden. Frauen und Töchter 

wurden gewarnt, eine Ausstellung zu besuchen, die als «Schmach 

für Weimar» empfunden wurde. Kessler wurde verdächtigt, er habe 

von dieser Beleidigung gewusst und eine gezielte Attacke gegen 

den Grossherzog lanciert. Die selbsternannten Hüter von Moral 

und Sittlichkeit sahen das Ansehen ihres Fürsten besudelt. «Es ist 

eine Frechheit des Ausländers, unserem hohen Herrn so etwas zu 

bieten ... möge der Franzose aus seinem Künstlerkloakenleben sich 

ins Fäustchen lachen, so etwas in Deutschland an den Mann ge-

bracht zu haben. Wir wollen uns das nicht gefallen lassen und rufen 

Pfui und tausendmal Pfui über den Urheber und seine Helfershel-

fer, die solche Abscheulichkeiten uns vor Augen stellen.»17 

Diese Abrechnung stammte von einem traditionellen Weimarer 

Künstler, dem Maler Hermann Behmer, der mit seinem Zeitungsar-

tikel eine weit über Weimar hinaus beachtete Diskussion angezet-

telt hatte. Man sprach abfällig von einer Provinzposse, die sich im 

«deutschen Athen» zugetragen habe. Aber dieser Konflikt offen-

barte, dass ein konservatives, ja fast reaktionäres Bürgertum mit 

der Rückendeckung des Hofes mobilisiert werden konnte, um eine 

unliebsame Kunstrichtung abzuwürgen. Harry Graf Kessler wurde  

56 Der Sturz des Grossherzogs 



vom Grossherzog vor versammelter Hofgesellschaft brüskiert und 

mokierte sich danach tief verärgert über die «Leutchen», die vor 

Fürst und Hofmarschall «zu Kreuze gekrochen» seien. Ein halbes 

Jahr später trat er von seinem Posten zurück. Sein kühnes Projekt 

war gescheitert; viele der damaligen Mitstreiter zogen sich in die 

künstlerische Privatheit zurück. Oft erscheinen jene Künstler, die 

von einem «Neuen Weimar» träumten, im Rückblick als weltfremde 

Ästheten, die sich nur in den Bahnen von Moral und Hypermoral 

bewegten. In einem kleinen, fast absolutistisch regierten Staatswe-

sen wie dem Grossherzogtum Sachsen-Weimar-Eisenach musste 

man vielleicht bei der Eroberung neuer Kulturwelten Brückenköpfe 

bilden. Wer sich gegen einen allmächtigen Fürsten, gegen dessen 

Hofkamarilla und deren zahllose Günstlinge durchsetzen wollte, 

der musste mit Niederlagen rechnen. In dieser Stadt gab es leider 

keine einflussreiche Schicht kritischer Intellektueller, die sich be-

herzt in die Belange des Staates eingemischt oder einen exzentri-

schen Fürsten gar in dessen Schranken zurückverwiesen hätte. Pri-

vat beklagte sich Kessler bitter über die «unvollkommene Natur» 

des Fürsten, dem er einen Geistesgrad «weit unter dem Normalen» 

zubilligte, zu dem eine «fast pathologische innere Roheit» hinzu-

komme, die auch eine bessere Erziehung nicht beheben könne. Sol-

che Kritik prallte an den Weimarer Schlossmauern ab, viel wurde 

unter den Teppich gekehrt. Aber war man nicht auch das Produkt 

jener Verhältnisse geworden, die man lauthals beklagte? 

Ganz sicher kam ein Desinteresse an der Beschäftigung mit Poli-

tik hinzu. Die Hypertrophie eines heraufziehenden Weltkrieges, die 

imperialen Ansprüche eines grössenwahnsinnigen Kaisers, der 

Hass auf die Nachbarländer Frankreich, England und Russland oder 

die geradezu groteske Kriegsbegeisterung des Jahres 1914: das wa-

ren umstrittene Themen der damaligen Politik, die mit Kontrover-

sen über die Legitimität des Drei-Klassen-Wahlrechts, der sozialen 

Ungerechtigkeit und der längst überfälligen Modernisierung der 

Gesellschaft hätten verknüpft werden müssen. Aber diese Diskus- 
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sion wurde im elitären Weimarer Kulturambiente nicht geführt, 

weil Kunst und Kultur als Autonomes und Esoterisches verteidigt 

und strikt vom Politischen abgegrenzt wurden. 

Wie überall in den kleinen Hofresidenzen hat es auch im Gross-

herzogtum von Sachsen-Weimar-Eisenach die folgenreiche Tren-

nung von Kultur und Politik, von Geist und Macht, von Idee und 

Wirklichkeit, von Theorie und Praxis gegeben, die als «Schattenli-

nien» in die Weimarer Republik hineinreichen sollten.18 Für das 

Verhältnis von Geist und Macht galt der Spott von Carl Sternheim: 

«Die Relation zwischen den führenden Klassen Deutschlands war 

so: Die Intelligenz liess die Machthaber herrschen und mächtig ver-

dienen, bewunderte ihre gesellschaftliche Überlegenheit und ihren 

Schneid. Dafür liessen die Regierenden den deutschen Geist sich 

tummeln und lachten sich über ihn, waren sie allein, halbtot.» 

Bürger und Arbeiter 

Als der Fürst in der Stunde seiner Demission eine Abdankungsur-

kunde unter sehr eiben sollte, die auf den revolutionären Willen 

«der Soldaten und Arbeiter wie der Bürger in Weimar» verwies, 

strich er «wie der Bürger» durch. Er wisse genau, dass die Bürger 

seines Staates an dieser Revolution nicht beteiligt seien. Damit be-

stritt er, dass die Bürger seine Abdankung billigen würden. Die 

Symbolik der Geste war kaum zu übersehen. Noch mit seiner letz-

ten Amtshandlung dokumentierte der scheidende Fürst, dass für 

ihn der Dualismus zwischen Bürgertum und Arbeiterschaft intakt 

geblieben war. Für seinen Sturz und den Abgang der deutschen Dy-

nastien machte er nur die Soldaten und Arbeiter verantwortlich. 

Das Wort «Bürger» schuf die nötige Distanz zu dem «Proleten-

pack», wie der Grossherzog einen Teil seiner Untertanen öffentlich 

bezeichnet hatte. 

Schon mit diesem folgenreichen Akt schien ein Keil zwischen 

Bürgertum und Arbeiterschaft getrieben, weil die Haltung des Fürs- 
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ten einem Signal an seine Untertanen gleichkam, die politische Ver-

antwortlichkeit für die Revolution der Linken zuzuschreiben. Mit 

einem Federstrich wurden die Protagonisten der Arbeiterbewe-

gung wieder als jene Reichsfeinde stigmatisiert, die sie in der poli-

tischen und sozialen Entwicklung des Kaiserreichs gewesen waren. 

Der scheidende Fürst berief sich mit dieser fast visionären An-

massung noch einmal auf das System der «stabilisierenden Interes-

senbestätigung», das bis dahin in fast allen Ländern des Deutschen 

Reichs gegolten hatte. Es waren privilegierte Bürger, die in den 

Städten in Allianz mit dem Hofe die Schaltstellen lokaler Macht be-

setzt hielten – und wie die dramatische Geschichte dieser einen 

Stadt illustriert, sollte es auch nach Abdankung der Fürstenherr-

schaft bei dieser Privilegierung bleiben. Nur den wohlhabenden, 

tonangebenden Bürgern war es vergönnt gewesen, ihren Nach-

wuchs auf die Gymnasien zu schicken, in das Hoftheater zu gehen 

und sich dort auf Ränge zu verteilen, die von oben verordnet wur-

den und das Klassengefüge der Stadt widerspiegelten. Ein fast stän-

disch situiertes Bürgertum hatte in Weimar eine Kultur von Rang 

produziert, die bis 1918 jedoch vom Gutdünken des herrschenden 

Fürsten abhängig war. Als dem Grossherzog die Kunstrichtung von 

Harry Graf Kessler nicht mehr passte, warf er den umtriebigen Kul-

turmanager aus dem Amt hinaus. Als nationalistische Heimat-

künstler den Belgier Henry van de Velde bei Hof madig machten, 

musste der international hochgeachtete Direktor der Kunstgewer-

beschule seine Wirkungsstätte verlassen – vorher wurde er von sei-

nem unberechenbaren Fürsten unter Hausarrest gestellt. Die Stu-

denten des Bauhauses verwiesen 1924 auf diese Vorfälle, als ihre 

Kunstschule unter dem Druck einer reaktionären Öffentlichkeit ge-

schlossen werden musste. 

Erst ab 1918 kam es zu einer politischen Formierung, die diesem 

unwürdigen Wechselspiel ein Ende machte. Aber die Kontinuität 

der Eliten sollte über die Abdankung der Herrscherhäuser hinaus 

erhalten bleiben. Um sie zu stabilisieren, musste die Kluft zur Ar-

beiterschaft erweitert werden – das war das geheime Signal, wel- 
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ches der scheidende Fürst seinen Untertanen mit auf den Weg ge-

ben wollte. Hier wurde ein fast unversöhnlicher Zwist zwischen 

Bürgertum und Arbeiterschaft angelegt, der ab 1920 viel zur Pola-

risierung der politischen Lager beigetragen hat.19 

Der Zorn der Soldaten 

«Über Nacht erhob sich kühn die Revolution», rief am 14. November 

1918 der zum Staatskommissar ernannte SPD-Abgeordnete August 

Baudert in der ausserordentlichen Sitzung des Landtages, «die 

Throne brachen und Dynastien jahrhundertealter historischer Ver-

gangenheit sind vom Schauplatz ihres Daseins verschwunden!» 

Hinter Baudert und der kleinen Gruppe sozialdemokratischer Poli-

tiker lagen Tage der Angst und Unsicherheit, die sogar in die Gefahr 

gewaltsamer Provokationen abzugleiten drohten. Niemals ist in der 

Revolution jener Tage ein Schuss gefallen, und nachher stellten alle 

Beteiligten erleichtert fest, dass nirgendwo geraubt und geplündert 

worden war, obwohl die städtischen Residenzschlösser oft ohne 

militärische Bewachung waren. Aber zur Begleiterscheinung dieses 

historischen Machtwechsels gehörte, dass erst der Verweis auf die 

Gefahr eines Bürgerkrieges die Protagonisten der alten Macht dazu 

brachte, freiwillig in ihre Abdankung einzuwilligen. Bis zuletzt 

wollte ein völlig ratloser Monarch nicht daran glauben, dass die 

Stunde seines Abschieds und das Ende seiner Dynastie gekommen 

war. 

Noch am Morgen des 9. November 1918, als der Sturz der deut-

schen Zaunkönigreiche schon beschlossene Sache war, verlief die 

Umwälzung in Weimar eher wie ein pittoresker Operettenputsch. 

Als sich eine Delegation des Arbeiter-und-Soldaten-Rats beim 

Staatsminister Rothe meldete, um die Abdankung des Grossherzogs 

zu verlangen, fragte der Beamte zurück: «Er soll mich wohl die 

Treppe hinunterwerfen? » Obwohl sich auch in den übrigen deut- 
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schen Kleinstaaten der Ruf nach Abdankung der Landesfürsten er-

hoben hatte, hielt man sich in Weimar die Ohren zu. Offenbar 

mussten dem Fürsten die neuen politischen Verhältnisse erst scho-

nend beigebracht werden; erst am Nachmittag kam es zur Begeg-

nung zwischen der Volksabordnung und dem Monarchen, der de-

monstrativ in feldgrauer Uniform, ohne Achselstücke und Ehrenzei-

chen erschien – als wolle er damit seine neue Volksnähe beweisen. 

Aber schon dieser Auftritt bewies wenig Fingerspitzengefühl. 

Bei einer Soldatenkundgebung am 8. November, wo Baudert ein 

«Hoch auf die Republik» ausgerufen hatte, war es zu wüsten Schmä-

hungen gegen den Grossherzog gekommen. Man sagte dem Fürsten 

nach, er habe im Felde auf Gefangene und Verwundete geschossen 

und in Briefen über seine «Treffer» wie über eine Hasenjagd berich-

tet. Gerade die Rolle des Monarchen als Offizier wurde zum Anlass 

einer Empörung, die sich nur mühsam bändigen liess; schon hatten 

sich aus Ersatzkompanien in den örtlichen Kasernen Stosstrupps 

gebildet, die das Schloss stürmen und endlich mit dem verhassten 

Grossherzog abrechnen wollten. Die Soldaten hatten allen Grund, 

sich über ihren fürstlichen Befehlshaber zu entrüsten. Grossherzog 

Wilhelm Ernst hatte die Schlachten an der Marne, in Polen und 

Russland tatsächlich mit dem Jagdhalali in Thüringens Wäldern 

und ihre unzähligen Opfer mit Hasen verglichen, die erledigt wer-

den mussten. «Vorgestern haben wir die Russen gehörig ver-

hauen», schrieb er seiner zweiten Frau, der Grossherzogin Feodora, 

in einem Feldpostbrief, der auf Befehl Ihrer Königlichen Hoheit in 

der Lokalzeitung abgedruckt wird. «Von drei Seiten hatten wir sie 

umklammert. Leider sind uns doch noch welche entkommen. Ich 

war zur Division ... geritten, da packte mich doch die Passion, ich 

nahm einen Karabiner und machte den Angriff mit. Das Gefecht ist 

für mich in schöner Erinnerung. Es war angelegt wie der Kopf einer 

Hasenstreife, leider war der Kessel nicht geschlossen. In meinem 

Bereich sind nicht viele Russen am Leben geblieben. Unsere Leute  
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waren auch ganz rabiat. Aus Häusern und Erdhöhlen musste man 

die Russen hervorholen. Sie müssen sehr grosse Verluste gehabt 

haben.» 

Am 9. November 1918 wurde abgerechnet. Zum erstenmal war 

der Sozialdemokrat Baudert zum «Hofgänger» geworden, wie er im 

Rückblick belustigt schreibt. Am Eingang zu den herrschaftlichen 

Gemächern wurde er vom Oberhofmarschall Freiherr von Fritsch 

empfangen, der sich seiner Tränen nicht erwehren konnte. Baudert 

sparte bei der folgenden Unterredung nicht mit Vorwürfen und 

hielt dem Fürsten ein Sündenregister der Entgleisungen vor. Hatte 

er Soldaten mit der Reitpeitsche geschlagen? Wurden sogar Kinder 

mit der Peitsche gezüchtigt? Das Temperament des Grossherzogs 

könne nun keine Entschuldigung mehr sein: «Bei dem Zusammen-

bruch, den wir jetzt erleben, ist die Zeit gekommen, wo die Fürsten 

vom Schauplatz ihrer Tätigkeit abtreten müssen.» Als der Gross-

herzog fragte, mit welchem Recht man dies verlange, erhielt er die 

Antwort: «Mit dem Recht der Revolution, die eine neue Verfassung 

bringen wird.»20 

Ein schmählicher Abschied 

Von den zwanzig regierenden Fürsten, die 1918 in Deutschland ab-

danken mussten, ahnte wohl keiner sein Ende voraus; die meisten 

wurden von den politischen Ereignissen überrascht. Erst die Ab-

dankung des Kaisers machte den Fürsten klar, dass sie um einen 

Thronverzicht nicht mehr herumkamen. Erst unter dem Eindruck 

der Meldungen aus Berlin wurde auch in Weimar eine provisori-

sche Abdankungsurkunde unterzeichnet. «Dem mir von der Vertre-

tung der Soldaten und Arbeiter in Weimar aufs Ausdrücklichste 

ausgesprochenen Wunsche, für mich und meine Familie für alle Zeit 

auf den Thron und die Thronfolge zu verzichten, um dem drohen-

den Bürgerkrieg vorzubeugen, leiste ich Folge und erkläre hiermit, 

dass ich für mich und meine Familie für alle Zeit auf den Thron und  
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die Thronfolge im Grossherzogtum Sachsen-Weimar-Eisenach ver-

zichte. Unterschrift: Wilhelm Ernst. Weimar, 9. November 1918.» 

Bis zuletzt ist der Grossherzog von seiner engsten Umgebung be-

stürmt worden, im Text der Urkunde die Formulierung «für alle 

Zeit» nicht zu akzeptieren. Doch er lehnte zur Enttäuschung seines 

Staatsministers Rothe und des Rechtsanwalts Hermann Jöck ab. 

Vielleicht kam diese Zurückhaltung daher, weil im Verlauf der Ver-

handlungen durchgesickert war, dass selbst die Bekanntgabe der 

Abdankung den Zorn der Soldaten vor den Schlosseingängen nicht 

besänftigt hatte. Die militärische Hauptwache wollte die Abfahrt 

der grossherzoglichen Familie verhindern und drohte, auf das Auto 

zu schiessen. Dennoch ist der ungeliebte Fürst nicht bei «Nacht und 

Nebel fortgebracht worden», wie konservative Kreise später be-

haupteten. Aber er musste sich unwürdig, ohne Abschiedsgruss und 

persönliche Erklärung von seinen Untertanen davonstehlen, weil 

man ihm nach Leib und Leben trachtete. 

Dies war nicht überall in den deutschen Fürstentümern so. So 

hatte sich im benachbarten Herzogtum Sachsen-Altenburg der po-

puläre Landesherr Ernst II. mit «herzlichem Lebewohl und wärm-

stem Dank für die Anhänglichkeit» von seinen Landeskindern ver-

abschiedet. Der örtliche Soldatenrat stellte die Herzogsfamilie so-

gar offiziell unter seinen Schutz. Im Grossherzogtum Sachsen hin-

gegen musste der Abgang des unpopulären Wettiners an der Wache 

vorbei lanciert werden, weil die Rachegefühle der Soldaten noch 

nicht abgekühlt waren. Dennoch sorgte auch hier der Soldatenrat 

für Geleit und gewährte militärischen Schutz, weil man Ausschrei-

tungen verhindern wollte. So kam es, dass nur eine getarnte Flucht 

im Morgengrauen die Familie des Grossherzogs endgültig in Sicher-

heit bringen konnte. Es ging nicht an einen «schönen Ort in der 

Schweiz», wie sich dies der Grossherzog gewünscht hatte; auch die 

nahe gelegenen Familiensitze Wilhelmstal und Dornburg kamen als 

Exil nicht in Frage, weil für die Sicherheit der Fürstenfamilie dort 

nicht gebürgt werden konnte. Auf Schloss Allstedt, wohin die gross- 
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herzogliche Familie am 12. November 1918 in Begleitung eines be-

waffneten Feldwebels gebracht wurde, einigte man sich, dass der 

Grossherzog in das schlesische Heinrichsau übersiedelte. 

Als die provisorische republikanische Regierung endlich die 

Macht übernehmen konnte, beschwor der neue Staatskommissar 

August Baudert die «noch unbekannten Gefilde einer neuen Zeit-

periode», die nun auf alle Deutschen zukommen würden. An jenem 

14. November 1918 ahnte dieser brave Sozialdemokrat noch nicht 

die vergiftete Attacke, die kaum ein Jahr später aus dem schlesi-

schen Exil des verbannten Fürsten erfolgen sollte. Am 13. März 

1920 war die Brigade Ehrhardt in Berlin einmarschiert, um mit Mi-

litärs der Reichswehr um General von Lüttwitz und den Politiker 

Kapp zu putschen. Dieser rechtsradikalen Erhebung gegen die Re-

publik schloss sich die in Weimar stationierte Reichswehrbrigade 

XVI unter General von Hagenberg sofort an. Die Aufständischen 

übertrugen die Regierungsgeschäfte an den Weimarer Rechtsan-

walt Hermann Jöck, nachdem die bisherige Landesregierung unter 

Baudert von putschenden Einheiten abgesetzt worden war. Der 

ehemalige Vertraute des Grossherzogs sollte Chef einer parteilosen 

Regierung in Thüringen werden, die unter einem Reichskanzler 

Kapp die frühere Souveränität der Bundesstaaten unter Führung 

Preussens wiederherstellen wollte. Der erste militärische Aufstand 

gegen die junge Republik wurde nach einem Generalstreik zurück-

geschlagen; Hermann Jöck legte bereits einen Tag nach seiner 

Amtsübernahme seinen Posten nieder. Damals versammelten sich 

im traditionsreichen Weimarer «Volkshaus» Anhänger der gefähr-

deten Republik, darunter viele Sozialdemokraten und Kommuni-

sten, zu einer Demonstration gegen die Putschisten; acht Menschen 

wurden bei der anschliessenden Konfrontation mit den Militärs ge-

tötet, drei Dutzend Demonstranten schwer verletzt. Das von Walter 

Gropius entworfene Denkmal der Märzgefallenen und eine Gedenk-

tafel am Weimarer «Volkshaus» erinnern noch heute an jene März- 
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tage des Jahres 1920, als die junge Republik vor ihrer schwersten 

Bewährungsprobe stand. Aber als Rädelsführer der Erhebung wur-

den mit Hauptmann von Gregory, dem Rittmeister der Reserve von 

Stegmann sowie dem Chef der deutschnationalen Weimarischen 

Zeitung drei monarchistische Gefolgsleute ausgemacht, die zum 

verbannten Grossherzog im schlesischen Heinrichsau engen Kon-

takt gehalten hatten. Der ehemalige Landesherr hatte den Gedan-

ken an eine notfalls auch gewaltsame Rückkehr offensichtlich nicht 

aufgegeben. 

Diese Episode bewies, wie brüchig die demokratische Fassade in 

der Stadt der deutschen Nationalversammlung schon ein Jahr nach 

der Verabschiedung der Reichsverfassung war. Vor den Augen der 

nationalen und internationalen Öffentlichkeit liess sich die politi-

sche Elite der Stadt von rechtsradikalen Desperados in eine Meute-

rei gegen die Demokratie hineinziehen – kaum ein Jahr nach Ver-

kündung der Weimarer Republik, die im Geiste von Goethe und 

Schiller mit vielen schönen Worten aus der Taufe gehoben worden 

war. Wo waren im Gefolge des Kapp-Lüttwitz-Abenteuers alle gu-

ten Vorsätze geblieben? Die Flucht des Monarchen hatte im poli-

tisch verstörten Weimar offenbar ein Machtvakuum hinterlassen, 

das nach Auffassung der verunsicherten Eliten möglichst rasch 

durch eine starke Persönlichkeit ersetzt werden musste. In dieser 

unpolitischen, sensibel reagierenden Kulturstadt hatte die natio-

nale Gegenbewegung ihren Auftrieb durch jene Krisensymptome 

erhalten, von denen die neue demokratische Staatsordnung seit 

Herbst 1919 befallen war. Man war über den «Schandfrieden von 

Versailles» empört, lästerte über die unzuverlässigen «November-

verbrecher» und wollte nicht glauben, dass der Krieg tatsächlich 

durch militärisches Versagen der bewunderten Feldherren Hinden-

burg und Ludendorff verlorengegangen war. Das war der Mythos, 

den man sich nachträglich nicht zerstören lassen wollte. Der gegen-

revolutionäre Akt, der in Weimar zu einer mehrtägigen Festnahme 

der demokratisch gewählten Regierung führte, war das Werk einer 

kleinen Gruppe, deren Drahtzieher in der ehemaligen «Vaterlands- 
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partei» sowie in den Stäben der früheren Obersten Heeresleitung 

zu suchen waren. Aber das praktische Ziel des Umsturzes war auf 

den ersten Blick nicht die «Wiederherstellung der Monarchie», wie 

der nach Schlesien verbannte Grossherzog Wilhelm Ernst vergeb-

lich hoffte; der gewaltsame Aufstand des Generalmajors Hagenberg 

wollte auch in Thüringen über einen Sturz der Parlamente und Par-

teienherrschaft eine vorübergehende politisch-militärische Dikta-

tur etablieren. Das politische Fernziel der Putschisten um Kapp und 

Lüttwitz war die «Rekonstitutionalisierung des Staates durch die 

Aufrichtung einer von den Parteien unabhängigen Regierungsge-

walt».21 An dieser Utopie haben schon damals alle mitgebastelt, die 

im Dunstkreis jener gescheiterten Verschwörung agierten: enge 

Gefolgsleute des entmachteten Hofes, Mitglieder der Reichswehr, 

Angehörige des lokalen Adels, Vertreter der örtlichen Publizistik 

sowie Protagonisten des Bürgertums, das sich früh der Deutschna-

tionalen Volkspartei und damit einer Gruppierung in die Arme 

warf, die sich von der «Erfüllungspolitik» der Reichsregierung zu-

tiefst herausgefordert fühlte. 

«Die Regierung ist gestürzt, die Nationalversammlung aufgeho-

ben. Generallandschaftsdirektor Kapp ist Direktor, Reichskanzler 

und Ministerpräsident. General von Lüttwitz militärischer Oberbe-

fehlshaber. Reichswehrtruppen und Sicherheitspolizei stehen fest 

zur neuen Regierung. Gott sei Dank, es ist... als wär ein Albtraum 

von einem gewichen.»22 Kein Wort über die acht Menschenleben 

und die fünfunddreissig Verletzten, die der Aufstand in Weimar ge-

kostet hatte. Kein Satz über die Verantwortungslosigkeit, die dieser 

Putschversuch offenbarte. So wie Johannes Schlaf in jenen Tagen 

schrieb, als die Putschisten noch an ihren Sieg glaubten, dachten 

damals viele in der angeblich verträumten Residenzstadt Weimar, 

die sich mit den neuen demokratischen Verhältnissen nicht abfin-

den wollte. 



Flucht in den Mythos 
Eine Kulturstadt träumt von der Vergangenheit 



Konservative Stimmungen 

Als in der Novemberrevolution die Throne stürzten, sandte der 

Dichter Reinhold Schneider den entmachteten Dynastien die weh-

mütigen Zeilen hinterher: «Im Schlosshof rauschen die Brunnen 

noch immer und das klare Wasser steht zwischen dem geschwun-

genen Steingeländer der Schwemme; die mächtige Auffahrt harrt – 

es ist, als könne alles noch einmal beginnen und es ist doch vorüber 

für immer! Das seltsam bezwingende Leben im Schloss, das der 

Stadt erst Leben gab ... eine kleine, aber sichere Ordnung, nachdem 

die grosse verloren war. Das kleine Land hatte seinen Sachwalter, 

einen einzigen Verantwortlichen, der sagte und erweckte – es war 

vielleicht in sich selbst ein vollkommener Staat.»1 

Mag sein, dass damals einige unverbesserliche Monarchisten 

von der Rückkehr der alten Ordnung träumten. Aber typisch für die 

Stimmung der Bevölkerung war diese Gefühlslage nicht. «Mit Ver-

wunderung blickten am Sonntagmorgen noch gar viele Weimarer 

um sich und wollten es gar nicht glauben, was geschehen war! Der 

Grossherzog abgedankt und alles so ruhig! Man findet sich mit der 

Tatsache ab und staunt nur immer wieder über die Art und Weise 

der Vollziehung.»2 Diese Beschreibung in der Weimarischen Zei-

tung traf auf fast alle Zaunkönigreiche zu, wo verwaiste Luxus-

schlösser, herrschaftliche Anwesen und viele ratlose Untertanen 

zurückgeblieben waren. 

Aber in jenen Monaten nach dem Waffenstillstand, noch vor der 

Unterzeichnung des Versailler Vertrages und der Annahme der 

neuen Reichsverfassung, hat es in Deutschland auch eine schöpfe-

rische Denkpause gegeben. Selbstkritisch wurde über die Versäum-

nisse der Vergangenheit sowie über die Fehler des Kaiserreichs  
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nachgedacht; kühn wurde eine Zukunft entworfen, die von jedem 

Einzelnen die politische Mitarbeit erforderte. Der Aufruhr der Ge-

fühle nach der Novemberrevolution liess eine grosse Bereitschaft 

zur Abkehr von traditionellen Haltungen entstehen. In diesem un-

wirklichen  «Traumland  der  Waffenstillstandsperiode»  (Ernst 

Troeltsch) haben auch überzeugte Konservative wie der Verleger 

der renommierten Zeitschrift Die Tat, Eugen Diederichs, für die Re-

volution warme Worte gefunden; in jenen Monaten wurden selbst 

Konservative ein wenig revolutionär. Zwar blieb ihr Verhältnis zur 

Niederlage ambivalent; aber der Waffenstillstand wurde doch als 

Ereignis begrüsst, das endlich den Frieden brachte. Selbst dem ab-

gedankten und in das benachbarte Holland geflüchteten Kaiser 

wurde nicht mehr länger nachgetrauert. Die neue demokratische 

Republik, die sich bereits am Horizont abzeichnete, wurde nicht be-

jubelt – aber unter diesen Konservativen wurde die neue Staats-

form doch als unabänderliche und längst fällige historische Tatsa-

che akzeptiert.3 

Typisch für diese Aufbruchsstimmung war ein Manifest, das in 

den ersten Tagen nach der Novemberrevolution erschien. Mit deut-

lichen Worten traten die prominenten Unterzeichner dieses Auf-

rufs dafür ein, einen gemeinsamen demokratischen Neuanfang zu 

wagen und sich für die Republik einzusetzen. «Wir wollen nach be-

sten Kräften, wo man uns braucht, der werdenden Gestaltung die-

nen. Wir wollen mitwirken, dass die Wurzeln des geistigen und 

wirtschaftlichen Lebens im grossen Wandel der Dinge, den wir gut 

heissen, nicht Schaden leiden, sondern neue Kraft gewinnen.»4 Die 

meisten der Unterzeichner waren Konservative oder Nationalisten 

gewesen und galten als Anhänger der abgedankten Hohenzollern-

Monarchie, auch wenn viele von ihnen zuletzt den Kaiser selbst im-

mer kritischer bewertet hatten. Aber die Sorge um das Vaterland 

einte alle, die unterschrieben hatten: die Publizisten Georg Bern-

hard und Stefan Grossmann, die Dichter Lujo Brentano, Richard 

Dehmel und Gerhart Hauptmann, Wissenschaftler wie Albert Ein- 

70 Flucht in den Mythos 



stein, Friedrich Meinecke, Werner Sombart und Alfred Weber, den 

Maler Max Liebermann und den Weimarer Theaterintendanten 

Ernst Hardt, aber auch Politiker wie den Konservativen Heinrich 

von Gleichen, die Liberalen Theodor Heuss, Friedrich Naumann und 

Walther Rathenau. Zu den Unterzeichnern gehörten sogar Gewerk-

schafter wie Adam Stegerwald oder der mächtige Ruhrindustrielle 

Hugo Stinnes. Quer durch alle Berufsschichten und politische Rich-

tungen rief diese ungewöhnliche Wählerinitiative zu einem Akti-

onsbündnis auf, das «Demokratischer Volksbund» heissen sollte. 

Man wollte im ratlosen Umbruch jener Tage eine Anlaufstelle sein, 

«um der werdenden Gestaltung» zu dienen. 

Möglichkeiten für eine eigenständige konservative Politik gab es 

in der neuen Republik also, sie hätte von all jenen genutzt werden 

können, die zur konstruktiven Mitarbeit bereit waren. Vorausset-

zung dabei war jedoch, dass man das politische Ergebnis der Revo-

lution anerkannte und die Republik als Konsequenz der gestürzten 

Hohenzollern-Monarchie akzeptierte: dazu gehörten die National-

versammlung und damit das Bekenntnis zu einer parlamentari-

schen Demokratie, die als Chance für demokratisches Zusammen-

leben begriffen wurde. Die Alternative zu dieser durchaus ver-

nunftrepubikanischen Haltung konnte nur eine rein negative Oppo-

sition sein, die unfähig war, den Wettstreit der Parteien, das Prinzip 

wechselnder Mehrheiten, das Gebot einer demokratischen Öffent-

lichkeit, die Kontrolle der Regierung oder die Legalisierung der 

Macht als Grundprinzipien moderner Demokratien anzuerkennen. 

Wer sich abseits dieses demokratischen Aufbruchs auf einen Son-

derweg begab, der konnte schnell an einen Abgrund geraten, der 

gefährliche Illusionen erweckte, wie der Historiker Klemens von 

Klemperer sie für die Konservativen zwischen Kaiserreich und Na-

tionalsozialismus festgehalten hat.5 

Genau dieser Weg wurde auch in Weimar vom konservativen 

Bürgertum beschritten, das früh und entschieden vor dem Natio-

nalsozialismus kapitulierte. Im spektakulären Umbruch der No-

vemberrevolution wollte man in der Kulturstadt das Neue mit dem 
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Alten erobern; das gebildete Bürgertum flüchtete sich in die Arme 

seiner Dichter und Denker, die Trost und Zuspruch versprachen. In 

der verzweifelten Suche nach einem sittlichen Kulturstaat wurde 

die Weimarer Klassik zu einem Regelwerk für richtiges Verhalten 

verbogen – ein realistisches und zeitgemässes Verhältnis zu den 

Anforderungen einer modernen Demokratie und Industriegesell-

schaft wurde dadurch nicht gerade gefördert. 

Der «Geist von Weimar» 

Goethe und Schiller, die Hand in Hand als bronzene Geistesheroen 

vor dem Weimarer Nationaltheater verewigt waren, galten früh als 

eine Art literarische Mahnwache für ein sittliches und moralisches 

Handeln. So lautete der Imperativ, mit dem das Weimarer Bildungs-

bürgertum gegen die neuen demokratischen Verhältnisse zu Felde 

zog. Dieser Rückzug zeigte Symptome einer Wagenburgmentalität, 

die sich gegen alle Einflüsse der Moderne, von Zivilisation, Westler-

tum und einer verachteten «Amerikanisierung» stemmte, die als 

«Drachensaat der Revolution» ausgemacht worden waren. Wie ein 

schwerer Schatten lastete der Umsturz im fernen Russland auf den 

Gemütern eines Bildungsbürgertums, das die Ausläufer der bol-

schewistischen Revolution bereits an den Grenzen des gedemütig-

ten Vaterlandes ausgemacht hatte. Lange aufgestaute Ressenti-

ments brachen sich Bahn. «Zum Jahre 1920 möchte ich Ihnen mei-

nen Wunsch aussprechen, der sich fest in Ihr Gehirn einprägen 

soll», schrieb eine Anhängerin der Weltkriegsgeneräle Hindenburg 

und Ludendorff an den neuen Staatskommissar August Baudert, 

«ich wünsche Ihnen, dass Sie keine Ruhe finden sollen bei Tag und 

Nacht, selbst nicht bei Krankheit und Not, vor dem, was Sie getan 

haben.»6 

Der Zorn richtete sich unmittelbar gegen die Vertreter der deut-

schen Sozialdemokratie, die als Verantwortliche der Novemberre- 
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volution und ihrer Folgen ausgemacht wurden. In der fast panik-

artigen Verzweiflung jener Wochen wurde in den Kreisen eines 

hochkonservativen Bürgertums auch das antidemokratische Voka-

bular geboren, welches das Klima der neuen Republik so sehr ver-

giftete. Das Wort vom Parlament als unnützer Schwatzbude, die 

Verachtung parteilicher Mehrheiten, die Favorisierung politischer 

Eliten und die abfällige Betrachtung breiter, von Edgar Julius Jung 

sogar als minderwertig geschmähter Massen – das vulgäre und an-

tidemokratische Arsenal einer konservativ-völkischen Rechten ist 

ausgerechnet in dem Musenhort Weimar gegen das System einer 

Republik munitioniert worden, die zur stillen Empörung einiger 

Unverbesserlicher sogar den weltberühmten Stadtnamen auf ihre 

Fahnen geschrieben hatte. Am Eröffnungstag der Nationalver-

sammlung flaggten viele dieser Deutschnationalen nicht Schwarz-

Rot-Gold, sondern grüssten mit den kaisertreuen Fahnen Schwarz-

Weiss-Rot. Schon dies war ein Indiz für die politisch aufgewühlte 

Stimmung. Rasch wurde als Ersatz für den lädierten «Geist von 

Potsdam» ein «Geist von Weimar» beschworen, der die gedemü-

tigte Nation zur neuen Blüte bringen sollte. 

Bereits in den Begrüssungsansprachen der lokalen Honoratio-

ren für die im Frühjahr 1919 anreisenden Abgeordneten der Natio-

nalversammlung wurde jener «Geist unserer Grossen» bemüht: 

«Nichtswürdig ist die Nation, die nicht ihr Alles freudig setzt an ihre 

Ehre», tönte es mit den berühmten Worten Schillers den Abgeord-

neten entgegen, die sich an die gewaltige Aufgabe machen mussten, 

mit den Siegermächten einen halbwegs gerechten Friedensvertrag 

auszuhandeln. Nur von Weimar aus könne die «geistige Wiederge-

burt unseres Volkes beginnen», hiess es in der Begrüssungsbro-

schüre, «mögen die Vertreter des deutschen Volkes von Weimar – 

als dem geistigen Zentrum Deutschlands – mit dem Bewusstsein 

scheiden, dass unser Volk nur durch eine Erziehung im klassischen 

Sinne sich unter der Sonne den Platz wieder erobern wird, der ihm 

von Gottes und Rechts wegen gebührt». 
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Anmassung paarte sich hier mit Rückwärtsgewandtheit. War die 

kleine Kulturstadt wegen Goethe und Schiller immer noch das gei-

stige Zentrum in Deutschland, oder war Weimar nicht längst von 

anderen deutschen Metropolen überholt worden? Erziehung im 

klassischen Sinne anzumahnen – war dies vor dem Hintergrund ei-

ner international inspirierten Moderne noch zeitgemäss? Hatten 

Jazz und Step-Dance, Expressionismus und Dada die alten Dichter-

götter nicht allmählich vom Kulturthron verdrängt? Hätte man sich 

mit diesen Strömungen nicht auseinandersetzen müssen, bevor 

man das Alte als das einzig Wahre und Richtige verabsolutierte? 

Wie ernst das Weimarer Bürgertum seine nationalistischen 

Träume vom «Platz an der Sonne» meinte, zeigte sich, als sich im 

Januar 1919 unter dem Dach der «Neuen Weimarer Literarischen 

Gesellschaft» eine städtische Lobby einflussreicher Persönlichkei-

ten zusammenfand, die dem bedrohten «Geist von Weimar» neue 

Kraft einhauchen wollte. Unter den Mitgliedern dieser lokalen Ver-

einigung war alles vertreten, was in der Stadt bis vor Kurzem Rang 

und Namen hatte: der ehemalige Oberbürgermeister und der ein-

stige Oberhofmarschall, der als enger Berater des demissionierten 

Fürsten ausgewiesene Rechtsanwalt Hermann Jöck sowie fast alle 

Museums- und Archivdirektoren, der Sparkassendirektor und der 

ehemalige Staatsminister, Honoratioren wie der kulturbeflissene 

Gymnasialoberlehrer Scheidemantel, der abgehalfterte Theaterdi-

rektor von Schirach oder der völkische Schriftsteller Lienhard, der 

Dichter Johannes Schlaf, Fabrikdirektoren, adelige Rittergutsbesit-

zer und Geheime Kommerzienräte. Zufrieden wurde von den Orga-

nisatoren nach der ersten Zusammenkunft vermerkt, dass dem 

Gründungsaufruf bereits über hundert Sympathisanten beigetre-

ten waren. Es war der erste Aufstand eines konservativen Milieus, 

das sich rasch im städtischen Leben festsetzen und einen erhebli-

chen Einfluss geltend machen sollte. Was in Zukunft als «Geist von 

Weimar» zu verstehen war, das sollte hier, im intellektuellen Um-

feld einer «pressure group», formuliert werden, die ihre bedrohte 
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Vormachtstellung über das klassische Erbe zurückzuerobern trach-

tete. Allen konservativen Parteien signalisierte sie, dass man in der 

«Literarischen Gesellschaft» auf politischen Flankenschutz zählen 

durfte. 

Die Rodin-Affäre im Jahre 1906 und die späteren Konflikte um 

den künstlerischen Kurs von Henry van de Velde hatten gezeigt, 

dass mit den Weimarern in Fragen des guten Geschmacks nicht zu 

spassen war. Empörte Bürger hatten damals dafür gesorgt, dass der 

Kulturmanager Harry Graf Kessler bei seinem Grossherzog in Un-

gnade fiel, weil er mit Aktzeichnungen von Auguste Rodin das An-

sehen des Fürsten angeblich beleidigt hatte. Auch Henry van de 

Velde war den Verfechtern einer völkischen Heimatkunst geopfert 

worden, die mit den Jugendstilvariationen des berühmten Belgiers 

herzlich wenig anfangen konnten. Beide Affären hatten gezeigt, 

dass man notfalls mit einer gezielten Kampagne die «silent major-

ity» mobilisieren konnte, zu der alle diejenigen gehörten, die sich 

nicht zu den sozialdemokratischen oder gar kommunistischen Par-

teien rechneten. Nun ging man erneut daran, gegen alles Neue gei-

stige Abwehrdämme zu errichten. 

Natürlich war es verständlich, dass sich die Bürger der Stadt um 

das geistige Erbe ihrer grossen Söhne Sorgen machten. Aber in der 

Wiedererrichtung eines neuen sittlichen Kulturstaates wurde ein 

klarer Trennungsstrich zur abstrakten Moderne gezogen, diese 

wurde ausgegrenzt. Weimar galt als «heiliger Ort», der mit dem 

Glauben an das «innerliche Deutschland» verknüpft war. Diese Me-

tapher stammte von Hans Wahl, Gründungsmitglied der neuen «Li-

terarischen Gesellschaft» und politischer Wendehals der. ersten 

Stunde. Denn vier Jahre später war es ausgerechnet der damalige 

Direktor des Goethe- und Schiller-Archivs, der einen staunenden 

Hitler durch die geheiligten Dichtersäle führte, als habe Weimar 

den erhofften Führer für das «innerliche Deutschland» schon ge-

funden. Immer waren es jener «adelige Kreis» oder die «Reaktio-

näre aller Schattierungen», wie der Sozialdemokrat Baudert ver- 
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ächtlich meinte, die das klassische Erbe einseitig politisierten und 

damit eine frühe Abkehr von Revolution und Sozialismus, Republik 

und Parteienstaat vollzogen. Dabei wollte gerade die bürgerliche 

Mehrheitssozialdemokratie das Abgleiten in russische Zustände 

verhindern. Viele Jahre später hat Friedrich Meinecke in seinen Un-

tersuchungen über das Scheitern der Weimarer Republik jenen 

«unholden Geist» attackiert, der sich im deutschen Bürgertum als 

«Frucht der nationalen Untreue, der unheroischen Gesinnung und 

der Ausbeutung der durch Verrat verursachten Niederlage» artiku-

liert habe.7 Tatsächlich hatte man in den Salons eines besitzenden 

Bürgertums und eines im Staatsdienst noch mächtigen Adels alle 

Sympathien für die Republik verloren, und die Mentalität dieser 

Gruppen sollte sich noch zu einer bedrohlichen Gefahr auswachsen. 

Ein mutiges Geschichtsdenken sollte diesen Zusammenhängen 

heute nicht ausweichen. Ganz sicher ist es in Weimar diese fast pa-

nikartige Flucht in einen antidemokratischen sittlichen Kulturstaat 

gewesen, die den Wertekodex des Bürgertums allmählich verdor-

ben und auch für Hitlers völkisch-antisemitische Einflüsterungen 

vorbereitet hat. 

Zwischen Goethe und Scheidemann 

Damals wurde eine Abhandlung über Weimarer Eindrücke publi-

ziert, die den vielsagenden Titel trug: «Zwischen Goethe und Schei-

demann». Die Absicht der Broschüre lag darin, in der zerklüfteten 

Weimarer Republik mit dem Rückgriff auf Goethe eine sinnstif-

tende, verbindliche Realität zu schaffen. Man habe sich als nationa-

ler Deutscher zwischen Goethe und Scheidemann zu entscheiden. 

Wer für den Dichterfürsten plädiere, der habe gegen Scheidemann 

votiert. Goethe stand für das Gute, Schöne und Wahre; der Sozialist 

Scheidemann galt als Sündenbock für alles Schlechte, das über 

Deutschland hereingebrochen war. Die Begriffe Vaterland, Tradi-

tion, Autorität, Pflicht, Gewissen und Staat waren «ewige Werte», 
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die dem allgemeinen Diskurs entzogen waren – die Klassik kam in 

der Dichterstadt als nun gar völlig unantastbare, ästhetische Grösse 

hinzu. Bald wurde sogar die Frage gestellt, ob man von einer Repu-

blik überhaupt erwarten könne, dass sie zur Förderung von Kunst 

und Wissenschaft in der Lage sei. Die Antwort lautete nein; denn 

die amerikanische Demokratie und die Systeme Westeuropas hät-

ten bewiesen, dass die kulturelle Erziehung weit hinter deutschem 

Niveau zurückgeblieben sei. Amerika besitze keine eigene Kunst, 

sondern habe fremde Kultur unentwegt aus Europa einkaufen müs-

sen. «Es soll nicht behauptet werden, dass jede Republik dem gei-

stigen Streben abhold sei», tönte es auf der konservativen Rechten, 

«aber der gleiche Boden für solches ist ihre kalte Nüchternheit 

nicht, wie ein von persönlichem Kunstsinn getragener Vertreter in 

Gestalt eines Monarchen.»8 

Damit sollte der neuen Republik von Anfang an keine grosse 

Chance eingeräumt werden, sich kulturpolitisch oder gar erziehe-

risch zu betätigen; das hatten Kaiser, König und Fürst viel besser 

gekonnt. Die lokale Kulturaristokratie gab den Rat, den «Geist von 

Weimar» möglichst mit «Bismarckschem Staats- und Kraftbewusst-

sein» zu durchdringen. Die verklärte Erinnerung an den Alten aus 

dem Sachsenwald war eine bewährte Methode, um die Regierung 

der neuen Demokraten dilettantisch und vor allem vaterlandslos 

erscheinen zu lassen. Nur wenn das Vermächtnis eines Otto von 

Bismarck mit dem Geist Weimars in Einklang gebracht werde, 

könne man stolz auf den Sitz der Nationalversammlung sein – ein 

Anspruch, der völlig an der Realität eines besiegten Volkes vorbei-

ging. Alle hatten offenbar etwas zu verlieren: Macht und Ansehen, 

ökonomische Existenz und soziale Stellung, den Glauben an höhere 

Güter oder die Liebe zum Staat – überall herrschte ein Gefühl von 

Verlust, das die heterogenen Kreise einer konservativ-nationalen 

Opposition zusammenführte. Und über allem stand Weimar als 

Symbol für all das, was gegen die neuen Verhältnisse verteidigt 

werden musste. 

Zwischen Goethe und Scheidemann 77 



«Die Waffen des Geistes klirren gegeneinander», rief der Schrift-

steller Erich Noether, «wir rufen zum Kampf. Wir wollen Altbe-

währtes erhalten. Neues schaffen. Wir wollen neu aufbauen. Ein 

neues Reich errichten. Ein Reich des Geistes. Ein Reich des Weima-

rer Geistes.»9 War das bereits der Gegenentwurf zu einer Republik, 

die an neuen ästhetischen Massstäben auszurichten war? Immer 

ging es um den «Dauergehalt der in Weimar geprägten Ewigkeits-

werte», um das Leben, fern aller Parteien, möglichst von innen her-

aus zu erneuern. Aber die Hoffnung auf eine kulturelle Wiederge-

burt zielte auch auf eine rundum erneuerte «deutsche Kultur», die 

die versprengten Individuen zur ersehnten deutschen Volksge-

meinschaft zusammenschweissen konnte.10 Das Land sei zerrissen 

von Gegensätzen, weil ein gehässiges Parteileben die gemeinsamen 

Aufgaben ignoriere. Entgegengehalten wurde dem ein fundamen-

talistisches Gemeinschaftsideal, gepaart mit der salbungsvollen Er-

innerung an Goethesche Ideale. Immer ging es um die hochstre-

bende Kraft führender Geister und um jene kleine Stadt, wo Goethe 

und Schiller einst ein Schauspiel von geistesgeschichtlicher Grösse 

zelebriert hatten, wie der konservative Theatermann Eduard Schei-

demantel in seiner Botschaft an die Nationalversammlung formu-

lierte: «Hier soll der feste, den Weiterbau bestimmende Grund ge-

legt werden zu einem neuen, in Freiheit glücklichen Deutschland.» 

Eine kleine Stadt im Herzen von Deutschland, die voller Epigo-

nentum und Heldenverehrung steckte. Dieses 30‘000-Seelen-Nest, 

als «Pensionopolis» für Rentner und Offiziere verspottet, vertei-

digte seine Identität mit Klauen und Zähnen. Nicht nur bei den mei-

sten Einwohnern, sondern auch bei vielen Besuchern, die ihren 

Goethe und Schiller in der Schule gepaukt, ihren Herder, Wieland, 

Nietzsche und Fichte gelesen und die Musik eines Johann Sebastian 

Bach gehört hatten, stellte sich an diesem Ort eine Art «geistiges 

Heimatgefühl» ein. Weimar war eben nicht nur jene kleine Rentner-

stadt, wo gelangweilte Spaziergänger, zeitunglesende Kaffeehaus-

besucher oder verknöcherte Offiziere auf ihren täglichen Dämmer- 
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schoppen warteten – Weimar war eine «geistige Stadt», die Bewun-

derer in hellen Scharen anzog. Allein die Idee, eine kurze Zeit an der 

Stätte grosser Erinnerungen zu verweilen, faszinierte. «Werthers 

Garten, das Haus der Stein, die Ackerwand, die von Goethe geschaf-

fene Bibliothek, die Gasthäuser mit ihren traditionsreichen Namen 

– wie lockte und verpflichtete das», hatte der Besucher Wilhelm von 

Scholz zur Jahrhundertwende geschrieben.11 Diese Stimmung galt 

noch immer; aber der intellektuelle Besitzerstolz flüchtete in die 

Vergangenheit wie in einen schützenden Kokon und tat alles, um 

sich von der politischen Gegenwart und den Notwendigkeiten einer 

Veränderung abzuschotten. 

Durch den kaiserlichen Obrigkeitsstaat geprägt, empfand man 

auch in Weimar die parlamentarische Demokratie als System, das 

von den Siegern aufgezwungen und damit eigentlich undeutsch 

war. Dieses Vorurteil sass tief und wurde nur allzu gerne mit dem 

Hinweis bestärkt, dass die grossen Dichterfürsten nicht anders ge-

dacht hätten. Dieses antidemokratische Ressentiment war längst 

zur dominanten Gefühlslage geworden: Die grosse Mehrheit des 

geistigen Bürgertums richtete sich in einer «machtgeschützten In-

nerlichkeit» ein, wie Thomas Mann diesen Rückzug später bezeich-

nen sollte. Dieses Bürgertum war nicht auf dem Weg in eine Zivilge-

sellschaft; es fühlte sich unterdrückt und übertönt von der entste-

henden Massenkultur – vom Sport, vom Tanz, von Kino, Radio und 

dem Lärm der Massenveranstaltungen. 

Der Politikwissenschaftler Justus H. Ulbricht hat diese Weimarer 

Honoratiorengesellschaft, die den Staat nicht nur als Rechts- und 

Sozialstaat, sondern vornehmlich als einen sittlichen Kulturstaat 

definierte, das «geheime Deutschland» genannt. Die Weimarer 

Klassik war eine Art Projektionsfläche für ihr vaterländisches Den-

ken, aber auch für Erwartungen und Sehnsüchte, für Unbehagen 

und Verdrossenheit. «Man fühlte sich überfordert und votierte für 

eine Rückbesinnung, für eine Wendung nach Innen auf das Wesent-

liche deutscher Kunst und Kultur und auf das Wesentliche der eige- 
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nen Seele. In dieser Rückbesinnung sah man sich als verschworene 

Gemeinschaft vereint gegen die moderne Gesellschaft.»12 

Die «verschworene Gemeinschaft» war ständig auf der Suche 

nach Bundesgenossen, die bereit waren, an einem neuen geistigen 

Klima und einem kulturellen Aufbruch mitzuarbeiten, der sich von 

dem eher tristen Erscheinungsbild der neuen Demokratie abheben 

sollte. Das «geheime Deutschland» musste sich auch praktisch-or-

ganisatorisch als eine Art «kulturelle Opposition» mit nationalem 

Anspruch konstituieren. Die zahllosen Periodika, die in Weimar ge-

gründet wurden, bildeten bald eine Art Netzwerk, das diese Vor-

kämpfer einer geistig-moralischen Wende untereinander verband. 

Die Stadt Goethes und Schillers wurde früh zu einem Ort, wo sich 

völkisch-nationalistische Schriftsteller, Dichter und Journalisten zu 

einem Medienverbund zusammenschlossen, um in zahlreichen Pu-

blikationen gegen Avantgarde und Moderne zu agitieren. Bald 

wurde diese publizistische Gegenbewegung durch ein einmaliges 

Bürgerbündnis verstärkt, das rasch zur bestimmenden Kraft in der 

Weimarer Kommunalpolitik aufrücken sollte. 

Ein Bündnis gegen links 

«Niemand, der sich mit der Zeit nach 1918 beschäftigt, darf ausser 

acht lassen, wie hartnäckig sich die alten Denkweisen und der kon-

servative Widerstand gegen jede Veränderung erhalten haben. 

Während der ganzen Zeit des Übergangs wurde der Durchbruch 

des Neuen durch die retardierende Kraft des Alten aufgehalten» – 

diesen Satz stellt die Historikerin Annelise Thimme an den Anfang 

ihrer Untersuchung über die Deutschnationale Volkspartei, deren 

«Flucht in den Mythos» zum Stimmungsbarometer eines militanten 

Konservativismus seit 1918 wurde.13 Die politische Entwicklung in 

Thüringen und der Landeshauptstadt Weimar geriet immer mehr  
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unter den Einfluss der rasch aufsteigenden Deutschnationalen, die 

zum Auffangbecken der alten Mächte, des städtischen und agrari-

schen Adels, der höheren Bürokratie, des Militärs und des gehobe-

nen Mittelstands avancierten. Schon der erste Wahlgang in der 

neuen Republik wies Weimar als Ort aus, wo das totgeglaubte 

Schwarz-Weiss-Rot des alten Reichs über den Wechsel zur Demo-

kratie zu triumphieren schien. Hier hatte man wesentlich konser-

vativer als in den anderen thüringischen Städten gewählt, weil die 

Deutschnationalen bei den Wahlen zur Nationalversammlung zu 

heimlichen Siegern geworden waren, wie eine genaue Analyse nach 

dem Wahltag am 19. Januar 1919 ergab. Von 20’511 Wahlberech-

tigten gaben 4’587 ihre Stimme den grossbürgerlichen Deutschna-

tionalen, 7’522 wählten die Deutsche Demokratische Partei, 7’288 

entschieden sich für die Mehrheitssozialisten und nur 576 Stimm-

berechtigte votierten für die USPD, was durchaus dem Gesamter-

gebnis im deutschen Reichsgebiet entsprach. Von der gestiegenen 

Zahl der Stimmberechtigten durch die Herabsetzung des Wahlal-

ters auf zwanzig Jahre und der erstmaligen Beteiligung weiblicher 

Wähler hatte aber vorrangig die Deutschnationale Volkspartei pro-

fitiert, obwohl SPD, DDP und Zentrum zu den klaren Gewinnern die-

ser ersten demokratischen Wahlen geworden waren. 

Dieser Trend nach rechts verstärkte sich bei den Landtagswah-

len am 9. März 1919. Zwar siegten in Weimar erneut Sozialdemo-

kraten (40,4%) und Deutsche Demokratische Partei (21,6%), aber 

bereits jeder fünfte thüringische Wähler hatte sich mit der DNVP 

für eine Partei entschieden, die offen gegen die neue Republik agi-

tierte und die bereits angekündigt hatte, gegen die neue Verfassung 

zu votieren. Schon diese Abstimmung trug alle Merkmale einer Pro-

testwahl. Der Versailler Vertrag mit seinen als ungerecht empfun-

denen Gebietsabtretungen, den ungeklärten Reparationen sowie 

der moralischen Verurteilung des Deutschen Reichs als alleinigem 

Kriegsschuldigen mobilisierten offenbar Widerstände, die zu einem 

Ruck nach rechts führten. Diese politische Entwicklung ist durch  
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das Zwischenspiel einer sozialdemokratisch geführten Minder-

heitsregierung unter Ministerpräsident August Frölich ab 1921 un-

terbrochen worden; die Frage bleibt, ob nicht das thüringische 

Linksbündnis einer von der KPD tolerierten SPD-Minderheitsregie-

rung sowie die spätere Regierungskoalition aus SPD und KPD alle 

Kräfte von rechts mobilisierte. Als das «Volksfront-Experiment» im 

Jahre 1923 scheiterte, wurde das ehemals «rote Thüringen» zu ei-

ner Hochburg der politischen Rechten. Bei den Landtagswahlen im 

Jahre 1924 siegte der neugegründete «Thüringer Ordnungsbund» 

mit 48% der Stimmen, so dass man bereits von einem nationalkon-

servativen Durchbruch in Mitteldeutschland sprechen konnte. 

Ausgerechnet in Thüringen, in dessen Landeshauptstadt Weimar 

die neue Republik aus der Taufe gehoben worden war, wurde die 

Renaissance aller «verfassungsoppositionellen Parteien» und der 

extremen Rechten eingeleitet. Fast wie ein Paukenschlag wirkte An-

fang 1924 der Anstieg der «Vereinigten Völkischen Liste», die bei 

ihrer ersten Kandidatur in Thüringen auf Anhieb 9,3% und genau 

81’706 Stimmen bekam. Deren sieben Mandatsträger waren die er-

sten Parlamentarier einer von Ludendorff und Hitler dirigierten na-

tionalsozialistisch-völkischen Liste, die sich teilweise von den 

Deutschnationalen abgespalten hatte.14 Während sich die NSDAP 

aus den unteren Mittelschichten rekrutierte, fanden sich bei den lo-

kalen Anhängern des «Thüringer Ordnungsbundes», bei der 

Deutschnationalen Volkspartei und den Deutsch-Völkischen eher 

die alten Oligarchien und das gehobene Bürgertum ein. Diese Wäh-

lerklientel war an einem Kreuzweg angelangt und musste sich ent-

scheiden: entweder für Verfassung und Republik oder für jene 

Kräfte, die offenbar bereits für eine andere autoritäre Ordnung ar-

beiteten. Die folgenden Ereignisse zeigten, dass sich das allgemeine 

Klima bereits schlagartig verändert hatte. 
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Bürgertum am Scheideweg 

Schon in den ersten nachrevolutionären Wochen kam es zu einem 

Wiederaufleben zahlreicher militärischer Vereine. Der «Krieger- 

und Militärverein», der «Flotten- und Kolonialverein», die «Verei-

nigung Jungborn», der «Freibund für Menschheitskultur», die «Wei-

mar-Gesellschaft», die «Weimarer Staatsbürgerliche Gesellschaft», 

die Organisation «Jungdeutschland», die «Deutsche Kolonialgesell-

schaft», die «Vaterländische Gesellschaft 1914», der «Deutsche Of-

fiziersbund», der «Hilfsbund der Elsass-Lothringer», allein fünf 

Kriegervereine und zahlreiche kulturelle Institutionen vereinten 

sich unter dem grossen gemeinsamen Ziel, sich um das klassische 

Erbe der Stadt zu sorgen. Hinter diesen Gruppierungen verbarg 

sich ein antisemitisch-völkisches Sektierertum, das für die klein-

bäuerliche Region typisch war; das Land Thüringen hatte nach 

1918 die meisten Neugründungen zu verzeichnen, die patriotisch-

nationalistischer Provenienz waren. Da gab es den «Deutsch-Völki-

schen Schutz- und Trutzbund» unter seinem rührigen Geschäfts-

führer Alfred Roth, da etablierte sich der «Hochschulring Deutscher 

Art» als Dachorganisation deutsch-völkischer Bestrebungen an den 

Universitäten. Freikorps und Kampfbünde wie «Werwolf» oder 

«Reichskriegsflagge» waren gleichfalls in Thüringen zu Hause, das 

mit Weihestätten nationaler Identität reich gesegnet war. Eisenach 

mit der Wartburg, Jena, Erfurt und natürlich Weimar beflügelten 

nationale Gefühle nicht minder wie die Erinnerung an deutsche 

Dichter und Denker. 

In Weimar gelang es mit zwei «Bürgerlisten», das verzagte Bür-

gertum politisch zu vereinigen und vor der gefürchteten Zersplitte-

rung zu bewahren. In deutlichem Affront gegen das Parteiwesen 

der neuen Republik riefen die Honoratioren der Stadt bei den Ge-

meinderatswahlen am 23. März 1919 dazu auf, auf dem Boden der 

neuen Verhältnisse die «Belange des deutschen Bürgertums aller 

Berufskreise ohne Unterschied der bisherigen Parteizugehörig-

keit» zu wahren. Auf den Listen, die von einem Gymnasialoberleh- 
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rer und einem Bauunternehmer angeführt wurden und damit in 

fast klassischer Weise Bildung und Besitz verkörperten, standen 

fast alle prominenten Männer und Frauen der Stadt: der Syndikus 

der Handelskammer und sein Stellvertreter, der königs- und kai-

sertreue Vorsitzende des Gemeinderats, der um seine Wiederwahl 

bangte, viele höhere Beamte mit klangvollen Titeln, zwei Geheim-

räte, ein Tischlermeister, ein Brauereibesitzer sowie der bekannte-

ste Bäcker und Konditormeister der Stadt, der als vordem grossher-

zoglicher Hoflieferant über Nacht seine fürstliche Klientel verloren 

hatte. Natürlich war der Stiftsprediger auf der Liste, und der Gast-

wirt vom Museumsplatz fehlte nicht, der sich wie der örtliche Flei-

schermeister oder der Weingrosshändler für die «Liste Scheide-

mantel» oder die «Liste Ehrhardt» hatte anwerben lassen. Grosse 

Unterschiede gab es zwischen beiden Wahlbündnissen nicht, höch-

stens persönliche und politische Animositäten. Es waren zwei Wäh-

lerinitiativen quer durch alle lokalen Bevölkerungsschichten, die 

auf alte Bekanntschaften, Beziehungen und den Komment vergan-

gener Jahrzehnte bauten. 

«Man schreite zur Wahl der Bürger. Bürger wählt Eure Vertre-

ter», hiess es in einem Aufruf vom 16. November 1918, kaum eine 

Woche nachdem Arbeiter-und-Soldaten-Räte die politische Macht 

übernommen hatten. In solchen Appellen war der antirevolutio-

näre Grundzug der neuen Bewegung unübersehbar, die der neuen 

Republik von vornherein eine politische Unfähigkeit attestierte, die 

jeden Versuch einer fairen Zusammenarbeit ausschloss. «Heute 

heisst es, die Republik sei das Einzig Wahre! Nun, bis jetzt haben 

wir, die Freunde von Ruhe und Ordnung, noch keine wahre Freude 

an ihr gehabt. Der Freude der Radaubrüder wird bald ein unheim-

licher Katzenjammer folgen.»15 

Auf dieser Weimarer Bürgerliste standen gleich drei ranghohe 

ehemalige Spitzenbeamte des demissionierten Grossherzogs – 

selbst der Name des Militärkommandanten fehlte nicht, der als Gar- 
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nisonsältester für die Sicherheit der Fürstenfamilie zuständig ge-

wesen war. Was hier unter dem Titel «Liste der Vereinigten bürger-

lichen Interessen-Vertretungen» um Wählerstimmen warb, war bei 

näherem Hinsehen ein camouflierter Hort der Reaktion; denn hin-

ter diesem Bürgerblock versteckten sich nicht nur Honoratioren, 

sondern auch Parteien der konservativen Rechten. Dazu zählten die 

Deutschnationale Volkspartei, die Christliche Volkspartei sowie die 

Deutsche Volkspartei, zu denen als Zusatzlobby der völkisch-anti-

semitische «Deutschnationale Handlungsgehilfen-Verband» sowie 

der «Bund der Landwirte» hinzukamen. Damit nicht genug. Hinter 

den insgesamt vierzig Kandidaten für ein Mandat im Weimarer Ge-

meinderat hatte sich eine Lobby von sechzig Vereinen und Verbän-

den verschanzt, die praktisch das gesamte untere, mittlere und ge-

hobene Bürgertum der Stadt repräsentierte. Dazu gehörten Organi-

sationen wie der «Deutsch-Evangelische Frauenbund», der «Allge-

meine Deutsche Musiker-Verband», der «Bund Thüringischer Indu-

strieller», der «Gastwirts-Verein» und der «Gewerbe-Verein», die 

«Vereinigung der Feuer-Versicherungs-Generalagenten», die 

Handwerkskammer und allein dreizehn Frauenvereine mit zwei-

undzwanzig Untergruppen, zu denen eine Interessengemeinschaft 

für Beamte und Lehrer sowie über ein Dutzend lokaler Verbände 

der organisierten Privatangestellten hinzukamen. 

Es waren die Kumpane von einst und die «Spezis» aus vergange-

nen Zeiten, für die mit dem Sturz der Hohenzollern ohnehin eine 

Welt zusammengebrochen war. Kein Wunder, dass in Weimar 

spontane Sympathiekundgebungen für den abgedankten Kaiser 

Wilhelm abgehalten wurden, ja dass man sich sogar öffentlich mit 

Wehmut an den Grossherzog erinnerte. Den republikanischen Par-

teien DDP und Zentrum, aber besonders der Mehrheitssozialdemo-

kratie war eine mächtige Gegnerschaft erwachsen, ein finanziell so-

lide ausgestattetes Aktionsbündnis, das als sein wichtigstes Ziel 

verkündete: «Wähler, lasst in der Stadtverwaltung nicht die Sozial- 
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demokratie Oberwasser gewinnen! Bedenkt, wie einseitig dann die 

Verteilung der städtischen Lasten würde, dass dann mehr noch als 

bisher die nicht Sesshaften von dem Vermögen und den Vorteilen 

Weimars zu Lasten derjenigen Bürger Vorteil haben.» Damit ent-

puppte sich die neue Vereinigung als eine Gemeinschaft von Bür-

gern, die möglichst unter sich bleiben und den Zuzug Fremder 

bremsen wollte. Man verteidigte den Status quo, trommelte gegen 

die SPD und gab sich patriotisch-nationalistisch: «Germania liegt 

auf der Erde, sie reitet nicht mehr. Die Bürgerschaft muss nun hel-

fen, dass sie wenigstens einen Fuss in den Steigbügel setzen 

kann.»16 

Als am Tag nach der ersten Kommunalwahl die Stimmen gezählt 

wurden, hatten die bürgerlichen Listen ein überwältigendes Ergeb-

nis erzielt. Sie erhielten von insgesamt 13373 Stimmen mehr als die 

Hälfte, erkämpften sich 26 Mandate und schufen als Listen um den 

Gymnasialoberlehrer Scheidemantel und den Baurat Max Ehrhardt 

einen Block, dessen personelle Zusammensetzung an die ständi-

sche Gesellschaft aus kaiserlicher Epoche erinnerte. Die Mehrheits-

sozialisten eroberten zwölf Sitze, während die unabhängige Linke 

nur mit einem Mandat vertreten war. Fast wäre es zum Eklat mit 

grosser publizistischer Wirkung gekommen, weil bei der Wahl zum 

stellvertretenden Vorsitzenden des Gemeinderats der ehemalige 

Gefolgsmann des Grossherzogs, Rechtsanwalt Hermann Jöck, nur 

knapp unterhalb der erforderlichen Stimmenzahl blieb. Die Reha-

bilitierung eines erklärten Monarchisten, der noch sechs Monate 

vorher für den Thronanspruch des Grossherzogs gekämpft hatte, 

zeigte die neue Marschrichtung an. Die alten Mächte hatten gesiegt, 

Hofadel, höhere Beamte, Militär und ein verunsicherter Mittelstand 

hatten das Heft wieder fest in der Hand. Die politischen Kräfte, die 

im Revolutionsjahr 1918 an die Macht gelangt waren, wurden ver-

leumdet und attackiert. «Mit erschreckender Deutlichkeit haben 

die letzten Wochen gezeigt, dass der Arbeiter der leitenden Hand 

bedarf, soll nicht das Oberste zuunterst gekehrt werden», so lautete  
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die Überzeugung dieser Kreise. «Kraftlos nach aussen, kraftlos nach 

innen steht die sozialdemokratische Regierung da.»17 

Seit 1848 galt eine Revolution stets als unsittlich, staatsfeindlich 

und verdammungswürdig. Während Ebert und seine Sozialdemo-

kraten die neue Republik als «Geschichte der Freiheit» und als ge-

glückte Fortsetzung der gescheiterten Paulskirchen-Revolution in-

terpretierten, lehnte das konservative Bürgertum eine solche histo-

rische Parallele kategorisch ab. Weil der Staat angeblich falsch ge-

führt und deswegen bereits gescheitert war, rief man das Bürger-

tum zur Aktion. Die Klassenangst des Bürgertums vor Demokratie 

und sozialer Veränderung war so gross, dass man sich gegen die 

neue Republik und für die Vision eines anderen autoritären Staates 

entschied. 

In solchem Versagen lag jenes Scheitern begründet, von dem sich 

besonders das Weimarer Bürgertum nicht freisprechen kann. Wo 

sich andere Parteien Programm, Statut und Fraktionsdisziplin un-

terwarfen, blieb die in Weimar dominierende Bürgerliste ein bunt-

scheckiger Haufen, deren Protagonisten politisch völlig unbere-

chenbar waren und nur durch die Abwehr des ungeliebten Partei-

enstaates zusammengehalten wurden. Schon nach wenigen Jahren 

fiel das lokale Interessenkonglomerat wieder auseinander; bei den 

Gemeinderatswahlen des Jahres 1928 waren von der Bürgerlichen 

Liste nur noch örtliche Splittergruppen vertreten. Aber zu diesem 

Zeitpunkt hatten die Nationalsozialisten schon längst den Fuss in 

der Rathaustür, nachdem bereits Kundgebungen mit Hitler, Goeb-

bels und anderen Nazi-Grössen für Sympathiegewinn in der Öffent-

lichkeit gesorgt hatten. Eine diffuse Flucht in den Mythos radikali-

sierte sich zur Forderung nach dem autoritären Führerstaat. 

Dass die geistige Wende ausgerechnet in Weimar so erfolgreich 

und früh vollzogen werden konnte, liegt nicht zuletzt daran, dass 

sich die Klasse des Bürgertums – ohne dies vielleicht genau zu ah-

nen – für eine andere Orientierung entschied. Die anhaltenden Res-

sentiments gegen die Nationalversammlung, die polemischen At-

tacken gegen das Bauhaus, die leichtsinnige Eintrittskarte für Lu- 
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dendorff und wenig später für Hitler, die Ausfälle gegen eine jüdi-

sche Minderheit sowie die Favorisierung der Nazi-Partei samt ihrer 

grölenden SA-Kolonnen – dies waren die Etappen der Auflösung 

demokratischer Strukturen, deren Zerstörung von einer bürgerli-

chen Mehrheit zunächst im stillen, später dann offen toleriert und 

gefördert wurde. 



Die ungeliebte Republik 
Weimar und die Nationalversammlung 



Flucht nach Weimar 

Es ist der 30. März des Jahres 1848, Frankfurt am Main. Aus allen 

deutschen Ländern sind Demokraten und Liberale, frühere und am-

tierende Abgeordnete, engagierte Kämpfer und zaudernde Honora-

tioren gekommen, um ein deutsches Parlament zu begründen. Noch 

ist der Jubel gross. «Unbeschreiblich, unvergesslich», notieren die 

Abgeordneten in ihre Tagebücher. An Toren und Brücken der Alt-

stadt spannen sich künstliche, farbige Triumphbögen; bunte Bän-

der flattern, Girlanden schwingen sich über die engen Gassen. «Die 

Häuser verschwanden fast unter der Masse der Fahnen und Laub-

gewinde», schreiben die Zeitungen später über jenen Tag, an dem 

auf der Domspitze die schwarzrotgoldene Fahne weht und die Wor-

te Goethes in aller Munde sind: «Zu neuen Ufern lockt ein neuer 

Tag!» 

Wenn dieser umjubelte Aufstand schon ein Jahr später mausetot 

war, weil die Gegenrevolution die Nationalversammlung auseinan-

derjagt und den Kampf um die Herzen der Deutschen gewonnen 

hatte, dann hat dies nicht am Genius loci der Stadt Frankfurt gele-

gen. Was können die Orte dafür, welche Geschichte in ihnen ge-

schrieben wird? Sie bilden höchstens die Kulisse für die politischen 

Akteure, leiden aber oft lange unter dem schlechten Ruf, dass sich 

in ihren Mauern historisch Misslungenes abgespielt hat. Aber muss 

sich Weimar dafür schämen, dass die hier beratene und verabschie-

dete Verfassung ihre historische Bewährungsprobe nicht bestand 

und der zweite Anlauf zur Demokratie zwölf Jahre später verhäng-

nisvoll scheiterte? Die Reichs Verfassung vom 11. August 1919 trug 

inoffiziell stets den Namen dieser Stadt – und die Abgeordneten 

rühmten Weimar als Stätte, «in der von jeher die Werke des Frie- 
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dens blühten». Konnten sie alle ahnen, dass die Gegner der Repu-

blik bald darauf das Schimpfwort vom «Weimarer System» prägen 

würden, mit dem dieser demokratische Versuch bis heute belastet 

ist? Dabei war es nicht Weimar, sondern die Reichshauptstadt Ber-

lin, die das schnelle Sterben der Weimarer Republik zu verantwor-

ten hatte. 

Dass die Verfassung 1919 nicht in Berlin, sondern im abgeschie-

denen Weimar beraten und verabschiedet wurde, war nur Zufall. 

Aber war es klug, die Nationalversammlung in eine Stadt zu verle-

gen, deren tonangebendes Bürgertum offenbar wenig mit Republik 

und Demokratie, mit Parlament und Verfassung und mit jenen 

Mandatsträgern anzufangen wusste, die an einem trüben Februar-

tag des Jahres 1919 zum erstenmal die Stadt aufsuchten, um in un-

zähligen Sitzungen die Artikel der künftigen Verfassung zu bera-

ten? Der Irrtum von Friedrich Ebert und Philipp Scheidemann habe 

darin bestanden, so die Meinung von heutigen Historikern, dass 

man nicht früh genug das verräterische nationalkonservative und 

deutsch-völkische Milieu Weimars erkannt habe.1 Man hätte auch 

Frankfurt zum Sitz der verfassunggebenden Versammlung wählen 

können. Aber hätte das unglückliche Scheitern des Paulskirchen-

Parlaments nicht allzu schwer auf dem Neuanfang gelastet? Damals 

hatten die Sprecher der süddeutschen Länder, in traditioneller Ab-

neigung gegenüber Berlin, einen Ort gefordert, der möglichst nicht 

an das Erbe der Hohenzollern erinnerte. Ferner musste er für die 

auswärtigen Parlamentarier gut erreichbar sein, sollte über geeig-

nete Tagungsstätten verfügen und sich durch einen guten Ruf aus-

zeichnen. Schliesslich waren die dramatischen Ereignisse des Jah-

res 1919, als in Berlin fast ein Bürgerkrieg tobte, ausschlaggebend 

dafür, dass Weimar – vielleicht allzu rasch und ohne gründliche 

Vorbereitung – zum Sitz der Nationalversammlung erkoren wurde. 

Der designierte Reichspräsident Friedrich Ebert war entschlos-

sen, die anberaumte Nationalversammlung ausserhalb Berlins ta-

gen zu lassen. Zusammen mit den Generälen der Reichswehr und 
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dem märkischen Oberbefehlshaber Gustav Noske suchte er nach ei-

nem Ort, der sich gegen revolutionäre Aktionen schützen liess. «Im-

mer häufiger tauchte das Wort Weimar auf. Die Militärs bewiesen 

an den Landkarten, dass die Thüringer Wälder eine strategische 

Lage ergaben, wo der Anmarsch etwaiger Demonstrationszüge mit 

Leichtigkeit verhindert werden konnte. In der Pensionärsstadt 

selbst war kaum mit bedeutsamen Kräften der Arbeiterschaft zu 

rechnen», erinnerte sich der Beamte Walter Oehme, der damals in 

der Reichskanzlei die Ereignisse an Ort und Stelle verfolgte.2 

Als die Entscheidung für Weimar fiel, glich Berlin einer Geister-

stadt. Nach dem Sieg der Regierungstruppen gegen die spartakisti-

schen Arbeiter-und-Soldaten-Räte hatte Noske die Bevölkerung zur 

Ablieferung aller Waffen aufgefordert; Menschenansammlungen 

waren verboten, der Verkehr blieb auf das Notwendigste be-

schränkt. Die Ermordung von Rosa Luxemburg und Karl Liebknecht 

hatte noch einmal eine Empörung gegen den selbsternannten 

«Bluthund Noske», aber auch gegen «die Verräter Ebert und Schei-

demann» aufbranden lassen. Überall wurde das Bild der Schre-

ckensherrschaft einer radikalen Linken und die Gefahr anarchisti-

scher Zustände an die Wand gemalt. «Spartakus kämpft jetzt um die 

ganze Macht ... Nehmt Euren Platz entschlossen bei denen, die Euch 

Freiheit und Ordnung bringen werden», lauteten die Appelle der 

Reichsregierung zu Beginn des Jahres 1919, als die Wahl einer Na-

tionalversammlung in möglichst absehbarer Zeit in Aussicht ge-

stellt wurde.3 Die Zeit drängte. Der ursprüngliche Wahltermin 

wurde um einen Monat vorgezogen. Für den 19. Januar 1919 wur-

den allgemeine Wahlen einberufen, aus denen das erste frei ge-

wählte deutsche Parlament seit 1848 hervorgehen sollte. 

Die überwältigende Mehrheit der Grossberliner Arbeiter-und-

Soldaten-Räte hatte sich für die Demokratie und gegen ein Rätesy-

stem entschieden. Diese öffentliche Zustimmung galt es zu nutzen. 

Als das Berliner Reichstagsgebäude bei Strassenkämpfen am 15. Ja-

nuar 1919 schwer beschädigt wurde, sprachen sich die Vertreter 
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der süddeutschen Länder am Sitz der Reichsregierung kategorisch 

gegen Berlin als Tagungsstätte aus. Der weimarische Vertreter in 

der Hauptstadt, Geheimrat Arnold Paulssen, und der Unterstaats-

sekretär Curt Baake brachten Weimar ins Spiel und rühmten die 

politisch zuverlässige Dichterstadt als Wirkungsstätte, die gut nach 

aussen abgeschirmt werden könne. Man fühlte sich im behaglichen 

Weimar weitab vom Schuss – und ahnte nicht, dass selbst das idyl-

lische «Ilm-Athen» zur unsicheren Zufluchtsstätte werden sollte.4 

So überzeugend die Argumente der Weimar-Befürworter waren 

– am Ende ist es der Geist von Klassik und Humanismus gewesen, 

der beschworen wurde und für Weimar den Ausschlag gab. Allen 

voran Friedrich Ebert drängte in einer eilig anberaumten Kabi-

nettssitzung am 14. Januar 1919 darauf, «den Geist von Weimar mit 

dem Aufbau des neuen Deutschen Reichs zu verbinden». Durch die 

Wahl des auch international berühmten Tagungsorts sollte der 

amerikanische Präsident Wilson milde gestimmt werden, der im-

mer noch grosses Misstrauen gegen das Deutschland der Hohenzol-

lern hegte und nur mit einer demokratisch gewählten Regierung zu 

verhandeln bereit war. Im Umfeld von Ebert hoffte man auf einen 

fairen und gerechten Frieden und glaubte, ein Friedensabkommen 

zwischen Siegern und Besiegten aushandeln zu können. Deshalb 

wollte Ebert auch die hehre Erinnerung an die humanistische deut-

sche Klassik für den neuen Staat in Anspruch nehmen und be-

schwor in seiner späteren Eröffnungsrede den «guten Geist der 

Deutschen, den Geist von Weimar, den Geist der grossen Philoso-

phen und Dichter», der «eine Wandlung vom Imperialismus zum 

Idealismus» und «von der Weltmacht zur geistigen Grösse» einlei-

ten solle. Ebert und die Mehrheit der Deutschen hofften zu diesem 

Zeitpunkt noch auf Wilson und auf einen Friedensschluss im Geiste 

von Ausgleich und Verständigung auf der Grundlage des Selbstbe-

stimmungsrechts aller Völker. Bei seiner Eröffnungsrede rief des-

halb der designierte Reichspräsident beschwörend in die Runde 

der über vierhundert neugewählten Abgeordneten: «Deutschland 
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hat die Waffen niedergelegt. Jetzt gebe man uns den Wilson-Frie-

den, auf den wir Anspruch haben.»5 

Auflehnung gegen Versailles 

Die politische Wirklichkeit sah aber anders aus und war damals 

kaum vorherzusehen. Die Unterzeichnung des umstrittenen Ver-

tragswerks von Versailles leitete bei der nationalistischen Rechten 

einen Klimawechsel ein, der zu einer tiefen Entfremdung mit der 

neuen Weimarer Republik führte. Das Vertragswerk mit über vier-

hundert Artikeln, das dem deutschen Aussenminister Graf Brock-

dorff-Rantzau am 6. Mai 1919 im Spiegelsaal von Versailles überge-

ben wurde, wurde als Aufforderung zur Unterwerfung und als ver-

nichtende Anklageschrift verstanden. Die Friedensbedingungen 

waren aus der Sicht des Reichsaussenministers «unerträglich, «un-

erfüllbar», «rechtsverletzend» und «unaufrichtig». Deutschland 

sollte die alleinige Kriegsschuld übernehmen und einen Gewaltfrie-

den akzeptieren. 

Die emotionsgeladenen Debatten über das Pro und Kontra von 

Versailles erinnerten den Zeitzeugen Harry Graf Kessler später an 

«ein Ringen auf Tod und Leben – zwei riesenhafte, weit über die 

Mauern des Theatersaales hinausreichende Gewalten» hätten ein-

ander an der Kehle gehabt.6 Das war ein Frieden, der in den Augen 

der grossen Mehrheit der Deutschen keiner war. Aber es war kein 

Repräsentant der Deutschnationalen, sondern der sozialdemokra-

tische Chef der Reichsregierung, Philipp Scheidemann, der bei einer 

Kundgebung der Nationalversammlung in der Berliner Universität 

ausrief: «Welche Hand müsste nicht verdorren, die sich und uns in 

diese Fesseln legt?» Dass dieser Vertrag ein Mordplan und für die 

Reichsregierung unannehmbar war, ja dass «Deutschlands Leiche» 

auf dem Schlachtfeld von Versailles für immer begraben sei – solche 

Sätze stammten von Scheidemann und prägten bis weit in die dreis- 
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siger Jahre hinein eine aufgewühlte Debatte. Das Selbstbestim-

mungsrecht der Völker, die Unabhängigkeit freier Nationen, der 

Glaube an all die schönen Ideale, unter deren Banner die Entente 

zunächst zu fechten vorgab: dies alles stürzte wie ein riesiges Kar-

tenhaus ein und gipfelte in dem Vorwurf des empörten Scheide-

mann: «Eine Verwilderung der sittlichen Begriffe ohnegleichen, das 

wäre die Folge eines solchen Vertrages von Versailles.»7 

Ebert und die Mehrheit der Parteien in der Nationalversamm-

lung fühlten sich getäuscht; alle Träume von einem fair ausgehan-

delten Frieden sowie einer neuen, besseren Weltordnung schienen 

zunichte. Urplötzlich war auch dem allerletzten deutschen Versöh-

nungspolitiker klargeworden, dass die europäischen Verbündeten 

der USA nicht verhandeln wollten, sondern nur das Ziel verfolgten, 

Deutschlands politische und ökonomische Macht ein für allemal zu 

vernichten. Aber die deutsche Reichsregierung hatte alles zu akzep-

tieren, was vorher beschlossen worden war; dem Aussenminister 

und den deutschen Delegierten war es lediglich erlaubt, schriftlich 

Stellung zu nehmen. Der endgültige, fast unveränderte Text wurde 

am 16. Juni 1919 zugestellt; für die Annahme oder die Ablehnung 

des Vertrages war eine Frist von nur drei Tagen gesetzt, die dann 

allerdings um zwei Tage verlängert wurde. Jeder weitere Aufschub 

wurde schroff verwehrt; für den Fall einer Ablehnung wurde mit 

dem sofortigen Einmarsch gedroht. 

Die allgemeine Ablehnung dieses Friedensdiktats war so vehe-

ment, dass die Reichsregierung an den Chef der Heeresleitung die 

Frage richtete, ob bei einem Nein gegen den Vertrag die Wiederauf-

nahme militärischer Operationen möglich sei. Der legendäre Feld-

herr der «Schlacht von Tannenberg» telegraphierte zurück, dass 

militärisch erneut eine Niederlage drohe; doch müsse er als «Soldat 

den ehrenvollen Untergang einem schmählichen Frieden vorzie-

hen» – ein Satz, der nicht nur die Emotionen der nationalistischen 

Rechten wiedergab, sondern auch neue Sündenböcke schuf. Nach  
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der Dolchstosslegende des Generals Ludendorff, pazifistische Par-

teien seien einem siegreichen deutschen Heer in den Rücken gefal-

len, kam Hindenburgs Alternative von schmachvoller Annahme 

oder ehrenvollem Untergang hinzu. 

Der Versailler Vertrag ist auch aus heutiger Sicht ein Dokument 

von ungeheurer Härte, das die Lasten des Weltkrieges ungerecht 

und unter unerfüllbaren Auflagen verteilte. Das Reich verlor Ge-

biete im Ausmass von insgesamt 87‘000 Quadratkilometern mit sie-

ben Millionen deutschen Bewohnern sowie alle Kolonien. Die Stär-

ke der deutschen Streitkräfte wurde auf 100’000 Heeres- und 

15’000 Marinesoldaten ohne schwere Waffen begrenzt. Das linke 

Rheinufer wurde entmilitarisiert und sollte auf fünfzehn Jahre be-

setzt bleiben. Obwohl ökonomisch geschlagen und durch den Ver-

lust wertvoller Agrar- und Industriegebiete geschwächt, wurden 

dem besiegten Reich gewaltige, zunächst sogar unbegrenzte Repa-

rationsleistungen aufgebürdet. Besonders provozierend war, dass 

das Abkommen mit allen früheren Versprechungen brach. Musste 

sich der deutsche Reichspräsident nicht düpiert fühlen, der soeben 

noch mit Hinweis auf den Geist von Weimar an den «good will» des 

US-Präsidenten appelliert hatte? Hatte das Friedensdiktat aus Ver-

sailles nicht alle Unverbesserlichen gestärkt, die von ihrem Hass ge-

gen den «Erbfeind» Frankreich nicht lassen wollten? Alle Hoffnung 

auf eine objektive Analyse der Kriegsursachen schien ein für alle-

mal zunichte gemacht. Besonders der berüchtigte Artikel 231, in 

dem Deutschlands Alleinschuld am Ausbruch des Weltkrieges fest-

gestellt wurde, sollte das Verhältnis zu den Siegermächten in Zu-

kunft schwer belasten. Aber auch der Verlust der deutschen Reichs-

gebiete mit der Abtretung eines Territoriums, auf dem sieben Mil-

lionen Bewohner lebten, wurde fortan zu einem gefühlsbeladenen 

Reizthema. 

Die «Macht des Hasses», die der deutsche Reichsaussenminister 

in Versailles am Werke sah, sollte zu einer fast unversöhnlichen 

Waffe der politischen Rechten werden. Wenn die Weimarer Repu-

blik, die als grosse Negativfolie unter der Bildung der Bundesrepu- 
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blik Deutschland lag, fortan zu einer ungeliebten, ja verhassten De-

mokratie wurde, dann wurden die Wurzeln für solche Ressenti-

ments 1919 in der Nähe der französischen Hauptstadt Paris gelegt, 

wo man eine einmalige Chance zur europäischen Verständigungs-

politik versäumte. Die Revision von Versailles wurde von der äus-

sersten Linken bis zur extremen Rechten zum politischen Impera-

tiv, schweisste die politischen Kräfte in einer neuen, destruktiven 

Gemeinsamkeit zusammen und wurde zum «wirkungsmächtigen 

Symbol der Republik» (Hagen Schulze). «Nicht die politische Gegen-

wart war es daher, auf die sich allgemeines politisches Handeln 

richtete, sondern ihre Überwindung, nicht die Zukunft eines demo-

kratischen ... Staatswesens in einer freien Völkergemeinschaft, son-

dern die Wiederherstellung einer im kollektiven Gedächtnis der 

Deutschen glanzvoll vergoldeten Vergangenheit – eine negative 

Utopie.»8 

Schon in den ersten Tagen nach Bekanntgabe des Versailler Ver-

trages zeigten sich im aufgewühlten Nachkriegsdeutschland desta-

bilisierende Folgen. Als der ohnehin aussichtslose Kampf um eine 

Milderung der Vertragsbedingungen scheiterte, standen die Real-

politiker unter den Sozialdemokraten und des katholischen Zen-

trums mit ihrer Haltung allein, dass man den Vertrag dennoch un-

terschreiben müsse, weil die Alliierten bei einer Ablehnung das ge-

samte Reich besetzen würden. In den preussischen Ostprovinzen 

wurde bereits an Plänen für die Errichtung eines selbständigen Ost-

staates gearbeitet. Und in der Reichswehr war die Erregung über 

die Friedensbedingungen, die Kriegsschuldfrage sowie über die be-

vorstehende Entwaffnung derart eskaliert, dass die ersten Putsch-

pläne für einen Kampf um die Befreiung Deutschlands aufkamen.9 

In keiner Frage war sich Nachkriegsdeutschland so einig wie in 

der nahezu einhelligen Ablehnung eines Vertrages, der als «Schand-

diktat» sowie als bösartiger Racheakt der Siegermächte gebrand-

markt wurde. Deutschland, das nach der Niederlage in seinem 

Selbstwertgefühl ohnehin erschüttert war, fühlte sich auf den Platz 
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einer Nation zweiter Klasse verwiesen. Die Schuld für diese Ernied-

rigung wurde nicht nur den Siegermächten der Entente zugeschrie-

ben, sondern auch jenen republikanischen Parteien, deren Spre-

cher, allerdings mit gewaltigen Skrupeln, für eine Annahme des Ver-

trages plädiert hatten. Fortan mussten besonders Sozialdemokra-

ten, aber auch Zentrumsabgeordnete sowie das kleine Häuflein un-

terschriftsbereiter Demokraten mit dem Vorwurf leben, sie hätten 

mit ihrer Zustimmung die Hand zur Erniedrigung Deutschlands ge-

hoben. 

Im Kampf gegen Versailles und gegen die «Kriegsschuldlüge» 

fanden sich Vertreter aus allen Parteien zusammen. Der Sozialde-

mokrat Eduard Bernstein wurde Mitte Juni 1919 auf einem SPD-

Parteitag in Weimar niedergeschrien, als er seine Genossen zu einer 

Analyse der im Jahre 1914 erfolgten Zustimmung zu den Kriegskre-

diten aufforderte. Das erregte Parteiplenum wollte in der Stunde 

höchster nationaler Schmach keinen Appell zur Selbstkritik hören. 

Die Gemüter waren aufgewühlt, überall fand man sich in Zorn und 

Auflehnung zusammen – besonders im politischen Umfeld der Wei-

marer Nationalversammlung, wo der umstrittene Vertrag von einer 

parlamentarischen Mehrheit ratifiziert werden musste. Unverse-

hens war auch die kleine Stadt in die Mühlen der Weltpolitik gera-

ten; denn aus dem In- und Ausland blickte man auf den Tagungsort 

des deutschen Parlaments, wo die eher spröden Verfassungsbera-

tungen durch emotionale Kontroversen über Versailles immer wie-

der unterbrochen wurden. 

Anfang Juni 1919 berichtete die Weimarische Zeitung-. «Unter 

dem feierlichen Geläut der Glocken füllte sich gestern Abend der 

weite Marktplatz mit den Scharen derer, die noch einmal, bevor die 

Würfel über Deutschland fallen, für einen Frieden des Rechts und 

der Ehre ihre Stimme erheben wollten. In würdiger und ernster 

Ruhe standen die Bürger, alt und jung, arm und reich, und von den 

Türmen dröhnten die Glocken. In den Herzen aller auf dem weiten 

Platz glüht heisse Liebe und trotzige Treue auf. Uns wollen sie bet-

telarm und ehrlos machen für die Zukunft.» Der Sturm der Entrü- 
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stung, der durch das kleine Städtchen Weimar brandete, war ty-

pisch für die damalige Stimmung im gesamten Lande. Wie empfind-

lich die Dichterstadt Weimar auf die Versailler Vertragsbedingun-

gen reagierte, offenbarte ein verzweifelt anmutendes «Offenes 

Sendschreiben an die führenden Kräfte der fremden Kulturvölker», 

das am Tag vor der Vertragsunterzeichnung veröffentlicht wurde. 

«Wir fordern einen Rechtsfrieden, fordern eine getreue Erfüllung 

der vierzehn Wilsonsätze kraft Völkerrechts, heischen volle Ach-

tung vor deutscher Ehre und volle Bewahrung auch unserer wirt-

schaftlichen Lebensmöglichkeiten. Fordern sofortige Freigabe un-

serer Gefangenen und sofortige Aufgabe der Hungerblockade.»11 

Diese Petition, die Weimars Repräsentanten ein «Treuegelübde» 

nannten, ist wie unzählige andere Resolutionen der Berliner Regie-

rung übergeben worden; doch solche Bitten fanden kein Gehör bei 

den Siegermächten und verstärkten das Gefühl von Bitterkeit, Ent-

täuschung und Auflehnung. In der Weimarischen Zeitung endete 

die Reportage über den Protestaufmarsch gegen den Gewaltfrieden 

damals mit den visionären Sätzen: «Die Landesjäger ziehen ab mit 

klingendem Spiel. Die Musik verklingt, die Menge verläuft sich. Ein 

alter Herr in weissem Bart, barhäuptig und mit leuchtenden Augen, 

singt mit zitternder Stimme und bebenden Lippen. Er lächelt, als er 

sich zum Gehen wendet. Seine Söhne sind gefallen, aber seine Enkel 

sind mit im Zug. Der kann die Stunde vielleicht noch erleben, wo 

Deutschland wieder stark und ehrlich ist.»12 

Je näher der Tag der Unterzeichnung des Friedensvertrages 

rückte, umso mehr zerstritten sich die Parteien darüber, wie man 

dem massiven Druck der Siegerstaaten begegnen könne. Als am 

Sonntag, dem 22. Juni 1919, die Friedensfrage vor die Nationalver-

sammlung kam, stand jeder einzelne Abgeordnete vor einer Gewis-

sensprüfung. Von den 423 Abgeordneten nahmen 42 an der Ab-

stimmung nicht teil, weil sie sich krank gemeldet hatten. Für die 

Unterzeichnung stimmte bis auf zwei Neinstimmen das Zentrum. 
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Auch die Mehrheitssozialisten und die Unabhängigen Sozialdemo-

kraten gaben ihre Stimmen geschlossen für die Annahme ab; ihren 

Widerspruch bekundeten 25 Abgeordnete, indem sie unter Füh-

rung Scheidemanns der Abstimmung demonstrativ fernblieben. Ge-

gen die Unterzeichnung stimmten die Deutschnationalen und die 

Deutsche Volkspartei geschlossen und die Demokraten bis auf eine 

Minderheit von sechs Abgeordneten. Die Enthaltungen verteilten 

sich auf die Zentrumsfraktion und den Deutschen Bauernbund. In 

der entscheidenden Abstimmung nahm die Nationalversammlung 

die Zustimmung zum Friedensvertrag mit 237 gegen 138 Stimmen 

an. Niemals zuvor war das deutsche Parlament derart zerrissen wie 

in der Friedensfrage, die auch die deutsche Gesellschaft in höch-

stem Masse polarisierte. Reichskanzler Bauer sagte in seiner Regie-

rungserklärung, man sei sich über alle Schranken hinweg einig «in 

der schärfsten Verurteilung des nun vorgelegten Friedensvertra-

ges, zu dem wir unter unerhörtem Zwang unsere Unterschrift ge-

ben sollen».13 In weiten Teilen der Bevölkerung wurde die Weima-

rer Republik damit zu einer ungeliebten, verhassten Demokratie. 

Jene, die den Vertrag dennoch unterschrieben hatten, wurden 

fortan immer stärker diffamiert. Die «Novemberleute», wie man die 

Weimarer Koalitionäre von SPD, Zentrum und DDP nannte, wurden 

systematisch lächerlich gemacht: «Ihr Konkursverwalter eines Un-

glücks, das Ihr selber angerichtet! Wie lange soll die innere und 

äussere Ausplünderung Deutschlands dauern? Wehrt den Räubern 

draussen und drinnen. Wir sind noch stark genug dazu!»14 Zur pa-

triotischen Stimmung gehörte, dass das österreichische Kärnten 

seine Grüsse «in der Erwartung des baldigen Anschlusses von 

Deutsch-Österreich» nach Weimar sandte. Der Rektor der Universi-

tät Graz wünschte «der neuen politischen Paulskirche Gross-

Deutschlands» eine glänzende Zukunft. Die Deutsch-Freiheitliche 

Partei für Tirol, die Deutsch-Böhmische Landesversammlung und 

viele andere im Grenzland lebende Deutsche schickten hoffnungs-

volle Glückwunschtelegramme, die beim Verlesen im Weimarer  
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Plenum enthusiastisch beklatscht wurden. Ein Kapitän aus Berlin 

eilte der Zeit sogar weit voraus und empfahl dem Parlament, «Ge-

neralfeldmarschall von Hindenburg zum provisorischen Präsiden-

ten zu wählen». Solche Reaktionen zeigten, dass viele sich mit der 

Niederlage nicht abfinden wollten. 

Aber zum aufgewühlten Zeitgeist gehörten auch Apathie, Welt-

schmerz und Hoffnungslosigkeit. «Die Schmach des Dolchstosses 

von hinten, da das letzte auf dem Spiele stand ! Der Kriegswucher, 

das Schiebertum, die Streiks, die Greuel der Putsche! Der Zwist der 

Parteien, die Ohnmacht der Regierungen! Die Beamtenplage, der 

Luxus, die Vergnügungswut, die Unzucht, die grassierenden Morde, 

die Verwahrlosung der Jugend! Der Niedergang des Geistigen, der 

Künste! Der Zusammenbruch der Religion.»15 Dieses Krisenpan-

orama aus der Feder des Weimarer Schriftstellers Johannes Schlaf 

reflektierte das tief erschütterte kollektive Selbstbewusstsein jener 

Zeit. Jedoch offenbarte diese Untergangsstimmung auch einen 

tiefsitzenden Ekel an der Politik sowie an den veränderten Verhält-

nissen, der besonders das geistige Bürgertum erfasst hatte. Dort 

herrschte eine bedrohliche Mischung von Politikverdrossenheit 

und Hass, aus der bald antidemokratische Ressentiments wie Gift-

pilze emporschiessen sollten. 

Verhöhnte Demokraten 

Über die Instabilität der Weimarer Republik ist viel geschrieben 

worden. Gewiss hat sie ihre Gegner auch unterschätzt. Schon die 

monatelangen Verfassungsberatungen zeigten, wie gering der Ver-

trauensvorschuss war, der den neuen Regierenden eingeräumt 

wurde. Von der innéren Schwäche der Reichsregierung profitierten 

zunächst alle Anhänger einer Rechtsopposition, die lange wie von 

der Bildfläche verschwunden war. In den Wochen nach der Novem-

berrevolution noch furchtsam versteckt, meldete man sich jetzt 
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umso lautstarker zurück. Diese Kreise kultivierten eine Sehnsucht 

nach vorrevolutionären Zeiten, als habe es die Niederlage, den Waf-

fenstillstand und den Friedensschluss nie gegeben. Da schwärmte 

man für Kaiser und König, obwohl die Monarchie überall in 

Deutschland kräftig an Sympathien verloren hatte. Da rümpfte man 

schon nach kurzer Tagungsdauer die Nase über eine «schlappe» 

und «faule» Nationalversammlung, die an eine «Horde ohne Regie-

rung und Leitung» erinnere, und mahnte sie, sich gefälligst zu ener-

gischen Aktionen aufzuraffen. Der Eindruck verstärkte sich: Je 

schwieriger und unübersichtlicher die Gegenwart, umso sehnlicher 

träumte man sich in die Vergangenheit zurück. 

Gewiss hatte das Weimarer Stadtoberhaupt den Wunsch der 

Berliner Reichsregierung freudig begrüsst, die Nationalversamm-

lung in der Goethe-und-Schiller-Stadt tagen zu lassen. Der «alte 

Ruhm der Stadt» könne durch die Einberufung des Parlaments nur 

eine Huldigung erfahren, schrieb das Stadtoberhaupt an den Staats-

sekretär des Inneren, Hugo Preuss. Man machte sich zwar Sorgen 

darüber, wie das Grossereignis organisatorisch zu bewältigen sei; 

es wurde darüber gestritten, ob die Abgeordneten im grossherzog-

lichen Schloss, in der Herderkirche oder doch im allseits geliebten 

Hoftheater tagen sollten. Im theaterinteressierten und kulturell 

verwöhnten Weimar wurde sogar gefragt, ob man den Musentem-

pel denn überhaupt den vielen unbekannten Mandatsträgern über-

lassen könne; man fürchtete Radauszenen, falls es zu Handgreiflich-

keiten kommen sollte. Immerhin sei es im ungarischen Parlament – 

so streuten böse Zungen aus – zu üblen Krawallszenen gekommen. 

Aber solche Übertreibungen wurden kaum ernst genommen; die 

meisten Bürger hatten drückendere Sorgen. Ein besiegtes, demora-

lisiertes Heer kehrte geschlagen von der Front zurück, oft mussten 

schwerverwundete Soldaten in den Familien aufgenommen wer-

den. Hungersnöte und Typhus grassierten, weil die Blockade der 

Alliierten auch nach dem Waffenstillstand fortdauerte und zu einer 

katastrophalen Ernährungslage führte. 
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Hinter den nüchternen Zahlen der Statistiken verbarg sich das 

nackte Elend. Allein im Jahr 1918 starben im deutschen Reichsge-

biet mehr als eine Viertelmillion Menschen an den Folgen von Hun-

ger und Krankheit, nahmen die Todesfälle zu Beginn des Jahres 

1919 wegen der allgemeinen Unterernährung sogar noch zu. Kein 

Wunder, dass in Berlin die Frage gestellt wurde, ob Weimar dem 

Ansturm von über vierhundert Abgeordneten, fast eintausend 

Presseleuten und über viertausend zum Schutz der Nationalver-

sammlung aufgebotenen Soldaten gewachsen sein würde. «Wo sol-

len die Leute wohnen? Wo sollen sie essen? Wo bekommen sie ihr 

Heiz- und Beleuchtungsmaterial her?» Diese Frage in der Lokal-

presse war mehr als berechtigt; doch die Mittelstadt von dreissig-

tausend Einwohnern konnte stolz darauf sein, dieses Mammuter-

eignis für ihre Verhältnisse zu allseitiger Zufriedenheit bewältigt zu 

haben. 

Weit schlimmer waren die kleinen Gehässigkeiten, mit denen die 

alten Machteliten ihren Unwillen über eine Veranstaltung bekun-

deten, deren Vertreter man eigentlich nicht standesgemäss und als 

unwürdig empfand, Deutschland politisch zu führen. Der kritische 

Beobachter Harry Graf Kessler bemerkte bei seinen Streifzügen 

durch Weimar, dass man im rechtsstehenden Bürgertum nur von 

«den Leuten» wie von Dienstboten redete; gemeint waren die Par-

teienvertreter und Regierungsmitglieder, die oft als «Parvenüs» 

oder als reine Protagonisten ihrer egoistischen Fraktionsinteres-

sen diffamiert wurden. Und auch Kessler selbst, ein weitgereister 

Diplomat und Weltbürger, sah in der neugewählten Nationalver-

sammlung ein «Mittelding zwischen Bierbank und Konklave», de-

ren Anblick nicht gerade feierlich sei. Es war der mokante Ton eines 

hochnäsigen Bürgertums, das den Glanz vergangener Zeiten ver-

misste. Die Weimarer Bevölkerung sei über die Ehre der National-

versammlung keineswegs erfreut gewesen, schrieb der DDP-Abge-

ordnete Fritz Hesse. Nur unter grossen Schwierigkeiten habe man 

Dauerquartiere finden können; meist seien die Wohnungsbesitzer 

störrisch gewesen. Am liebsten wollte man nur an deutschnationa- 
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le Abgeordnete Zimmer vermieten. Aber die meisten Vermieter wa-

ren schon froh, «wenn sie keinen Sozialisten als Mieter erhielten».16 

Die zahlenmässige Präsenz von Soldaten, Polizisten und unifor-

mierten Beamten während der Eröffnungstage war bedrückend. 

Der umstrittene Reichswehrminister Gustav Noske brüstete sich, er 

fühle sich in Weimar «so sicher wie in Abrahams Schoss». Das war 

kein Wunder; die kleine Stadt war durch viertausend Soldaten des 

Landjägerkorps derart abgeriegelt, dass man sich wie in einer bela-

gerten Festung fühlte. Auf den Strassen und Plätzen wimmelte es 

von Soldaten und Bagagewagen, die viele Weimarer an Schillers 

«Wallensteins Lager» erinnerten. War es nicht ein Prestige Verlust 

für die neue Demokratie, dass man sich schon in ihrer Geburts-

stunde unter Stahlhelme und Pikkelhauben der alten Ordnungs-

kräfte flüchten musste? Die überstürzte Flucht der Nationalver-

sammlung nach Weimar hatte ja bereits deutlich werden lassen, 

dass die Sozialdemokraten und ihre Koalitionspartner die Militärs 

als Schutzmacht vor revolutionären Protestaktionen brauchten. Die 

Reichswehr war aber wie ein «Staat im Staate», politisch höchst un-

zuverlässig und eher dem rechten Spektrum zuzuordnen. Die Re-

publik wurde diesen Schatten bis zu ihrem Ende nie wieder los. 

Was am 6. Februar 1919 zu einem festlichen Ereignis werden 

sollte, geriet zur verunglückten Militärparade. «Auf den Baikonen 

der Häuser, in den Fenstern standen die Landsknechte des General 

Maercker mit Stahlhelm, Gewehr im Arm. Friedliches Weimar! Die 

alte Dame neben mir schlug die Hände über den Kopf zusammen: 

‚Was haben sie aus unserem stillen Städtchen gemacht! Was wer-

den wir noch alles erleben müssen!’» Gewiss läuteten damals von 

allen städtischen Kirchtürmen die Glocken; aber die Zahl der Neu-

gierigen hielt sich in Grenzen und das festliche Gepränge wurde von 

der berechtigten Sorge überschattet, dass doch noch ein Anschlag 

gegen die tagende Nationalversammlung stattfinden könnte. Im-

merhin hatten sozialistische Soldatenräte aus zwei Armeekorps bei  

Verhöhnte Demokraten 105 



einer Tagung in Eisenach den Plan diskutiert, das Weimarer Hof-

theater in die Luft zu sprengen und dann das Gebäude durch Artil-

leriebeschuss restlos zu zerstören. Die revolutionäre Linke hasste 

die neue Republik, weil sie einer sozialistischen Räterepublik eine 

Absage erteilt hatte und die Reichswehr gegen die Linke einsetzte. 

Aber die Ressentiments auf der Rechten waren noch stärker, weil 

man der neuen Staatsform nichts zutrauen wollte. Mancher der 

pensionierten Offiziere und Geheimräte mag deshalb am strammen 

Militärzeremoniell bei der Eröffnung vor dem alten Hoftheater 

seine Freude gehabt haben. «Hacken knallen, stramm flitzt die 

Hand zum Helmrand, Schleppsäbel klirren auf dem Pflaster, hoch 

zu Ross preschen Kavalkaden um das Schloss und durch den fried-

lichen, schneeglitzernden Park. Die Herren Geheimräte a.D. im 

schwarzen Hut und Mantel sind beruhigt. Bei soviel Truppen kann 

nichts passieren. Die Revolution ist ausgesperrt.»17 

Wie unterschied sich doch diese Stimmung von der Glückselig-

keit des Jahres 1848! Damals wogte Frankfurt in den Farben 

Schwarz-Rot-Gold; im Weimar des Jahres 1919 hatten viele Bürger 

aus Trotz das Schwarz-Weiss-Rot des Kaiserreichs an die Balkone 

gehängt. «Heute begeht Kaiser Wilhelm II. seinen Geburtstag», be-

gann ein Leitartikel in der nationalistischen Weimarischen Zeitung. 

«Fern von der Heimat in Amerongen, getrennt von seinem Volke, 

muss er diesen Tag in Sorge um die Zukunft seines Vaterlandes ver-

bringen. Schweren Herzens gedenken auch wir der Trennung und 

des harten Schicksals, das die deutschen Fürsten und Völker aus-

einanderriss. Was haben die grossen Herrscher aus dem ruhmrei-

chen Hause für das Aufblühen des deutschen Volkes nicht alles ge-

leistet.» Dieser Artikel, kaum eine Woche nach den Wahlen zur Na-

tionalversammlung publiziert, in denen sich eine überwältigende 

Mehrheit der Deutschen für das republikanische Staatswesen ent-

schieden hatte, war eine Provokation. Aber er entsprach dem süffi-

santen Ton des nationalistischen Bürgertums, das über die neue 

Regierung herzog. Jede Frage nach einer Verantwortung des Kai- 
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sers und seiner Paladine am Ausbruch des Krieges wurde in die Ge-

neralabsolution eines von aussen erzwungenen Waffengangs um-

gebogen. «Die Geschichte soll einmal über Verdienst und Schuld des 

Kaisers richten ... am allerwenigsten unsere Feinde, deren Hände 

von Schuld triefen.»18 

Der abgedankte Grossherzog hatte zwar in einem seltenen An-

flug von Grossmut das Weimarer Schloss dem neuen Kabinett der 

sozialistischen Volksbeauftragten zur Verfügung gestellt. Aber auf 

ausdrücklichen Wunsch des ehemaligen Oberhofmarschalls waren 

zwei Zimmerfluchten des weiträumigen Schlosses unbenutzt ge-

blieben. Das «Fürstenzimmer» und besonders die «Wohnung des 

Grossherzogs» sollten unangetastet bleiben. Hoffte man doch noch 

auf andere Zeiten? Dennoch wirbelten kleinbürgerliche Sozi-Funk-

tionäre durch die pompöse Residenz des Duodezfürsten, die früher 

wohl vergeblich zu einer Audienz bei ihrem Landesherrn zugelas-

sen worden wären. In den Jagdzimmern mit ihren Spitzengardinen, 

in den Räumen der Kammerjungfern oder den hochherrschaftli-

chen Sälen wehte ein Geist des Aufbruchs, der zur Stimmungslage 

des städtischen Bürgertums kaum passen wollte. Als sich Reichs-

präsident Ebert zusammen mit seinem Regierungschef Scheide-

mann nach der Ankunft am Weimarer Bahnhof im Pferdeschlitten 

zur Residenz kutschieren liess, erfreute man sich kaum an solchen 

Bildern und wollte nichts mehr davon wissen, wie empört die Stadt 

dereinst über den jähzornigen Grossherzog gewesen war, wenn 

dieser peitschenschwingend durch die Stadt getobt war. Stattdes-

sen gab es gehässige Kommentare und Fragen: Warum hat sich 

Ebert nicht wie einst der Fürst auf dem Schlossbalkon gezeigt? Hat 

er sich nicht getraut? Der bieder wirkende Sozialdemokrat, den 

man den «gekrönten Sattlermeister» nannte, war nach seiner An-

kunft mit kleinem Gefolge durch die Stadt spaziert – solch eine Be-

scheidenheit passte dem Bürgertum nicht, das jahrzehntelang die 

anmassende und selbstherrliche Zurschaustellung von Macht be-

wundert hatte. 
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Im konservativen Weimar, wo die Anhänglichkeit der Beamten, 

der Pensionäre und Offiziere an das Haus der Wettiner noch gross 

war, musste Ebert sich auch geringste Sympathien mühsam er-

kämpfen. Viele Bürger empfanden es als Zumutung, dass der sozi-

aldemokratische «Ersatzkaiser» nur ein Sattlermeister mit Volks-

schulbildung war und dessen Frau ihr Geld als Dienstmädchen ver-

dient hatte. Gewiss war der designierte Reichspräsident keine im-

ponierende Erscheinung, die es mit dem Glanz der Hohenzollern 

hätte aufnehmen können. Aber an seinen Vorgängern wurde das 

mit grossen Vollmachten ausgestattete deutsche Oberhaupt immer 

wieder gemessen. Ebert wirkte zuweilen unbeholfen; er war kein 

begabter Redner, weder Intellektueller noch Proletarier. Er verkör-

perte eher den Typ des soliden Handwerksmeisters, auf den man 

sich verlassen konnte. Diesem gediegenen und gewissenhaften 

Mann hatte die SPD-Spitze bei Kriegsausbruch die Parteikasse zur 

sicheren Verbringung nach Zürich anvertraut. Für die meisten Kon-

servativen blieb Ebert hingegen ein Parvenü, der sich unverdien-

termassen das höchste Staatsamt anmasste. Man mokierte sich 

über den roten Sozi im Frack, der ausgerechnet in der Residenz der 

Fürsten abgestiegen war. «Ebert im schwarzen Bratenrock, klein 

und breitschultrig mit einer goldenen Brille», schrieb Kessler am 

Tag der Vereidigung, «kam nach einem Orgelvorspiel auf die Bühne, 

gefolgt vom hinkenden Reichskanzler Bauer und dem Reichsmini-

sterium, die alle ebenfalls sehr feierlich schwarz waren.»19 

Über den abgedankten Kaiser und die Schar der deutschen Für-

sten und Grossherzöge hatte man solche Sottisen selten gelesen. 

Aber nun nutzte die Presse ihre neugewonnene Freiheit, um den 

Präsidenten mit der kleinen, fülligen Gestalt, dem spiessigen Kne-

belbart und den Speckfalten im Nacken zu diffamieren. Berühmt 

wurde das Foto aus dem Berliner Verlags- und Zeitungshaus Scherl, 

das in mehreren deutschen Illustrierten gleichzeitig erschien: Ebert 

und Noske beim sommerlichen Bad an der Ostsee, beide nur in Ba-

dehose, bis zu den Knien im Wasser. Der Schnappschuss wurde am 

Tag der feierlichen Vereidigung Eberts zum höchsten Staatsober- 
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haupt in die nationalkonservative Presse lanciert. Fortan machte 

man Witze über die rote Badehose des Reichspräsidenten; in den 

angeblich besseren gesellschaftlichen Kreisen lästerte man über je-

nen schnauzbärtigen «Sohn der Arbeiterklasse», der sichtlich stolz 

Postkarten signierte, auf denen sein Konterfei vor dem Hintergrund 

des eleganten Berliner Amtssitzes, dem Schloss Bellevue, abgelich-

tet war. Bis zu seinem Tode hat sich Ebert gegen solche Diffamie-

rungen wehren müssen. So veröffentlichten die Kieler Neuesten 

Nachrichten am 25. Januar 1920 eine Meldung, Ebert sei verspätet 

zu einer Opernaufführung in der Loge erschienen und durch Prote-

ste des Publikums zum Verlassen des Hauses gezwungen worden. 

Der Vorfall war frei erfunden, wurde jedoch überall kolportiert und 

fütterte fast unablässig eine auf Klatsch, Gerüchte und Beleidigun-

gen aufgebaute Kampagne, die mit höchst destruktiven Ambitionen 

gegen das Staatsoberhaupt angezettelt worden war.20 

Da half es wenig, dass der Reichspräsident auf seine geradezu 

spartanische Amtsführung verweisen konnte, die mit dem Protz 

seiner blaublütigen Vorgänger erheblich kontrastierte. Mit einem 

Gesamtetat von 150’000 Reichsmark für alle persönlichen und 

sachlichen Ausgaben vermied er jeden überflüssigen Aufwand. Als 

ihn sein Staatssekretär Otto Meissner einmal auf die Notwendigkeit 

einer gewissen Repräsentation auch gegenüber dem ausländischen 

diplomatischen Korps verwies, entgegnete er: «Vergessen Sie nicht, 

dass wir in Deutschland in einem Trauerhause leben.»21 Vielleicht 

war solche Zurückhaltung ein Fehler, weil auch die neue republika-

nische Staatsform von Symbolen lebte. Die breite Allgemeinbil-

dung, die sich Ebert angeeignet hatte, zählte bei einem national ge-

sinnten, intellektuell hochmütigen Bürgertum wenig, das immer 

noch an die zivilisatorische Mission der Deutschen glauben wollte. 

Dem protokollarisch unerfahrenen Staatsoberhaupt wurden selbst 

kleine Ungeschicklichkeiten angekreidet, die eigentlich auf das 

Konto einer unfähigen oder gar zur Sabotage neigenden Beamten- 
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schaft gingen. So fehlte, als Ebert vereidigt werden sollte, das Ma-

nuskript und musste erst gesucht werden. Es kam zu peinlichen 

Pausen, die auf der Pressetribüne ironisch kommentiert wurden. 

Vom historischen Datum der feierlichen Verkündigung der Ver-

fassung am 31. Juli 1919 wurde kaum Notiz genommen. Und selbst 

die feierliche Unterzeichnung der Urkunde konnte erst im thüringi-

schen Schwarzburg nachgeholt werden, während Friedrich Ebert 

dort zu einem Erholungsaufenthalt weilte. So kam es, dass die «Wei-

marer Verfassung» nicht in Weimar, sondern in einem thüringi-

schen Kurort signiert wurde und nicht der Tag der parlamentari-

schen Abstimmung, sondern das Datum der Unterzeichnung zum 

alljährlichen Verfassungstag ausgerufen wurde. Solche Peinlichkei-

ten waren Wasser auf die Mühlen der konservativen Machteliten, 

welche die neue Staatsform als «kleinbürgerliches Theater» und als 

«lächerliche Komödie» diffamierten. Ganz sicher war das sozialde-

mokratische Regierungspersonal zuweilen überfordert; aber eine 

konservative Beamtenschaft hat manches Fettnäpfchen für die 

noch unerfahrenen neuen Regierungsmitglieder aufgestellt, in das 

diese fast zwangsläufig hineintapsen mussten. Man boykottierte, 

warf Sand ins Getriebe und freute sich diebisch, wenn Ebert bei sei-

ner feierlichen Vereidigungsrede Schnitzer oder Patzer unterliefen. 

Die Verachtung des konservativen Grossbürgertums ging so weit, 

dass die Deutschnationalen der Vereidigung des Reichspräsidenten 

einfach fernblieben; auch die Bänke der tief beleidigten unabhängi-

gen Linken blieben leer, weil man Ebert dessen pragmatische Poli-

tik und Konzessionen an die politische Rechte verübelte. 

Gewiss fehlte es damals an charismatischen Persönlichkeiten; 

die Bürokratisierung der Parteien förderte eher das Mittelmass. 

Aber die Sehnsucht nach einem neuen Bismarck und dem genialen 

Staatenlenker, der Deutschland aus seiner tiefen Not herausführen 

sollte, hat neben einem starken RealitätsVerlust auch irrationale 

Vorstellungen offenbart. Auch ein Bismarck hätte kaum einlösen 
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können, was man vom sozialdemokratischen Reichspräsidenten ul-

timativ verlangte: «Dieser Mann hat die verdammte Pflicht und 

Schuldigkeit, das Deutsche Reich zu verteidigen! Hol ihn die Rache 

aller Deutschen, wenn er dies nicht leistet! Unsere achthunderttau-

send Gefangenen, unsere misshandelten Ausländsdeutschen, die 

Gefangenen und bedrohten Deutschen in den Ostmarken – all das 

muss ihm täglich und stündlich vor der Seele stehen, wenn er sein 

Amt erfüllen will.»22 

Paradoxerweise war es Ebert selbst, der seine Landsleute stets 

vor überzogenen Forderungen warnte und der schon in seiner Wei-

marer Eröffnungsrede an den Pragmatismus eines Johann Wolf-

gang von Goethe erinnerte, «mit klarem Blick und fester Hand ins 

praktische Leben hineinzugreifen». Damit sollten vielleicht der oft 

bemühte «Geist von Weimar» und die Tradition der deutschen Klas-

sik für die erste Demokratie in Deutschland nutzbar gemacht wer-

den. Aber deutscher Geist errichtete seinen Aeropag lieber hoch in 

den Lüften und diffamierte eine Staatsform, die nicht das erforder-

liche Kulturniveau besass und der eigenen Messlatte nicht mehr ge-

nügen wollte. Man blieb geistige Avantgarde und grenzte sich von 

einem Politikbetrieb aus, den man ohnehin verachtet hatte. Nur 

hehre Ansprüche waren geblieben: Weil deutsche Kultur auch Ent-

wicklung zur höchsten Geistigkeit bedeutete, hatte sich der neue 

Staat solchem Idealgebilde zu unterwerfen. Wie hätte eine Politik, 

die sich zuvörderst um die Nöte eines grauen Alltags kümmern 

musste, diese Anforderungen je erfüllen können? 

Komplott gegen Erzberger 

Am 8. August 1919 ereignet sich im Zug von Bad Berka nach Wei-

mar die folgende Szene. Ein älterer, offenbar gutsituierter Mann 

sagt im Zugabteil so laut, dass alle es mithören können: «Ich möchte 

Erzberger erschlagen; man müsste ihm nur ein paar Handgranaten 
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unter den Wagen legen.» Die Fahrgäste bleiben stumm, gegen die 

ungeheuerliche Bemerkung regt sich kein Widerspruch. 

Diese Episode hätte sich nicht nur in der Nähe von Weimar, son-

dern überall in Deutschland ereignen können; zu jener Zeit gehörte 

der Zentrumsabgeordnete Matthias Erzberger zu den umstritten-

sten Politikern, die die Weimarer Republik hervorgebracht hat. In 

den eigenen Reihen wurde er geachtet, beim politischen Gegner 

war er verhasst. Sein Name wird zur umstrittenen «Chiffre der Re-

publik», weil seine Professionalität, seine demokratische Zuverläs-

sigkeit und sein politischer Mut erheblich grösser sind als die Fä-

higkeit, sich Freunde und Bundesgenossen zu schaffen. 

Für viele Deutsche ist Erzberger der abstossende Typ des mo-

dernen Parteipolitikers, ein agiler Politprofi, der vor und hinter den 

Kulissen an allen Strippen zieht. Selbst ein differenzierender Beob-

achter wie Harry Graf Kessler macht sich über Erzberger und des-

sen «schlecht gemachte, platte Stiefel» lustig, lästert über seine 

«drolligen Hosen, die über Korkzieherfalten in einen Vollmondhin-

tern münden» und beschreibt mit Süffisanz die breiten Bauern-

schultern eines Politikers, dessen ganze Erscheinung an einen «fet-

ten, schwitzenden, unsympathischen Kerl» erinnert. Immer wieder 

reibt man sich an Erzbergers unsympathischen, aufdringlichen At-

titüden. So wird während der Eröffnungsfeier zur Nationalver-

sammlung auf der Pressetribüne über den damaligen Staatssekre-

tär gewitzelt, der sich das Eiserne Kreuz allzu grossspurig an den 

Festanzug geheftet hat, «als habe er ein halbes Dutzend Schlachten 

in dem verlorenen Kriege gewonnen». 

Seine unbestreitbaren politischen Verdienste beim Übergang 

von der Monarchie zur Republik zählen in der breiten Öffentlichkeit 

wenig. Gerade weil sich Erzberger höchste Meriten bei der schwie-

rigen Parlamentarisierung des Reichs, bei der Anbahnung des heik-

len Friedensschlusses und der späteren Festigung der Weimarer 

Regierungskoalition erworben hat, zählt er nun zu jenen Politikern, 
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die den Sündenbock abgeben sollen: Mit dem Namen Erzberger ver-

binden sich für viele Niederlage, Republik, Versailles und der ge-

samte Parteienstaat, der für das Elend der Zeit verantwortlich ge-

macht wird. Erzberger war es, der die Zentrumspartei zur Annahme 

des Versailler Friedensvertrages überredete. Verhasst war er aber 

auch, weil dieser streitbare, vom Volksschullehrer zum Finanzmini-

ster aufgestiegene Selfmademan über eine radikale, grossangelegte 

Steuerreform alle Kriegsgewinnler zur Kasse bitten und eine Um-

verteilung von oben nach unten einleiten wollte.23 

Der ehemalige Vizekanzler Karl Helfferich, ein prominenter 

Deutschnationaler, versuchte seinem politischen Gegner einen bö-

sen Leumund anzuhängen. In einem spektakulären Prozess vor 

dem Berliner Landgericht versuchte er zu beweisen, dass Erzberger 

seit Beginn seiner Karriere gegen alle Regeln des politischen An-

stands verstossen und mit unlauteren Mitteln versucht habe, sich 

persönlich und politisch zu bereichern. Der damalige Finanzmini-

ster wurde nun endgültig zum Buhmann der Nation und musste um 

sein Leben fürchten: Auf dem Weg zum Gericht wurde er von einem 

soeben aus dem Heer entlassenen Fähnrich angeschossen und an 

der Schulter verletzt. Der Täter wurde zu einer Gefängnisstrafe ver-

urteilt; das Gericht hielt ihm jedoch eine «ideale Gesinnung» als mil-

dernden Umstand zugute. Selbst dem mit ausgeklügelter Raffinesse 

agierenden, agitatorischen Helfferich wurden von wohlmeinenden 

Richtern «vaterländische Motive» unterstellt. Erzberger wurde 

nach einem langwierigen Verfahren zwar juristisch rehabilitiert; 

doch Helfferich blieb unter dem Beifall antidemokratischer Repu-

blikfeinde der unbestrittene moralische Sieger in einem Prozess, 

bei dem viele die Weimarer Demokratie auf der Anklagebank sahen. 

Die politische Karriere des umstrittenen Finanzministers war da-

mit beendet; am Tag nach der Urteilsverkündung entlud sich der 

erste rechtsradikale Putsch gegen die neue Republik. Damals, am 

13. März 1920, wurde die Reichshauptstadt Berlin von meuternden  
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Truppen unter Führung der Rechtsradikalen Kapp, Lüttwitz und 

Ludendorff besetzt. Die junge Demokratie erlebte ihre schwerste 

Stunde. 

Auch in Weimar war der Zorn gegen Erzberger populär. In den 

Salons der besseren Gesellschaft hielt sich hartnäckig das Vorurteil, 

Matthias Erzberger habe bei der Anbahnung der deutschen Frie-

denspolitik 1917 aus rein egoistischen Motiven gehandelt. Die 

Kampagne des Deutschnationalen Helfferich hatte hier wie in vielen 

Medien ihre publizistischen Nachbeter gefunden. So behauptete die 

Thüringische Landeszeitung Deutschland, Erzberger habe die Deut-

schen im Sommer 1917 um einen «Frieden der Stärke» gebracht; 

nur durch gezielte Indiskretionen des versöhnungsbereiten Zen-

trumspolitikers sei ein für Deutschland erfolgreicheres Abkommen 

verhindert worden. Der Vorwurf gipfelte in der Behauptung, Erz-

berger sei von Österreich und sogar von Frankreich bestochen wor-

den. Deshalb stand für die nationalistische Presse das Urteil fest: 

«Auf die Friedensmehrheit und deren Führer Erzberger kommt das 

Blut der Millionen, das seit dem Sommer 1917 fliessen musste, die 

Hunderte von Milliarden, die Deutschland und der Kultur der Welt 

verloren gingen und der schmähliche Friede, unter dem das deut-

sche Volk jetzt seufzt.»24 

Diese Anschuldigungen wurden von Erzberger in einer Rede vor 

der Nationalversammlung am 25. Juli 1919 so eindrucksvoll wider-

legt, dass drei Viertel aller Abgeordneten in tosenden Beifall aus-

brachen und der kleinen Fraktion der Deutschnationalen die Worte 

«Mörder, Mörder» zuriefen. Aber lange vor diesen Ereignissen war 

das friedliche Weimar zur Stadt geworden, wo Erzberger nach dem 

Leben getrachtet wurde. Der Sozialdemokrat August Baudert be-

richtet, dass Ebert und Noske in der Nacht vom 17. auf den 18. Juli 

1919 von sechzig Soldaten bedroht wurden, die unter mysteriösen 

Umständen aus der militärischen Untersuchungshaft entkommen 

und mit Hilfe von Unbekannten in die Weimarer Kaserne einge-

drungen waren. Sie hatten sich Waffen beschafft und waren danach 

auf das Schloss zugestürmt, wo scharf geschossen wurde; zahlrei- 
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che Scheiben gingen in Trümmer. Die genauen Hergänge des dama-

ligen Komplottversuchs liegen im Dunkeln. Aber Ebert und Noske 

konnten sich nur mit Hilfe einer loyalen Schlosswache in Sicherheit 

bringen; nach Erzberger suchten die marodierenden Soldaten noch 

sechs Tage. Was wäre passiert, wenn der Gesuchte den Feinden in 

die Hände gefallen wäre? War dieser Gewaltakt nur in letzter Mi-

nute misslungen, weil Erzberger von loyalen Truppen geschützt 

worden war?25 

Diese brisanten Vorfälle zeigten, dass der militärische und poli-

zeiliche Ring um Weimar nicht so sicher war, wie oft behauptet 

wurde. Drahtzieher des Komplotts waren offenbar rechtsradikale 

Offiziere aus der Reichswehr, die die Empörung gegen den Versail-

ler Vertrag für Anschläge gegen Ebert, Noske und Erzberger ausnut-

zen wollten. Die Nationalversammlung hatte sich am 22. und 23. 

Juni 1919 für die Annahme des Friedensvertrages entschieden; für 

das Militär blieb das ein traumatisches Datum, das zu Unruhe und 

unkontrollierten Aktionen führte. Die Spannung stieg auf den Sie-

depunkt. Am Tag vor der Unterzeichnung wurden über Weimar 

Flugblätter mit der Losung abgeworfen: «Nieder mit den Verrätern, 

die unterzeichnen wollen!» Der Berliner Aktionskünstler Baader 

hatte aus einem Flugzeug Zettel mit der Ankündigung abwerfen las-

sen: «Baader wird bald Präsident Deutschlands und der ganzen 

Welt!»26 

Woher kamen solche Aktionen und wer stand hinter ihnen? Wa-

rum konnten in der angeblich abgeriegelten Stadt Flugzeuge be-

nutzt werden, die Propagandamaterial abwarfen? Warum brachen 

Freischärler aus dem Untersuchungsgefängnis aus und liefen über 

eine Woche frei herum, um einem Politiker Gewalt anzutun? Diese 

Ereignisse illustrierten eine Situation, wo die junge Republik erneut 

von einer Gegenrevolution bedroht wurde. Die Stimmung war auf-

geheizt. Aufgebrachte Soldaten brachen in das Berliner Zeughaus 

ein, holten französische und belgische Fahnen aus den Requisiten-

kammern und verbrannten ihre Trophäen triumphierend ausge-

rechnet unter dem Denkmal von Friedrich dem Grossen. Eine gros-

- 
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se Menschenmenge, die das Schauspiel verfolgte, sang: «Deutsch-

land, Deutschland über alles.» Als sich Erzberger in Weimar vor sei-

nen Häschern versteckt, notiert Harry Graf Kessler in sein Tage-

buch: «Auf Erzberger war allgemein die Verbitterung ungeheuer. 

Müller sagte, wenn er nicht anders beseitigt werden könne, wollte 

er selbst hingehen und ihn mit einem Knüttel totschlagen; kein 

Schwurgericht in Deutschland werde ihn wegen einer solchen Tat 

verurteilen. Ich fürchte sehr, dass Erzberger das Schicksal Lieb-

knechts teilen wird. Allerdings nicht wie Liebknecht unverdienter-

massen, sondern durch seine unheilvolle Tätigkeit selbstverschul-

det.»27 

Wie explosiv die damalige Stimmung war, bewies eine Meldung 

aus der Thüringischen Landeszeitung Deutschland, wonach Ange-

hörige der als loyal eingeschätzten Regierungstruppen eine De-

monstration gegen die bedingungslose Unterzeichnung des Frie-

densvertrages planten und jeder unterschriftsbereiten Regierung 

ihren «weiteren Schutz versagen wollten». Bereits das war eine 

Boykottdrohung, die mit einer Militärrevolte gegen eine demokra-

tisch gewählte Exekutive identisch war – ein Putschversuch, wie er 

schon ein Jahr später unter Kapp und Lüttwitz angezettelt wurde. 

Schon am 24. Juni 1919 fand deshalb zur Beruhigung der aufge-

brachten Gemüter eine «Vaterländische Kundgebung» aller in der 

Nähe von Weimar stationierten Truppenverbände statt, wo der 

Oberbefehlshaber General Maercker den Befehl an die Truppen 

gab, jede Empörung über einen angeblichen «Schmachfrieden» un-

verzüglich zurückzustellen und weiterhin für Sicherheit und Ord-

nung zu sorgen. «Jetzt in der Not dürfen Sie nicht abspringen», rief 

der rasch alarmierte Reichspräsident Ebert bei seiner improvisier-

ten Ansprache vom Weimarer Schlossbalkon den angetretenen Sol-

daten zu, «je grösser die Not, desto grösser die Pflicht!» Kaum ein 

Jahr später war die Regierung vor meuternden Kapp-Putschisten 

auf der Flucht. 

War Weimar also doch nicht das sicherste Nest? Immerhin wur-

den in einer äusserst labilen Phase der jungen Republik zwei Spit- 
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zenpolitiker mit dem Tode bedroht; ein anderer konnte sich in letz-

ter Minute in Sicherheit bringen. Zwei Jahre nach diesen Vorfällen 

wurde der ehemalige Reichsfinanzminister Matthias Erzberger am 

26. August 1921 beim sommerlichen Spaziergang im Schwarzwald 

von zwei rechtsradikalen Offizieren erschossen. 

Der gefeierte Ludendorff 

Am 16. August 1924 erschien in der Weimarer Lokalpresse eine An-

nonce, die zu einer grossangelegten Kundgebung aufrief. «Weima-

raner! Morgen, Donnerstag früh betritt der Feldherr der Welt-

kriege, General Ludendorff Eure Stadt!» Alle Bürger wurden gebe-

ten, an ihren Häusern schwarzweissrote Fahnen aufzuhängen, um 

Weimar drei Tage lang besonders festlich erscheinen zu lassen. Der 

öffentliche Schmuck müsse ein kleiner, aber wichtiger Dank für je-

nen Mann sein, der als «Weltkriegsführer» gepriesen wurde. Ge-

meint war «Seine Exzellenz Erich Ludendorff», der mit allerhöch-

stem Pomp empfangen werden sollte. Schon am nahegelegenen 

Flugplatz wollten städtische Honoratioren den hohen Gast begrüs-

sen; danach sollte eine farbige Militärparade mit «Abschreiten der 

Front» und später ein Besuch der kulturellen Gedenkstätten statt-

finden, zu denen an diesem Wochenende die Krieger-Gedächtnis-

halle gehörte. 

Kein Wort über jene gross inszenierte Versammlung, die im Wei-

marer Nationaltheater geplant war. Man verschwieg, dass es einen 

gewaltigen Festumzug durch die Stadt geben sollte. Wie sich später 

herausstellte, war alles wie eine unverfängliche Kulturkundgebung 

arrangiert, zu der jedoch keine schöngeistigen Kulturvereine, son-

dern die völkisch-rechtsradikale Vorhut eingeladen war: der «Deut-

sche Offiziersbund», der «Weimarische Krieger- und Militärver-

einsbund», der «Stahlhelm – Bund der Frontsoldaten» sowie der 

«Jungdeutsche Orden», die alle von den Auflösungsbestimmungen 
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des Versailler Vertrages bedroht waren und sich von Erich Luden-

dorff, aber auch von dem noch in Landsberg einsitzenden Hitler 

Schützenhilfe für eine bedrohte Zukunft erhofften. Thüringens 

neuer Innenminister Georg Sattler, Mitglied im «Stahlhelm – Bund 

der Frontsoldaten», hatte sich in den Urlaub abgemeldet. 

Das geplante Grossereignis verriet eine Regie, hinter der man 

unzählige Helfer vermuten konnte. Bei den Wahlen zum Thüringer 

Landtag war es am 10. Februar 1924 zu einem klaren Sieg des 

«Thüringer Ordnungsbundes» und zu einem deutlichen Rechtsruck 

gekommen; mit 35 von insgesamt 72 Mandaten waren die Ord-

nungsbündler jedoch in der Minderheit geblieben, so dass man auf 

die Tolerierung durch die Rechtsparteien und besonders den Völ-

kisch-Sozialen Block angewiesen war, der mit 9,3% der Stimmen 

und insgesamt sieben Landtagssitzen für die zweite spektakuläre 

Überraschung dieses Wahlgangs gesorgt hatte. Dessen sieben Ab-

geordnete waren seit Beginn der Weimarer Republik die ersten 

völkisch-nationalsozialistischen Parteigänger, die überhaupt in ei-

nen deutschen Landtag eingezogen sind. Die siegreich gestimmten 

Führer des Völkisch-Sozialen Blocks hatten bei den Tolerierungs-

verhandlungen mit dem «Thüringer Ordnungsbund» verlangt, dass 

die in Thüringen geltenden Behinderungen für völkische Organisa-

tionen aufgehoben werden müssten. Früher als in anderen deut-

schen Ländern wurde hier deshalb das Verbot der NSDAP sowie an-

derer rechtsgerichteter Organisationen beseitigt. Das Weimarer 

Grossereignis zeigte, dass das Paktieren der bürgerlichen Parteien 

mit den völkischen Nationalsozialisten bald zu einem langfristigen 

politischen Klimawechsel führte.28 

Ludendorffs pompöser Auftritt war mit generalstabsmässiger 

Präzision vorbereitet worden. Schon am 20. April 1924 hatten sich 

im Weimarer «Hotel Hohenzollern» prominente Nazi-Grössen ver-

sammelt, um die programmatischen Grundlagen einer nationalso-

zialistischen Partei zu diskutieren, die durch die Erfolge in Thürin-

gen mächtigen Auftrieb erhalten hatte. Neben Alfred Rosenberg  
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waren Hermann Esser, Gottfried Feder, Gregor Strasser, Julius 

Streicher, General Ludendorff sowie zahlreiche Nazi-Funktionäre 

aus regionalen, meist norddeutschen Parteiverbänden erschienen. 

Man einigte sich auf ein Wahlprogramm, das «gegen die Welt- und 

Staatsverfassung der Gegenwart und für Adolf Hitler plädierte», der 

«durch sein Wort an dem Urinstinkt des deutschen schaffenden 

Volkes gerüttelt» habe. 

Die in Weimar versammelten Nazi-Führer erwiesen mit diesen 

Sätzen dem in der Festung Landsberg einsitzenden Hitler ihre Re-

verenz; schon der Zeitpunkt der Tagung war eine kameradschaftli-

che Geste gegenüber dem Inhaftierten gewesen: Seine Gefolgsleute 

hatten sich nämlich ausgerechnet an Hitlers 35. Geburtstag am 20. 

April in der Goethe-und-Schiller-Stadt versammelt. Natürlich wur-

den Geburtstagsgrüsse an den prominenten Häftling geschickt, der 

als Führer der NSDAP nach dem missglückten Münchener Putsch 

vom 9. November 1923 zu einer fünfjährigen Festungshaft verur-

teilt worden war. Das Weimarer Treffen zeigte, dass Hitlers Autori-

tät trotz Gefängnisstrafe und innerparteilicher Streitigkeiten nicht 

gelitten hatte; allen voran Alfred Rosenberg schwor alle Anwesen-

den auf die Person des NS-Führers ein. Von Weimar sollte zum er-

stenmal seit der verunglückten Münchener Revolte wieder das Si-

gnal ausgehen, dass in Deutschland «eine innere Neugeburt» statt-

finde. Berauscht von ihren jüngsten Wahlerfolgen, erkannte die in 

Weimar versammelte Nazi-Elite bei den Deutschen den Willen, «für 

einen neuen deutschen Staat und für eine wirkliche deutsche Zu-

kunft zu kämpfen».29 

Tatsächlich war bereits vor der geplanten Weimarer Heerschau 

die öffentliche Stimmung umgeschlagen; zum «Tag des deutschen 

Heldengedenkens» am 3. August 1924, der zu Ehren der Gefallenen 

des Weltkrieges abgehalten wurde, hatte sich eine ungewöhnlich 

grosse Menschenmenge in der Weimarer Stadtkirche versammelt. 

Es wimmelte von Fahnen und Abordnungen der Krieger- und Mili-

tärvereine, der vaterländischen Verbände, aber auch des neuge- 
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gründeten «Reichsbanner Schwarz-Rot-Gold». Man sang «Morgen-

rot, Morgenrot, leuchtet mir der frühe Tod», hörte das Wort Theo-

dor Körners «Das Vaterland kann jedes Opfer fordern» und lausch-

te dem Ortspfarrer, der in überschwenglichem Patriotismus die To-

ten des Weltkrieges rühmte. «Den Krieg haben sie ferngehalten 

vom deutschen Boden. Im Osten haben sie den Feind hinausgewor-

fen und im Westen wurden eiserne Mauern gezogen gegen den 

Feind. Sie haben gehungert und geblutet, haben in den Gräben ge-

legen Tag und Nacht, sind getötet worden oder nach qualvollem 

Leiden gestorben. Wie sollten wir das vergessen?» So verständlich 

diese Totenklage war – im Rückblick auf das Jahr 1914 wurde er-

neut eine Zusammengehörigkeit beschworen, die sich wie damals 

über alle Parteien hinwegsetzen und zu einem «einig Volk von Brü-

dern» führen sollte. «Alle verschiedenen Auffassungen und Mei-

nungen sollen uns nicht abbringen von dem grossen Gedanken: 

‚Deutschland, Deutschland über Alles!’»30 

Es gehörte zur RealitätsVerweigerung der konservativen Rech-

ten, sich über alle Sorgen, Nöte und Depressionen hinweg mit ei-

nem emotionalen Sprung in die Vergangenheit zu retten; wie Wei-

mars Ortspfarrer verarbeiteten viele Nationalkonservative den 

Entzauberungsschlag des Jahres 1918 mit einer pathetischen Kul-

tivierung früherer Siege. Immer wieder wurde bei den unzähligen 

Tannenberg-Feiern des Jahres 1924 an Hindenburg und Luden-

dorff erinnert. Mit der Glorifizierung dieses Feldherrenpaares 

pflegte man nostalgische Gefühle an eine Zeit, da das Vertrauen in 

die Genieleistungen des Chefs der Obersten Heeresleitung sowie 

seines Generalquartiermeisters unbegrenzt gewesen war. Verges-

sen waren Niederlagen; jetzt dachte man an eine Epoche, da Hin-

denburg und Ludendorff die «totale Mobilmachung» aller Kräfte 

und die moralische Kriegsbereitschaft der Nation beschworen hat-

ten. «Trägst Du in Deinem Pflichtkreis und durch Dein opferberei-

tes Wesen, durch Dein treues, ehrliches Verhalten zum Aufstieg 

und zur Erhaltung des Vaterlandes bei?» Diese inquisitorische Fra-  
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ge des evangelischen Weimarer Ortspfarrers lautete wie ein gehei-

mer Auftrag an alle, auf eine neue deutsche Erhebung zu hoffen. Mit 

dem legendären Erich Ludendorff empfing man einen General, der 

wie ein neuer Held gefeiert wurde. 

Weimar prangte im Flaggen- und Blumenschmuck, als die Kolon-

nen des Stahlhelms, des Jungdeutschen Ordens, des Werwolfs so-

wie zahlreicher anderer vaterländischer Vereinigungen am Bahn-

hof ankamen und in ihre städtischen Quartiere gebracht wurden. 

«Heilrufe klangen in den Gesang vaterländischer Lieder aus Tau-

senden von jungen Kehlen», schrieben Lokalreporter, «alt und jung 

war auf den Beinen, um das seltene Schauspiel mitzuerleben.» 

Überall flatterten die schwarzweissroten Fahnen des alten Kaiser-

reichs, neben die man die Flagge des Grossherzogtums Sachsen-

Weimar gehängt hatte. Im Armbrustsaal spielte eine Militärkapelle 

zackige Armeemärsche; ergriffen erhob sich die Zuhörerschaft von 

den Plätzen, als «Die Wacht am Rhein» und das «Stahlhelm»-Lied 

intoniert wurden. 

Die Regisseure dieser vorher als «völkische Heerschau» ange-

kündigten Veranstaltung taten alles, um ihren Ehrengast in den Mit-

telpunkt zu postieren. Ludendorff erschien zu allen Auftritten unter 

Polizeischutz an der Seite des Weimarer Oberbürgermeisters Wal-

ter Felix Mueller. Ihrem Ehrengast hatten die Organisatoren sogar 

das Recht eingeräumt, nach seinem Eintreffen auf dem Flugplatz ei-

nen feierlichen Feldgottesdienst zu zelebrieren. Im offenen Viereck 

warteten alle Abordnungen darauf, ihre Fahnen dem alten Heerfüh-

rer wie zur persönlichen Weihe zu übergeben. Ludendorff agierte 

denn auch wie der Hohepriester einer siegreichen deutschen Ar-

mee und erinnerte daran, dass bei den Nationalsozialisten eine 

Fahne Zeichen zur Sammlung sei. «Nur mit Gott kann unser Weg 

gehen, der zum Siege führt. Wir haben zwar keinen König mehr, 

gebe Gott aber, dass wir bald wieder einen völkischen König be-

kommen.» 

Danach sang man gemeinsam die dritte Strophe des Deutsch-

landliedes, und Ludendorff schritt wie ein aktiver Feldherr die 

Front ab; am Nachmittag musste er sich für diese Übung fast eine 
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Stunde Zeit nehmen, weil zur Militärparade so viele Abordnungen 

gekommen waren, dass der Aufmarsch die Länge von einem Kilo-

meter erreicht hatte. Über 25‘000 Schaulustige verfolgten ein Spek-

takel, dessen Attraktivität offenbar auch von seinen Organisatoren 

unterschätzt worden war; statt der geplanten zwei Festzüge gab es 

sogar drei Aufmärsche, die sich mit gewaltigem Tschingderassa-

bum sternförmig Richtung Weimar in Bewegung setzten. 

Ungeniert, mit ausdrücklicher Billigung der Stadtväter und mit 

allem verfügbaren Pomp zelebrierte die Nationalsozialistische Par-

tei ihre neue Stärke. Anmassend nahmen deren Führer die alten Ge-

bäude, Denkmäler und Plätze Weimars in Besitz; mit aggressivem, 

fast unbarmherzigem Radikalismus attackierte man eine Republik, 

die erst vor wenigen Tagen fünf Jahre alt geworden war. Besonders 

in ihren Reden vor dem Deutschen Nationaltheater – dem «Genius 

loci der Republik» – präsentierten sich die Nazi-Führer als unver-

söhnliche Feinde der neuen Demokratie. 

Wo eine Woche zuvor Spitzenvertreter der Reichsregierung und 

des Reichstages gegen die «Anbeter des Hakenkreuzes» gewettert 

hatten, standen deren Führer jetzt auf der Bühne. Wo man vor der 

Kopie und Nachahmung «altpreussischen Gamaschenschliffs» ge-

warnt hatte, wurde dieser Geist jetzt beschworen. Es war diese raf-

finiert gewählte Koinzidenz zum fünften Jahrestag der Republik, 

die dem völkischen Aufmarsch am 18. August 1924 seine politische 

Brisanz verlieh. Der fünfte Jahrestag der Republik, bei dem der ehe-

malige Reichskanzler Konstantin Fehrenbach, der Verfassungs-

rechtler Hugo Preuss und neben vielen anderen der sozialdemo-

kratische Abgeordnete Paul Loebe geredet hatten, lag kaum eine 

Woche zurück. Der Oberbürgermeister sowie die Weimarer Stadt-

vertreter hatten neben zahlreichen aus der Reichshauptstadt Ber-

lin angereisten Ehrengästen gesessen; im festlich geschmückten 

Nationaltheater hatte man sich von den Plätzen erhoben, als an die 

Mordopfer der Republik, an Erzberger, Rathenau, Gareis und viele 
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andere erinnert wurde. «Wir hätten viel rücksichtsloser den Kampf 

gegen die Feinde der Republik führen müssen», hatte Paul Loebe 

den Zuhörern dieser Jubiläumsveranstaltung zugerufen, und viele 

hatten für solche Sätze Beifall gespendet. 

Kurz danach waren alle Mahnungen in den Wind geschlagen. In 

Weimar marschierten die Verfassungsfeinde in breiter Front auf. 

Beim offiziellen Begrüssungs- und Festakt im Nationaltheater wa-

ren auf der Bühne gut sichtbar für die zahlreichen Pressevertreter 

sechs Hakenkreuzfahnen postiert. Der NS-Reichstagsabgeordnete 

Gottfried Feder lobte Ludendorff als das Vorbild von Tannenberg 

und rühmte den abwesenden Hitler als «den Erwecker der deut-

schen Seele». Drei Tage lang wurde Weimar von Hitler-Anhängern 

buchstäblich besetzt, die ungestraft ihren Hass auf die Republik 

verbreiteten. Am schlimmsten tat dies der Thüringer NS-Landtags-

abgeordnete Arthur Dinter. «Ich klage hier an der Seite des grös-

sten deutschen Feldherrn die gegenwärtige Reichsregierung des 

Volks- und Hochverrats an! Sie gehören an den Galgen! Wir wollen, 

dass dieser Volks- und Vaterlandsverrat vor dem Staatsgerichts-

hofe abgeurteilt wird. Unsere Geduld ist erschöpft!» Gegen solche 

Verunglimpfung erhob sich kein Protest. Im Gegenteil: Dinter ging 

noch über diese verbale Agitation hinaus und forderte alle Anwe-

senden auf, mit ihm gemeinsam die Hand zum Schwur zu erheben. 

Fast alle Zuhörer taten, wie befohlen. Man hob in feierlichem 

Schauer die rechte Hand und sprach die Sätze: «Wir schwören un-

serem Führer Ludendorff, wenn er uns ruft, zu folgen bis in den Tod 

und nicht eher zu rasten, bis die November-Verbrecher ihrer Strafe 

vor dem deutschen Staatsgerichtshof zugeführt worden sind.» Ein 

derartiges Rachegelöbnis hatte es bis dahin in Weimar nicht gege-

ben. Aufruf zum Mord, Anstiftung zur politischen Gewalt sowie der 

Appell zum unversöhnlichen Hass gegen die Republik – das waren 

strafrechtliche Delikte, die von einem Richter hätten geahndet wer-

den müssen. Aber wo war ein Kläger, wo ein Richter, die sich dieser 

Sache annehmen wollten? 

In der ranzigen Kleinstadtatmosphäre Weimars, wo die neu ge- 
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wählten NS-Landtagsabgeordneten Dinter und Marschler beson-

ders in den grossbürgerlichen Wohnvierteln viele Wähler hatten, 

schienen solche Verunglimpfungen gut anzukommen. Man wehrte 

sich nicht einmal dagegen, dass die Nazis Weimars humanistische 

Tradition in einer schamlosen und vulgären Weise vereinnahmt 

hatten. Schillers «Teil», Goethes «Faust» und der «Götz», «Egmont», 

«Hermann und Dorothea» sowie viele andere Werke seien immer 

rein völkisch gewesen, meinte Dinter und rief, einmal so richtig in 

Fahrt, seinem Publikum zu: «Das ist der wahre Geist von Weimar, 

den diese beiden Fürsten unter den Geistesgrössen vertreten. Den 

Preussengeist eines Preuss lehnen wir ab, wir halten es mit dem 

Preussengeist eines Ludendorff. Der Geist von Potsdam des Alten 

Fritz war von vorneherein mit dem Geist von Weimar vermählt.» 

Danach erscholl ein dreifaches «Heil» auf den Ehrengast, der die 

Gunst der Stunde nutzte und an Adolf Hitler erinnerte. Mit einer pa-

thetischen, von zahlreichen Auftritten heiseren Stimme verlas Lu-

dendorff von der Empore vor dem Nationaltheater ein Grusste-

legramm des in Landsberg eingesperrten und auf seine vorzeitige 

Freilassung hoffenden NS-Führers. Auch dies kam einem Affront 

gegen die Republik gleich, die offenbar nicht in der Lage schien, alle 

Aktivitäten ihres prominenten Häftlings ausserhalb seiner Zelle zu 

verbieten. Wie konnte der «in Landsberg schmachtende Hitler» 

dem Weimarer Aufmarsch seinen Gruss senden, auf den die aufge-

putschten Anhänger mit begeisterten «Heil»-Rufen reagierten? Ei-

nige Jungnazis versuchten sogar, die Erinnerungstafel zum Geden-

ken an die Nationalversammlung abzumontieren, die an der Ein-

gangsseite des Theaters angebracht war. Das Vorhaben wurde ver-

eitelt; die von Walter Gropius entworfene Tafel sollte jedoch nur 

neun Jahre an ihrem Bestimmungsort bleiben. Schon vor Hitlers 

«Machtergreifung» wurde sie von SA-Trupps gewaltsam entfernt. 

In jenem August 1924 hatte man erst die Ouvertüre für das sich 

anbahnende Trauerspiel erlebt. Nach Feldgottesdienst, Stern-

marsch und Massenauftritten versanken auch die zufriedenen Na- 
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zi-Grössen andächtig im Kulturgenuss. Man lauschte Wagners 

«Meistersingern» und folgte dem Auftritt eines Schauspielers, der 

Siegfrieds Tod aus der «Edda» rezitierte. In mehreren Vortrags-

zyklen hatten Lehrer, Ärzte und Sprecher politisch nahestehender 

Verbände immer wieder den deutschen Kulturgedanken interpre-

tiert. Da verwahrte sich ein völkischer Pädagoge dagegen, dass 

christliche Kinder durch jüdische Lehrer erzogen würden und po-

stulierte die Erziehung eines neuen deutschen Willensmenschen 

für ein künftiges «grosses deutsches Heer». Die Reichsführerin des 

Deutschen Frauenordens versprach, dass die Frauen künftig 

Schatzgräberinnen für die Rettung des deutschen Volkes sein wür-

den. «Dazu bedarf es des Verstandes und der Seele des Weibes.» 

Der NS-Reichstagsabgeordnete Franz Wulle sah im damaligen Staat 

einen Trümmerhaufen, dem man mit stärkster Opposition begeg-

nen müsse. «Da wir jetzt in Thüringen, in den anderen Ländern und 

auch im Reich ein Machtfaktor sind, bekämpfen wir den Parlamen-

tarismus am besten im Parlament selber.» 

Dies war die politische Botschaft, die von Weimar ausgehen 

sollte. Das verhasste System konnte nur zum Einsturz gebracht 

werden, wenn man innerhalb des Gebäudes die Axt anlegte. Ein an-

derer Nazi-Redner erinnerte daran, dass in Weimar eine Republik 

geschaffen worden sei, «die nur zu deutlich den Stern des Juden-

tums auf ihrer Stirne» trage. Der Geist von Weimar – so hiess es – 

sei schändlich missbraucht worden; wenn Grossherzog Carl Au-

gust, aber auch Goethe und Schiller noch lebten, würden sich alle 

derartigen Missbrauch verbitten. 

Noch weiter ging der Schriftsteller Adolf Bartels, der sich in sei-

ner Wahlheimat Weimar zum erstenmal vor einer grösseren Öf-

fentlichkeit zu der NS-Bewegung bekannte. Mit «Heil»-Rufen be-

grüsst, von Beifall unterbrochen, entwickelte dieser unversöhnli-

che Antisemit seine These vom «Geistesjuden», der das gesamte 

deutsche Geistesleben durch seinen unheilvollen Einfluss verdor-

ben habe. «Nicht mehr die deutschen Gelehrten, sondern die jüdi-

schen werden als die grössten Deutschen hingestellt. Juden werden 

Der gefeierte Ludendorff 125 



auch als die grössten deutschen Dichter anerkannt.» Auch am Um-

sturz der politischen Verhältnisse waren nach Bartels’ Meinung nur 

die Juden Schuld, die in einer fast klassischen Sündenbockrolle für 

alles Schlechte herhalten mussten. «Die Juden haben es geradezu 

darauf angelegt, dass der Krieg verloren ging. Es ist klar, dass die 

Revolution lediglich von den Juden gemacht worden ist. Die bol-

schewistischen Juden haben das Geld hergegeben und Herr Oscar 

Cohn hat... die Geschichte gemacht.»31 

Auch dies gehört zur Janusköpfigkeit einer Stadt, dass ein Jahr-

zehnt vor dem Bau des Konzentrationslagers Buchenwald ein 

stadtbekannter Antisemit solche Sätze ausrufen konnte, ohne dass 

ihm ernsthaft widersprochen wurde. Bartels wurde später ein 

grosser Bewunderer Hitlers, avancierte zum Ehrenbürger der Stadt 

und gehörte zum intellektuellen «brain trust» der Nazis, ohne de-

ren Mitglied zu werden. Auf der Höhe der Nazi-Zeit rühmt die Thü-

ringische Landeszeitung Deutschland, dass Weimar «durch ihn 

schon früh den Ehrentitel einer antisemitischen Hochburg er-

hielt».32 Die Buchtitel dieses Rechtsintellektuellen waren Pro-

gramm: «Deutsch sein ist alles» (1918), «Weshalb ich die Juden be-

kämpfe» (1919), «Die Berechtigung des Antisemitismus» (1921). 

Seit jenem Augusttag 1924 wurde Bartels ein wichtiger Helfer bei 

Hitlers Kampf um die Macht, weil er einem latenten, im deutschen 

Bürgertum seit jeher vorhandenen Antisemitismus eine intellektu-

elle Rechtfertigung verlieh. 

War es Zufall, dass plötzlich in grossformatigen Annoncen dazu 

aufgefordert wurde, «nur deutsche Fabrikate» zu kaufen? Wer pro-

testierte, wenn der NS-Kämpfer Arthur Dinter zu örtlichen Partei-

versammlungen mit dem Verweis einlud: «Juden haben keinen Zu-

tritt»? Wo war der Verleger, der eine solche Anzeige zurückwies, 

wo der mutige Journalist, der gegen diese Diffamierung prote-

stierte? In einer sorgfältig ausgetüftelten Strategie haben die Natio-

nalsozialisten damals Köpfe und Herzen der Weimarer Bevölke-

rung erobert: Für die kriegsbegeisterten Bürger, die für einen «Hin-

denburgfrieden» und gegen einen «Scheidemannfrieden» plädier- 
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ten, war General Ludendorff der Mann mit den eisernen Nerven, 

der Deutschland wieder nach oben bringen konnte. Wen scherte 

schon, dass dieser illoyale Militär das ominöse Waffenstillstandsge-

such an den deutschen Kaiser ausgeheckt hatte, um nachher den 

Verfechtern der Friedensresolution im Reichstag alle Schuld für die 

Niederlage in die Schuhe schieben zu können? Ludendorffs Anklage 

eines «Dolchstosses von hinten» wurde willig von einem konserva-

tiven Bürgertum geglaubt, das ohnehin von der pazifistischen, ka-

pitulationsbereiten Regierung «knieweicher Demokraten» nicht 

viel gehalten hatte. Man jubelte ihm zu, weil er die Rolle des heroi-

schen Soldaten spielte; wie kein anderer verkörperte er die neue 

bürgerliche Herrenklasse Deutschlands. Mit Ludendorff sei zum er-

stenmal ein «Zug von kalt-besessener Übertreibung und Schicksals-

herausforderung, ein alles oder nichts» aufgetreten, schrieb Seba-

stian Haffner, «der seitdem aus der deutschen Geschichte nicht wie-

der verschwunden ist».33 Bei der Weimarer Veranstaltung spielte 

Ludendorff die Rolle des risikobereiten «Weltkriegsgenerals», Din-

ter übernahm den Part des kläffenden agitatorischen Einpeitschers. 

Zu diesem Duo gesellte sich Bartels, der um ein geistiges Bürgertum 

warb, das sich aus der Politik bisher weitgehend herausgehalten 

hatte. «Durch die Lösung der Judenfrage können wir an alle Proble-

me des deutschen Lebens herankommen», rief Bartels von der Büh-

ne vor dem Nationaltheater und sprach die Hoffnung aus, dass «auf 

politischem Gebiet ein grosser Geist Ersatz für die jetzige Reichs-

verfassung» schaffe. Schon kaum ein Jahr später holte der erhoffte 

«grosse Geist» die Stadt Weimar ein. Hitler kam nach seiner vorzei-

tigen Freilassung im Jahre 1925 persönlich und eroberte allmählich 

eine Stadt, die ihm schon aus der Ferne begeistert zugejubelt hatte. 
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Eine beschädigte Stadt 

Wenige Wochen nach dem Aufmarsch der Nazis fand im Weimarer 

Stadtrat eine heftige Debatte statt, in der es um die Hintergründe 

der damaligen Vorgänge ging. Nach einhelliger Auffassung aller 

Mandatsträger hatten diese Ereignisse den guten Ruf Weimars 

doch arg beschädigt. Am deutlichsten wurde die oppositionelle So-

zialdemokratie, deren Vertreter einen Antrag zur Verurteilung der 

Vorkommnisse einbrachten. Nach dem offiziellen Teil der Nazi-Ta-

gung hatten die Teilnehmer randaliert, es hatte mehrere Verletzte 

gegeben. Einige Nazi-Kolonnen hatten versucht, das Parteibüro der 

Kommunisten zu zerstören. Wie durch ein Wunder war es nicht zu 

tödlichen Zwischenfällen gekommen. Aufgebracht fragten die SPD-

Stadträte nach den Drahtziehern der Veranstaltung. «Da die gegen-

wärtige thüringische Rechtsregierung von den völkischen Abgeord-

neten abhängig ist, besteht die Gefahr, dass ähnliche sogenannte 

Kulturbekenntnisse nur in Roheitsakten gegen die Einwohner-

schaft ausarten. Die republikanische Einwohnerschaft verurteilt 

den Missbrauch der Gastfreundschaft und wird weiterhin bestrebt 

sein, alle Vereinigungen, die sich zur Republik bekennen, in altge-

wohnter Weise zu empfangen. Für die Ausschreitungen ist die Na-

tionalsozialistische Partei verantwortlich zu machen, die unter Vor-

gabe einer Kulturtagung sehr fragwürdige Elemente nach Weimar 

kommen liess, deren Betragen auf einer niederen Kulturstufe 

steht.» 

Mit diesem Antrag wollten die Sozialdemokraten einen deutli-

chen Trennungsstrich zwischen der republikanischen Bevölkerung 

und den Nationalsozialisten ziehen. Aber dazu kam es nicht, weil 

sich die bürgerlichen Fraktionen weniger um den beschädigten 

Geist der Republik, sondern mehr um das Ansehen der Dichterstadt 

sorgten: «Festgestellt muss aber werden, dass solche Vorkomm-

nisse den Zwiespalt im deutschen Volke immer weiter verschärfen 

und in stärkstem Widerspruch zu dem Kulturgedanken des klassi-

schen Weimar stehen ... sie stehen besonders im Widerspruch zur 
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Lebensanschauung Goethes, wie auch zu dem Geiste Schillers, der 

die Deutschen so oft zu innerer Einheit und Einigkeit aufgerufen 

hat.» 

Warum hatte man – mit Goethe und Schiller – das Spektakel nicht 

vorher verhindert? Wo blieb die Verurteilung jener politischen Has-

stiraden, mit denen Ludendorff, Dinter und Bartels ihr Publikum 

aufgeputscht hatten? Im Verlauf der erregten Sitzung nannte ein so-

zialdemokratischer Ratsherr Ludendorff einen «Rebell an der Re-

publik, einen Feigling und Kriegsverlängerer», was zu Protesten bei 

den Bürgerlichen führte. Der Vorsitzende des Stadtrates nahm den 

attackierten General persönlich in Schutz. Auch bei den Abgeordne-

ten und in den Behörden gab es offenbar Sympathisanten für Lu-

dendorff, Dinter und Bartels. Zumindest wollte man nicht offen ge-

gen sie vorgehen. Lieber zog man sich hinter den Geist der toten 

Dichter zurück. Diese Haltung kennzeichnete einmal mehr die 

Mehrheitsfraktion der «Freien Bürgerlichen Vereinigung», die zu 

den Nazi-Vorkommnissen überhaupt nicht Stellung nehmen, son-

dern diese Fragen der Polizei überlassen wollte. 

Am Ende war es die demokratische Fraktion, die einen ziemlich 

klaren Strich zum Auftritt der Nazis zog. Man stellte fest, dass die 

Tagung der Nationalsozialistischen Freiheitspartei Weimar zum 

Schauplatz lärmender parteipolitischer Massendemonstrationen 

gemacht habe und wies ausdrücklich daraufhin, dass derartige Ver-

anstaltungen Weimars historischer Bedeutung und seinen grossen 

Überlieferungen nicht entsprächen.34 Darauf konnten sich alle Frak-

tionen einigen, weil die Frage nach der politischen Verantwortung 

ausgeklammert blieb. Derartige Auftritte sollten sich möglichst 

nicht wiederholen. Bei der Mehrheit aller Ratsherren dominierte 

der Wunsch nach Ruhe und Ordnung, aber auch die Angst vor einem 

Imageverlust, sobald der Touristenort Weimar auch weiterhin als 

Schauplatz für Nazi-Aufmärsche herhalten müsse. 

Mit dem eindeutigen Bekenntnis zu den humanistischen Werten, 

die in dieser Stadt seit Jahrhunderten gepflegt worden waren, hätte 
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man von Weimar ein deutliches Signal an die Öffentlichkeit senden 

können. Eine eindringliche, ernsthafte Warnung vor den Rechtsra-

dikalen. Aber diese Chance wurde nicht genutzt. Deshalb wurde 

Weimars Ruf nachhaltig geschädigt. Nun war der Geist aus der Fla-

sche. Schon kaum zwei Jahre später wurde den Nationalsozialisten 

mit Adolf Hitler an der Spitze erneut der Tagungsort Weimar ange-

boten. Prompt traf sich hier die deutsche Nazi-Bewegung bald nach 

Hitlers Freilassung zum ersten Parteitag, der in der deutschen und 

internationalen Öffentlichkeit stark beachtet wurde. Im National-

theater wurde die SA gegründet. Weil es auch im Juli 1926 wie zwei 

Jahre vorher zu schlimmen Hakenkreuz-Ausschreitungen kam, 

stimmte der Weimarer Stadtrat einstimmig gegen eine Wiederho-

lung derartiger Treffen. Aber viel zu spät ging man zu einem Gegner 

auf Distanz, der zu diesem Zeitpunkt wichtige Bastionen erobert 

hatte. 



Hass auf die Moderne 
Die Vertreibung des Weimarer Bauhauses 



Walter Gropius: «Apollo in der Demokratie» 

«Ich brause fieberhaft durch die Stadt», schreibt im Dezember 1918 

der in Berlin lebende Walter Gropius dem Freund Karl-Ernst Ost-

haus. Seine besorgte Mutter lässt er wissen: «Die Weimarer Sache 

schwebt noch immer. Wenn das etwas würde, wäre es mir am lieb-

sten.»1 

Damals ist Gropius sechsunddreissig Jahre alt. Der aus dem Welt-

krieg zurückgekehrte Soldat, der sich im August 1914 freiwillig ge-

meldet hatte, ist über die politische Entwicklung in Deutschland tief 

deprimiert. Die ursprüngliche Begeisterung für den Kampf ums Va-

terland ist nach dem Zusammenbruch des Kaiserreichs endgültig 

dahin. Die Zustände in der kaiserlichpreussischen Armee, die Grau-

samkeiten des Stellungskrieges und die Sinnlosigkeit der Material-

schlachten haben ihn und sein früheres Weltbild verändert. Mit Bit-

terkeit blickt der Spross aus grossbürgerlicher Architektenfamilie 

auf die letzten Jahre zurück, in denen er viele Freunde verlor und 

sich um seine künstlerische Arbeit gebracht sah. «Der Himmel 

schütze Sie und führe Sie glücklich in unseren Kreis zurück», hatte 

der Freund und Förderer Karl-Ernst Osthaus, ein Kunstmäzen aus 

dem westfälischen Hagen, dem Soldaten ins Feld geschrieben. Die-

ser idealistische Kunstsammler war es, der dem heimgekehrten Ar-

chitekten Gropius auf Vorschlag von Henry van de Velde die Beru-

fung nach Weimar vermittelte. 

Der heimgekehrte Architekt hatte grosse Pläne. Walter Gropius, 

Schüler des Berliner Architekten Peter Behrens, hatte vor dem 

Krieg Ausstellungen für das Essener Folkwang-Museum organisiert 

und galt schon zu jener Zeit als einer der führenden Architekten der 

Epoche. Er wollte in Weimar, wo sich die Situation mit dem Sturz 
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des Grossherzogs und der Bildung einer provisorischen republika-

nischen Regierung des neuen Freistaats Sachsen-Weimar-Eisenach 

verändert hatte, die bildende Kunst, das Kunstgewerbe und die Ar-

chitektur in einer einzigen Schule vereinigen. Diese Institution 

sollte «Staatliches Bauhaus in Weimar» heissen. Ihr neuer pädago-

gischer Auftrag lautete: «Das Endziel aller bildenden Tätigkeit ist 

der Bau» – ein Satz, der zusammen mit der Losung in das Bauhaus-

Manifest einging, wonach Architekten, Bildhauer, Maler, ja sogar 

«wir alle» zum Handwerk zurückkehren müssten. «Der Künstler ist 

eine Steigerung des Handwerkers.»2 

Weimar, 1918. Unter der neuen provisorischen Regierung lag 

die Kulturpolitik zwar noch in den Händen des Grossherzoglichen 

Hofmarschallamtes; doch die Vertreter der alten Bürokratie und 

die Führer der Arbeiter-und-Soldaten-Räte hatten sich an den Na-

men Gropius erinnert, als die Stelle eines Direktors der Kunstge-

werbeschule besetzt werden musste, der Aspirant aber noch im 

Felde stand. Der in Fachkreisen hochgeschätzte Architekt galt als 

aussichtsreicher Kandidat, mit dem die ersten Verhandlungen be-

reits 1915 aufgenommen worden waren. Diese Kontakte wurden 

jetzt erneuert und führten zum Erfolg, weil auch die übrigen Pro-

fessoren der Kunsthochschule – meist Maler und Bildhauer – den 

vergleichsweise jungen Gropius als neuen Direktor akzeptierten. 

«Ich komme mit Ungestüm ... mit dem festen Vorsatz, aus meiner 

Sache ein Ganzes zu machen, oder, wenn es nicht gelingt, wieder 

schnell zu verschwinden. Diese ungeheure, intensive, ideenge-

schwängerte Zeit ist reif dafür, zu etwas positiv Neuem zusammen-

gehämmert zu werden; ich spüre das auf Schritt und Tritt ... Meine 

Idee von Weimar ist keine kleine ... Ich glaube bestimmt, dass Wei-

mar gerade um seiner Weltbekanntheit willen der geeignete Boden 

ist, um dort den Grundstein für eine Republik der Geister zu le-

gen.»3 

Der neuberufene Architekt kam mit viel Elan, erfüllt von Visio-

nen und kühnen Plänen, in die kleine Residenzstadt. Walter Gropi- 
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us war ein selbstbewusster, von seiner künstlerischen Mission er-

füllter Mann, der Spass an den heraufziehenden politischen Konflik-

ten hatte. Kämpferisch verkündete er den Freunden, dass man sich 

«in Opposition halten müsse», häufig sah er sich als «Apollo in der 

Demokratie» – also nicht als Architekt und Künstler, sondern als 

Poet und Prophet in historischer Zeitenwende. Scharf rechnete er 

mit den alten Zeiten ab. Der Apollo der Alten sei als Aristokrat und 

kultureller Helfer der Fürsten Diener einer bevorzugten Klasse ge-

wesen; auch der Mäzen habe sich nach solchem Vorbild entwickelt. 

Aber jetzt, in der Demokratie des 20. Jahrhunderts, müsse der klas-

sische Mäzen durch den «kulturellen Willen des Bürgers» ersetzt 

werden. 

Seine Absage an das Alte, Dahingegangene war radikal, weil er 

auch mit allen Denk- und Kunstrichtungen zu brechen versuchte, 

die «den Stil» zu verkörpern glaubten. Was Gropius wollte, war ein 

Projekt von Kunsterziehung, das die Kunst als nie abgeschlossenes 

Zusammenwirken aller zivilisatorischen Kräfte betrachtete. Immer 

wieder dozierte er: «Architekten, Maler und Bildhauer müssen die 

vielgliederige Gestalt des Bauens in seiner Gesamtheit und in seinen 

Teilen begreifen lernen – erst dann werden sich die Werke wieder 

mit architektonischem Geist erfüllen, den sie in der Salonkunst ver-

loren.»4 Aus dem ehemals konservativen Leutnant war ein progres-

siver Mann geworden, der sein Leben und seine Arbeit ohne Rück-

sicht auf bürgerliche Konventionen und alte Anhänglichkeiten defi-

nierte. «Nach dem Kriege dämmerte mir ... mit dem alten Krempel 

war es vorbei.»5 Der Künstler habe in diesen «Zeiten der Umwäl-

zungen» das Eisen zu schmieden, solange es heiss sei, so hatte er im 

Berliner «Arbeiterrat für Kunst» propagiert, dessen «sympathisch 

radikale Strömung» ihn besonders faszinierte. Nach einem furcht-

baren Krieg fühlte er sich «geistig idiotisiert», stürzte sich wie ein 

Rasender in das pulsierende Leben Berlins und verkündete provo-

kante intellektuelle Positionen, die ihm später anklagend vorgehal-

ten werden. Er lebte in einer Zeit, wo in Deutschland alles möglich  
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erschien. Sozialismus oder Rückfall in die Monarchie, Rätediktatur 

oder organischer Staat – diese Phase einer erregenden Ungewiss-

heit dauerte nur sechs Monate vom Ende des Weltkrieges bis zur 

Annahme der Waffenstillstandsbedingungen. Die radikale, fast exi-

stentialistische Position jener Protagonisten, die ungestüm den Vi-

sionen von einem neuen Deutschland folgten, brachte Gropius auf 

den Punkt: «Der heutige Künstler lebt in einer dogmenlosen Zeit 

der Auflösung. Er steht geistig allein da. Die alten Formen sind zer-

brochen, die erstarrte Welt ist aufgelockert... Wir schweben im 

Raum und kennen noch nicht die neue Ordnung.»6 

War er der richtige Mann zur falschen Zeit und am falsch gewähl-

ten Ort? Dass der alte und zerbrochene Staat, dem viele nachtrau-

erten, wie ein Machthaber über die Kunst gewacht und ein breites, 

bürgerliches Philistertum die einst lebendige Kunst förmlich er-

stickt habe – diese Attacken, die Gropius gegen die alte Ordnung ritt, 

machten ihn nicht gerade zum idealen Chef für ein Kunstinstitut, 

das in traditionellen Bahnen geführt worden war. Es war nur lo-

gisch, dass die Anhänger bewährter Kunstauffassung den fremden 

Quereinsteiger höchst misstrauisch betrachtet haben. Wäre Berlin 

für diesen Adepten einer modernistischen Revolution nicht eine ge-

eignetere Wirkungsstätte gewesen als jenes höchst rätselhafte Wei-

mar, wo der von Gropius attackierte «intellektuelle Bourgeois des 

alten Reiches, lau und schwunglos, denkfaul, anmassend und ver-

bildet» nur darauf hoffte, bald schon wieder zum Träger einer er-

neuerten deutschen Kultur zu werden? Wen Gropius auch immer 

damit meinte, sobald er den «alten Akademismus» kritisierte: In 

Weimar fühlten sich viele angesprochen, die eine «chaotische Ver-

wirrung des Kunstlebens» ausgemacht hatten und den Kulturbe-

trieb möglichst rasch traditionellen Normen unterwerfen wollten. 

Bis dahin war die Kunst im Sinne von Gustav Freytag als «ideale 

Habe», also als Eigentum reklamiert worden, das man wie eine si-

chere Domäne bewachte. Aus dieser Perspektive wurde die Kunst 

Teil einer alteingesessenen, bildungsbürgerlichen Geselligkeit und 

war in der Lage, besonders in Weimar einen konkreten, sinnstiften- 
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den Rang zu vermitteln. Genau diesen Begriff von Hochkultur stellte 

Gropius radikal in Frage. 

Schon die Umbenennung der alten Kunsthochschule in «Staatli-

ches Bauhaus» war auf erhebliches Misstrauen gestossen; denn das 

praktisch entmachtete Hofmarschallamt stimmte der Namensände-

rung nur zu, weil der Antrag zur Namensänderung bereits von der 

republikanischen Regierung gestellt worden war. Besonders weil er 

den Mut hatte, das Vertraute in Frage zu stellen, ist Gropius rasch 

als ein unliebsamer Eindringling verdächtigt worden. Denn es war 

klar, dass er mit seiner Idee vom Gesamtkunstwerk in Verbindung 

mit einem neuen Handwerkerideal absolutes Neuland betrat. Auch 

die Vision einer Werkgemeinschaft, die nach dem Vorbild der mit-

telalterlichen Bauhütten funktionieren sollte, war ja mehr als nur 

ein ästhetisches oder gar pädagogisches Konzept. Diese Idee nahm 

sich eine demokratische Gesellschaft zum Vorbild, die von neuer In-

tellektualität erfüllt sein sollte. «Das im Gefühlsstau des nachrevo-

lutionären Expressionismus entstandene romantische Bild war vol-

ler Utopie», meinen die Historiker des Bauhauses heute und erin-

nern daran, dass Gropius endlich daranging, das damalige künstle-

rische Schaffen auf die Technologien der maschinellen Produktion 

auszurichten. Schon der Werkbund, aber auch englische Reformer 

hatten eine Veredelung der gewerblichen Arbeit im Zusammenhang 

von Kunst, Industrie und Handwerk gefordert – eine Symbiose, die 

Henry van de Velde seit der Jahrhundertwende mit seiner Jugend-

stilbewegung angemahnt hatte.7 

Der neue Bauhaus-Direktor hat die heraufziehenden Antagonis-

men als Beginn einer europäischen Geistesrevolution und als Kon-

flikt zwischen klassischer Bildung und der neuen expressionisti-

schen Dichtung interpretiert. «Hier in Weimar, dem Bollwerk des 

Klassischen, bricht nicht aus Zufall dieser Kampf am ehesten und 

schärfsten aus», resümierte er im Dezember 1919. Wenige Wochen 

nach seiner Ankunft war klar, dass gerade diejenigen Widerstand 

leisten würden, die nach der Meinung der Bauhaus-Adepten «aus 
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Goethe und Schiller eine muffige Attraktion ihrer Frauen- und Ver-

kehrsvereine» gemacht hatten. Walter Gropius, das von ihm gelei-

tete Bauhaus und seine Künstler sollten für dieses Weimarer Bür-

gertum rasch zu unliebsamen Störenfrieden werden. «Das blöde 

Spiessertum in Weimar hat uns den Fehdehandschuh hingeworfen 

und versucht eine grosse Stimmungshetze gegen uns zu machen», 

hiess es am 16. Dezember 1919, also ein Jahr nach der November-

revolution, die vom Weimarer Kulturbürgertum als der Beginn ei-

ner kulturellen Entmachtung beklagt worden ist.8 

Kunst als Provokation 

Damals erschien in der Weimarer Lokalpresse eine Anzeige mit 

dem provozierenden Text: «Männer und Frauen von Weimar! Un-

sere altberühmte Kunstschule, deren besonnene Weiterentwick-

lung auch wir wünschen, ist in Gefahr. Sie droht durch die einseitige 

Vorherrschaft einer bestimmten Richtung zerrüttet und ihres We-

sens beraubt zu werden.»9 Das Inserat rief zu einer öffentlichen 

Kundgebung auf und ist bis heute ein wichtiges Dokument der Wei-

marer Lokalgeschichte geblieben. Zum erstenmal wurden die Ein-

wohner der Dichterstadt zur Mitsprache in einer brisanten kultu-

rellen Streitfrage aufgefordert, die bisher Sache einer fürstlichen 

Herrschaft und ihrer Kulturbürokratie gewesen war. Nun wurde 

um öffentliche Mitsprache, um Einmischung, ja sogar um ein Urteil 

darüber gebeten, was in Weimar wohl als richtige Kunst und Kultur 

zu betrachten sei. «Obwohl man uns von gewisser Seite das Recht 

abspricht, in Kunstsachen mitzureden, bitten wir doch alle Weima-

raner, denen unsere Kunst und Kulturstätten heilig sind, sich an der 

öffentlichen Kundgebung zu beteiligen.» Die Annonce richtete sich 

fast treuherzig an alle Freunde der «obigen Auffassung» und warb 

um rege Beteiligung. Die Initiatoren dieser Kampagne waren «ge-

wählte Einwohnerausschüsse» – eine politische Institution, die im 
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besorgten Reflex auf die linken Novemberereignisse gegründet 

worden war. 

Nun machte man auf diese Weise ein verunsichertes Bürgertum 

mobil, dem die bisherige Definitionsmacht über Kunst und Kultur 

zu entgleiten drohte. Am Abend des 22. Januar 1920 war der Wei-

marer Armbrustsaal brechend voll; es war der Auftakt zu einem 

Kulturkampf, der sich fünf Jahre hinziehen sollte. Gemeinsam 

wurde eine Kampfschrift beschlossen, in der Emil Herfurth, Vorsit-

zender des völkisch-nationalen Bürgerausschusses und prominen-

tes Mitglied der Deutschnationalen Volkspartei, eine angeblich 

«einseitige und intolerante Herrschaft des extremen Expressionis-

mus» am Bauhaus angriff. Gropius bemühte sich um Richtigstel-

lung; aber die Sezession des Bauhauses in eine traditionelle und ei-

ne modernistische Abteilung hatte bereits begonnen. Die Protest-

versammlung aus dem Jahre 1920 machte schlagartig die wach-

sende Polarisierung klar. Zunächst waren alle diejenigen gekom-

men, die noch immer nicht begreifen wollten, dass mit dem Sturz 

von Kaiser und König eine alte Kulturepoche begraben worden war 

– ihnen standen mit Gropius und seinen Bauhaus-Schülern nicht 

minder orientierungslose Männer und Frauen gegenüber, die aber 

entschlossen waren, aus dem Zusammenbruch zu lernen und nach 

unkonventionellen Lebensformen zu suchen. Die einen klammerten 

sich an die angeblich glorreiche Vergangenheit, träumten von der 

wiedererstarkten deutschen Nation und hofften, dass ein gemein-

sames Kulturerbe wie die Weimarer Klassik das Zentrum dieser 

Kulturnation sein würde; die anderen fühlten sich als Avantgarde, 

machten gegen die «alte, gemütliche Kunstschule» mobil und mein-

ten, die alte Institution sei unter der lahmen Kuratel eines «künst-

lerischen Konzessionsschulzen» lediglich ausgehalten worden. 

Schon die Gründung des Weimarer Bauhauses war eine künstle-

rische Provokation gewesen, die um gesellschaftliche Anerkennung 

kämpfen musste. Unermüdlich verwies Gropius darauf, dass das 

von ihm geleitete Institut zu Recht durch eine «gewisse Einseitig- 
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keit» gekennzeichnet sein müsse, wenn es als Teil des demokrati-

schen Prozesses gelten solle. «Wenn ihm Einseitigkeit unterstellt 

wird», so sekundierten 1920 zwei Dutzend Professoren in ihrer So-

lidaritätsadresse, «dann muss gesagt werden, dass seinen eigenen 

Weg zu gehen, meist Einseitigkeit bedeutet... aber mehr Gewähr 

bietet, zu wertvollen Anregungen zu kommen, als das Einhalten der 

ausgetretenen Wege».10 Genau darum ging es. Die einen wollten 

wie bisher ein Weimarer Kunstzentrum, mit dem möglichst das kri-

selnde Thüringer Handwerk belebt werden sollte; der neue Bau-

haus-Direktor hingegen plädierte dafür, das Bauhaus dem interes-

santen Zustrom aller neuen, modernen und zeitgenössischen 

Kunstbewegungen zu öffnen. Damit entstand ein Konflikt zwischen 

Tradition und Moderne, der nie weiter ausdiskutiert worden ist; 

allzu rasch fiel die Debatte darüber einer wüsten politischen Pole-

mik zum Opfer. 

Die konservative Presse sprach vom «Kulturbolschewismus», 

der einer «reifen Kunst» gegenübergestellt wurde. Man geisselte in 

zahlreichen Artikeln den «Einzug des Expressionismus» und for-

derte ultimativ die Rückkehr zur alten, überschaubaren Kunst. Was 

Gropius und seine Bauhäusler wollten, wurde von diesen Traditio-

nalisten kaum erkannt. Denn der radikale, gewiss revolutionäre 

und provozierende Gedanke des Bauhauses lag in der neuen Ver-

bindung von Künstler und Handwerker, die – so formulierte der 

Meister unermüdlich – gemeinsam an der «gotischen Kathedrale» 

zu bauen hätten. Statt dass der Künstler nur unendliche Quadrat-

meter Leinwand vollmalte und der Handwerker keine Verbindung 

mit dem Künstler hatte, sollten beide zum neuen «Produktions-

menschen» zusammengefügt und ausgebildet werden. «Wir wollen 

einen neuen Typ des schöpferischen Menschen heranbilden», so 

Gropius in einem Brief an die Industriemagnaten Ford und Rocke-

feller. Dem Künstler soll durch die Vermittlung von handwerkli-

chem und technischem Können aus seiner bisherigen «Isoliertheit 

und Weltfremdheit» herausgeholfen werden; er soll in das «kräftig 
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pulsierende Leben der Arbeit, der Technik, der Industrie» eintre-

ten, so dass er nicht mehr «ein Einsamer, ein Fremder unter ande-

ren ist, sondern ein nützliches und notwendiges Mitglied in der 

menschlichen Gemeinschaft».11 

Heute lassen sich die Werke der Bauhaus-Meister und ihrer 

Schüler fast überall in der Welt studieren. Walter Gropius, Mies van 

der Rohe, Lyonel Feininger, Gerhard Marcks, Georg Muche, Johan-

nes Itten, Lothar Schreyer, Paul Klee, Oskar Schlemmer, Wassily 

Kandinsky, László Moholy-Nagy, Herbert Bayer, Marcel Breuer, Jo-

sef Albers, Joost Schmidt, Hinnerk Scheper, Gunther Stölzl, Lili 

Reich, Walter Peterhans und Alfred Arndt schmücken die Ahnenga-

lerie eines Hauses, dessen Protagonisten zu den anerkannten Vor-

kämpfern der Moderne zählen. Aber damals provozierte fast jedes 

Produkt des Bauhauses weit über die Stadtgrenzen Weimars hin-

aus. 

Mag sein, dass auch der eigenwillige Habitus der Bauhaus-Schü-

ler auf die durchschnittliche Bevölkerung abschreckend wirkte. 

«Weimar ritt auf Goethe und Schiller und alles, was neu herein-

drang, wurde zunächst abgelehnt», urteilte Gropius später.12 Tat-

sächlich eckten die Mitglieder der neuen Schule fast überall an und 

trugen nach Meinung des Oberlehrers und deutschnationalen 

Landtagsabgeordneten Emil Herfurth «die Verachtung gegenüber 

dem alten Weimar geflissentlich zur Schau». Dieser konservative 

Politiker machte sich zum Wortführer kleinbürgerlicher Ressenti-

ments. Er mokierte sich darüber, dass das auffällige Gebaren der 

Lehrer und Studenten in Weimar angeblich manchen gereizt und 

auch «langmütigste Bürger zum Widerspruch herausgefordert» 

habe. Die Bauhaus-Schüler waren frei im Umgang, kleideten sich 

nach dem «dernier cri» und brüskierten damit die eher kleinbür-

gerliche Sofakissenmentalität der einheimischen Bürger. Beim Dra-

chenfest liess man auf den umliegenden Feldern selbstgebaute, 

höchst ungewöhnliche Flugkörper steigen. In Sommernächten zog 

man mit selbstgebastelten Laternen durch die Stadt. Aus aller Welt 

kamen Architekten, Gelehrte und Künstler, um sich auf unkonven- 
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tionellen Bauhaus-Abenden zu präsentieren. Vielleicht wären 

avantgardistische Zentren wie das Bauhaus, das eine ganze Schar 

moderner Künstler anzog, in anderen Grossstädten als willkom-

mene Bereicherung akzeptiert worden. Aber wie überall in 

Deutschland waren auch in Weimar die Zeiten schlecht, die Bevöl-

kerung hatte andere Sorgen, als sich mit verrückten Künstlern aus-

einanderzusetzen. Im Winter 1919/20 fehlten Kohlen, Kartoffeln 

und Speiseöl. Eine Typhusepidemie raffte Kinder und Erwachsene 

dahin. Der furchtbare Krieg mit seinen drückenden Folgelasten war 

erst seit einigen Monaten zu Ende. Die breite Mehrheit der Bevöl-

kerung hatte deshalb für die irritierende Modernität der Bauhäus-

ler kaum Verständnis, was ihr angesichts der herrschenden Le-

bensbedingungen nicht zu verdenken war. 

Aber der Konflikt mit dem Bauhaus ging bald über Reibereien 

und Unstimmigkeiten weit hinaus. Am 30. Dezember 1919 war mit 

einer Eingabe an das Weimarische Staatsministerium schweres Ge-

schütz aufgefahren worden. Eine Gruppe von Personen, die sich 

dem «Künstlerstande zugehörig» fühlte, forderte mit ihrem Vor-

stoss die Rückkehr zur alten Kunstschule in Weimar. Man prote-

stierte gegen die Bezeichnung «Bauhaus», wetterte gegen den «Zu-

stand des Experimentierens», der sich weder mit der geistigen 

Überlieferung der Stadt noch mit ihren finanziellen Möglichkeiten 

vertrage, und verlangte ultimativ: «Auch wir möchten die Freiheit 

der Kunst gewahrt wissen. Aber bei dieser extremen und einseiti-

gen Richtung kann man von Freiheit nicht reden.» Innerhalb des 

Bauhauses – so mutmassten diese Kritiker – würden radikale Strö-

mungen herrschen, die die «Weimarische Kunsttradition» missach-

teten. Der Ruf der Stadt in Deutschland werde beschädigt. Was im-

mer man in Weimar unter «Kunst und Kulturstadt» verstehe – eine 

solche Auffassung dürfe sich nie in Gegensatz zu dem stellen, was 

«dieser Stadt heilig sei». 

Seit dieser Eingabe, die später zu einem Untersuchungsbericht 

des Kultusministeriums führte, fühlte sich der umstrittene Gropius 
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wie ein «Deichhauptmann bei der Sturmflut», der dennoch hoffte, 

Herr der Lage zu bleiben. «Ich bin nun mal kein Duckmäuser und in 

der Aufgabe wächst meine Kraft», schrieb er der besorgten Mutter, 

«übrigens habe ich von Anfang an voraus gesehen, dass in diesem 

rückständigen Bierdorf Weimar alles nicht so glatt gehen würde.»13 

Die Affäre Gross 

Tatsächlich hetzte die Meute «mit gemeinsten Mitteln» gegen den 

Kunstdirektor, wie dieser klagte, allen voran die improvisierten 

Einwohnerausschüsse, die praktisch per Akklamation, ohne Man-

dat und im Stile rätedemokratischer Vollversammlungen agierten. 

Sie wurden zu einer politischen und kulturellen Bastion, auf die sich 

das irritierte Bildungsbürgertum verlassen konnte. Am 12. Dezem-

ber 1919 hatte die «Freie Vereinigung für städtische Interessen» zu 

einer grossen Protestveranstaltung eingeladen, bei der ein Meister-

schüler des Bauhauses, der expressionistische Maler und Graphiker 

Hans Gross, zum Hauptankläger gegen das Bauhaus wurde. Wie 

sich später herausstellte, gehörte Gross zu einer Clique «deutsch 

denkender Studierender», die gegen das Bauhaus polemisierte. De-

ren politische Helfershelfer blieben selbst weitgehend im Hinter-

grund. Erst später wurde klar, dass der Landtagsabgeordnete der 

Deutschnationalen Volkspartei, Emil Herfurth, zu den Hintermän-

nern dieses Konflikts gehörte, der sich bald auf die Ebene des Thü-

ringer Landtags verlagerte. Allen voran dieser Abgeordnete machte 

den Streit zu seiner ureigensten Sache, weil er als Weimarer Gym-

nasiallehrer das Bauhaus nicht nur als lokales Ärgernis, sondern als 

Streitfall für die gesamte «deutsche Kunst» betrachtete. Aber auch 

ein Abgeordneter wie Georg Witzmann von der Deutschen Volks-

partei artikulierte früh sein Misstrauen gegen die Leitung der Bau-

haus-Schule, die seit ihrer Gründung «in enger Fühlung mit den  
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Linksparteien» gestanden habe. Walter Gropius, der seine Schule 

stets aus dem Parteienstreit heraushalten wollte, geriet immer 

mehr zwischen alle ideologischen Fronten. Nach einem der zahlrei-

chen Auftritte, die immer mehr an Rechtfertigungsrituale erinner-

ten, konstatierte er im Januar 1920: «Es war der reine deutsch-na-

tionale Parteitag.»14 

In seiner völkisch-nationalistischen Brandrede vom Dezember 

1919 gegen das Bauhaus hatte Gross eine Kunst gefordert, hinter 

der «ein ganzer Kerl ... ein Kerl aus Stahl und Eisen» stehen müsse, 

der als einziger zur Führung berufen sei. Nach der Auffassung die-

ses Studenten, der später relegiert wurde, fehlte es in Deutschland 

an Persönlichkeiten mit Führungskraft, die mit wirklich «deut-

schem Wesen und deutscher Eigenart das darniederliegende Vater-

land aufrichten könnten». So aberwitzig diese Polemik aus dem 

Munde eines Bauhaus-Studenten klang, mit seinen Tiraden nahm 

Gross auf den völkisch-antisemitischen Schriftsteller Adolf Bartels 

Bezug, dessen Schriften in Weimar in hoher Auflage verbreitet wa-

ren. Zum Unbehagen an der Moderne, das alle Bauhaus-Kritiker un-

tereinander verband, kam früh eine neue semantische Ausgren-

zung hinzu; wie Bartels suggerierte auch Gross, dass für den Kul-

turzerfall besonders jüdische Kreise verantwortlich seien. Die Rede 

verfehlte ihre Wirkung nicht. In einem offenen Brief stellten sich 

sechzehn Studenten hinter Gross, die sich ausdrücklich als «natio-

nal-chauvinistische Studierende» bezeichneten. Sie forderten einen 

eigenen Studiengang für das Bauhaus und lehnten die von Gropius 

eingeschlagene Richtung ab. «Bei dieser uns drohenden Gefahr hal-

ten wir es für unsere dringende Pflicht, als Deutsche auf unserem 

Posten zu sein.»15 

Gewiss gab es gegen solche Vorwürfe geharnischte Protestnoten 

der gesamten Studentenschaft und Solidaritätsadressen aus 

Deutschland; unermüdlich versuchte Gropius in der Presse, von der 

liberalen Frankfurter Zeitung bis zum sozialdemokratischen Vor-

wärts, Unterstützung für sein gefährdetes Bauhaus-Projekt zu ge-

winnen. Auch für ihn war dieser Konflikt zu einer inhaltlichen Aus- 
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einandersetzung zwischen der «alten zerbröckelnden Bildung» und 

der «neuen gotischen Weltanschauung» geworden. Aber seine Geg-

ner hatten Erfolg: Am 20. September 1920 verordnet ein Landtags-

beschluss nach vorheriger Plenardebatte die Einrichtung einer 

zweiten «Malschule» neben dem Bauhaus und etablierte damit ein 

Konkurrenzunternehmen unter einem gemeinsamen Dach. «Eine 

monströse Geburt der Reaktion», so kommentierte Gropius, der 

vielleicht damals schon den Anfang vom Ende des Bauhauses ge-

ahnt haben mag.16 

Alle Widersacher hatten mit diesem Beschluss einen Etappen-

sieg errungen, weil der Kulturkampf nun institutionalisiert worden 

war. Weimars ideeller Wert war mit Klauen und Zähnen verteidigt 

worden. Eine Phalanx konservativer Bildungsbürger hatte sich der 

baltischen Baronin Mathilde von Freytag-Loringhoven angeschlos-

sen, die als stadtbekannte Heimatkünstlerin mit Bildern wie «Halde 

bei Berka», «Der Eschenweg in Weimars Park» und «Garten im 

Winter» leidlichen Erfolg gehabt hatte. Die streitbare Gräfin war 

eine Schülerin von Max Thedy gewesen, der von Beginn an gegen 

Gropius polemisiert hatte. Nun wurde diese Malerin und Feuilleto-

nistin zur Wortführerin einer lokalen kulturpolitischen Reaktion, 

die aus den Fraktionen des Landtages erfolgreiche Schützenhilfe er-

halten hatte. In den Spalten der Thüringischen Landeszeitung 

Deutschland, wo die Kulturbeflissene seit 1913 das Kunstressort 

verwaltete, wurde die Kampagne gegen Gropius und das Bauhaus 

mit harten Bandagen ausgefochten. «Nein und wiederum Nein. 

Schärfste Ablehnung muss mehr denn je ... der echtem Künstlertum 

zugewandte Geist gegenüber diesen Kunstauswüchsen empfinden 

und es gilt, dies offen zu bekunden. Denn es ist eine Feigheit wie 

jede andere, sich in Kunstdingen überrumpeln und zum Schweigen 

bringen zu lassen.» Auch diese Doppelstrategie ging vom ersten Tag 

an auf, weil nun Traditionalisten und Modernisten unter einem 

Dach polemisierten. Im Innern war die moderne Experimentier-

bühne gespalten, draussen ging der Kulturkampf weiter, der zur 

Grundsatzfrage nach Weimars Erbe aufgeputscht wurde. Die adeli- 
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ge Streiterin für die traditionelle Weimarer Kultur gab dabei unver-

söhnlich die Richtung an: «Nivellieren kann man Weimar nicht. 

Berge, die einmal da sind, lassen sich nicht abtragen.»17 

Das Unbehagen an der Moderne durchzieht die Romane Thomas 

Manns, die frühen Schriften Friedrich Nietzsches und die kultur-

pessimistische deutsche Literatur. Hinter diesem Klageruf des Bür-

gertums verbarg sich aber eine spezielle deutsche Variante. «Die 

Gemengelage von Ablehnung, Anpassung und Bejahung verweist 

auf eine Vielfalt, die von der Heimatkunst bis zur expressionisti-

schen Revolte, von der offiziösen Historien- oder Monumental-

kunst bis zum Funktionalismus oder Kubismus, von der Operette 

bis zur Neuen Musik reicht; eine Vielfalt, die ohne jenes moderat-

liberale Klima des ‚wilhelminischen Kulturstaates’ nicht denkbar 

ist, eine Vielfalt, zu der aber schon die schroffe Ausgrenzung des 

Fremden zählt», analysiert der Literaturwissenschaftler Georg Bol-

lenbeck und verweist darauf, dass nur in Deutschland völkische 

und extrem konservative Kreise rabiat und rücksichtslos begannen, 

auch an die Künstler ihre Judensterne auszuteilen.18 

Der Kampf um das Weimarer Bauhaus offenbarte bei der kon-

servativen Gegnerschaft eine Verständnislosigkeit, die bald in den 

vulgären und polemischen Kampfbegriff des «Kulturbolschewis-

mus» mündete. Weil die modernen Künstler Bilder malten, die sich 

der hergebrachten Definitionsmacht entzogen, regte sich das Publi-

kum mächtig auf. Der Maler Lyonel Feininger rühmte sein geliebtes 

Weimar zwar als «Stadt seines Schicksals», doch die Kluft zwischen 

Traditionalismus und Moderne hat auch er als Stagnation beschrie-

ben. Häufig kritisierte Feininger eine chronische, kaum überwind-

bare Unlust, sich überhaupt auf etwas Neues einzulassen. «Ich sehe, 

wie schwer es ist, irgendetwas zu malen ausser plattem Naturalis-

mus, der, wenn gemalt, überhaupt nicht naturalistisch ist, sondern 

langweilig.»19 Lyonel Feiningers Titel-Holzschnitt «Kathedrale der 

Zukunft» hatte schon zu Beginn fast alle Gemüter in Wallung ge- 
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bracht. Die Arbeit war als Umschlagentwurf für das vierseitige Flug-

blatt «Manifest des Bauhauses» ausgewählt worden; plötzlich war 

diese Arbeit für seine Gegner der fast schlagende Beweis, dass sich 

in Weimar eine als links und sogar als «bolschewistisch» einge-

färbte Kunstinstitution etablierte: «Weimar war ein Hort von Raub-

vögeln, die immer auf uns einhackten», meinte er entnervt darüber 

später. 

Der Durchbruch einer klassischen Ästhetik, die Umkehrung der 

Werte sowie die Variation von Standpunkt, Name und Begriff – 

diese neue Auffassung von Kunst und Architektur ist von Oskar 

Schlemmer auf dem Höhepunkt des damaligen Bauhaus-Streits als 

eine «gefühlsbeladene, explosive Kunst» verteidigt worden; denn 

die Not der Zeit sei auch die Not der Geister gewesen, die in ihrer 

Suche nach dem «letzten Ringen» gestaltet werden musste. Oskar 

Schlemmer hat wohl die schönsten Verteidigungssätze für das Bau-

haus gefunden: «Deutschland, Land der Mitte und Weimar, Herz in 

diesem, ist nicht das erste Mal Wahlstatt geistiger Entscheidungen», 

heisst es im Programm zur grossen Bauhaus-Ausstellung 1923. «Es 

geht um die Erkenntnis dessen, was uns gemäss ist, um uns nicht 

ziellos zu verlieren.»20 Der Streit um das Bauhaus symbolisiert auch 

die Suche nach dem geistigen Standort einer Gesellschaft, die sich 

tiefen Umwälzungen ausgesetzt sah. Doch in Weimar entschied 

man sich für das Altbewährte und jagte das Neue aus der Stadt. 

Streit im Thüringer Landtag 

Im abgeklärten Rückblick auf seine Weimarer Jahre hat Gropius die 

Ausgangssituation seiner Arbeit bedauert; das Bauhaus sei rasch 

zum «Kuhhandelsobjekt» zwischen den Parteien geworden. Tat-

sächlich geriet der Streit ab 1921 in die prinzipielle Auseinander-

setzung um die Kulturpolitik, die sich mit linker Tendenz entwickelt 

hatte. Im Oktober 1921 wurde eine rein mehrheitssozialistische Re- 
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gierung unter dem Vorsitzenden Staatsminister Frölich gewählt, 

die zwei Jahre später zu einer sozialdemokratisch-kommunisti-

schen Koalitionsregierung umgebildet wurde. Im ganzen Deut-

schen Reich blickte man auf das «rote Thüringen», wo mit einer Se-

rie fragwürdiger Notverordnungen regiert wurde. Die neugebildete 

thüringische Regierung bezeichnete sich sogar als «republikani-

sche und proletarische Vereinigung», fühlte sich als Schützerin der 

«notleidenden und ausgebeuteten Massen» und kündigte an, die 

«Gefahr einer grosskapitalistischen Militärdiktatur» zu bannen. 

Weil diese erste rein sozialistische Regierung den Gedanken der 

Einheitsschule verfocht, spitzte sich der Streit um die Schulpolitik 

zu. Volksbildungsminister Max Greil, ursprünglich Volksschulleh-

rer, dann Mitglied des Thüringer Landtages für die USPD bzw. für 

die SPD, kämpfte für dieses Projekt, das von den «Entschiedenen 

Schulreformern» mitgetragen wurde. Man träumte von der Ar-

beitsschule, wo theoretischer Unterricht und produktive Tätigkeit 

gemeinsam vermittelt werden sollten. Heute klingt dies vertraut; 

damals galten solche Ideen als umstürzlerisch und radikal. Weil das 

Weimarer Bauhaus den von Greil propagierten Gedanken der Ein-

heitsschule mit Unterstützung der SPD auf den Kunstschulunter-

richt übertrug, war es ein Symbol «fortschrittlicher Kulturpolitik», 

wie der Minister rühmte. Das Weimarer Experiment war für ihn ein 

Stück «radikaler Schulreform, ja vielleicht die radikalste Kunst-

schule Deutschlands» überhaupt. 

Heute darf bezweifelt werden, ob solches Lob dem Bauhaus zu-

träglich war. Aber Greil verfocht nichts mehr als die Distanz des 

Staates gegenüber einer Institution, die immer noch in einem sehr 

heiklen Experimentierstadium war; wer den Fortschritt wünsche, 

so beschwor der Minister unermüdlich, müsse weitherzig sein und 

habe den Mut zu Experimenten aufzubringen. Solche Bekenntnisse 

waren im emotionsgeladenen Streit dieser Jahre wichtig. «Jedem 

Neuen muss man Zeit für Entwicklung und Reife geben» – das wa- 
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ren Sätze, die vom Direktor, seinen Studenten und den zahlreichen 

Sympathisanten des Bauhauses natürlich begrüsst wurden. 

In der entscheidenden Debatte im Thüringer Landtag war es 

nicht nur Greil, sondern auch der SPD-Abgeordnete Hermann Brill, 

der sich auf die Seite des Fortschritts stellte und dafür plädierte, 

künstlerische Angelegenheiten nicht mit politischen Streitfragen zu 

verknüpfen – «weil die Kunst eigene Gesetze ihrer Bewegung be-

sitzt». Aber Brill erkannte, dass sich längst eine politische Abwehr-

front aus mitteldeutschem Handwerker-Bund, Deutschnationaler 

Partei, der Deutschen Volkspartei und aus vielen lokalen kulturpo-

litischen Organisationen formiert hatte, die ihr Missfallen am Bau-

haus offen artikulierten und ihre Sympathien für die alte fürstliche 

Schule nicht verhehlten. «Es ist meiner Ansicht nach ein reaktionä-

rer und banausischer Standpunkt», rief Brill unter dem Beifall sei-

ner Fraktion, «der die Geistigkeit im Bauhaus einfach nicht aner-

kennen will. Bevor die Leute überhaupt zur Demonstration ihrer 

Leistung kommen, soll die Weimarer Experimentierbühne politisch 

totgeschlagen werden.» 

Die Heftigkeit der Debatte bewies, wie stark die Gegner des Bau-

hauses inzwischen geworden waren und wie schwach der Rückhalt 

des Bauhauses nach dreijähriger Existenz schon geworden war. 

Selbst der grosse internationale Widerhall, den die Weimarer 

Künstler gefunden hatten, änderte nichts an den zahllosen Vorbe-

halten. Eine breite öffentliche Meinung war für den Erhalt des Wei-

marer Bauhauses eingetreten. Dem Thüringer Landtag lagen 612 

Unterschriften aus Weimar und 57 Eingaben des Verbandes deut-

scher Kunstkritiker und Schriftsteller vor; Telegramme, Briefe und 

Gutachten von fast sechzig der renommiertesten Architekten, 

Künstler und Gelehrten aus dem In- und Ausland sorgten sich um 

die längst in ihrer Existenz bedrohte Institution.21 Aber solche öf-

fentliche Parteinahme hat wenig geholfen. Ein Abgeordneter der 

Deutschen Volkspartei wollte das Bauhaus nur mit «höchster Vor-

sicht» betrachten, weil Gropius seine Schule als «Kathedrale des So- 

streit im Thüringer Landtag 149 



zialismus» bezeichnete. Nach Meinung der Kommunisten blieb das 

Bauhaus eine «kleinbürgerliche Kunstschule», die sich mit der 

Theorie einer radikalsozialistischen Erziehung nicht vertrage. Den-

noch stellte sich die KPD vor das Bauhaus, weil die politische 

Rechte die Schule endgültig zerstören wollte. Für die Sprecher der 

Deutschnationalen Volkspartei gehörte der Bauhaus-Streit in den 

Grundsatzkonflikt über Einheitsschule oder Planwirtschaft; alle 

Vertreter der DNVP beriefen sich auf Handwerkerkreise sowie auf 

Sprecher der thüringischen Industrie, auf Repräsentanten des 

deutschen Kulturbetriebs sowie auf angeblich empörte Steuerzah-

ler, die das umstrittene Projekt nicht länger finanzieren wollten. 

Die völkischen Nationalsozialisten brachten eine Kleine Anfrage im 

Landtag ein und wollten wissen, ob sich unter den Meistern des 

Bauhauses «tatsächlich mehrere Ausländer befänden, die deut-

schen Schülern Unterricht erteilen».22 Volksbildungsminister 

Leutheusser gab am 28. Mai 1924 zur Antwort: «Unter den Mei-

stern sind zwei Ausländer, der Maler Kandinsky, der russischer 

Staatsangehörigkeit ist, aber fast sein ganzes Leben in Deutschland 

verbrachte und auch seine literarischen Arbeiten in deutscher 

Sprache schrieb, sowie der ungarische Maler Moholy-Nagy. Der Ma-

ler Feininger, in Amerika geboren, ist infolge des Krieges staatenlos 

geworden, ist aber von deutscher Abstammung.»23 

Diese Debatten machten klar, dass der Direktor des Bauhauses 

in eine fast hoffnungslose Aussenseiterposition gedrängt worden 

war. Gewiss hatten sich der zuständige Minister sowie die Mehr-

heitsfraktion der SPD noch einmal schützend vor das Bauhaus ge-

stellt; doch bei der bürgerlichen und völkischen Rechten, in der lo-

kalen Öffentlichkeit sowie in den Reihen einer mächtigen Kultur-

lobby waren die Zweifel gross, ob ein solches Experiment noch mit 

Steuergeldern finanziert werden solle. Erste ausländerfeindliche 

Töne und Fragen nach den «moralischen Qualitäten des Bauhaus-

leiters» kamen hinzu, die von den völkischen Abgeordneten mit der 

Absicht gestellt wurden, die Person von Walter Gropius ins Zwie- 
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licht zu rücken. Weil im Landtag der Etat bewilligt werden musste, 

erscholl plötzlich das Postulat nach Sparsamkeit und kaufmänni-

schem Management. Ständig hatten sich Gropius und seine Mitar-

beiter dem Vorwurf auszusetzen, sie hätten öffentliche Gelder ver-

schleudert und seien nicht in der Lage, das Kunstinstitut ordentlich 

zu führen. In seiner ständigen Philippika riet der deutschnationale 

Abgeordnete Emil Herfurth den Bauhäuslern gar, ihre Werkstatt 

nach München oder Berlin zu verlagern; dort sei das Bauhaus viel 

besser aufgehoben. 

Vielleicht hat Gropius während dieser Zeit selbst daran gedacht, 

einfach aus der Stadt zu verschwinden, wie er in einem seiner frühe-

ren Briefe schon einmal angedeutet hatte. Aber nun kämpfte er zäh 

darum, sich von seinen Gegnern nicht kleinkriegen zu lassen. Die 

Existenz des Bauhauses in Weimar war damals nur noch eine Frage 

der Zeit; zur Jahreswende 1923/24 änderten sich die politischen 

Verhältnisse rapide. Überraschend rückte die Reichswehr in Thü-

ringen ein, um linksradikale Kampfverbände aufzulösen, wie es of-

fiziell hiess. Nicht nur in Berlin, sondern auch in der thüringischen 

Landeshauptstadt Weimar wurde gemutmasst, dass auf diese 

Weise einer verhassten Linksexekutive unter Ministerpräsident 

Frölich der Garaus gemacht werden sollte. Am 23. November 1923 

war es bei Gropius zu einer Hausdurchsuchung gekommen, nach-

dem der Chef des Bauhauses von anonymen Gegnern angezeigt 

worden war. Die Intervention der Militärs hinterliess einen politi-

schen Schock, zumal ein politischer Rechtsruck die Folge war. Die 

Weimarer Experimentierbühne geriet in die Mühlen einer politi-

schen Auseinandersetzung, die immer härter ausgetragen wurde. 

Der «Kampf gegen die völkischen Herrschaften», wie Gropius diese 

Schlacht nannte, war in sein entscheidendes Stadium getreten. Der 

neue thüringische Volksbildungsminister Leutheusser teilte Gro-

pius mit, dass er die Verträge mit ihm nicht verlängern wolle. Die 

Angriffe gegen das Bauhaus hatten spürbar zugenommen; beson-

ders die thüringische Handwerkerschaft und der «Weimarer Künst-

lerrat» marschierten gegen eine Institution auf, die auch bei den  
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völkischen Nationalsozialisten immer mehr zum Objekt der politi-

schen Begierde wurde. «Heute war ein wilder Tag», schrieb Walter 

Gropius in jenen Tagen, «... ich muss nun also zur Offensive überge-

hen und die Minister sollen schwitzen. Wenn es um die Wurst geht, 

werde ich immer lebendig; ich lasse mich nicht im Dunkeln erschla-

gen.»24 

«Die gelbe Broschüre» 

Unter dem unverfänglich klingenden Titel «Das Staatliche Bauhaus 

und sein Leiter» war im Frühjahr 1924 ein Pamphlet erschienen, 

das später unter dem Titel «Die gelbe Broschüre» weit über Wei-

mar hinaus berühmt und berüchtigt wurde. Gemeint war ein 50-

Seiten-Heft, ein persönlich gefärbter Racheakt des 1922 aus Bau-

haus-Diensten entlassenen Syndikus Hans Beyer; offiziell figurierte 

der Weimarer Handwerksmeister Arno Müller als Autor einer An-

klageschrift, die für Gropius eine «Drecksbroschüre» und «infame 

Schweinerei» war. Der zentrale Vorwurf darin lautete, das Bauhaus 

sei eine politische Anstalt, in der die Erziehung den Ideen von Kom-

munismus und Bolschewismus unterworfen werde; auch Gropius 

habe seine Nähe zu einem «künstlerischen Kommunismus» nie-

mals geleugnet. Über vier Jahre lang habe es der Bauhaus-Direktor 

glänzend verstanden, die Regierung und eine breite Öffentlichkeit 

mit «staunenerregenden Kniffen» über das Chaos seiner Arbeit hin-

wegzutäuschen. 

Das Sündenregister war gross, das hier von einem beleidigten 

Insider mit der Absicht aufgetischt wurde, das Bauhaus aus Weimar 

zu vertreiben: Dilettantismus, Schlamperei, Ämterpatronage, Pri-

vataffären, Autoritätsmangel und Disziplinlosigkeit, Finanzdesa-

ster, Nebengeschäfte und Korruption – diese Vorwürfe gipfelten in 

der Behauptung, das «Lieblingskind der sozialistischen Regierung» 

habe sein künstlerisches Existenzrecht verwirkt. Man solle endlich 
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mit einer Schule aufräumen, die dem Ansehen Weimars erheblich 

schade. Das war ein Wink mit dem Zaunpfahl an die neue, rechts-

stehende Regierung, mit der ungeliebten Institution endlich Schluss 

zu machen. «Es kann keinesfalls Aufgabe unseres verarmten Staa-

tes sein, Kunstschulen mit derart mangelhafter Organisation von 

den Steuergroschen des schwer um seine Existenz ringenden Vol-

kes zu unterhalten.»25 

Die Angegriffenen konnten sich gegen solche Diffamierungen 

kaum wehren; in Weimar sei ein «rettungslos verkalktes Spiesser-

tum leider so entsetzlich gross», hiess es in einem Rechtfertigungs-

schreiben aus jenen Tagen. Kategorisch rechnete der Bauhaus-Syn-

dikus Lange mit dem Geist einer Stadt ab, der ein experimentelles 

Künstlertum nicht dulde. «Das Verhalten der Weimaraner im Hin-

blick auf die Bedeutung Weimars auf dem Gebiet einer bestimmten 

Kultur ist in den letzten Jahren derartig indiskutabel, eben wegen 

der absoluten Verspiesserung und Verkalkung, dass ein sehr verpö-

belter, völkischer Rummel die Atmosphäre zusätzlich vergiftet.»26 

Das war am 26. April 1924. Eine Woche zuvor hatten sich die 

Führer der politisch erstarkten, mit sieben Landtagsmandaten aus-

gestatteten völkischen Nationalsozialisten im Weimarer «Hotel Ho-

henzollern» getroffen, um die Zukunft ihrer Bewegung zu beraten. 

Wenige Monate später sollte Ludendorffs umjubelter Auftritt in 

Weimar folgen. Die Stimmung war umgeschlagen. In seinem Lands-

berger Gefängnis konnte Hitler frohlocken. Die Stadt Goethes und 

Schillers war alles andere als ein Refugium von Klassik, Bildung und 

Geist; eine lärmende Politik der Strasse hatte ihren Einzug in die 

Dichterstadt gehalten. Das war ein Stimmungswandel, der weder in 

Deutschland noch im Ausland unbeachtet blieb. «Weimar und an-

dere mitteldeutsche Städte stehen im Zeichen der Hittler-Mütze», 

schreibt Syndikus Lange besorgt an einen Bauhaus-Förderer. Noch 

ist dessen Unkenntnis über die Nazis so gross, dass er den Namen 

des inhaftierten Hitler falsch schreibt. Aber die Diagnose klang be- 
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sorgt; immer häufiger seien in der letzten Zeit unbefangene Kultur-

touristen aus dem In- und Ausland zu ihm gekommen, um ihr Be-

fremden über den geistigen Zustand der Stadt auszudrücken. Die 

Besucher hätten alle über «Beschwernisse und Ärgernisse» geklagt, 

die man plötzlich in Weimar aushalten müsse. 

Der Druck nimmt nochmals zu, als die Deutschnationale Volks-

partei Ende des Jahres 1924 im Landtag für eine Verschmelzung 

des Bauhauses mit der alten Kunstschule plädiert und gemeinsam 

mit der Deutschen Volkspartei darum wirbt, Gropius zu entlassen. 

Schon wird mit Wirkung zum März 1925 allen Meistern vorsorglich 

gekündigt. Der umstrittene Direktor des Bauhauses wird noch 

nicht einmal in den zuständigen Haushaltsausschuss eingeladen, 

weil die Fraktionen der Deutschnationalen, der Deutschen Volks-

partei und der völkischen Nationalsozialisten dies abgelehnt ha-

ben. Gemeinsam wird der Antrag verabschiedet, das Bauhaus jähr-

lich nur noch mit 50‘000 Reichsmark zu finanzieren, was die Hälfte 

der bisherigen Mittel und damit das Aus für das Bauhaus bedeutet. 

Am 26. Dezember 1924 geben der Leiter und die Meister des Staat-

lichen Bauhauses bekannt, dass «sie das aus ihrer Initiative und 

Überzeugung entstandene Bauhaus mit Ablauf ihrer Verträge vom 

1. April 1925 für aufgelöst erklären». Am 13. Januar 1925 teilt die 

Gesamtheit der Bauhaus-Mitarbeiter der thüringischen Landesre-

gierung in einem Protestschreiben mit, dass alle Mitarbeiter und 

Schüler mit dem «erzwungenen Fortgang der leitenden Personen» 

das Bauhaus gleichzeitig verlassen wollen. Am 24. März 1925 be-

schliesst der Gemeinderat von Dessau unter dem Vorsitz seines li-

beralen und kunstsinnigen Oberbürgermeisters Fritz Hesse, mit 

den Stimmen der Sozialdemokraten und der Deutschen Demokra-

ten, aber gegen die Stimmen der gesamten Rechtsparteien, die 

Übernahme des Bauhauses zum 1. April 1925. Das Abstimmungs-

ergebnis ist eindeutig: 26 Stimmen dafür, 15 Stimmen dagegen. Die 

künftige Arbeit des Bauhauses scheint gesichert. «Wir klagen an, 

dass zugelassen und begünstigt worden ist», so die Erklärung der  

154 Hass auf die Moderne 



Meister vor ihrem Auszug aus Weimar, der mit einem Abschiedsfest 

«Letzter Tanz» besiegelt worden war, «dass die sachliche und stets 

unpolitische Kulturarbeit des Bauhauses durch parteipolitische 

Machenschaften gestört wird.» Aber auch in Dessau hört die Wühl-

arbeit nicht auf; denn auch dort wurde bald mit der ominösen «gel-

ben Broschüre» agitiert. Die Gegner wollten nicht ruhen, bis das 

verhasste Bauhaus offenbar aus ganz Deutschland vertrieben wor-

den war.27 

Es war daher nur die halbe Wahrheit, wenn vierzig Jahre später 

der Frankfurter Oberbürgermeister Bockelmann in seiner Laudatio 

auf den damaligen Goethe-Preisträger Walter Gropius behauptete, 

das Bauhaus sei von einer «völkischen Regierung» verjagt worden. 

Die Attacken auf die Schule begannen im Zentrum einer konserva-

tiven Einwohnerschaft, die mit der Moderne nichts zu tun haben 

wollte. Das Bündnis von rechtsgerichteten Politikern und National-

sozialisten brauchte nur noch zu vollstrecken, was vier Jahre lang 

als eine Mischung von Hass, Unverständnis und Ressentiment ge-

gen die Institution vorgetragen worden war. Im Urteil des hochge-

ehrten, später in die USA emigrierten Gropius waren die turbulen-

ten Weimarer Jahre eher eine Kette von Meinungsverschiedenhei-

ten über die richtige Betrachtung von Kunst. Die Trägheit des 

menschlichen Herzens, etwas Neues zu verstehen, sei sehr stark, 

und es dauere zuweilen lange, bis man sich zur Aufnahme des 

Neuen und Ungewöhnlichen entschliesse. Er habe die Überzeugung 

gewonnen, dass eine gesunde neue Idee ungefähr eine Generation 

benötige, bis sie verstanden werde. «Dies war auch der Fall mit dem 

Bauhaus.»28 Aber war die Gegenreaktion des Bürgertums in Wei-

mar nicht ungewöhnlich stark? Woran lag es, dass die Diskrepanz 

zwischen der realen Kunstentwicklung und den Kunstvorstellun-

gen des Bildungsbürgers so gravierend war? 
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Enteignete Kultur 

Viel spricht dafür, dass der Aufstand der Weimarer Bürger ein – auf 

Dauer vergeblicher – Abwehrkampf war, der gleichzeitig Verlore-

nes zurückholen wollte. Längst hatten frühere Residenzstädte wie 

München, Dresden, Darmstadt und Weimar einen Teil ihrer Bedeu-

tung als Kunst- und Kulturzentrum eingebüsst. Berlin war zur Zita-

delle der modernen Grossstadtkunst geworden. Je grösser aber der 

Einfluss der Moderne wurde, umso verbissener kämpfte man um 

«deutsche Kunst» und «deutsche Kultur». Die Vertreibung des Wei-

marer Bauhauses ist fast ein Präzedenzfall für diesen kulturpessi-

mistischen Versuch, die kulturelle Enteignung wieder rückgängig 

zu machen und die Identitätskrise mit einer offensiven Attacke ge-

gen das unübersichtlich Neue zu heilen. Die Gebildeten spürten ih-

ren Kompetenzverlust, der mit dem Vormarsch der Moderne einge-

treten war.29 

Die überwältigende Mehrheit der konservativen Kulturkritik hat 

die im Bauhaus symbolisierte Moderne als eine Kunstrichtung ab-

gelehnt, in der die stilistische Einheit verlorengegangen war; alles 

war zerbröselt und brüchig geworden, Gesellschaft und Staat wirk-

ten kalt und seelenlos. Man regte sich darüber auf, dass der Ameri-

kanismus auf Europa Übergriff und eine neue Kultur buchstäblich 

in die Alte Welt «gekeilt» worden war. Den Avantgardisten des Bau-

hauses warf man vor, dass ihr provokativer Eroberungsgeist die gu-

ten alten Werte missachte. Überall wurde die Klage eines konserva-

tiven Kulturpessimismus geführt, die sich ganz besonders am ver-

achteten linken Intellektualismus entzündete. «Tod der Vergangen-

heit, dem Mondschein und der Seele», lamentierten diese Kritiker, 

die schon immer nur auf der Suche nach Goethes Weltgeist gewesen 

waren. Mit hanebüchener Kritik wurden die Exponate des Bauhau-

ses von einem Bürgertum abgelehnt, dessen Vorkämpfer sich nicht 

scheuten, diese Moderne mit populistischen Injurien zu diffamie-

ren. So wurden die Stilrichtungen des Futurismus und des Expres- 
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sionismus mit einem «Kehrichthaufen» verglichen. Der in Weimar 

grassierenden «expressionistischen Hysterie» wollte man eine er-

wärmende Gegenwelt entgegenstellen, wo die Menschen wieder in 

Harmonie miteinander verkehren konnten. Den dadaistischen 

Werken der Bauhaus-Künstler, ihren profanen Alltagsgegenstän-

den wie Konservenbüchsen, zerbrochenen Hutnadeln, Flaschen, 

Topf- und Geschirresten, Bürsten oder Kämmen galt der Spott einer 

Kulturkritik, die sich nach der alten gehobenen L’art-pour-l’art-

Kunst zurücksehnte. Was man heute als klassischen Expressionis-

mus bewundert, galt damals als Beispiel für Talentlosigkeit. «Da be-

deckt noch immer Kandinsky seine Leinwände mit farbigen Flecken 

und Zeichen, Feininger bemüht sich, Landschaften ... in prismati-

schen Formen zu stilisieren ... Johannes Itten verliert sich in einer 

toten Formensystematik. Allein Paul Klees zierliche Erfindungen 

verraten noch eine Beziehung zum Leben.» 

Immer wieder war der Einwand zu lesen, dass mit einer Theorie 

noch kein Genie erzeugt worden sei. Besonders dieser Vorwurf ge-

hörte in das Arsenal jener Kulturkritiker, die alle Künstler des Bau-

hauses zu exzentrischen Sonderlingen stempelten und den Versuch 

unternahmen, das Experimentelle schlicht als Verrücktheit abzu-

lehnen. Natürlich waren in Weimar solche Vorbehalte besonders 

gross, weil sich fast jeder hier ansässige Kulturkritiker schon beim 

Spaziergang durch die Stadt mit dem Walten der verstorbenen Ge-

nies verbunden fühlte und deren Werke nur allzugern aus dem Bü-

cherregal holte, um gegen den verhassten «Kunst- und Gedanken-

bolschewismus» so richtig Front zu machen. Da hat sich mancher 

dieser Kulturpessimisten im Angesicht von Goethes Gartenhaus, 

der Ackerwand oder dem Dichterhaus am Frauenplan zum Vertei-

diger des Dichtergenies berufen gefühlt. «Vorhin war ich am Goe-

the-Haus vorbeigekommen. Ich dachte wieder, Du steigst hier her-

ab zu den Müttern im Faust, zu dem Urgrund aller Urgründe. Das ist 

der Dadaismus. Und der mich staatlich unterstützt. Die Not der 

kommenden Zeit wird Derartiges hinwegfegen.» 
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Für diesen anonymen Beschwörer einer Zeitenwende galt Wei-

mar als heiliger Ort, wo man die Frage kategorisch mit Nein beant-

wortete, ob die Moderne in der deutschen Nationalkultur über-

haupt ein Existenzrecht beanspruchen könne. Deshalb war die Ver-

treibung des Bauhauses für diese Vorkämpfer ein wichtiger Sieg so-

wie ein ermutigendes Signal für bessere Zeiten. Der Streit um 

Gropius ging weit über eine rein ästhetische Auseinandersetzung 

über die richtige oder falsche Betrachtung von Kunst hinaus; denn 

der Auszug des Bauhauses symbolisierte eine kulturelle Trendwen-

de, die bereits der Auftakt für die unselige Kunstdiktatur war, mit 

der kaum fünf Jahre später Thüringens NS-Innen- und Volksbil-

dungsminister Frick das Volksempfinden in Weimar und Thürin-

gen bediente. Alle fatalen Weichen für diesen Paradigmenwechsel 

wurden früh von einem Bildungsbürgertum gestellt, das sich nach 

bindenden Mythen sehnte und das Bauhaus nur als Störfaktor bei 

dieser Suche betrachtete. 

Das war eine Welt der Unnatur, eine Kunst des «Widernatürli-

chen», die im Urteil einer überwältigenden Mehrheit ein Irrweg 

blieb, weil das keine «deutsche Kunst» war, sondern fremde Mei-

ster verehrte. Von Himmelsgeläut sei im Bauhaus mit seiner Erfin-

dungskunst leider nicht viel zu spüren gewesen, durfte man lesen, 

mit deutscher Art und deutschem Wesen habe das alles wenig zu 

tun. Nach der endgültigen Vertreibung des Bauhauses im Jahre 

1932 von Dessau nach Berlin stritt man sich in diesen Kreisen noch 

einmal um die «sittlichen Werte». Weimars lokale Nazi-Grössen 

plädierten dafür, dem flachen, von Gropius entworfenen Weimarer 

Bauhaus ein spitzes Giebeldach aufzusetzen; das entspreche natio-

naler germanischer Tradition und einer tief verschmähten deut-

schen Kunst.30 
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Vor mir liegt eine Seite der Allgemeinen Thüringischen Landeszei-

tung Deutschland, Ausgabe Weimar, 6. Dezember 1924, mit Anzei-

gen und Hinweisen auf lokale Veranstaltungen. Fleischermeister 

Müller empfiehlt prima Rindfleisch zum Hausschlachten, und die lo-

kale Wein- und Spirituosengrosshandlung sucht einen Vertreter. 

Das Lichtspielhaus wirbt für sein Wochenendprogramm. Diesmal 

zeigt man: «Komödie des Herzens» mit Lil Dagover. «Dieser Streifen 

amüsiert, mehr noch, er spendet ein köstliches, unvergessliches Er-

lebnis.» 

Neben dieser Anzeige prangt eine schwarz gerahmte Annonce 

mit zwei fettgedruckten Hakenkreuzen. «Warum verbieten die ‚Völ-

kischen’ den Juden den Zutritt zu ihren Versammlungen?» lautet die 

Frage am oberen Rand des Textes. Die Antwort: «Weil sie die Wahr-

heit fürchten und die Aufklärung scheuen, die ihnen Juden geben 

würden.» Denn, so die lapidare Erklärung: «Völkische Belange wer-

den von Völkischen, jüdische Belange werden von Juden, deutsche 

Belange aber von Deutschen behandelt.» 

Die Anzeige trägt keine Unterschrift, aber jeder aufmerksame 

Leser der Allgemeinen Thüringischen Landeszeitung ahnt, wer hin-

ter dem Text steckt. Der Landtagsabgeordnete Arthur Dinter, 

gleichzeitig Fraktionsvorsitzender des von ihm geführten Völkisch-

Sozialen Blocks, warb für seine Veranstaltungen mit dem Zusatz 

«Juden haben keinen Zutritt», und das in bürgerlichen Kreisen viel-

gelesene Weimarer Lokalblatt hatte diese Sätze stets abgedruckt. 

War es den Herausgebern und Redakteuren egal, dass hier mit be-

zahlten Inseraten Stimmung gegen Juden gemacht wurde? Der Ab-

geordnete Arthur Dinter und seine völkischen Mitstreiter, die bei 
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den Landtagswahlen im Jahre 1924 9,3% und in Weimar mit 18,6% 

sogar doppelt soviel an Zustimmung erhalten hatten, besassen im 

bevorzugten Presseorgan des thüringischen Bürgertums offenbar 

einen guten Leumund. 

Immer wieder waren Artikel über Dinters polemische Ausfälle 

gegen die demokratischen Parteien erschienen. Mit Sympathie 

wurde über seine hasserfüllten Tiraden gegen jüdische Einwohner 

berichtet. Dinters zum Sturz der Reichsregierung auffordernde 

Rede im Nationaltheater war in dieser Zeitung in voller Länge und 

ohne begleitenden Kommentar abgedruckt worden; fast schien es, 

als habe bereits die völkische Pressezentrale geheime Regie ge-

führt. Als Hitler in Weimar 1926 seinen ersten NSDAP-Parteitag 

nach der Haftentlassung abhielt, stellte sich die Geschäftsstelle die-

ser Zeitung zur Verfügung, um für die anreisenden Nationalsoziali-

sten Quartiere zu besorgen. Gab es im Umfeld dieser meinungsbil-

denden Lokalzeitung Mitarbeiter, die sich im stillen oder sogar in 

demonstrativer Offenheit für den Aufstieg der stramm antisemiti-

schen Nationalsozialisten interessierten? Die unkritische Kommen-

tierung der Allgemeinen Thüringischen Landeszeitung legte dies 

nahe; die völkischen Nazis und ihr Gauleiter Arthur Dinter, der fa-

natische Judenhasser, schienen in dieser Zeitung ein Forum gefun-

den zu haben. 

«Mehr Bekennermut», so hatte sich im August des Jahres 1924 

die sozialdemokratische Zeitung Das Volk entrüstet. Das Blatt be-

schwerte sich, dass dieser «völkische Mist» ohne mit der Wimper 

zu zucken abgedruckt wurde. «Dieses ewige Hin- und Herschwan-

ken ... in politischen Fragen ist schon mehr ein Skandal. Wir nehmen 

an, dass die Kreise, die hinter der Zeitung stehen, die Absicht haben, 

den jetzigen Staat zu schützen. Aus diesem Grunde müssen wir sa-

gen, dass es eine verkehrte Rücksichtnahme ist, die gegenüber den 

Hoch- und Landesverrätern an den Tag gelegt wurde.»1 Aber ausser 

diesen empörten Journalisten schien sich kaum jemand diesem, 

zum Hass aufstachelnden Politiker noch entgegenzustellen, der öf- 
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fentlich erklärte, dass der Jude nicht imstande sei, «deutschem We-

sen» zu dienen. 

So entstand eine Kluft zwischen den Juden und der Gesellschaft, 

die sich schnell zu einem gefährlichen Abgrund ausweiten sollte. 

Dass die Juden wie alle anderen Deutschen staatsbürgerliche Rech-

te hätten, sei nur dem Umstand zuzuschreiben, dass «die gesetzge-

benden Instanzen von Juden abhängig seien», erklärte Arthur Din-

ter in Landtagssitzungen sogar öffentlich. Bei einem Redeauftritt 

am 12. April 1924 ging der stadtbekannte Abgeordnete sogar noch 

weiter. Er sprach den Juden nicht nur ihr Recht auf eine verfas-

sungsrechtliche Gleichbehandlung ab, sondern versuchte sie auch 

aus zentralen Bereichen der deutschen Gesellschaft herauszudrän-

gen. «Gerade auf dem Gebiet des Bank- und Börsenwesens, das wir 

Völkischen mit aller Rücksichtslosigkeit bekämpfen wollen, können 

wir keinen Juden brauchen. Das ist eine grundsätzliche Frage!»2 

Der «Thüringer Ordnungsbund», zu dem sich die Deutsche 

Volkspartei, die Deutschnationalen, die Demokraten und der «Thü-

ringer Landbund» zusammengetan hatten, konnte nur mit der Dul-

dung der extremen völkischen Rechten regieren, die vorher hand-

feste Auflagen gemacht hatte. Die Entfernung des Präsidenten der 

Thüringischen Staatsbank, Walter Loeb, war zur Conditio sine qua 

non der Verhandlungen über ihre Tolerierungsbereitschaft gewor-

den. «Mich interessiert nur seine Eigenschaft als Jude. Wir dulden 

keinen Beamten in der Regierung, der Jude ist. Wenn die Regierung 

den Juden Loeb nicht entfernt, dann werden wir die Vertrauens-

frage stellen. Finden wir keine Mehrheit, wird die völkische Frak-

tion dem Parlament ihre Mitarbeit versagen.»3 

Bei diesem weit über Thüringen hinaus beachteten Fall aus dem 

Jahre 1924 demonstrierten die Nazis zum erstenmal, wie sie anti-

semitische Hetze in politische Praxis umzusetzen gedachten. Und 

sie hatten Erfolg. Am Ende dieser verhängnisvollen Affäre musste 

Walter Loeb gehen. Der Anführer der Völkischen, der schon in sei-

ner Jungfernrede im Landtag die bedingungslose Entfernung von  
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Juden aus allen Regierungs- und Beamtenstellen gefordert hatte, 

konnte ein Exempel statuieren. «Weil man nicht mehr im Mittelal-

ter lebt und der Jude nicht mehr verbrannt werden kann, sucht man 

hier nach einem Strick, um den Juden aufhängen zu können», em-

pörte sich die SPD-Opposition im Landtag. Aber solche Proteste 

blieben ohne grosse Resonanz. In einem Land, wo zuerst die Völki-

schen, später die von Hitler geführten Nationalsozialisten erheblich 

mehr Stimmenanteile als im übrigen Reich erhielten, war die Stim-

mung schon umgeschlagen. Ein monarchistisch eingestelltes Bür-

gertum im Bündnis mit einer reaktionären Bürokratie und Mitläu-

fern in der lokalen Publizistik interessierte sich nicht für das 

Schicksal eines jüdischen Bankdirektors, der obendrein von den So-

zialdemokraten auf seinen Posten berufen worden war. 

«Der Jud’ ist an allem schuld» 

Der 1895 in Mannheim geborene Walter Josef Loeb war schon im 

Jahre 1918 als dreiundzwanzigjähriger Wirtschaftsfachmann Pro-

kurist einer Textilfirma in Frankfurt geworden; vier Jahre später 

rückte er bereits zum Direktor der Süddeutschen Transportversi-

cherungs-AG auf und wurde 1922 Präsident der Thüringischen 

Staatsbank in Weimar, nachdem er 1919 in die SPD eingetreten 

war. Damit gelangte ein politisch ziemlich unerfahrener Mann an 

die Spitze der Thüringischen Staatsbank, gerade als diese finanzpo-

litisches Neuland betreten musste. 

Das neue Institut war als öffentlich-rechtliche Bank mit der Ab-

sicht gegründet worden, den gesamtstaatlichen Geldverkehr sowie 

das regionale Kreditwesen zu regeln. Die geplante Staatsbank sollte 

das bisherige System der kleinstaatlichen Landesbanken ablösen, 

die für eine moderne Volkswirtschaft ein Anachronismus waren. 

Diese fällige Neustrukturierung aber konnte nur gelingen, wenn die 

Zusammenarbeit zwischen den Institutionen funktionierte und vor 

allem ein enges Vertrauensverhältnis zwischen dem Finanzmini- 
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ster und seinem Staatsbankpräsidenten existierte. Durch eine gras-

sierende Inflation hatten 1923 kleinere und mittlere Unternehmen, 

Ladenbesitzer und Händler, Rentner und Pensionäre fast eine Hal-

bierung ihrer Realeinkommen hinnehmen müssen. Die Thüringi-

sche Staatsbank sollte mit zinsgünstigen Krediten über staatlich ge-

förderte Subventionen und mit allen Finanzhilfen Nöte lindern, die 

überall beim thüringischen Mittelstand eingetreten waren. Aber es 

waren nicht diese schwierigen finanzpolitischen Fragen, die dem 

neuen Chef zu schaffen machten. Eher war es der Neid und das 

Misstrauen, von dem sein Aufstieg in dieses Staatsamt begleitet 

war. «Im Kaiserreich waren die Juden Bürger zweiter Klasse gewe-

sen»4 – nun rückten einige von ihnen zum grossen Missfallen des 

Bürgertums in Spitzenstellungen auf. 

Es ist anzunehmen, dass der junge Walter Loeb, der sich auch öf-

fentlich zu seinem jüdischen Glauben bekannte, durchaus ahnte, 

auf welch gefährlichen Job er sich eingelassen hatte. Zu Beginn des 

Jahres 1924, als er in das Fadenkreuz der Nazis geriet, wurde die 

Weimarer Republik von Ausschreitungen gegen prominente Juden 

so heftig heimgesucht, dass der «Centralverein deutscher Staats-

bürger jüdischen Glaubens» konstatierte, die antisemitische Hetze 

habe einen «Grad von Ruchlosigkeit» erreicht, wie dies selbst im 

kaiserlichen Deutschland nicht der Fall gewesen sei. Eine antisemi-

tische Propagandawelle überschwemmte das Land, zu der Arthur 

Dinters Schundroman «Die Sünde wider das Blut» beitrug, der bis 

1932 eine Auflage von über dreihunderttausend Exemplaren er-

zielte. Über siebenhundert meist konservativ-völkische Publikatio-

nen streuten judenfeindliche Parolen unter das Volk. Den Juden 

wurde nicht nur der Zusammenbruch des Kaiserreichs, sondern 

auch die Niederlage im Ersten Weltkrieg angelastet. Unmittelbar 

nach dem Waffenstillstand hatten die Alldeutschen Blätter verbrei-

tet, die Juden seien die Drahtzieher der Revolution und damit für 

die derzeitige politische Situation verantwortlich. Im Oktober 1918 

rief der Vorsitzende des Alldeutschen Verbandes, Heinrich Class, al- 
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le Mitglieder auf, «die Lage zu Fanfaren gegen das Judentum und 

die Juden als Blitzableiter für alles Unrecht zu benutzen».5 

Selbst die Novemberrevolution wurde als Ergebnis eines jüdi-

schen Umsturzversuchs diffamiert. Rosa Luxemburg, Leo Jogiches, 

Paul Levi, Rosi Wollstein und August Thalheimer wurden als pro-

minente jüdische Mitglieder der Spartakusführung zu Zielscheiben 

antisemitischer Angriffe. Am 15. Januar des Jahres 1919 ermorde-

ten Angehörige einer rechtsradikalen Berliner Gardeschützen-Ka-

valleriedivision Rosa Luxemburg und Karl Liebknecht, der irrtüm-

lich für einen Juden gehalten wurde. Fünf Wochen später wurde in 

Bayern der jüdische Journalist und unabhängige Sozialdemokrat 

Kurt Eisner ermordet. Der Aristokrat Anton Graf Arco auf Valley, 

dessen Vorfahren mütterlicherseits jüdischer Abstammung waren, 

hatte den linken Sozialisten erschossen, als dieser auf dem Weg in 

das Münchener Parlamentsgebäude war, um seine Rücktrittserklä-

rung als Ministerpräsident zu verlesen. Der Politiker und Publizist 

Gustav Landauer, ein radikaler, undoktrinärer Sozialist, in der 

Münchener Räteregierung Volksbeauftragter für Volksaufklärung, 

wurde am 2. Mai 1919 im Gefängnis ermordet. Gustav Landauer 

galt ebenso wie Kurt Eisner als Exponent einer «jüdisch-bolschewi-

stischen Gefahr». Auch Hugo Haase, seit 1917 führendes Mitglied in 

der Unabhängigen Sozialdemokratischen Partei, fiel 1919 einem 

Attentat zum Opfer. Alle wurden als «typische Vertreter eines lin-

ken Radikalismus» dargestellt, die eine jüdische Weltherrschaft 

oder «die sozialistische Internationale unter jüdischer Herrschaft» 

anstrebten. 

Dass der «Jud’ an allem schuld» war, wie der Spott im konserva-

tiven Bürgertum lautete, hatte auch Kurt Eisner noch vor seinem 

Tode zu spüren bekommen. Die konservative Kölner Volkszeitung 

hatte ihn als «hergelaufenen, rassefremden Eindringling» bezeich-

net und die ultrakonservative deutschnationale Deutsche Kreuzzei-

tung warf ihm in einem gehässigen Nachruf die Sätze nach, in sei- 
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ner Person habe sich eine «blutsmässig begründete Eitelkeit im Ge-

gensatz zu deutscher Sachlichkeit» verkörpert. 

Wo immer sich jüdische Politiker in der Öffentlichkeit präsen-

tierten, wurde ihnen vorgeworfen, mit ihrer Arbeit deutsches Den-

ken und nationales Anliegen nicht angemessen zu repräsentieren. 

«Die alten militärischen und politischen Eliten, die für den verlore-

nen Krieg verantwortlich waren, brauchten einen Sündenbock, 

dem sie die Schuld für den Zusammenbruch des Kaiserreichs zu-

schieben konnten. Die Juden waren wie kaum jemand anders dafür 

geeignet, der Legende, die Armee sei nur durch den Dolchstoss im 

Rücken unterlegen, als das personifizierte Feindbild zu dienen. Sie 

konnten alternativ oder gleichzeitig als profitgierige Kriegsgewinn-

ler oder als revolutionäre Umstürzler dem Hass der aufgewühlten 

Massen preisgegeben werden.»6 

Der Mord an Rathenau 

Wenn man bei der völkischen Rechten von einer «Judenrepublik» 

faselte, so zielte dieser Hass auf die führenden Repräsentanten des 

neuen Staatsgebildes. In der preussischen Staatsregierung waren 

dies Paul Hirsch (SPD) und Kurt Rosenfeld (USPD); in Sachsen 

wurde Ministerpräsident Georg Gradnauer bald Zielscheibe wüster 

Angriffe. In Berlin waren es der Verleger Hugo Heimann und der 

Arzt Hermann Weyl, die als prominente Juden an der Spitze der Re-

volution gestanden hatten und später dafür attackiert wurden. Die 

Sozialdemokraten Rudolf Hilferding und Siegfried Aufhäuser ge-

hörten ebenso dazu wie der Jurist Hugo Preuss und der Industrielle 

und spätere Aussenminister Walther Rathenau, die als «undeutsche 

Repräsentanten des neuen Staates» verunglimpft wurden. Der «gei-

stige Vater» der Reichsverfassung, Hugo Preuss, musste erleben, 

wie der neue Weimarer Staat als «jüdische Mache» diskreditiert 

wurde. Gegen den Vorwurf, dessen Verfassung sei undeutsch, such- 
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te sich Preuss mit den Sätzen zu wehren: «Es ist dies eines der 

Schlagworte, die trotz ihrer bodenlosen Dummheit und Verlogen-

heit doch auf Wirkung in der Breite berechnet sind. Wenn diese 

Leute mit hämischer Betonung von ‚deutsch’ und ‚undeutsch’ spre-

chen, so meinen sie nicht die ganze Volksgemeinschaft und ihre 

Gegner, sondern sie rufen ganz bewusst den Antisemitismus zu ih-

rer Hilfe herbei.»7 

Weil Walther Rathenaus Politik der Völkerverständigung von 

dem Grundgedanken ausging, dass Deutschland nur durch Erfül-

lung der Reparationsforderungen zu einem Ausgleich mit Frank-

reich und den anderen alliierten Mächten gelangen könne, wurde 

der deutsche Aussenminister das bevorzugte Opfer einer wüsten 

demagogischen Hetze, die ihn schliesslich das Leben kostete. 

Rechtsradikale Freikorps-Leute hatten ihn als «gottverfluchte Ju-

densau» beschimpft und prophezeit: «Dem Rathenau, dem Walther, 

blüht auch kein hohes Alter.» Am 22. Juni des Jahres 1922 wurde 

Walther Rathenau auf der Fahrt von seinem Berliner Haus in das 

Auswärtige Amt von ehemaligen Reichswehroffizieren und aktiven 

Freikorps-Leuten erschossen. 

Die Mordtat provozierte im Reichstag stürmische Proteste gegen 

die Rechtsparteien, denen die intellektuelle Urheberschaft und mo-

ralische Verantwortung für das Attentat angelastet wurde. Auf der 

Linken sprach man von einer «Mörderzentrale», die auch das 

frühere Attentat gegen Matthias Erzberger, die Anschläge auf den 

bayerischen Linkssozialisten Gareis oder auf den früheren Reichs-

ministerpräsidenten Scheidemann zu verantworten hätte. Zwar 

gab es kein verborgenes und geheimes Verschwörungszentrum, 

und auch Querverbindungen zu konservativen Parteien konnten 

nicht eindeutig nachgewiesen werden. Nach jahrelangen Ermittlun-

gen wurde bekannt, dass der Urheber und Täterkreis bei älteren 

Freikorps-Führern sowie den Vertretern nationalrevolutionärer 

Verbände gesucht werden musste. Aber das Attentat auf Rathenau 

hatte nicht nur dem Repräsentanten der «Weimarer Erfüllungspo-

litik» gegolten; wie der Mord an Erzberger diente auch der Anschlag  
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auf Rathenau dem Ziel, das Ansehen der bürgerlichen Parteien und 

die Reputation der Republik zu beschädigen.8 

Im ersten Schock über den Rathenau-Mord ordnete die SPDge-

führte Landesregierung in Thüringen drakonische Massnahmen an. 

Noch am gleichen Tage wurde über das Land Thüringen der Aus-

nahmezustand verhängt. Alle Umzüge und Versammlungen unter 

freiem Himmel waren verboten. Vaterländische Vereinigungen und 

Verbände wurden aufgelöst. Der «Deutsch-völkische Schutz- und 

Trutzbund», die «Deutsch-völkische Jugend», der «Bund der Auf-

rechten», der «Alldeutsche Verband», der «Verband nationalge-

sinnter Soldaten», der «Stahlhelm – Bund der Frontsoldaten», der 

«Jungsturm» und der «Jungdeutsche Orden» fielen unter das Verbot 

des reichsweit erlassenen Republikschutzgesetzes. Auch der 

«Hochschulring deutscher Art», der «Germanenorden» und die 

«Nationalsozialistische Arbeiterpartei» wurden untersagt. Die Re-

publik müsse sich viel energischer als früher gegen ihre erklärten 

Feinde verteidigen, forderte Volksbildungsminister Greil und be-

fahl, dass leitende Stellen in der thüringischen Lehrerschaft nur 

noch von republikanisch eingestellten Beamten verwaltet werden 

durften. Ausdrücklich schrieb ein Erlass aus seinem Ministerium 

vor, dass Schulaufsichtsbeamte, Schulleiter und ihre Stellvertreter 

überzeugte Demokraten sein mussten. Jede im Unterricht gezeigte 

Ablehnung der neuen Staatsform werde nicht mehr geduldet. Die 

Losung müsse lauten: «Der Zwang der Republikanisierung der ge-

samten Schulverwaltung steht über der Rücksichtnahme auf ein-

zelne Persönlichkeiten.»9 

Offenbar wurde auch bei Professoren, Lehrern und Schülern 

noch heftig von den alten Zeiten geschwärmt; den Schülern wurde 

die Mitgliedschaft in republikfeindlichen Organisationen untersagt. 

Das Tragen antidemokratischer Abzeichen wurde verboten, Schü-

lermützen in den monarchistischen Reichsfarben Schwarz-Weiss-

Rot durften nicht mehr aufgesetzt werden. Kaisertreue Geschichts-

lehrer, die sich als Gegner der Republik ausgewiesen hatten, erhiel-

ten keine Lehrbefugnis mehr. Aus den Klassenzimmern der thürin- 
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gischen Schulen wurden Bilder des ehemaligen Heerführers Graf 

von Moltke und die Büsten der Weltkriegsgeneräle Paul von Hin-

denburg und Erich Ludendorff verbannt. Sogar eine Ausstaffierung 

der Schulräume mit «Schlachten- und Kriegsbildern» wurde strikt 

untersagt. 

Besonders umstritten war der Revers, mit dem die Mehrheit der 

Staatsbeamten erklären sollte, sich nicht an Aufmärschen vaterlän-

discher Verbände zu beteiligen. «Was verstehen Sie unter monar-

chischen und antirepublikanischen Vereinigungen?» wollte bei-

spielsweise der damalige Landrat im thüringischen Ort Königsee, 

Georg Sattler, von seiner vorgesetzten Personalbehörde im Innen-

ministerium wissen. Sichtlich aufgebracht kündigte dieser damals 

noch weithin unbekannte Landesbeamte seinen Vorgesetzten an, 

dass er die geforderte Unterschrift verweigern werde. Es sollte nur 

noch zwei Jahre dauern, bis dieser stramm nationalistische Verwal-

tungsbeamte aus der kleinstaatlichen Idylle des ehemaligen Für-

stentums Schwarzburg-Rudolstadt in die Landeshauptstadt Wei-

mar gerufen wird, um hier über Nacht zum mächtigen Wirtschafts- 

und Innenminister Thüringens zu avancieren.10 

Ein rechter Ordnungsbund 

Am 21. Februar 1924 fand in Thüringen die Landtagswahl statt. 

«Das ganze Land kam auf den Hund, uns rettet nur der Ordnungs-

bund», lauteten die Werbeplakate der gemeinsamen Liste aller bür-

gerlichen Parteien, die sich gegen das Volksfrontbündnis von Sozi-

aldemokraten und Kommunisten zusammengetan hatten. Hinter 

dem «Thüringer Ordnungsbund» formierte sich das Lager aus De-

mokratischer Partei, Deutscher Volkspartei, Deutschnationaler 

Volkspartei sowie des Thüringer Landbundes. Sie waren mit einem 

zugkräftigen Plakat in den Wahlkampf gezogen, auf dem das Links-

bündnis von SPD und KPD als «Sündenbaum» dargestellt wurde.  
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Das Plakat zeigte Wurzeln, Stamm, Äste, Blätter und Früchte eines 

Baumes, die verfaulten und deshalb abgesägt und mit dem gesam-

ten Wurzelwerk beseitigt werden mussten. 

«Freiheit oder Sozialismus» lautete bereits damals die Parole. 

Das bürgerliche Lager sah sich an einem Scheideweg. Am Wahltag 

herrschte eine enorme Wahlbeteiligung von über 90 Prozent. Zwei 

politische Lager standen sich unversöhnlich gegenüber, so der 

DVP-Abgeordnete Georg Witzmann: «Alle Parteien, Berufsstände, 

Wirtschaftskreise oder Hausbesitzer, der gewerbliche Mittelstand, 

die Beamten und Angestellten, die Vertreter von Kirche und Schule 

sowie die vaterländischen Verbände hatten den Terror der bisheri-

gen Machthaber verspürt und sich zu der Überzeugung durchge-

rungen, dass nur eine Zusammenfassung aller aufbauenden Kräfte 

den Sieg gewährleisten könne.»11 

Das bürgerlich-konservative Schutz- und Trutzbündnis gewann 

als «Thüringer Ordnungsbund» mit grossem Vorsprung die Wahl; 

aber die erforderliche Koalition zwang höchst ungleiche Partner 

zusammen. Zur Bildung einer arbeitsfähigen Regierung, die im 

Landtag fällige Gesetze verabschieden sollte, war die Duldung des 

Völkisch-Sozialen Blocks nötig, der mit 9,3% und sieben Abgeord-

neten einen ersten Achtungserfolg errungen hatte. «Thüringen geht 

einer unsicheren, für das Land höchst abträglichen Entwicklung 

entgegen», prophezeite die Deutsche Tageszeitung und klagte, dass 

die Landtagswahl keine saubere Entscheidung gebracht hätte.12 

Und die Mecklenburgische Warte prophezeite: «Die Völkischen 

werden auch im Thüringer Landtag das Zünglein an der Waage sei. 

Auf sie ist jedes Kabinett angewiesen; nach ihrer Pfeife muss jede 

Koalition und Konstellation tanzen und sie haben tatsächlich prak-

tisch und faktisch die Hand an der Gurgel des thüringischen Parla-

ments.»13 

Der «Ordnungsbund» war keineswegs ein politisch und ideolo-

gisch gefestigtes Bündnis, sondern eher ein regionales Machtkar-

tell, das sich häufig erst zusammenraufen musste. Bereits beim An- 
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lauf zur Regierungsbildung brach die Einheitsliste auseinander, 

weil vier Abgeordnete der Deutschen Demokratischen Partei eine 

Liaison mit dem Völkisch-Sozialen Block verweigerten. Damit fehl-

ten die Stimmen für eine absolute Mehrheit im Landtag. Die 

Deutschnationalen, der Thüringer Landbund und die Deutsche 

Volkspartei luden die völkischen Nazis zu Verhandlungen ein, de-

ren Ergebnis keine Regierungskoalition wie sechs Jahre später bei 

den Gesprächen war, wohl aber die Tolerierung des Minderheiten-

kabinetts. 

Aber selbst diese Annäherung war heftig umstritten. Immerhin 

war die Partei des inhaftierten Hitler in den meisten Ländern ver-

boten. Oft segelten seine Anhänger wie in Thüringen unter falscher 

Flagge, wo der rechtsextreme Völkisch-Soziale Block aus vier Ver-

tretern der völkischen Listen und drei Vertretern der NSDAP be-

stand, die jetzt zum erstenmal in den Landtag einzogen. Durfte man 

mit einer Partei politische Verhandlungen führen, die gegen Repu-

blik und Demokratie auftrat und die obendrein ein erklärter Ver-

fassungsfeind war? Allen Kritikern dieser ungewöhnlichen Macht-

konstellation erschien besonders die Aufwertung der völkischen 

Nationalsozialisten als gefährlicher Präzedenzfall, mit dem die Ex-

tremistenpartei nicht nur in Thüringen, sondern auch im Deut-

schen Reich erst hoffähig gemacht wurde. Aber die Mitte-Rechts-

Regierung unter Führung des politisch unerfahrenen Oberverwal-

tungsgerichtsrats Leutheusser wollte auf jeden Fall Neuwahlen 

vermeiden und lieferte sich so den Völkisch-Sozialen aus – mit 

höchst bedenklichen Folgen. «In Thüringen ist man drauf und dran, 

die Nationalsozialistische Partei so zu fördern, dass eines schönen 

Tages die Regierung nicht mehr in der Lage ist, dieser Organisation 

Herr zu werden», zürnte Paul Frölich. Die unwillkommene Zwangs-

ehe erschien dem SPD-Politiker als schwere Beschädigung des An-

sehens der Demokratie.14 

Weil sie ihrem neuen Partner entgegenkommen wollten, hatten 

die Ordnungsbund-Parteien den Demokraten Arnold Paulssen von 

der Kandidatenliste für ein Ministeramt gestrichen. 
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Paulssen galt als einer der erfahrensten Politiker im bürgerlichen 

Lager, aber die rechtsextremen Koalitionspartner warfen ihm vor, 

dass er die erste Nachkriegskoalition mit den Sozialdemokraten an-

geführt hatte. Statt seiner wurde Georg Sattler geholt, ein bis dahin 

unbeschriebenes Blatt. Der studierte und promovierte Jurist war 

viele Jahre Leiter des abgeschiedenen ehemaligen Fürstlichen 

Landratsamts in Schwarzburg-Rudolstadt gewesen, wo er 1922 

ausschied, um als Syndikus beim «Verband mittelthüringischer 

Glasfabriken» in die thüringische Industrie zu wechseln. Mit der Be-

rufung dieses bisher unbekannten Fachbeamten brach die neue Re-

gierung mit der Tradition, möglichst einen Politiker mit parlamen-

tarischer Praxis an die Spitze eines wichtigen Ressorts zu berufen. 

Aber vor der Bildung des neuen Landeskabinetts war von allen Be-

teiligten die Losung ausgegeben worden, nach dem Wechsel gerade 

keine ausgemachten Parteienvertreter in die Exekutive aufrücken 

zu lassen, um gegen die verpönte «Futterkrippenpolitik» der Lin-

ken ein Zeichen zu setzen und Front zu machen. Der kometenhafte 

Aufstieg Georg Sattlers vom unbekannten Provinzbeamten zum 

mächtigen Superminister, aber auch die Berufung des späteren Fi-

nanzministers Wilko von Klüchtzner waren eine Ohrfeige an die 

Adresse der Opposition. Georg Sattler war zwar vom «Thüringer 

Landbund» vorgeschlagen worden, aber er war eingeschriebenes 

Mitglied der Deutschnationalen Volkspartei und gehörte sogar dem 

«Stahlhelm – Bund der Frontsoldaten» an – also einer rechtsradika-

len, fast paramilitärischen Organisation, die von Sattlers sozialde-

mokratischem Amtsvorgänger im Innenministerium noch als repu-

blikfeindlich verboten worden war. Auch Thüringens Finanzmini-

ster Wilko von Klüchtzner kam aus dem Umfeld der Deutschnatio-

nalen und stand in dem zwielichtigen Ruf, heimlicher Sympathisant 

der völkischen Nazis zu sein.15 

Es war Arthur Dinter, der die Parole ausgab, eine Regierung aus 

Ordnungsbund und Völkisch-Sozialem Block dürfe nur aus «rein 

deutschblütigen, nicht marxistischen Männern» bestehen. Dinter 
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stellte vier Bedingungen für eine Tolerierung der Regierung auf, die 

er vorher schon in einem Flugblatt öffentlich präzisiert hatte. An 

oberster Stelle rangierte die Forderung, die künftige Regierung 

habe «die Juden aus allen Regierungs- und Beamtenstellen» zu ent-

fernen. Er warnte, sich «hinter Entschlusslosigkeit, Unfähigkeit und 

Feigheit» zu verkriechen; stattdessen propagierte er Entschlossen-

heit «bis in alle Konsequenzen und wenn Sie alle mit den Beinen 

nach dem Himmel strampeln». Mit seiner Sperrminorität setzte er 

alle Regierungsparteien so unter Druck, dass sich selbst der dama-

lige Staatsminister Richard Leutheusser für die Deutsche Volkspar-

tei schliesslich beugen musste. 

Dinter stellte die Ernennung des kurz zuvor in Weimar einge-

setzten Oberstaatsanwalts Frieders in Frage. Er begründete diese 

Entscheidung mit dem Hinweis auf die «jüdische Herkunft» des Be-

amten. Schon im Verlauf der Koalitionsgespräche trat der ur-

sprünglich zum Finanzminister ausersehene Paul Stolze zurück. Er 

hatte sich gegenüber Dinter geweigert, den amtierenden Präsiden-

ten der Thüringischen Staatsbank Walter Loeb zu entlassen, weil 

Loeb «Jude und obendrein Sozialdemokrat sei», wie die Notizen aus 

einem langwierigen Untersuchungsverfahren später ergaben. Stol-

ze wollte sich nicht «zum Handlanger und Popanz gewisser Wün-

sche machen lassen» und verzichtete auf das Amt. Schliesslich 

musste auch der damalige Staatsrat Fritze unter dem Druck der völ-

kischen Nazis demissionieren, weil er als amtierender Leiter des Ju-

stizministeriums die Beförderung des plötzlich in Ungnade gefalle-

nen jüdischen Oberstaatsanwalts Frieders genehmigt hatte. 

Der völkische Tolerierungspartner hatte so durchschlagenden 

Erfolg bei den Verhandlungen erzielt, dass Arthur Dinter sich öf-

fentlich brüsten konnte, dass es nur von seinem Willen abhänge, 

«wer in Thüringen gewählt werden könne». Von seinen Anfangser-

folgen berauscht, liess er Flugblätter mit dem Hinweis verteilen: 

«Dr. Arthur Dinter, der allein verantwortliche Leiter der Thüringer  
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Politik!» Der machtbewusste Fraktionsvorsitzende war der «starke 

Mann in Thüringen», der offenbar nicht mehr zu stoppen war. 

Aber Walter Loeb, der plötzlich zum «Fall» gewordene Direktor 

an der Spitze der Thüringischen Staatsbank, wollte sich nicht ein-

schüchtern lassen, obwohl Dinter im Landtag unverblümt erklärt 

hatte: «Wir stehen auf dem Standpunkt, je ehrlicher und gewissen-

hafter ein Jude ..., umso weniger ist er imstande, deutschem Wesen 

zu dienen. Denn je ehrlicher und anständiger er ist, umso mehr wird 

er, ob er will oder nicht, jüdisches Wesen und jüdische Anschauung 

zur Geltung bringen. Es handelt sich im Fall Loeb ... um die Weltan-

schauung, dass ein Jude sich nicht zu einem deutschen Beamten eig-

net.»16 

Solche Aussagen waren verfassungsfeindlich und widersprachen 

dem Gebot der Weimarer Reichsverfassung, die Glaubensfreiheit 

und Gleichbehandlung aller deutschen Staatsbürger garantierte. 

Aber der Judenhass Dinters traf auf eine antisemitische Grundstim-

mung auch bei den meisten anderen Politikern, die ihren rabiaten 

Bundesgenossen das Feld der Personalpolitik mehr und mehr über-

liessen. Anders war nicht zu erklären, warum in der höheren Mini-

sterialbürokratie des Landes Thüringen kampflos wichtige Posten 

geräumt wurden. Die Juden schienen den meisten offenbar das ge-

ringste Opfer zu sein, das man für den notwendigen Zusammenhalt 

der Regierung erbringen musste. 

Angriffe auf einen Bankdirektor 

Kurz nach Beginn der Tolerierungsgespräche zwischen der neuen 

Regierung und den Nazis entschloss sich Walter Loeb, mit einem 

demonstrativen «Offenen Brief» an die Öffentlichkeit zu gehen. 

Schon die ersten Zeilen verraten, wie sehr Loeb darunter litt, nicht 

nur als Jude und Vertreter einer staatlichen Institution beleidigt zu 

werden, sondern sich gegen die aus der Deckung der parlamentari-

schen Immunität erfolgenden Attacken nicht einmal zur Wehr set- 
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zen zu können. Aber Loeb hoffte auf alle diejenigen, die von «anti-

semitischer Hetze noch nicht erfasst» waren und für seine unge-

wöhnliche Rechtfertigung Verständnis aufbringen konnten. Ihnen 

widmete er Zeilen von Ludwig Börne, die viel von der Isolation des 

jungen Mannes offenbaren. «Es ist ein Wunder! Tausendmal habe 

ich es erfahren und doch bleibt es mir ewig neu. Die einen werfen 

mir vor, dass ich ein Jude sei. Die anderen verzeihen es mir. Der 

dritte lobt mich gar dafür; aber alle denken daran. Sie sind wie ge-

bannt in diesem magischen Judenkreise. Es kann keiner hinaus.» 

Unter der vorherigen SPD-Regierung in Thüringen war der jüdi-

sche Glaube Loebs kein Problem für die Staatsbank, geschweige für 

die Parteien im Landtag gewesen. Aber durch die völkischen Nazis 

änderte sich die Szenerie völlig: anonyme Pamphlete tauchten auf, 

mit dem Vorwurf, leitende Mitarbeiter der Staatsbank hätten auf ei-

gene Rechnung mit dem Geld der Bank spekuliert. Wie sich später 

aus den Protokollen eines parlamentarischen Untersuchungsver-

fahrens ergab, konzentrierte sich das Misstrauen immer wieder auf 

Loeb, der sich Kredite aus dem Ausland beschafft und mit dem Geld 

angeblich zum Schaden der thüringischen Wirtschaft spekuliert 

hatte. Vergeblich wies der Beschuldigte daraufhin, dass er diese 

Kredite zwar mit der Hilfe von befreundeten ausländischen Kapi-

talgebern besorgt, aber die Gelder zum Vorteil der thüringischen 

Wirtschaft investiert habe. «Mit mir steht und fällt die Staatsbank ... 

wenn ich gehe, werden die Kredite zurückgezogen»17, warnte er 

seine Gegner. Die parlamentarische Opposition im Landtag sekun-

dierte: «Tatsache ist, dass die Völkischen die Entlassung eines Be-

amten fordern, von dem sie anerkennen müssen, dass er von sei-

nem Geschäft etwas versteht, dem sie weder die Fähigkeiten und 

Vorbildung absprechen können. Dass sie seine Entfernung verlan-

gen, nur allein deswegen, weil er Jude ist, ist... bezeichnend für diese 

verfassungsfeindliche Stellungnahme, die durch den ganzen Ord-

nungsblock gestützt wird.»18 
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Noch können die 423 neugewählten Abgeordneten der ersten Deutschen Nationalversammlung 

nicht ahnen, dass sie vierzehn Jahre nach der feierlichen Eröffnung am 6. Februar 1919 von einem 

Diktator vertrieben werden, der ausgerechnet am genius loci der Weimarer Republik zahlreiche 

Gesinnungsfreunde um sich versammelt hat. In seiner feierlichen Eröffnungsansprache hatte der 

spätere Reichspräsident Friedrich Ebert die Traditionen der deutschen Klassik und den integrativen 

«Geist von Weimar» bemüht, um für den demokratischen Neuaufbau in Deutschland zu werben. 

Über ein Jahrzehnt später wurde die krisengeschüttelte Republik vom längst totgeglaubten Geist 

des preussischen Militarismus wieder eingeholt und zerstört. 



 

«Hier ist die wüste alldeutsche Treiberei gegen mich ... Hätte ich nicht die ununterbrochene künst-

lerische Arbeit, so müsste ich vor Ekel vergehen.» Schon 1920 sah sich der liberale Intendant des 

Deutschen Nationaltheaters, Ernst Hardt, den Schmähungen radikaler völkischer Gegner ausge-

setzt, die das vormalige Grossherzogliche Staatstheater geistig zurückerobern wollten. Die Stätte 

der demokratisch gewählten Nationalversammlung, wo die Verfassung der Weimarer Republik be-

raten worden war, wurde zum Objekt politischer Begierde. «Zwischen Goethe und Scheidemann», 

so scholl es von rechts, wo man Weimars Erbe einseitig für sich reklamierte. Adolf Hitler hielt im 

Deutschen Nationaltheater 1926 seinen ersten NSDAP-Parteitag ab. Baldur von Schirach, Sohn des 

abgesetzten Generalintendanten Carl von Schirach, gründete im selben Jahr die «Hitlerjugend». 

Beim NS-Gautag 1938 war das berühmte Haus mit Hakenkreuzfahnen über und über behängt. 



 

Nach der Wahl Hitlers zum Reichskanzler machten nicht nur zahlreiche lokale Parteigrössen wie 

Fritz Sauckel, Baldur von Schirach und Hans Severus Ziegler Karriere; auch das geistig-nationale 

Bürgertum versammelte sich hinter einem Führer, der Weimar früh umworben und rasch erobert 

hatte. «Ganz eigenartig berührte die Vermischung von Hitlerismus und Goethe», wunderte sich 

schon 1932 der Schriftsteller Thomas Mann. Fast widerstandslos liess die lokale Kulturaristokratie 

es zu, dass Goethe und Schiller für den nationalsozialistischen Ungeist in Anspruch genommen 

wurden. Das Foto zeigt eine Schiller-Gedenkfeier im Deutschen Nationaltheater am 10. November 

1934. 



 

Adolf Hitler zeigt sich während des Gautages der NSDAP im Jahr 1938 auf dem Balkon seines 

Lieblingshotels «Eléphant». Bei seinem ersten Besuch am 3. Juli 1926 hatte sich der fast überall 

mit Rede- und Auftrittsverbot belegte NS-Führer mit der Berufsbezeichnung «Schriftsteller» in das 

Gästebuch eingetragen. Thüringens Innenminister Georg Sattler sorgte dafür, dass sich Hitler un-

gehindert in Weimar und anderen Städten Thüringens bewegen durfte. Das «Hotel Elephant» 

wurde zum beliebten Treff für Hitlers Tafelrunden. Stets war für den NS-Führer die Nobelsuite mit 

der Zimmernummer 100 reserviert. 



 

Ein Putschist und fanatischer Nationalsozialist am Ziel seiner Wünsche: Am 11. November 1933 

trägt sich der zum Reichsinnenminister ernannte und später in Nürnberg zum Tode verurteilte Wil-

helm Frick in das Goldene Buch der Stadt Weimar ein. Am 23. Januar 1930 wird er gegen den 

Widerstand von Sozialdemokraten, Kommunisten und Demokraten zum Innen- und Volksbil-

dungsminister Thüringens gewählt. Mit seinem berüchtigten «Bildersturm» und dem Erlass «Wider 

die Negerkultur – für deutsches Volkstum» nahm der Antidemokrat und Antisemit die faschistische 

Kunstdiktatur vorweg. 



 

In der Weimarer «Villa Silberblick», wo Friedrich Nietzsche die letzten drei Jahre seines Lebens 

verbrachte, begann die Schwester des Philosophen mit einer verhängnisvollen Umdeutung des 

Nietzsche-Erbes. Elisabeth Förster-Nietzsche sammelte nicht nur die weitverstreuten Manuskripte 

und Fragmente ihres verstorbenen Bruders, sondern bog das Werk Nietzsches ins Nationale und 

Preussisch-Heldenhafte um. Die «Villa Silberblick» wurde ab 1920 zur konspirativen Begegnungs-

stätte, wo bald die Gegner der Republik und prominente Nazis wie der spätere thüringische Innen- 

und Volksbildungsminister Wilhelm Frick ein und aus gingen. Die Nietzsche-Schwester schwärmte 

enthusiastisch für Mussolini und Hitler, die der alten Dame persönlich ihre Aufwartung machten. 

Das Foto zeigt eine Tagung im Nietzsche-Archiv, dritte von links Elisabeth Förster-Nietzsche. 



 

«Ich liebe Weimar», hatte Hitler nach seinen ersten Besuchen in der Dichterstadt gesagt – und die 

Weimarer liebten ihn. Das Bild zeigt den Marktplatz während eines Hitler-Besuchs im Jahre 1938. 

Seit den ersten Wahlen zur Nationalversammlung hatte die nationale Rechte in Weimar ihre stärk-

ste Bastion. Zunächst wählte das verunsicherte Bürgertum deutschnational, danach lief man zu Hit-

lers Anhängern über: 1924 errang die der verbotenen NSDAP nahestehende «Vereinigte Völkische 

Liste» das beste Ergebnis in ganz Thüringen. Was Hitler erhoffte, trat ein: Thüringen wurde zum 

Sprungbrett für den Marsch von Bayern nach Berlin. 



 



Aber trotz solcher Einwände nahmen die offenen und versteck-

ten Anschuldigungen zu. So wurde die vollzogene Gründung einer 

Getreide-Aktiengesellschaft sofort als gefährliche «jüdisch-bolsche-

wistische Erfindung» attackiert. Man streute Gerüchte, diese Insti-

tution sei nur als Notdepot angelegt worden, um einen drohenden 

bolschewistischen Aufstand mit den erforderlichen Nahrungsmit-

teln zu versorgen. In der überregionalen Zeitung Der Tag erschien 

ein Artikel mit der sensationellen Schlagzeile: «Thüringischer 

Staatsbank-Skandal – Der Staatsbankpräsident schiebt Devisen». 

Die Informationen erwiesen sich als falsch, alle Vorwürfe wurden 

entkräftet. Eine unmittelbar danach eingesetzte Revisionskommis-

sion stellte fest, dass der Direktor der Staatsbank die lächerliche 

Summe von 27 Goldmark in Devisen eingetauscht hatte, um damit 

ein Abonnement für ausländische Zeitungen zu bezahlen. Aber vor 

den Mitgliedern des Untersuchungsausschusses offenbarte sich 

auch,  wie  trotzdem  fast  alle  damaligen  Mitarbeiter  und  Freunde 

Loebs von dem Beschuldigten abrückten. 

Intrigen, Verdächtigungen und gezielte Indiskretionen machten 

die Runde. Als der Direktor einem in Thüringen offenbar einfluss-

reichen Gutsbesitzer nur ein Drittel des geforderten Darlehens be-

willigte, wandte sich der empörte Kunde an den Aufsichtsrat der 

Bank und verlangte den Direktor zur Rechenschaft zu ziehen. Loeb 

wusste längst, dass das Kesseltreiben ihn aus seinem Amt katapul-

tieren sollte – nicht weil er schlechte Arbeit gemacht hatte, sondern 

weil er Jude war. Nach der Vereidigung des neuen Finanzministers 

und Vorgesetzten Wilko von Klüchtzner fragte Loeb ihn im Beisein 

von fünf Zeugen: «Werde ich deswegen entlassen, weil ich Jude 

bin?» Darauf der Minister: «Ich betrachte die Frage des Juden weni-

ger von der religiösen Seite, sondern wie die Völkischen von der 

Rasseseite aus.» Walter Loeb: «Ich bin deutscher Staatsbürger. Die 

Reichsverfassung kennt eine Deduktion nach der Rasse nicht. Ich 

habe es nicht notwendig, mir Ihre oder die Deduktion der Völki-

schen zu eigen zu machen.»19 

Das Vertrauensverhältnis zwischen den beiden Männern war  
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zerstört; die Beamten im Finanzministerium und in der Thüringi-

schen Staatsbank vermieden ostentativ, sich schützend vor den 

umstrittenen Chef zu stellen, gegen den Dinter weiterhin eiferte: 

«Der Jude Loeb muss verschwinden. Ob er ein tüchtiger Kerl ist 

oder nicht, ist mir egal. Mich interessiert nur der Jude Loeb! »20 

Im Juni 1924 drohte Dinter mit der Vertrauensfrage. Die Regie-

rung glaubte zwar, dass der völkisch-soziale Fraktionsvorsitzende 

wegen seines umstrittenen Vorgehens innerhalb der eigenen Partei 

isoliert werden würde, aber zugleich hoffte man, den standhaften 

Loeb auf elegante Art und Weise loszuwerden. Der einflussreiche 

Abgeordnete der Deutschnationalen Volkspartei, Emil Herfurth, 

agitierte bei dieser Affäre in vorderster Linie. «Nun müssen wir 

Loeb bald mürbe haben, damit er endlich geht!» Herfurths deutsch-

nationaler Parteifreund von Klüchtzner assistierte mit der Bemer-

kung, er könne Juden nicht als «gleichberechtigt anerkennen», 

denn eine Jüdin und ein Jude hätten ihm beide sehr freundschaft-

lich erklärt, sie seien in erster Linie Juden und erst dann Deutsche. 

Als Arthur Dinter seinen Erzfeind wieder einmal wegen dessen 

Glauben verleumdete, verlangte der eine sofortige Richtigstellung 

seines ihm vorgesetzten Finanzministers. Aber die Antwort blieb 

aus; die längst fällige Zurückweisung der menschenverachtenden 

Anwürfe erfolgte nicht. Stattdessen wurde Loeb nahegelegt, nach 

dem Urlaub nicht mehr an seinem Arbeitsplatz zu erscheinen – es 

müsse dem Präsidenten der Staatsbank doch leichtfallen, auch an-

derswo eine Anstellung zu finden. Schon streuten die Nazis in Wei-

mar das Gerücht aus, der Bankdirektor sei in «drei bis vier Wochen 

endlich beseitigt». 

In diesen rechtsorientierten Kreisen galt der Rücktritt Loebs 

längst als abgemachte Sache; die öffentliche Kampagne nahm zu. 

Stets ging es um den absurden Vorwurf, im thüringischen Bankin-

stitut sei eine jüdische Verschwörung im Gange. Für die völkischen 

Rechten war Loeb ein gerissener Drahtzieher, der sich immer wie-

der geschickt hinter mysteriösen und unsichtbaren Geheimgrup- 
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pierungen versteckte. Der Fall Loeb war deshalb nicht nur ein poli-

tischer Fall, weil ein ausgewiesener Fachmann wegen seines jüdi-

schen Glaubens und seiner sozialdemokratischen Bindung aus dem 

Amt verdrängt werden sollte – neu an dieser künstlich aufgeputsch-

ten Affäre war, dass diese Forderung mit der Unterstellung ver-

knüpft wurde, Walter Loeb sei als Jude zwangsläufig mit dubiosen 

ausländischen Kapitalinteressen zum Schaden für das Land Thürin-

gen und die Kunden der Staatsbank verschworen. Wie so oft ist es 

der SPD-Abgeordnete Paul Frölich gewesen, der diese infame, von 

langer Hand lancierte und vollkommen abstrus konstruierte Ver-

schwörung damals erkannte und offen aussprach: «Das Urteil über 

Loeb ist bereits fertig bei der Rechten. Der Kampf gegen ihn ging 

Hand in Hand mit dem Kampf gegen die Sozialdemokratie in Thü-

ringen.»21 

Als der immer wieder beschuldigte Direktor nach harten inter-

nen Kämpfen, nach einer kompromittierenden Hausdurchsuchung 

und entwürdigenden öffentlichen Angriffen am 22. September 

1924 schliesslich entnervt demissionierte, entbrannte im Landtag 

eine scharfe Debatte. Die SPD-Opposition empörte sich darüber, 

dass Loeb zum Opfer eines «antisemitischen Kuhhandels» werden 

konnte. Aber die angeschuldigten Minister der Ordnungsbund-Re-

gierung retteten sich in Ausflüchte. «Die Sozialdemokraten wollen, 

dass wir nicht vorgehen sollen, weil Loeb Sozialdemokrat ist; die 

Demokraten weil er Jude ist. Man will die Sache auf ein Nebengleis 

schieben, indem man den Juden in den Vordergrund stellt.» Aber 

war es nicht zuerst der Abgeordnete Dinter gewesen, der Loeb mit 

der Begründung aus der Staatsbankspitze entfernen wollte, er kön-

ne keinen Juden an der Spitze eines deutschen Bankinstituts dul-

den? Als die oppositionellen Parteien im Landtag auch dazu eine 

klare Auskunft verlangten, lautete die windige Stellungnahme aus 

dem Finanzministerium: «Ebensowenig wie Herr Loeb als Jude an-

gegriffen werden konnte ... kann er eine besondere Schonung er-

warten, weil er Jude ist. Alle Deutschen sind vor dem Gesetz gleich... 
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und Herr Loeb kann für sich keine Ausnahmestellung in Anspruch 

nehmen.» 

Solche doppelbödige Replik ignorierte, dass sich Loeb gerade 

auf den verfassungsrechtlich garantierten Gleichheitsgrundsatz 

berief, um vor den öffentlichen Diffamierungen geschützt zu wer-

den. Er verlangte ja keine Ausnahmebehandlung, sondern pochte 

auf das verfassungsmässig verbriefte Recht eines jeden deutschen 

Staatsbürgers, wie andere auch behandelt zu werden. Aber dieses 

Recht wurde ihm im Verlauf der skandalträchtigen Affäre mehr als 

einmal mit dem Verweis auf seine jüdische Herkunft abgesprochen. 

Dabei waren die Vorwürfe gegen Loeb an den Haaren herbeigezo-

gen; alle Untersuchungen und Prozesse gegen ihn verliefen «völlig 

ergebnislos».22 

Die Nazis hingegen konnten die Affäre als publizistischen und 

politischen Erfolg verbuchen. Mit Loebs erzwungener Demission 

hatten sie eine antisemitische Debatte angezettelt, die ihre Wir-

kung auf die eigenen Anhänger nicht verfehlte. Daraus wollte man 

Kapital schlagen. «Vor allem muss verhindert werden, dass der Fall 

Loeb in seinen typischen Einzelheiten allzu schnell der Vergessen-

heit anheimfällt. Denn aus dem ganzen Falle soll gelernt werden», 

so lautete im Oktober 1924 das Fazit der NS-Parteizeitung Der Völ-

kische Beobachter. 

Doch es blieb nicht nur bei öffentlichen Attacken. Im Morgen-

grauen des 22. September 1924 war der Chef des Landeskriminal-

amtes auf höhere Weisung mit zahlreichen Kriminalbeamten in die 

Weimarer Staatsbank eingedrungen und liess die dort anwesenden 

Beamten Loeb, Maerker und Kiess verhaften. Einen Tag zuvor hatte 

Loeb sein Amt niedergelegt. In dieser Nacht wollte er sein Büro auf-

räumen, die letzten Akten ordnen und seine privaten Sachen ein-

packen. Zur Freude der völkischen Hintermänner wurde auch aus 

diesem selbstverständlichen Vorgang ein Skandal gemacht, der 

seine Wirkungen auf die deutsche Presse nicht verfehlte. Zahlrei-

che Tageszeitungen berichteten in sensationeller Aufmachung 

über  «nächtliche  Aktenbesichtigung»,  «mysteriöse  Vorgänge»,  
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«Loebs schlechtes Gewissen» und über einen «ertappten Präsiden-

ten», der auch gegenüber dieser Kampagne schutzlos war. Fünf 

Jahre später erinnerte sich ein damaliger Mitstreiter an die Ereig-

nisse in Thüringen, die zur vorzeitigen Entlassung des Präsidenten 

der Staatsbank geführt hatten. «Die Schlammflut der bürgerlichen 

Presse hat einen kerngesunden jungen Menschen von Krankheit zu 

Krankheit geführt. Nicht ein einziges Aktenstück hat er verschoben. 

Im ganzen Kampf ist er gegen eine niederträchtige Meute Sieger ge-

blieben.»23 

Konnten Hitler und seine triumphierenden Parteigenossen nach 

dieser Affäre nicht darauf rechnen, dass es im Umfeld eines 

deutschnationalen Bürgertums Vorurteile gab, die für spätere Kam-

pagnen mobilisierbar waren? Von den nationalkonservativen Par-

teien wurde die Affäre Loeb dazu benutzt, den latenten Antisemi-

tismus gegen den Sozialismus auszuspielen. Die politische Rechte 

setzte den Sozialismus mit Juden gleich und hob hervor, dass ohne-

hin ein hoher Prozentsatz Juden in der Sozialdemokratie vertreten 

war. An der Affäre Loeb zeigte sich, was der Historiker Hans 

Mommsen in seiner Auseinandersetzung mit Daniel Goldhagen be-

tont hat: Fast widerspruchslos und ohne Skrupel habe man den völ-

kischen Nationalsozialisten häufig und absichtsvoll die «Spielwie-

se» einer Judenfeindschaft überlassen, weil man deren Ressenti-

ments für eine Art Kinderkrankheit der völkischen Bewegung hielt. 

Aber solch freiwillige Komplizenschaft half schon damals mit, das 

demokratische System der Weimarer Republik von den Rändern 

her zu radikalisieren. 

Nicht nur ein politischer Aktivist wie Arthur Dinter, auch die völ-

kischen und antisemitischen Intellektuellen wie Adolf Bartels und 

der Architekt Paul Schultze-Naumburg haben schon in der Frühzeit 

der Weimarer Republik einen latenten Judenhass in Deutschland 

gesellschaftsfähig gemacht. In mancherlei Hinsicht stellten diese 

völkisch-nationalistischen Eliten eine zunächst unsichtbare Brücke 

dar zwischen dem radikalen nationalsozialistischen Extremismus 

und den übrigen Teilen der Gesellschaft. 
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Die Affäre um den beklagenswerten Walter Loeb war nur das Vor-

spiel einer Entwicklung, die den Rechtsstaat mehr und mehr aus-

höhlen sollte. Aber das fatale Schweigen der Bevölkerung machte 

es überhaupt erst möglich, dass die radikalisierten Randgruppen 

bald nicht nur das öffentliche politische Klima, sondern auch das 

staatliche Handeln bestimmten.24 

Völkischer Radikalismus 

Bereits in den ersten Stellungnahmen nach seiner Haftentlassung 

aus Landsberg am Ende des Jahres 1924 wies Hitler darauf hin, dass 

er im ehemals roten Sachsen und Thüringen schon mehr Anhänger 

habe als im nationalen Bayern. Ende des Jahres 1925 gab es in den 

Dörfern und Städten Mitteldeutschlands ebenso viele gut organi-

sierte und auf ihren Führer eingeschworene nationalsozialistische 

Ortsgruppen wie in Nord- und Westdeutschland. Wo die Gründe für 

diesen Umschwung im einst «roten Thüringen» lagen, blieb unklar. 

Vielleicht war der Reflex auf das Interregnum der Linksregierung 

von 1921 bis 1923 so stark, dass die Ressentiments der bürgerli-

chen Wähler nach rechts ausschlugen. Möglicherweise kam Hitlers 

Idylle von staatlicher Volksgemeinschaft dieser industriell sehr zu-

rückgebliebenen Region entgegen, in der man die Errungenschaf-

ten der industriellen Revolution ohnehin höchst misstrauisch be-

trachtete. Hitlers spätere Aktivitäten in Weimar und vor allem seine 

bahnbrechende Rede im Deutschen Nationaltheater am 4. Juli 1926 

machten deutlich, dass der NS-Führer Thüringen sehr entschlossen 

«zu einer Hochburg des Nationalsozialismus» ausbauen wollte. Die 

Voraussetzungen dafür waren günstig. 

Bereits die thüringischen Landtagswahlen vom 10. Februar 

1924 liessen einen Aufwärtstrend erkennen, als der rechtsradikale 

«Völkische Block» mit sieben Mandaten auf Anhieb den Sprung in 

den Landtag schaffte und sogar eine politische Schlüsselposition 

bei der nötigen Tolerierung der Minderheitsregierung eroberte. 
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Noch sensationeller erschien der Erfolg bei den bayerischen Land-

tagswahlen am 6. April 1924, als die unter dem Namen «Völkischer 

Block» auftretenden Gruppen der radikalen Rechten mit 17,8% und 

23 Mandaten zur drittstärksten Fraktion wurden. Schliesslich ge-

wannen die Völkischen und die Nationalsozialisten gemeinsam bei 

den Reichstagswahlen am 4. Mai 1924 32 Mandate. Der Erfolg die-

ser Mai-Wahlen bestand besonders darin, dass die Nationalsoziali-

sten in zehn Wahlkreisen einen ausserordentlichen Zuwachs mit 

über einer Million Stimmen erzielten, wobei das Land Thüringen 

nach Oberbayern-Schwaben und Franken an dritter Stelle ran-

gierte. So bekam die Hitler-Bewegung Abgeordnete, die mit allen 

Vorzügen eines Parlamentariers ausgestattet waren und über eine 

Freifahrkarte auf allen deutschen Eisenbahnen, über Immunität 

und Diäten verfügten. Ein besseres Rückgrat für den Aufbau einer 

starken Parteiorganisation war nicht denkbar. Schon damals froh-

lockte Hitler: «Uns ist die Freifahrkarte der Abgeordneten die 

Hauptsache. Sie bietet uns die Möglichkeit, Agitatoren herumzu-

schicken, dient also ebenso wie die Däten ausschliesslich der Par-

tei.» 

Die Gewinne der Mai-Wahlen 1924 waren mehr als ein Ach-

tungserfolg; die Wahlkämpfe waren oft gegen überall im Reich be-

stehende Rede- und Versammlungsverbote sowie ohne einen noch 

in Landsberg einsitzenden Parteiführer bestritten worden. Der Er-

folg dieser Wahl hatte besonders in einem Stimmungsumschwung 

für die radikale Rechte gelegen, der schon bei den Reichstagswah-

len im Dezember 1928 zurückgehen sollte, weil die Nationalsoziali-

sten bei dieser Wahl erheblich verloren. Deshalb war es im Frühjahr 

1924 für die Nazis sehr hilfreich, als sich die im «Thüringer Ord-

nungsbund» vertretenen Parteien unter dem Druck Dinters zu ei-

ner Aufhebung des Parteienverbots für die NSDAP entschlossen – 

eine Weichenstellung, die den späteren Aufstieg Hitlers in Thürin-

gen begünstigt hat. Dinter wurde dafür mit der Ernennung zum 

Führer aller thüringischen NS-Verbände belohnt. 
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Fast alle Landesregierungen hatten in den Jahren 1922 und 1923 

von der Ermächtigung durch das Erste Republikschutzgesetz Ge-

brauch gemacht, die NSDAP und die Völkische Freiheitspartei zu 

verbieten. In Thüringen hatte die SPD-geführte Regierung nach 

dem Rathenau-Mord im Jahre 1922 alle Aktivitäten der NSDAP un-

tersagt. Noch im November 1923 hatte der bayerische General-

staatskommissar von Kahr sowohl die NSDAP als auch die KPD für 

das gesamte bayerische Staatsgebiet verbieten lassen. Es war ein 

enormer Prestigegewinn für Hitler und seine überwiegend im Un-

tergrund agierenden Mitstreiter, dass mit der frühen Aufhebung 

des Verbots in Thüringen eine Möglichkeit zur politischen Agita-

tion zurückerobert wurde. An Warnungen hat es nicht gefehlt. So 

konstatierte der SPD-Landtagsabgeordnete Frölich am 10. Juli 

1924 mit Besorgnis: «Thüringen ist anstelle von Bayern Auf-

marschgebiet für antirepublikanische und zum Krieg hetzende Or-

ganisationen geworden. Was sich 1922 und 1923 in Bayern offen 

gegen die Republik zugetragen hat... und am 8. November 1923 

zum Putsch führte, spielt sich heute unter Duldung und Begünsti-

gung der Thüringer Regierung in Thüringen ab.»25 

Weil es stets gegen die «rote Mehrheit» in Thüringen ging, 

träumten viele Nationale, Konservative und bürgerliche Demokra-

ten von einer «nationalen Front» unter Einschluss der Radikalen, 

die nur als lästiges Übel betrachtet wurden. Besonders im diffusen 

völkischen Umfeld der mitteldeutschen Region durfte Hitler Sym-

pathisanten vermuten, die sich auch durch einen rabiat und hem-

mungslos propagierten Antisemitismus der Nazis nicht würden ab-

schrecken lassen. Schon im Jahre 1918 hatte Thüringen die meisten 

Neugründungen patriotisch-vaterländischer Art zu verzeichnen. In 

allen agrarisch strukturierten Landkreisen um Weimar, Weissen-

see, Hildburghausen, Meiningen, Schleiz, Gotha und Erfurt lagen zu 

Beginn der Republik die Hochburgen der Deutschnationalen, die 

wenig später zu Bastionen der Nationalsozialisten ausgebaut wur-

den. 1927 gewann die NSDAP in den Landkreisen Hildburghausen  
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und Schleiz über 10 Prozent der Stimmen. Bereits im Mai des Jahres 

1928 war die Nazi-Bewegung derart im Vormarsch, dass sie beson-

ders bei Kommunalwahlen überraschende Erfolge erzielte. Selbst 

ihre politischen Gegner attestierten ihr, dass die NSDAP das ge-

samte Reich «systematisch durchorganisiert» habe. Nicht nur in 

den Gross- und Mittelstädten, sondern auch in Dörfern und städti-

schen Randzonen gab es Ortsvereine der NSDAP. Im Entschei-

dungsjahr 1930 konstatierte der Journalist und SPD-Reichstagsab-

geordnete Carl Mierendorff: «Jedenfalls muss festgestellt werden, 

dass die Nationalsozialisten im Gegensatz zum Mai 1924 heute 

straff organisiert sind und auf eine starke Parteimaschine gestützt 

in den Städten sowohl als auch auf dem flachen Lande in den näch-

sten Wahlkampf hineingehen werden.»26 

Überall dort, wo es ein zahlenmässig starkes Bürgertum in den 

meist wenig industrialisierten Regionen gab, reüssierten die Natio-

nalsozialisten und wurden zur favorisierten Partei. In den kleinen 

Städten Meiningen und Hildburghausen votierten 1933 über 60% 

für Hitler, während in Schleiz 53%, in Gotha und Weimar knapp 

50% aller Wähler dem NS-Führer zugejubelt haben. Die Dichter-

stadt wurde im Jahre 1924 zum bevorzugten Tagungsort völkischer 

Gruppen, weil bereits die meisten das mythische Weimar längst als 

Ort ausgemacht hatten, an dem ihnen besonders viel Sympathie für 

ihre nationale Erhebung entgegenschlug. Im Jahr 1929 gewann Hit-

lers Partei bei den vorgezogenen Landtagswahlen über 90‘000 

Stimmen, zog mit 11,3% in den Thüringer Landtag ein und wurde 

zur drittstärksten Partei. Vor allen anderen Regionen war das Land 

in der Mitte Deutschlands, symbolisch auf halbem Wege zwischen 

Berlin und München, zwischen Preussen und Bayern gelegen, zu ei-

ner sicheren «Zelle des nationalen Freiheits- und Widerstandswil-

lens» geworden, wie Hitlers Anhänger schon damals frohlockten. 

Bei dieser Eroberung hat der antisemitische Radikalismus Din-

ters und seiner Gefolgsleute eine entscheidende Rolle gespielt. Be-

sonders Dinters polemische Anzeigen mit ihren Hakenkreuzen, die 
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von ihm angezettelte Kampagne über eine öffentliche Ausgrenzung 

von Juden, die Debatten über das «jüdisch-internationale Kapital» 

sowie gezielte Verleumdungen gegenüber Einzelpersonen gehör-

ten zum Arsenal dieser effektvollen Strategie. Zur Unterstützung 

seiner Weimarer Parteifreunde schickte Hitler 1925 seinen persön-

lichen Beauftragten Otto May, der in zahllosen Versammlungen 

über einen angeblich durch Juden verlorenen Weltkrieg sowie im-

mer wieder über die «verhängnisvolle Rolle der Juden in Deutsch-

land» referierte. Schon bei den Wahlen zur ersten deutschen Natio-

nalversammlung war die Deutsche Demokratische Partei als eine 

Partei des Judentums denunziert worden. Aber nicht nur die völki-

schen Nationalsozialisten kämpften gegen die «Judenrepublik», 

auch der Präsident des Evangelischen Landeskirchentages und 

weithin populäre Reichstagsabgeordnete der Deutschnationalen 

Volkspartei, der lokale Rittergutsbesitzer von Eichel-Streiber, pole-

misierte öffentlich gegen eine «Vorherrschaft der Juden», und den 

«zersetzenden undeutschen Geist».27 Die Auftritte des protestanti-

schen Würdenträgers zeigten nur zu deutlich die antisemitische 

Einstellung auch bei vielen evangelischen Christen, die schon da-

mals darauf hofften, die Eliminierung der Juden aus der Gesell-

schaft würde endlich zur deutschen Erhebung führen. 

Und der weit rechts angesiedelte «Jungdeutsche Orden» veran-

staltete schon 1924 in Apolda Seminare, in denen über das Stereo-

typ eines «Rassejuden» hergezogen wurde. In thüringischen Lokal-

zeitungen konnte man häufig Artikel lesen, in denen Karl Marx als 

«Vollblutjude» abqualifiziert wurde und Vertreter vaterländischer 

Verbände über eine «jüdisch-marxistische Hölle» schwadronier-

ten. Der eifernde Dinter malte vor seinen Zuhörern einen «jüdisch-

marxistischen Weltbetrug» an die Wand und erregte sich über 

«ausländische Judenweiber». Und doch fand dieser fanatische NS-

DAP-Gauleiter schon damals gleichgesinnte Regisseure, Schauspie-

ler und Theaterintendanten, die sein Stück «Blutsünde» auf thürin- 
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gischen Lokalbühnen zur Aufführung brachten. Diese fast hem-

mungslose antisemitische Agitation zeigte Wirkung und blieb nicht 

nur auf die Säle und Versammlungslokale beschränkt. 

Am «Tag der völkischen Kultur» im August 1924, für den sich der 

rechtsradikale «Stahlhelm» sogar in öffentlichen Anzeigen bei sei-

nen Anhängern bedankte, kam es zu Ausschreitungen, bei denen 

SA-Kolonnen vor dem Haus der Thüringischen Staatsbank grölten: 

«Wir brauchen keine Judenrepublik!» Auf offener Strasse intonierte 

man Sprechchöre mit dem Text: «Haut sie raus die Judenbande!» 

und «Wir versaufen unseren Ebert seinen Zylinder!» Das waren un-

übersehbare Anfänge einer rechtsradikalen Alltagskultur, die in 

den folgenden Jahren immer mehr Lebensbereiche erobern sollte. 

Bei seinem Abschied aus Weimar hatte 1924 der Reichstagsabge-

ordnete der NSDAP Fahrenholz in das Tagebuch des Hotels «Für-

stenhof» die Sätze hinterlassen: «Hier schrieben sich ein, die No-

vemberverbrecher. Doch kommt der Tag nach Not, Schande und 

Qual – da baumeln sie alle am Laternenpfahl. Dann, Deutschland, 

kannst Du erst wieder gesunden, wenn Ebert, Severing und die an-

deren den Tod am Galgen gefunden.» Der Parteigenosse und völki-

sche Abgeordnete Wilhelm Brückner hatte an gleicher Stelle die Pa-

role geschrieben: «Der Revolutionsfetzen muss herunter und an 

dessen Stelle müssen die Verbrecher und Kanaillen vom November 

1918 baumeln.» Ein anonymer Sympathisant und Hotelgast setzte 

hinzu: «Marx, Ebert, Scheidemann – kommen zuerst dann dran.» 

Und Hitler übertrug diese obszönen Anwürfe noch und rief im Ok-

tober 1925 bei einem Tag der NDSAP in Weimar aus: «Jüdische 

Hände schaffen nur Mist und Jauche.»28 

Die Ziele dieser antisemitischen Agitation waren im Nazi-Pro-

gramm vom 24. Februar 1920 festgehalten worden, das die «Juden-

frage» schon behandelt hatte. Danach konnte Staatsbürger nur sein, 

wer Volksgenosse war. Volksgenosse konnte nur sein, wer «deut-

schen Blutes» war. Kein Jude konnte Volksgenosse sein, sondern ge-

noss höchstens Gastrecht in Deutschland. 
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Auch das Privileg, über die Führung und Gesetzgebung des Staates 

zu bestimmen, wurde nur deutschen Staatsbürgern zugestanden. 

Jede Einwanderung von nichtdeutschen Bürgern war zu verhin-

dern. Eine besondere Bestimmung des Programms verlangte schon 

damals, die Kontrolle der deutschen Presse in deutsche Hände zu 

legen. Damit durfte allen bekannt sein, was die nationalsozialisti-

schen Rassenideologen propagierten. Aber woran lag es, dass diese 

Ideologie ausgerechnet in Thüringen auf fruchtbaren Boden fiel? 

Hitlers Helfer: Adolf Bartels 

Ein deutsch-völkisches Sektierertum blühte nicht nur in den wirt-

schaftlich benachteiligten Gebieten Thüringens. Auch in der Kultur-

stadt Weimar bestimmten Schlagworte wie «Deutschtum», «Rein-

heit», «Heimat» und «Volk» immer mehr den öffentlichen Diskurs, 

in dem Adolf Bartels die Meinungsführerschaft übernahm. Der viel-

gelesene Autor, der 1905 vom damaligen Grossherzog des Landes 

Sachsen-Weimar-Eisenach den Professorentitel erhalten hatte, 

liess sich als der einzige und wahrePracceptor Germaniae feiern. 

Schon als Student wollte Adolf Bartels erkannt haben, dass alle 

Wurzeln der zeitgenössischen Übel beim Judentum und besonders 

im Umkreis jener Geistesgrössen gesucht werden mussten, die arg-

los mit den Juden sympathisierten. Der Sohn eines Schlossermei-

sters aus Wesselburen machte sich früh daran, in einer Fülle von 

Aufsätzen Literatur und Kunst nach «jüdischen» und «nichtjüdi-

schen» Urhebern zu klassifizieren. Sein Agitationsfeld war die Lite-

raturgeschichte, sein einschlägiges Buch dazu erzielte zehn Aufla-

gen. Seinen fragwürdigen Ansatz, die Literatur unter rassischen Ge-

sichtspunkten zu interpretieren, hatte er unter dem Einfluss der 

breiten antisemitischen Konjunkturwelle im Kaiserreich entwik-

kelt. «Sei es im wissenschaftlichen, polemischen oder dichterischen  
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Werk», so rühmte sein Verleger, «immer fühlt sich Bartels für die 

Wahrung und Reinerhaltung der im deutschen Wesen und in deut-

scher Dichtung schlummernden rassischen Kräfte verantwort-

lich.»29 

Die Manie dieses Rechtsintellektuellen ging so weit, dass er bei 

der Jagd nach jüdischen und kryptojüdischen Autoren Heinrich und 

Thomas Mann sowie Hermann Hesse auf seine Liste setzte; mit der 

Analyse von Familienstammbäumen und dem Vergleich von Fotos, 

Namen oder körperlichen Eigenschaften suchte Bartels derart eif-

rig nach semitischen Spuren, dass man ihn auch bald «Judenrie-

cher» nannte. Aber Bartels kümmerte sich nicht um seine Kritiker, 

zu denen Kurt Tucholsky, Johannes R. Becher und viele Vertreter 

der Linksintellektuellen zählten. 

«Wer in unserer Zeit nicht Antisemit ist, der ist auch kein guter 

Deutscher», verkündete er im Jahre 1913 bei einem Vortrag über 

den «deutschen Verfall» in Berlin. Schon zu dieser Zeit war Bartels 

einer der bekanntesten Antisemiten im Deutschen Reich. Zufrieden 

konstatierte er, dass kein anderer deutscher Autor so beschimpft 

und verleumdet werde wie er. Für die linke und liberale Presse war 

dieser Heimatdichter aus Weimar ein «Bierbankliterat», ein «Ju-

denhetzer» und «Teutomane», den man verspotten, aber nicht 

ernst nehmen musste. «Herr Adolf Bartels in Weimar ist ein Arier 

von waschechter Reinheit», reimte Oskar Blumenthal im Berliner 

Börsenblatt. «Herr Adolf Bartels wünscht inniglich ein Pogrom un-

ter den Dichtern, ein kritischer Deichgraf stellt er sich, getrost den 

zürnenden Richtern.» Aber unterschätzte man diesen anmassen-

den Fanatiker nicht auch sträflich? 

Schon im Jahre 1908 hatte Bartels umstrittene Berühmtheit er-

langt, als er gegen den Bau eines geplanten Heine-Denkmals agi-

tierte, das zum fünfzigsten Todestag des Dichters errichtet werden 

sollte. Hinter der Idee standen Alfred Kerr, Max Klinger, Ernst Haek-

kel, Gerhart Hauptmann, Richard Dehmel, Max Liebermann, Oskar 

Brie, Hugo von Hofmannsthal und Engelbert Humperdinck, die von 

ihrem völkisch-nationalistischen Weimarer Gegenspieler sogleich 

als «Davidsbündler» verketzert wurden; denn von den neuen Un- 
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terzeichnern seien vier Juden, Haeckel sei als Gatte einer jüdischen 

Frau «international festgelegt», so dass nur Klinger, Hauptmann 

und Humperdinck als Künstler «nationaler Prägung» akzeptiert 

werden könnten. 

Bartels wollte den nationalen Widerstand mobilisieren, weil er 

im Bau des geplanten Denkmals eine «Überrumpelung des deut-

schen Volkes» sah, dessen Seele von Heine verwüstet worden sei. 

«Der klassische Kosmopolitismus ging nie soweit, dass Deutsche 

mit Juden Bruderküsse ausgetauscht hätten», warnte er und diffa-

mierte Heine als «spöttelnden Judenjüngling», kalt wie eine Hunde-

schnauze, der kein Denkmal verdiene. «Sein Hass gegen Deutsch-

land, seine perverse Frivolität, sein grenzenloser Zynismus, die 

Heuchelei, als sei man zum Dichter des deutschen Volkes berufen 

...» Dies alles genüge, um die Würdigung Heines als «Verletzung un-

serer nationalen Ehre» zu betrachten. «A la guerre», rüttelte er 

seine Sympathisanten auf, die in den Redaktionen der konservati-

ven Presse den Ruf aus Weimar aufnahmen und weiterpropagier-

ten. Gewiss, durch die liberale deutsche Presse ging auch ein Schrei 

der Empörung, nachdem die Pamphlete des antisemitischen Litera-

turhistorikers aus Weimar erschienen waren. Aber Bartels Sätze, 

wonach der deutschen Literatur auch grosse Gefahr drohe, weil es 

dem Judentum leider durch die Macht der öffentlichen Meinung ge-

lungen sei, «den Antisemitismus als etwas Verwerfliches hinzustel-

len», blieben im Gedächtnis. Weil nach Meinung dieses Judenhas-

sers das «tapferste deutsche Männerherz» Angst davor hatte, sich 

zum Antisemitismus zu bekennen, ging Bartels als radikaler Vor-

kämpfer voran: «Nun, ich bin Antisemit, bin sogar stolz darauf, es 

zu sein, aber leichtsinnig bin ich es nicht geworden .. .»30 

Neben seinen hervorragenden Kontakten zu den eher bürgerli-

chen Gesellschaftskreisen pflegte dieser Literaturpapst enge Bezie-

hungen zum radikalvölkischen Lager. So wurde der umtriebige An-

tisemit zum idealen Ansprechpartner für alle, die einen Brücken-

schlag zwischen der geistigen Elite und den Extremisten suchten. 
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Es passte ins Bild, dass Hitler diesem streitbaren Judenhasser 

schon 1925 bei seinem ersten Weimar-Besuch die Aufwartung 

machte. Bartels hatte beste Kontakte zum literarisch-kulturellen 

Bürgertum der Stadt, deren exponierteste Vertreter er in seiner Ab-

handlung über «Weimar und die deutsche Kunst»31 geehrt hatte. 

Die eher bodenständig und nationalen Dichter und Intellektuellen 

Paul Quensel, Emil Herfurth, Ernst Wachler, Paul Ernst und Johan-

nes Schlaf gehörten zu der lokalen Ahnengalerie ebenso wie Elisa-

beth Förster-Nietzsche und Friedrich Lienhard. 

Aber dieser wahrhaft umtriebige antisemitische Konservative 

war nicht nur in den intellektuellen Kreisen seiner Heimatstadt zu 

Hause. Er blies überall dort zur Aktion, wo «Heimat, Stammestum, 

Volkstum und Rasse» in Gefahr schienen. 1919 veröffentlichte er 

Richtlinien für eine «Deutschvölkische Partei» und gründete den 

«Schiller-Bund», der Weimar für viele Jahre zum geschätzten Fest-

spielort für die deutsche Jugend machte. Nicht ohne Eitelkeit rief er 

einen Bartels-Bund ins Leben, der zur Kaderschmiede für den anti-

semitischen Nachwuchs wurde; bald rühmten völkische National-

sozialisten den Professor aus Weimar als die «stärkste Kraft der 

deutschen Literaturgeschichte», und es war klar, dass man ihn als 

intellektuelle Leitfigur akzeptierte. Seit 1908 hatte Bartels dem 

«Deutschbund» angehört, der ab 1912 in den Dienst eines militan-

ten Rassengedankens gestellt worden war. Diese später mit der 

NSDAP verflochtene Organisation forderte von jedem einzelnen 

Mitglied besonderen «Eifer in aller gesetzlichen Abwehr der Ju-

den». Auch beim Deutsch-Völkischen Schriftstellerverband tönte es 

nicht anders, dessen rassistische Satzung Bartels verfasst hatte. 

Lange vor dem Aufkommen der Nationalsozialisten hatte Bartels 

schon versucht, alle völkischen Kräfte zu «Deutschen Tagen» zu-

sammenzurufen, die später von der SA zu provozierenden Demon-

strationen genutzt wurden. 

Im Vorstand des Bartels-Bundes sassen mit den Nationalsoziali-

sten Ernst Graf von Reventlow und Hans Severus Ziegler zwei völki- 
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sche Vorkämpfer, die den Nationalsozialisten Dinter und Sauckel 

schon ab 1924 beim Aufbau der Nazi-Partei in Thüringen unter die 

Arme griffen. Prominente Verkünder des völkischen Deutschtums 

wie Friedrich Andersen und Paul Langhans gehörten zu diesem 

Weimarer Kreis ebenso wie der spätere Reichsdramaturg Rainer 

Schlösser und Baldur von Schirach, der in Weimar die Hitlerjugend 

gründen sollte. Es ist Adolf Bartels gewesen, der einen aggressiven 

Antisemitismus in der Weimarer Gesellschaft hoffähig machte; 

viele seiner Schüler waren später überzeugte Mitglieder der 

NSDAP. 

Als Bartels im Juli 1924 vor den lokalen Nazi-Grössen Graf von 

Görtz, Pölkow und Wagemann über «deutsch-völkische Arbeit» re-

ferierte, forderte er, lange vor den kulturellen Säuberungen unter 

dem späteren NSDAP-Innen- und Volksbildungsminister Wilhelm 

Frick, dazu auf, das Deutschtum zur Grundlage der gesamten Erzie-

hung zu machen. Allen voran das Theater und der Film müssten von 

allen fremden Elementen gesäubert werden; statt dessen hätten 

«völkische Unterhaltungsabende» die Vielfalt deutscher Stammes-

kulturen zu präsentieren. Stürmischer Beifall und nicht enden wol-

lende «Heil»-Rufe dankten für diesen Vortrag. Offizielles Mitglied 

der NSDAP ist Bartels freilich nie geworden.32 

Ein Jahr später begrüsste Hitler den völkischen Vordenker bei 

seinem ersten Weimarer Auftritt als Ehrengast und bat darum, Bar-

tels in dessen Haus in der Lisztstrasse 23 besuchen zu dürfen. Es 

kam dann auch zu der symbolträchtigen Begegnung, bei der sich die 

«junge völkische Nachkriegsgeneration» und ein «einsames geisti-

ges Kämpfertum» gegenüberstanden, wie Hans Severus Ziegler im 

Rückblick auf das denkwürdige Weimarer Treffen notierte. Geist 

und Politik schlossen einen verhängnisvollen Pakt. Bartels schmei-

chelte seinem Gast, er hielte dessen Buch «Mein Kampf» für die be-

ste politische Veröffentlichung seit Bismarcks «Gedanken und Er-

innerungen». An seinem 75. Geburtstag im Jahre 1937 erhielt der 

zum Ehrenbürger Weimars geadelte Bartels die höchste Auszeich- 
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nung, die Hitlers Führerstaat zu vergeben hatte. Der geistige Vor-

kämpfer bekam den «Adlerschild des Deutschen Reiches» verlie-

hen, der als Kulturorden noch über der begehrten Goethe-Medaille 

rangierte. Die Thüringische Landeszeitung Deutschland rühmte, 

dass Weimar durch Bartels schon früh den Ehrentitel «einer antise-

mitischen Hochburg» erhielt. 

Als Bartels im Jahre 1942 achtzig wurde, erhielt er die goldene 

Ehrennadel der NSDAP. Ein gelehriger Schüler von Bartels hatte die 

Visionen seines Meisters in holperigen Gedichten vorweggenom-

men. «Am Schreibtisch sitzen wir und an Maschinen», reimte Bal-

dur von Schirach, «sind Hunderttausend und nur eine Seele. Wir 

sind die Ketzer und die tiefen Frommen. Das Heut’, das Gestern und 

das grosse Kommen.»33 

Der Schatten von Buchenwald 

Wer wie Adolf Bartels, Hans Severus Ziegler, Baldur von Schirach, 

der Schriftsteller Hans Malberg oder der in damaligen Fachkreisen 

bereits renommierte Goethe-Philologe Max Hecker unermüdlich 

für eine deutsche Kunst gekämpft hatte, die frei von sogenannten 

Perversitäten und Abnormitäten sein sollte, der sah sich im Jahre 

1933 am Ziel aller Wünsche. Wie in anderen deutschen Städten kam 

es auch in Weimar zur Bildung einer NS-Kulturgemeinde, die sich 

aus dem «Kampfbund für deutsche Kultur» und dem «Reichsver-

band Deutsche Bühne» zusammensetzte. 

In Weimar war die Mitgliederliste der neuen Vereinigung unge-

wöhnlich lang. Allein der Ortsverband der von Reichsleiter Alfred 

Rosenberg kontrollierten NS-Kulturgemeinde zählte 2‘951 Mitglie-

der. Alles, was im offiziellen Kulturleben der Stadt Rang und Namen 

hatte, war zu den neuen Mächten übergelaufen: die stadtbekannten 

Weimarer Finanzräte Krehan, Ulitzsch und Kohlschmid, der Ge-

schäftsführer der Weimarer Commerzbank Hörning, der Oberhof-

meister und Generalmajor von Beaulieu, Landgerichtsrat Beyer  
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und Zahnarzt Otto, der Besitzer des Hotels «Eléphant», Leutert, 

Oberstleutnant von Ziegler und Professor Quensel, die Generäle 

von Wurmb und Gressmann, Apothekenbesitzer Hoffmann und 

Bankdirektor Otto Schulze, Baronin von Buddenbrook und viele an-

dere, die meist aus bürgerlichen Schichten und Berufen kamen und 

als Amts- und Landrichter, als Landgerichtsräte, Studienräte oder 

Rechtsanwälte seit Jahrzehnten schon zum gehobenen Bürgertum 

der Stadt zählten. Nun waren die Hitler-Anhänger sogar offiziell 

auch noch Parteigenossen geworden.34 

Diese bürgerliche, deutschnationale und eher konservative Kul-

turelite schloss sich offenbar ohne Zögern den Nationalsozialisten 

an, die früh in der Stadt geduldet worden waren. Jetzt wollte man 

in der ersten Reihe sitzen, als Hitler im Nationaltheater die Feier-

lichkeiten zu Friedrich Schillers 175. Geburtstag eröffnete. Ein 

denkwürdiges Foto vom November 1934 zeigt Hitler im Frack in 

der überfüllten Staatsloge des Weimarer Nationaltheaters, neben 

ihm Joseph Goebbels und Fritz Sauckel, der 1933 Reichsstatthalter 

von Thüringen geworden war, dahinter die zu den Nationalsoziali-

sten über gelaufenen Schriftsteller und Goethe-Forscher Hans Mal-

berg und Max Hecker. 

War Hitlers Erfolg in Weimar erst durch die Hilfe dieser Kultu-

relite zustande gekommen? Schon im Mai 1921 hatten deutsch-völ-

kische Vereine unter der Leitung des Weimarer Pfarrers Ernst Al-

berti eine öffentliche Kampagne angezettelt, um das Stück «Reigen» 

vom «Juden Schnitzler» vom Spielplan des Nationaltheaters abset-

zen zu lassen. Es waren Bartels und sein gelehrigster Schüler, der 

frühe Hitler-Verehrer und spätere stellvertretende Gauleiter Hans 

Severus Ziegler, die immer wieder gegen die Juden agitiert und da-

für plädiert hatten, bei der gesetzlichen Abwehr des Judentums be-

sondere Wachsamkeit an den Tag zu legen. Die lärmenden Auftritte 

Ludendorffs, der NS-Parteitag Hitlers im Jahre 1926 mit seinen wü-

sten Ausschreitungen, die Gründung der SA sowie Arthur Dinters 

Ausfälle gipfelten in der Forderung nach einer «sauberen und ge- 
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sunden Kultur», die jetzt, mit dem Ende der verhassten Republik, 

endlich erfüllt schien. Hatten nicht zahlreiche Mitglieder dieser NS-

Kulturgilde mit der Weimarer NSDAP-Ortsgruppe unter einer De-

cke gesteckt, die im Mai 1926 gegen die Aufführung des «Schand-

stücks» von Carl Zuckmayer, «Der fröhliche Weinberg», protestier-

te? Man durfte sicher sein, dass die vom späteren NS-Minister Wil-

helm Frick eingeleitete Schul- und Kulturpolitik sowie die radikalen 

Säuberungsaktionen seines engsten Kulturberaters Professor Paul 

Schultze-Naumburg in diesen Kreisen Beifall fanden. Hatte man 

nicht immer für ein deutsches und gegen ein volksfremdes 

Künstler- und Literatentum agitiert? Was Adolf Bartels schon vor 

Gründung der Republik verlangt hatte, war jetzt Gesetz geworden. 

Nur «deutsche Volksgenossen» mit arischer Abstammung durften 

Mitglieder der neuen NS-Kulturgemeinde sein. 

Gewiss hatte es auch vorsichtige Distanzierungen gegenüber 

dem Antisemitismus eines Adolf Bartels gegeben, die allerdings 

höchst widersprüchlich waren. Die Nietzsche-Schwester Elisabeth 

Förster-Nietzsche hatte Hitler und die Nationalsozialisten im enge-

ren Kreise immer wieder wegen deren Judenfeindlichkeit kritisiert. 

Aber das hielt die opportunistische Leiterin des Nietzsche-Archivs 

nicht davon ab, engste Kontakte zum NS-Innen- und Volksbildungs-

minister Frick zu pflegen, sich auf die Seite der Nazis zu schlagen 

und Hitler schon im Jahre 1932 demonstrativ in der Loge des Wei-

marer Nationaltheaters zu empfangen. Bald darauf begrüsste diese 

anpassungsfreudige Kulturmanagerin den neuen Reichskanzler so-

gar an der Schwelle ihres Nietzsche-Hauses in Weimar. Auch der 

Dichter Johannes Schlaf hatte die Anfeindungen gegen die Juden zu-

nächst abgelehnt und solche Ressentiments als Ausdruck allgemei-

ner deutscher Minderwertigkeitskomplexe interpretiert. Er verur-

teilte derartige Verfolgungen sogar und meinte, die Deutschen wür-

den nur allzugerne andere zu Sündenböcken für eigene Schwächen 

erklären. Aber nach Hitlers Machtübernahme und dem offiziellen 

Beginn antisemitischer Ausgrenzungs- und Vernichtungspolitik   
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gab es auch für diesen, bis dahin skrupulösen Weimarer Heimat-

dichter keine Hemmungen mehr. «Aber es ist trotzdem ganz gut, 

dass gewisse Grössen der letzten Jahrzehnte so resolut und wirk-

sam beiseite geschoben sind, vor allem das Literatur- und Kunstju-

dentum, die Wurzel allen geistigen Niedergangs und seiner talent-

vollen Verderbtheit.» Noch im Jahre 1935 hatte Schlaf ratlos ge-

fragt: «Was soll man mit den Juden nur anfangen?» Zwei Jahre spä-

ter gab ihm der befreundete Fritz Fink, Thüringer Landesleiter der 

Reichsschrifttumskammer, zur Antwort: «Wir lehnen auf dem Ge-

biete des deutschen Schrifttums jegliche Mitarbeit Rassefremder 

bis auf die kleinste Zeile restlos, bedingungslos, grundsätzlich und 

unerbittlich ab.»35 

Noch Jahrzehnte später sollten diese selbsternannten Kulturträ-

ger alle Hinweise auf Judenpogrome als üble Hetze, die Verwüstung 

jüdischer Geschäfte als legitime Notwehrreaktion und die Juden-

vernichtung als Phantasiegebilde ausländischer Drahtzieher hin-

stellen. Vor 1933 hatte aber auch Elisabeth Förster-Nietzsche in 

privaten Zeugnissen zugegeben, dass «Juda» allzuviel Einfluss auf 

das deutsche Geistesleben gewonnen habe. 

In Zieglers salbungsvollem Rechtfertigungsbuch für Hitler, das 

1964 im Göttinger Schütz-Verlag erschien, werden Buchenwald 

und der Holocaust als Beweise einer angeblich ferngesteuerten und 

zutiefst deutschfeindlichen Kampagne erwähnt. Aber nicht nur Hit-

lers rechter Mann, sondern auch zahlreiche Repräsentanten des 

konservativen Bürgertums verleugneten nach 1945 einen Juden-

hass, den man offen oder geheim gepflegt hatte. Die Ausgrenzung 

von allem, was einem «germanischen Volkskörper und Rassekern» 

fremd war – Juden, Polen, Slawen, Geisteskranke, Zigeuner, «un-

heilbare Kranke», «Asoziale», «nutzlose Elemente» –, dieser fast pa-

thologische Hass fand in Weimar breite Resonanz. Keine Tafel der 

Stadt erinnert daran, dass man sich im Namen des hochgelobten 

Weimarer Geistes schon vor 1933 solchen brutalen und inhumanen 

Verfolgungen widersetzte. Niemand aus der massenhaft angewach- 
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senen und offenbar auf politische Vorteile hoffenden lokalen NS-

Kulturgemeinde brauchte zu antisemitischen Äusserungen ge-

zwungen werden. Die Weimarer Galerie prominenter Namen zeigt, 

wie sehr der ganz gewöhnliche Antisemitismus in dieser Stadt 

lange vor Hitlers Machtübernahme verbreitet war. Für den fast no-

torischen Judenhasser Adolf Bartels sind erst die antisemitischen 

Überzeugungen Hitlers das Movens für eine politische Zusammen-

arbeit geworden. Auch die meisten seiner Schüler, von Baldur von 

Schirach über Fritz Fink bis zu Hans Severus Ziegler, haben wohl 

ähnlich gedacht. Allen voran Bartels hatte schon lange vor Hitlers 

Machtantritt die böse Losung ausgegeben: «Der Kampf ist notwen-

dig und wenn man einmal auf dem Schlachtfeld ist, dann läuft man 

nicht mehr davon, dann muss man bis zum Umsinken kämpfen.»36 



Hitler in Weimar 
Ein besonderes Verhältnis und seine Folgen 



Von Wien über Bayreuth in die Goethe-Stadt 

Der Hass Adolf Hitlers auf die Grossstadt Wien war auch dreissig 

Jahre nachdem er die Stadt verlassen hatte und in die Habsburger 

Metropole zurückkehrte, noch so gross, dass ihm als Führer und 

Reichskanzler der Satz entfahren sein soll: «Nach Wien gebe ich kei-

nen Pfennig, und auch das Reich wird nichts dorthin geben.» Damit 

wollte er nachträglich eine Stadt bestrafen, in der er eine der 

schlimmsten Zeiten seines Lebens verbracht hatte. 

In seinem Buch «Mein Kampf» hat er seinen sechsjährigen Auf-

enthalt in Wien als hart und entbehrungsreich beschrieben; aber er 

porträtierte sich auch als Kämpfernatur, die sich erfolgreich gegen 

den verhassten Grossstadtmoloch durchzusetzen wusste. An der 

Kunsthochschule wurde er auch nach zwei Anläufen nicht als Schü-

ler akzeptiert. Der unbekannte junge Mann aus Linz landete in ei-

nem Obdachlosenasyl und schlug sich als Maler von Kunstpostkar-

ten durch. Zuletzt geriet er in ein Männerheim der Wiener Wohl-

fahrtspflege, verbrachte seine Tage mit Besuchen im Parlament und 

mit einer unersättlichen Zeitungslektüre. Den wenigen Freunden 

und Bekannten ging er mit seinen ständigen Monologen auf die Ner-

ven. 

Nichts deutete zu jener Zeit auf den späteren politischen Erfolg 

eines Mannes hin, der sich im Heer der Wiener Gelegenheitsarbei-

ter und Arbeitslosen buchstäblich verlor. Der spätere Hitler, der 

Diktator, der Politiker wie der Verbrecher, war in jenen Jugendjah-

ren kaum zu erkennen. «Er gehört selbst in diesen Kreis der Un-

tüchtigen. Er lässt sich treiben und bringt kaum die Energie und Ar-

beitskraft auf, sich mit seiner Malerei auch nur notdürftig über 

Wasser zu halten, geschweige denn, sich für sein Lebensziel zu qua- 
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lifizieren, einmal Baumeister zu werden», schrieb Brigitte Hamann 

über Hitlers Zeit in Wien.1 Aber der Widerspruch zwischen Hitlers 

Bürgersehnsucht und der sozialen Wirklichkeit – so die einhellige 

Meinung aller Hitler-Biographen – sei nie wieder so krass zutage 

getreten wie in der Zeit des Wiener Asyls. Im Rückblick auf jene 

Jahre meinte Hitler: «Aber in der Phantasie lebte ich in Palästen.»2 

Schon damals schien der als eigenbrötlerischer Sonderling be-

schriebene Hitler in einem Musiker sein Idol gefunden zu haben, 

der wie er selbst zahlreiche Enttäuschungen durchgemacht hatte 

und dennoch weltberühmt wurde: Richard Wagner. Erst die fast 

grenzenlose Bewunderung für diesen Komponisten vervollstän-

digte jenes Bild, das Hitler dem bürgerlichen Ideal seiner Zeit ent-

gegensetzte. «Wie fragwürdig sein Talent sich zeigte, wieviel über-

haupt an plattester Hochstapelei, parasitärer Gewöhnlichkeit und 

Asozialität sein Männerdasein prägten. In der spätbürgerlichen Ge-

nievorstellung fand dies alles seine heimliche Rechtfertigung und in 

Wagner das unwiderlegbare Vorbild.»3 

Dass Hitler Wagner verfallen war, ja geradezu einen «spleen» für 

den deutschen Musiker entwickelt hatte – das gab er später zu. «Ich 

gestehe offen, dass mich die Persönlichkeit Richard Wagners immer 

noch stärker angesprochen hat als die Goethes», bekannte Hitler 

nach seinem ersten Besuch im Weimarer Schiller-Haus im Jahre 

1925. Richard Wagner sei nicht nur ein genialer Künstler, sondern 

auch eine starke Kämpfernatur gewesen, ja mehr noch, «ein revolu-

tionäres Genie, das den Mut hatte, an der Beseitigung von Übelstän-

den ... persönlich mitzuwirken».4 

Entscheidender für Hitlers spätere Karriere war jedoch die Be-

geisterung, die ihm während der ersten Jahre seiner «Kampfzeit» 

aus dem Festspielort Bayreuth entgegengebracht wurde. Der Auf-

stieg des Weltkriegsgefreiten über den unbedarften Bildungsoffi-

zier im Münchener Schützenregiment zum Chef der «Deutschen Ar-

beiterpartei» war in der Wagner-Stadt mit Interesse verfolgt wor-

den. Noch kannte man den radikalen Parteiführer mit der antisemi- 
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tischen Hasspathologie nicht persönlich; doch Hitlers Aufbruch in 

die Politik, die gewaltsamen Aktionen gegen die neue Republik und 

sein Münchener Putschversuch waren auf dem Bayreuther Wag-

nerhügel mit Wohlwollen verfolgt worden. Ähnlich wie in Mün-

chen, wo der politisierende Bohemien in besten Kreisen verkehrte, 

schaute man auch im noblen Bayreuth anfangs neugierig, später 

mit wachsender Sympathie auf jenen Mann, der die verhasste Wei-

marer Republik herausforderte. 

Für Hitler, der sich an Wagners Frühwerk «Rienzi» berauschte, 

war die Opernmusik des deutschen Komponisten eine einmalige 

musikalische und ästhetische Erfahrung. Hitlers Begegnung mit 

Bayreuth wurde zu einem wichtigen Markstein für die eigene Kar-

riere. 1923 begegnete er zum erstenmal dem Wagner-Clan, ein 

Treffen, mit dem ihm besonders bei einem konservativen Bildungs-

bürgertum ein Entree verschafft wurde, das den sozial deklassier-

ten und als «Anstreicher» verspotteten NS-Trommler bis dahin als 

ungebildeten Parvenü verachtet hatte. 

Seine Entlassung aus der Landsberger Festungshaft Ende des 

Jahres 1924 wurde nicht nur von seinen engsten Freunden und An-

hängern jubelnd aufgenommen. Auch die feine Münchener Gesell-

schaft freute sich ehrlich darüber, dass Hitler den Marsch vom 

9. November 1923 in einen moralischen Sieg verwandeln konnte. 

Zu den vermögenden Freunden und Gönnern seiner sogenann-

ten Kampfzeit gehörten damals viele Frauen. Zu den Damen Bruck-

mann und Bechstein in München, der Gattin des berühmten Kla-

vierbauers, gesellten sich die Innenarchitektin Troost und Winifred 

Wagner, damals die «Herrin von Bayreuth», eine gebürtige Englän-

derin und Ehefrau des Wagner-Sohnes Siegfried, die um Hitlers 

Gunst zu buhlen begannen. Winifred Wagner kämpfte «wie eine Lö-

win für Hitler», wie ihr Mann anerkennend vermerkte. Die fanati-

sche Hitler-Bewunderin reiste unter einem Vorwand sogar nach  
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München zum Hochverratsprozess gegen Hitler und die Angeklag-

ten des Novemberputschs, um ihrem Idol ganz nahe zu sein. Wäh-

rend der Dauer des Prozesses sparte das Publikum nicht mit Soli-

daritätsbekundungen für die Angeklagten. Die Huldigungen für Hit-

ler gingen sogar so weit, dass einige seiner Anhängerinnen um die 

Erlaubnis baten, in seiner Wohnung ein Bad nehmen zu dürfen.5 

Eine zweite Hitler-Bewunderin im Hause Wagner kam hinzu: 

Schon beim ersten, von Winifred Wagner eingefädelten Gespräch 

zwischen Hitler und dem englischen Rassentheoretiker Houston 

Stewart Chamberlain fungierte die Wagner-Tochter Eva als Inter-

pretin ihres sprachbehinderten Mannes und sorgte dafür, dass für 

die Zukunft wichtige Kontakte besiegelt wurden. Nach einer Partei-

veranstältung in Bayreuth hatte Hitler Ende September 1923 dem 

Haus Wahnfried in Bayreuth einen kurzen Besuch abgestattet. Tief 

bewegt besuchte er das Grab, die Bibliothek sowie die Arbeits-

räume des 1883 verstorbenen Meisters. Nach diesem Rundgang 

wurde er Houston Stewart Chamberlain vorgestellt, dessen Schrif-

ten zu den grossen Leseeindrücken Hitlers seit seiner Jugendzeit 

gehörten. Es kam zu einer Begegnung von grosser symbolischer 

Tragweite. Im Hause des allseits vergötterten Wagner trafen der 

antisemitische, fanatische Rassenideologe Chamberlain und der 

heimlich bewunderte Tatmensch Hitler aus München zusammen. 

Der gebürtige Engländer, der schwer an multipler Sklerose litt, 

hatte in seinem vom deutschen Bürgertum vielgelesenen Werk 

«Die Grundlagen des 19. Jahrhunderts» die Geschichte Europas als 

Abfolge von Rassenkämpfen interpretiert. Chamberlains kühne 

Spekulationen über die historischen Dekadenzprozesse hatten 

auch den jungen Hitler brennend interessiert. Dessen gesamte spä-

tere Lebensphilosophie, seine Skepsis gegenüber Vernunft und Hu-

manität sowie die romantische Verherrlichung von Blut und Trieb 

waren durch Chamberlains Schriften bestätigt worden. Der Hitler-

Biograph Joachim Fest sieht in Chamberlain und Richard Wagner 

das «grosse Lebensvorbild» des späteren Reichskanzlers und NS- 
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Führers, weil «Darwinismus und Antisemitismus, die Vorstellung 

von germanischer Kraft und Befreiungsbarbarei ... das Gute und das 

Böse, das Reine und Verdorbene, Herrscher und Beherrscher ... sich 

feindselig gegenüberstehen».6 

Das Treffen zwischen dem greisen Chamberlain und dem damals 

vierunddreissigjährigen Parteiführer kam einem «nationalen Rit-

terschlag» gleich. Fortan glaubte das reaktionäre Wagner-Milieu in 

Bayreuth, von antisemitischem Hass gegen die Republik und ihre 

«jüdischen Novemberverbrecher» beseelt, in Adolf Hitler seinen 

neuen Messias gefunden zu haben. Der nahezu gelähmte Chamber-

lain feierte seinen Gast nicht nur als den Vorläufer für etwas schick-

salhaft Grosses, sondern rühmte ihn als politischen Retter und ent-

scheidende Figur der deutschen Gegenrevolution. In einem späte-

ren Brief an den damaligen Besucher sah Chamberlain in Hitler so-

gar eine «Erlösergestalt», die schöpferisch und nicht gewalttätig 

sei. «Sie sind ja nicht, wie Sie mir geschildert worden sind, ein Fa-

natiker, vielmehr möchte ich Sie als den Gegensatz von einem Fa-

natiker bezeichnen. Der Fanatiker erhitzt die Köpfe, Sie erwärmen 

die Herzen. Sie haben Gewaltiges zu leisten vor sich.»7 

Solche Huldigungen mögen Hitlers fast krankhafte Selbstüber-

schätzung, sein messianisches Überlegenheitsgefühl und die ma-

nisch aufgestauten Heilserwartungen ins Grenzenlose gesteigert 

haben. Auf jeden Fall aber löste das überschwengliche Lob Cham-

berlains bei Hitler eine geradezu explosive Steigerung des eigenen 

Selbstbewusstseins aus. Er liess Chamberlains Brief später millio-

nenfach an seine Anhänger verteilen, was zeigte, wie wichtig des-

sen Zustimmung für Hitlers Ego war. «Hitler sah die Welt durch 

Wagners Brille. Und wurde dank Bayreuther Segen gesellschafts-

fähig. Auf das Stück, das er gab, hatte man seit Langem gewartet.»8 

Durch den Ritterschlag aus Bayreuth war der Demagoge der Bier-

tische endlich auch von der feinen deutschen Gesellschaft als poli-

tischer Vollstrecker akzeptiert worden. 

Was sich 1923 in Bayreuth vollzogen hatte, sollte sich in der 
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Stadt Weimar möglichst wiederholen. Wie der Festspielort Bay-

reuth symbolisierte auch die Goethe-und-Schiller-Stadt im konser-

vativen bürgerlichen Lager eine Macht, die sich weniger an der Zahl 

von Wählerstimmen, sondern eher am bestimmenden Einfluss 

wichtiger Persönlichkeiten bemass. Als Hitler nach der Bewälti-

gung innerparteilicher Schwierigkeiten 1925 den Blick zum ersten-

mal nach Weimar richtete, schienen ihm die Voraussetzungen für 

eine politische Eroberung der Stadt günstig. Später rühmte er sich, 

dass er in Thüringen und Weimar erfolgreich «gesät und geerntet» 

habe; «eine arrogante, hochnäsige oder dumme Ablehnung der Par-

tei» habe sich innerhalb weniger Jahre in eine «erwartungsvolle 

Haltung» verwandelt. Die Anfangserfolge in dieser Region waren so 

beeindruckend, dass er sogar überlegte, die Parteizentrale aus 

München nach Thüringen zu verlegen.9 

Bevor Hitler im März 1925 zum erstenmal die Weimarer Arena 

betrat, waren wichtige politische Voraussetzungen geschaffen wor-

den. Die neue rechtsgerichtete Ordnungsbund-Regierung war zu 

einem Tolerierungsbündnis mit den Völkisch-Sozialen bereit. Ihr 

Erfolg bei den Landtagswahlen hatte signalisiert, dass Hitlers Par-

tei auch in Thüringen eine beachtliche Zahl von Wählern mobilisie-

ren konnte. Die vereinigte «Völkische Liste», die anstelle der im 

Jahre 1922 verbotenen NSDAP zum erstenmal kandidierte, hatte 

mit 18,6% in Weimar das mit Abstand beste Ergebnis in Thüringen 

erzielt. Bei der darauffolgenden Wahl zum Deutschen Reichstag im 

Dezember 1924 wurden in Weimar 2’544 Stimmen für die NSDAP 

ausgezählt. Das war im Vergleich zu den erfolgreichen Landtags-

wahlen am 10. Februar 1924 nicht überwältigend und bedeutete 

sogar einen erheblichen Rückgang; dennoch liess dieses Wahler-

gebnis hoffen, weil die Zustimmung diesmal besonders aus gross-

bürgerlichen Kreisen kam. «In Weimar», so stellte Fritz Sauckel 

denn auch 1928 fest, «dürfen wir ... auch die besten Gesellschafts-

kreise zu unseren Mitarbeitern und Anhängern zählen.»10 Hitlers 

langfristig angelegte Eroberungsstrategie, über wichtige Brücken- 
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köpfe in der deutschen Provinz allmählich auch die Macht in den 

grossstädtischen Ballungszentren zu gewinnen, schien jedenfalls 

bestätigt worden zu sein. Dafür waren Meinungsführer und politi-

sche Partner nötig, die Einfluss hatten und praktische Hilfe leisten 

konnten. 

In der spektakulären Affäre um den geschassten Staatsbank-Prä-

sidenten Walter Loeb hatte Thüringens Finanzminister Wilko von 

Klüchtzner mehr als einmal Flagge für die völkischen Nazis gezeigt. 

Auch auf den neuen Volksbildungsminister Richard Leutheusser 

sowie auf Innenminister Georg Sattler schien in Konfliktfällen Ver-

lass zu sein. Der DVP-Politiker Leutheusser hatte gegen den Wider-

stand der öffentlichen Meinung das Bündnis mit den Nazis eingefä-

delt und ging seitdem mit dem Tolerierungspartner durch dick und 

dünn. Für den Pakt mit der Fraktion um Arthur Dinter hatte man 

sogar den Bruch mit der liberalen Deutschen Demokratischen Par-

tei riskiert, die sich jeder Zusammenarbeit mit den völkischen Na-

tionalsozialisten widersetzte. Thüringens neugewählte Regierung 

hatte aus ihrer nationalen Grundüberzeugung keinerlei Hehl ge-

macht und trat sogar öffentlich dafür ein, «das kranke deutsche Va-

terland in allen seinen Teilen wieder gesunden zu lassen», wie 

Leutheusser im Mai 1925 in Weimar vor Journalisten reklamierte. 

Als Vorstandsmitglied der neugegründeten «Gesellschaft der 

Freunde des Nietzsche-Archivs» gehörte er mit der umtriebigen 

Philosophenschwester Elisabeth Förster-Nietzsche und dem Jenaer 

Philosophieprofessor Carl August Emge bald zu jenem einflussrei-

chen Weimarer Kreis, der für eine starke Führung in Deutschland 

zu schwärmen begann; der italienische Diktator und Hitler-Vereh-

rer Benito Mussolini erhielt von den Weimarer Nietzsche-Vereh-

rern am 29. Juli 1933 ein überschwengliches Telegramm zu seinem 

fünfzigsten Geburtstag. «Dem herrlichsten Jünger Zarathustras, 

den sich Nietzsche träumte, dem genialen Wiedererwecker aristo-

kratischer Werte», so lautete der Gruss, mit dem die Begeisterung 

für diktatorische Zeiten dokumentiert wurde.11 Richard Leutheus- 

Von Wien über Bayreuth in die Goethe-Stadt 207 



ser, der häufig in dem Nietzsche-Haus «Villa Silberblick» verkehrte, 

hatte sich schon früh grosszügig gegenüber Hitler gezeigt. Er pauk-

te die von den Nazis sehnlichst gewünschte Wiederzulassung der 

NSDAP und die Redefreiheit für Hitler im Lande Thüringen durch. 

Es schien jedenfalls, als habe sich der Sprecher der Thüringer Ord-

nungsbund-Regierung auch mit diesem Kompromiss dem Druck 

des völkischen Tolerierungspartners gebeugt. 

Auch Innenminister Georg Sattler hatte sich nicht kleinlich ge-

zeigt. Mit der Duldung und Rückendeckung des Innen- und Wirt-

schaftsministeriums waren jüdische Beamte aus der thüringischen 

Ministerialbürokratie entlassen worden. Das für die öffentliche Si-

cherheit verantwortliche Innenressort hatte sich den Forderungen 

der Nationalsozialisten kaum widersetzt. Die umstrittene Genehmi-

gung des völkischen Aufmarschs vom 18. August 1924 ging auf das 

Konto dieses Ministeriums, dessen Chef sich nach Meinung der par-

lamentarischen Opposition im Landtag mehr als einmal «auf dem 

rechten Auge blind» gezeigt hatte. Während Aufmärsche des sozi-

aldemokratischen Reichsbanners zum Schutz der Republik unter-

sagt oder nur unter besonderen Auflagen zugelassen wurden, 

drückte der Innenminister bei Hitlers Nazi-Kumpanen oft beide Au-

gen zu. Bei der August-Kundgebung im Jahre 1924 war von der Re-

gierungsseite demonstrativ Unterstützung signalisiert worden. 

Thüringens Regierungsvertreter hatte den Veranstaltern ein Gruss-

wort gesandt und «gutes Gelingen» gewünscht, was im Landtag die 

Frage provozierte, ob man Putschisten wie Ludendorff oder Hitler 

in derartiger Weise die Sympathie bezeugen dürfe.12 

Schwerwiegender war, dass die Landeshauptstadt Weimar zum 

erstenmal zum Versammlungsort und das Nationaltheater zur Ta-

gungsstätte eines Aufmarschs freigegeben wurden, dessen politi-

sche Ziele eindeutig gegen die Verfassung und gegen die hier ge-

gründete Republik gerichtet waren. Das historische Theatergebäu-

de durfte innen und aussen mit Hakenkreuzfahnen drapiert wer-

den, die als verfassungsfeindliche Insignien verboten waren. Der 

NS-Fraktionsvorsitzende Arthur Dinter hatte die Reichsregierung 
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des Hoch- und Landesverrats bezichtigt, ohne dass die Landespoli-

zei eingeschritten war. In einer Anfrage an die Landesregierung 

wollte die SPD-Opposition wissen, wie diese Vorfälle mit der 

Reichs- und Landesverfassung zu vereinbaren seien. «Die National-

sozialisten rufen dazu auf, dass wir durch die völkische Revolution 

zu einem nationalsozialistischen Staat kommen.» Sie machten doch 

gar keinen Hehl daraus, dass sie diè Republik beseitigen wollten, so 

die Opposition an die Adresse der Exekutive, die als Kabinett «von 

völkischen Gnaden» geschmäht wurde. 

In der Frühphase nationalsozialistischer Parteientwicklung war 

es die Gönnerschaft des Münchener Polizeipräsidenten Pöhner so-

wie die stille Hilfe des Oberamtmanns Wilhelm Frick gewesen, die 

Hitlers Absichten befördert hatten. Nun hielten der Innenminister 

der thüringischen Landesregierung sowie deren Ministerialbüro-

kratie ihre Hand über ihn. Dem Besucher Hitler durfte sein Gauge-

schäftsführer Fritz Sauckel schon am 4. Juli 1925 melden, die «thü-

ringische Staatsangehörigkeit für Hitler» sei von Innenminister 

Georg Sattler befürwortet worden. Das vom Minister genehmigte 

Gesuch müsse nur noch im Reichsrat vorgelegt werden. «Der Mini-

ster meint», so Fritz Sauckel an Hitler, «dass die Genehmigung er-

teilt wird.» Seinen Wohnsitz sollte Hitler allerdings in München be-

halten.13 

Noch wichtiger schien das geistig-kulturelle Umfeld Weimars für 

die geplante Eroberung zu sein. Wo bereits jeder fünfte Wahlbe-

rechtigte für die Nazis bei den Landtagswahlen votierte, war mit 

zahlreichen Sympathisanten zu rechnen. Wo man neben dem «Geist 

von Weimar» einen «Geist von Bayreuth» beschwor, liessen sich 

vielleicht Mitstreiter für eine Erhebung finden, die von Arthur 

Moeller van den Bruck bereits den Namen «Drittes Reich» erhalten 

hatte. 

Mit dem in völkischen Kreisen populären, in der lokalen NS-Par-

tei bewunderten Adolf Bartels stand zwar keine international 

respektierte Autorität wie Houston Stewart Chamberlain zur Ver-

fügung. Aber der Geist und Tatmensch Bartels war nützlich, um  
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wichtige Kontakte zu knüpfen. Deshalb war Hitlers Antrittsbesuch 

bei ihm im März 1925 ein geschickt eingefädeltes Manöver, um bei 

Weimars Bürgertum Eindruck zu machen. Im Haus des völkisch-an-

tisemitischen Vordenkers, kaum einen Steinwurf vom National-

theater entfernt, entwickelte er bei dieser Begegnung Pläne zur Be-

seitigung der Weimarer Staatsform und liess keinen Zweifel daran, 

dass er sich als künftiger Diktator in einem radikal veränderten 

Deutschland betrachtete. In der Festung Landsberg hatte er vor 

aufmerksam lauschenden Mitinsassen über Autobahnen und den 

Bau eines Volkswagens schwadroniert. Mit Bartels parlierte er nun 

über die Idee eines Wahlkaisertums, das anstelle der verachteten 

Republik installiert werden müsse. Mag sein, dass Hitler an dieser 

akademischen Erörterung von Verfassungsfragen tatsächlich inter-

essiert war. Viel wahrscheinlicher ist, dass er bei seinem Treffen 

mit Bartels dessen persönliche Vorbehalte ausräumen wollte. Denn 

sein Gastgeber hatte mehrfach bekundet, dass er dem innerhalb der 

nationalsozialistischen Bewegung noch umstrittenen Hitler poli-

tisch wenig zutraute: Der politisierende Literaturpapst hielt den 

Weltkriegsgeneral Ludendorff für geeigneter, um ein Wahlkaiser-

tum mit ständisch-autoritärer Staatsform zu etablieren. 

Hitlers Sympathie Werbung war erfolgreich; Adolf Bartels und 

sein Schüler Hans Severus Ziegler verschafften ihm bereitwillig Zu-

gang zu den Weimarer Kreisen. Bald kam der Verleger, Autor und 

Buchhändler Fritz Fink hinzu, der am Weimarer Marktplatz eine 

Buchhandlung sowie einen kleinen Verlag unterhielt, in dem er völ-

kisch-rassistische Literatur vertrieb. Besonders Ziegler entpuppte 

sich als rühriger Mitstreiter. Der Sekretär von Bartels war Redak-

teur der von Bartels herausgegebenen Monatsschrift Deutsches 

Schrifttum. Er hatte in Cambrigde, Jena und Greifswald studiert, wo 

er mit einer Arbeit über «Friedrich Hebbel und Weimar» promo-

viert hatte. Schon im Februar 1925 war er Mitglied der NSDAP und 

Gründer der Ortsgruppen in Apolda und Weimar geworden. 
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Ein Jahr später konstituierte sich unter seiner Führung im Wei-

marer Versammlungslokal «Armbrust» der NSDAP-Jugendverband 

«Hitlerjugend» – eine demonstrative Verbeugung vor Hitler, der in-

nerparteilichen Rückhalt gebrauchen konnte. Ziegler war geistiger 

Mentor des jungen Baldur von Schirach, der in den Kreis um Adolf 

Bartels geraten war und sich zum überzeugten Antisemiten gemau-

sert hatte. Der Vater des späteren Reichsjugendführers war bis zu 

seiner Entlassung im Jahre 1918 Leiter des grossherzoglichen Wei-

marer Hoftheaters gewesen. Im grossbürgerlichen Haus der von 

Schirachs in der heutigen Abraham-Lincoln-Strasse verkehrte eine 

Welt, die mit der Republik nicht viel zu tun haben wollte. Mit In-

grimm blickte die Familie auf eine Revolution, die nur Bitteres her-

vorgebracht zu haben schien. Im Oktober 1919 hatte sich Baldur 

von Schirachs Bruder Karl erschossen, weil er das «Unglück 

Deutschlands nicht mehr ertragen konnte», so die Begründung in 

seinem Abschiedsbrief. Die familiäre Doppelkatastrophe – der Tod 

des Bruders und die Entlassung des Vaters – sollten bei Baldur von 

Schirach einen Hass auf die neuen Herren der Republik nähren, der 

unbezähmbar schien. Bereits im Alter von siebzehn Jahren hatte er 

sich mit den Theorien Chamberlains und den Schriften von Adolf 

Bartels beschäftigt. Aber als Hitlers «Mein Kampf» erschien, ver-

schlang er das Buch in einem Zuge. Das Werk sei für ihn wie eine 

Bibel gewesen, gestand er, «die wir fast auswendig lernten».14 

1925 wurde Baldur von Schirach NSDAP-Mitglied, betätigte sich 

in der «Hitlerjugend» und gehörte zur Wehrjugend «Knappen-

schaft», die einen gefürchteten Saalschutz bei NS-Veranstaltungen 

bildete. Seit der Achtzehnjährige an der Seite Hitlers von Apolda bis 

Weimar im Auto mitfahren durfte, kannte seine Bewunderung 

keine Grenzen mehr. Er wurde zu einem fanatischen Mitläufer, der 

Huldigungsgedichte auf Hitler schrieb und bis zu seinem Lebens-

ende ein glühender Anhänger seines Führers blieb. Zusammen mit 

Bartels und Ziegler bildete er fortan ein Triumvirat, das Hitler in die 

konservativ-grossbürgerlichen und in die völkischen und antisemi- 
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tischen Kreise Weimars einführte. Als stramme Vorkämpfer nah-

men diese drei Verschworenen gemeinsam mit nationalsozialisti-

schen Reichstags- und Landtagsabgeordneten an fast allen Ver-

sammlungen teil, die Hitler in Thüringen abhielt. Und auch bei Zieg-

ler entstand daraus ein lebenslanges Treueverhältnis zu Hitler. Bis 

zu Hitlers letztem Besuch in der Goethe-Stadt war Ziegler seinem 

Führer ein fast intimer Vertrauter, dem der spätere Reichskanzler 

1928 die Sätze sagte: «Wissen Sie, Ziegler, ich liebe nun einmal Wei-

mar. Ich brauche Weimar, wie ich Bayreuth brauche. Und es wird 

der Tag kommen, da ich diese Stadt und ihrem Theater noch man-

che Förderung zuteil lassen werde. Mit Weimar und Bayreuth habe 

ich noch viel vor.»15 

Die devote Bereitschaft, mit der Weimars Stadtväter den kaum 

aus dem Gefängnis entlassenen Trommler begrüssten, kontra-

stierte erheblich zu dessen innerparteilichen Problemen und Kon-

flikten. Die Partei war zerstritten; der Streit um den Blut-und-Bo-

den-Mystiker Dinter eskalierte. Hitler musste um seine Autorität 

bei Kameraden kämpfen, die in seiner durch die Haft erzwungenen 

Abwesenheit zu den Gebrüdern Strasser, zu Ludendorff sowie an-

deren Parteiführern überlaufen wollten. Die Region Mitteldeutsch-

land hatte sich schon 1925 zu einem wichtigen ausserbayerischen 

Territorium für die NSDAP entwickelt; der NS-Führer erklärte im 

Juli 1925 nicht ohne Stolz und Genugtuung, dass er «im ehemals ro-

ten Sachsen und Thüringen jetzt mehr Anhänger habe als im natio-

nalen Bayern».16 

Aber die Stimmung in den thüringischen NS-Verbänden blieb 

schwierig, weil die «Deutsch-völkische Freiheitsbewegung» aber 

auch die verschiedenen Wehrverbände um «Werwolf» und «Stahl-

helm» und die Ortsgruppen der NSDAP untereinander konkurrier-

ten. Schon bei der Frage, welchen Kandidaten alle deutsch-völki-

schen Gruppen bei der bevorstehenden Wahl zum Reichspräsiden-

ten unterstützen sollten, waren diese Konflikte offen ausgebrochen. 

Erich Ludendorff war der Kandidat der im Februar 1925 wiederbe- 
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gründeten NSDAP; die ebenfalls ins Leben gerufene «Deutsch-völ-

kische Freiheitsbewegung» unterstützte jedoch Karl Jarres, der als 

gemeinsamer Kandidat der Deutschnationalen Volkspartei und der 

Deutschen Volkspartei nominiert worden war. Erst im Blick auf den 

zweiten Wahlgang am 26. April 1925 konnten sich die beiden Flügel 

der nationalsozialistischen Bewegung auf die Person des aussichts-

reichen Generalfeldmarschalls von Hindenburg und damit auf einen 

Kandidaten einigen, der als Mann des «Reichsblocks» die Nachfolge 

im höchsten Staatsamt antreten sollte. 

Hitlers fast bedingungsloses Eintreten für Erich Ludendorff kam 

einer schweren persönlichen Niederlage gleich. Der betagte Propa-

gandist der Dolchstosslegende hatte im ersten Wahlgang nur 1,1% 

der Stimmen erhalten und landete unter sieben Bewerbern auf ei-

nem blamablen letzten Rang. Dabei war er von Hitler bei dessen 

meist überfüllten Saalauftritten als «hundertprozentiger Mann mit 

der eisernen Faust» gerühmt worden. Der Erfinder der Dolchstoss-

legende mit dem berühmten, seit Tannenberg zum Mythos gewor-

denen Namen, der Rädelsführer der Berliner Putschisten um Kapp 

und Lüttwitz, der meuternde «agent provocateur», der am 9. No-

vember 1923 an der Spitze von 3‘000 SA-Leuten vom Bürgerbräu-

keller in die Münchener Innenstadt marschiert war – dieser hasser-

füllte Gegner von Demokratie und Republik wurde von Hitler als 

ideales Staatsoberhaupt aller Deutschen gepriesen. «Es muss jeder 

Nationalsozialist zu der Überzeugung kommen, dass der General in 

unserer Bewegung der Feldherr und Führer der kommenden deut-

schen Armee ist», hatte Hitler seinen Anhängern zugerufen. 

Ludendorffs Wahldebakel schien nicht gerade für die allseits ge-

rühmten strategischen Fähigkeiten Hitlers zu sprechen, der seine 

öffentlichen Auftritte in Weimar zu einem Werbefeldzug für den 

Kandidaten Ludendorff umgestaltet hatte. Ende Februar 1925 war 

die Partei in München neu gegründet worden. Drei Wochen später, 

an Goethes Todestag, kam Hitler nach Weimar und absolvierte vier 

Veranstaltungen, die grossen Zulauf hatten. Am 22. März sprach er 

im Schiesshaussaal und am Abend im «Gasthof Erholung». Überall 
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wurde er mit «Heil»-Rufen begrüsst. Aber er bekam auch innerpar-

teilichen Unmut zu spüren. «Hitler betrat den Saal. Nach dem Hit-

lerlied, das die Anwesenden stehend sangen, ertönten Rufe aus der 

Menge wie ‚Kompromissler’, ‚Ilmenau raus’, ‚Dinter raus’. Hitler 

wurde nervös und zuckte mit den Schultern, errötete und drohte 

mit dem Weggang. Diese Drohung berührte die Gemüter, aber auch 

Streichers Eintreten für Dinter und Hitlers Schlichtungsversuch ei-

nigten die NSDAP nur notdürftig.»17 

Der Vorfall zeigte, dass Hitlers Autorität innerhalb des Verban-

des noch umstritten war. Er war auf Helfer in seiner bürgerlichen 

Umgebung angewiesen, um bei den Auftritten für die NSDAP politi-

sches Prestige zu gewinnen. Aber die Integration der anfangs noch 

widerstrebenden völkischen Kreise in die neugegründete NSDAP 

gelang. Das thüringische Parteiorgan Der Nationalsozialist rühmte: 

«Hitlers Auftreten in Thüringen ist von epochaler Bedeutung. Seine 

Weimarfahrt bedeutet einen gewaltigen Vorstoss ... Möge es für 

Adolf Hitler eine Genugtuung sein, dass der Staat Thüringen als sol-

cher ihm das Gastrecht gern gewährte.»18 

Als sei es völlig normal und mit der Tradition der Stadt zu ver-

einbaren, lud ein bekannter Weimarer Kulturträger den NS-Führer 

in das Allerheiligste der städtischen Museumskultur ein. «Es war in 

Weimar, im März 1925, als ich mit Hitler das Schillerhaus, an-

schliessend das Goethehaus am Frauenplan besuchte», so erinnerte 

sich ein vom damaligen Ereignis zutiefst ergriffener Hans Severus 

Ziegler. «Wir standen an der Pforte zum Goethehaus, wo uns der 

Direktor Professor Dr. Hans Wahl schon erwartete. Als wir die be-

rühmte Goethe-Treppe mit den niedrigen Stufen, auf denen man 

gleichsam emporschwebt, hinaufgingen, konnte ich es, als getreuer 

Weimarer, doch nicht unterlassen, zur Rechtfertigung Goethes zu 

bemerken, dass ich auch im Faustdichter eine ausgeprägte Kämp-

fernatur sehe ... Sodann übernahm Dr. Wahl das Wort zur Führung 

durch die Gesellschaftsräume, liess uns einige Minuten im Arbeits- 
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zimmer und dann an der offenen Tür zu der mehr als spartanischen 

Schlafkammer Goethes allein verweilen, von der Hitler erschüttert 

war. Er warf mir einen Blick zu, als wolle er sagen: Ich sehe, dass 

auch hier ein harter Kämpfer gelebt hat.»19 Viele Jahre später, nach 

dem Zusammenbruch des «Dritten Reiches», sollte der langjährige 

Direktor des Weimarer Goethe-Museums, Hans Wahl, die Behaup-

tung verbreiten, Hitler habe das Haus am Frauenplan niemals be-

treten. 

Tafelrunde im «Hotel Elephant» 

Oft haben Hitlers Weimarer Gefolgsleute, besonders der ab 1933 

zum Reichsstatthalter in Thüringen ernannte Fritz Sauckel und der 

spätere Generalintendant des Nationaltheaters, Hans Severus Zieg-

ler, auf jene besondere Weimarer Atmosphäre verwiesen, die den 

kulturell stets ambitionierten NS-Führer offenbar vom ersten Tag 

seiner Aufenthalte an faszinierte. Begeistert erinnerten sie dabei an 

jene «Weimarer Tafelrunde», wie die oft informellen Treffen in An-

spielung an den geselligen Kreis um die Herzogin Anna Amalia ge-

nannt wurden. Im Jahre 1775 hatte die kunst- und literaturbegei-

sterte Herzogin-Mutter einen illustren Freundeskreis um sich ver-

sammelt, zu dem Adelige des weimarischen Hofes sowie bürgerli-

che Schriftsteller und zahlreiche Künstler gehörten. Fast alle Zeit-

genossen dieser Tafelrunden rühmten die kulturvolle, heitere Ge-

selligkeit; stets habe es einen lebhaften Gedankenaustausch über 

alle Fragen der Kunst, der Musik und des Theaters gegeben. Man 

zeichnete, malte und musizierte; jeder trug zur geselligen Unterhal-

tung bei. «Es wurde geklimpert, gegeigt, geblasen und gepfiffen», 

schrieb Christoph Martin Wieland, der wie viele seiner Zeitgenos-

sen eine Fürstin rühmte, die stets in der Lage gewesen sei, «in enge-

ren Kreisen Gespräche auf die interessantesten Gegenstände zu 

bringen».20 

Vom kulturell-literarischen Niveau dieser Tafelrunden war bei 
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den meist abendlichen Hitler-Treffs im «Hotel Elephant» nichts zu 

spüren. Gewiss hat der NS-Führer versucht, besonders in Weimar 

als kulturell ambitionierte Persönlichkeit zu wirken. Bei seinem er-

sten Aufenthalt im traditionsreichen Hotel am Markt, wo er bald ein 

und aus ging, trug er sich unter der Berufsbezeichnung Schriftstel-

ler ein; damals schrieb er am zweiten Band von «Mein Kampf». Häu-

fig besuchte er das Theater und lud Sänger und Schauspieler zum 

anschliessenden Plausch in jenes Hotel ein, wo einst Ludwig Börne, 

Franz Liszt und Richard Wagner logierten. Im «Vorzimmer zu Wei-

mars lebender Walhalla», wie Franz Grillparzer den seit 1696 be-

stehenden Gasthof nannte, hat er sich bei seinen über vierzig Besu-

chen in Weimar wohl gefühlt. Stets wurde die «Führersuite» Nr. 

100 für ihn reserviert. 

Am 4. November 1938, einen Tag vor der Eröffnung des Neu-

baus, jubelte die Nazi-Presse: «Über vierzigmal hat der Führer zwi-

schen 1925 und 1936 Weimar aufgesucht und 26mal wurde sein 

Name ins Gästebuch des ‚Elephanten’ eingetragen, davon sechsmal 

nach der Machtübernahme.»21 Der treue Weggefährte Ziegler er-

hob das «Hotel Elephant» seit der ersten Übernachtung am 3. Juli 

des Jahres 1926 in den Rang eines «Hauptquartiers in der Mitte 

Deutschlands», wo in der Kampfzeit wichtige politische Entschei-

dungen getroffen wurden. NS-Gauleiter Fritz Sauckel rühmte das 

Hotel, weil es für den «Lauf der Bewegung und damit der Geschich-

te» von Bedeutung gewesen sei. 

1937 sollte das traditionsreiche Haus abgerissen und neu aufge-

baut werden, weil es den repräsentativen Ansprüchen der neuen 

Machthaber nicht mehr genügte. Man behauptete deshalb einfach, 

das Hotel «Eléphant» sei baufällig geworden, und leitete die Um-

bauten in die Wege. Der Neubau von 1938 hatte 195 Betten sowie 

eine «Führersuite», in der ein «schlichtes Bett aus Eichenholz» auf 

den Führer wartete, der bis zuletzt Bedenken gegen den Abriss und 

Umbau gehabt hatte. Die Nazi-Hofberichterstattung lobte den Um-

bau, der am 5. November 1938 unter grosser öffentlicher Teil-

nahme beendet wurde, damals in den höchsten Tönen. «Herrlich 
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die grossen zweiflügeligen Türen! Marmor der Fussboden, Marmor 

die Wände, Marmor die Tür- und Fensterfassungen, in kräftigem Ei-

chenholz die Fenster! Die Sprache stolzer, edler Baukultur! Das Ho-

heitszeichen in Bronze, feuervergoldet! Naturtöne ... Werksteinbal-

kon! Aus quadratischen Säulen gebildeter Arkadeneingang! Qua-

dratisch aufgeteilte Glasdecke! Vergoldete Linien in der Musikni-

sche!»22 

Alle kulturellen und ästhetischen Reminiszenzen wurden ver-

drängt; das Hotel wurde jetzt als Schauplatz wichtiger Entscheidun-

gen beim Kampf um die Wähler Thüringens gerühmt. Hier empfing 

der machtbewusste Hitler im Januar 1930 die Unterhändler der 

Deutschen Volkspartei, die sich zu jenem Zeitpunkt der Ernennung 

des Nazi-Putschisten Wilhelm Frick zum neuen Superminister des 

Landes Thüringen widersetzten, und teilte ihnen kategorisch mit, 

dass er an der Nominierung seines einmal ausgesuchten Kandida-

ten unnachgiebig festhalten würde. In diesem Weimarer Traditi-

onshotel lehnte Hitler 1932 telefonisch den Posten des Vizekanz-

lers ab: «In einem Vierteljahr spätestens bin ich ja doch in Berlin.» 

Für Thüringens lokale NS-Gilde, aber auch für alle übrigen Gefähr-

ten war das berühmte Haus am Weimarer Marktplatz deshalb mit 

zahlreichen Erinnerungen an den Aufstieg ihrer Partei im Gau Thü-

ringen verbunden. «Wir alten Nationalsozialisten haben den alten 

Bau am Markt... lange nicht mehr als Hotel angesehen, vielmehr in 

ihm ein Haus geachtet, das durch die Persönlichkeit des Führers 

und so viele entscheidende Taten geweiht war.» 

Schon Ende 1925, nach drei oder vier Besuchen in der Dichter-

stadt, soll Hitler spontan ausgerufen haben: «Ich liebe Weimar!» Die 

Bevölkerung dieser Stadt sei bei seinen Besuchen im «Eléphant» 

oder im Lustschloss «Belvedere» stets so zurückhaltend und sogar 

rücksichtsvoll gewesen, dass er sich nie «bedrängt und umlagert» 

gefühlt habe. Auch das südlich der Stadt gelegene «Belvedere», des-

sen Pavillons, Jagd- und Kavaliershäuser an die Hofhaltung einer 

abgedankten Dynastie erinnerten, hat Hitler oft aufgesucht. Hier 

flanierte er und monologisierte vor einem devot lauschenden Zieg- 
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ler über die Zeitläufte der Welt. Im Jahre 1936 wurde er beim zehn-

jährigen Jubiläum des ersten NS-Reichsparteitages in der Dichter-

stadt mit einer Begeisterung empfangen, die vergleichbare Gunst-

bezeugungen in anderen deutschen Städten übertraf. Vor dem «Ho-

tel Elephant» rottete sich eine unübersehbare Menschenmenge zu-

sammen und rief den NS-Führer mit Sprechchören auf die Empore. 

«Lieber Führer, bitte, bitte, lenk auf den Balkon die Schritte!» Oder 

noch naiver: «Lieber Führer, komm heraus, aus dem Elefanten-

haus.» Als Hitler auf sich warten liess, dröhnten vom Weimarer 

Marktplatz die Rufe herauf: «Lieber Führer, sieh doch ein, wir kön-

nen nicht mehr länger schrein.» Als er sich endlich der jubelnden 

Menge zeigte, verlangten seine fanatischen Anhänger: «Lieber Füh-

rer, geh nicht fort, bleib an diesem schönen Ort.» Es war Hitlers 

treuer Paladin Hans Severus Ziegler, der in seinem Rückblick auf 

jene Jahre die «geschlossene Atmosphäre» Weimars lobte, in der 

sich Hitler «wie zu Hause» fühlte. «Unaufhörlich branden die Heil-

rufe zum Balkon des ‚Elephant’ empor. Nicht lange lässt der Führer 

auf sich warten, lächelnd erscheint er mit dem Gauleiter ... auf dem 

Balkon und blickt herab auf die begeisterte Menge.»23 

Aber woran hat es gelegen, dass sich Hitler zu dieser kleinen 

Stadt so hingezogen fühlte? War es der «Herzschlag einer deut-

schen Kultur», das «Kleinod des deutschen Geistes» und die Sym-

bolkraft des Namens, die Weimar für ihn so anziehend machten? An 

der Legende, dass der Führer eine musische und zutiefst schöpferi-

sche Persönlichkeit sei, hat Hitlers Entourage eifrig gebastelt. Seine 

häufig akademisch gebildeten Bewunderer waren, wie der weitläu-

fige Cambridge-Student und promovierte Germanist Ziegler, in der 

geistigen Welt Goethes, Schillers und Wielands zu Hause; solche 

Bildung hat sie nicht daran gehindert, den Humanismus eines Goe-

the und Herder, den Idealismus Schillers oder die Charaktergestal-

ten Lessings nur als intellektuelles Spielmaterial für ihre völkische 

Gesinnung zu missbrauchen. 
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Später wurde die radikalvölkische Ideologie ohnehin von Her-

mann Burtes «Wiltfeber, der ewige Deutsche» oder von Hans 

Grimms «Volk ohne Raum» bedient. Man war gegen die Juden und 

gegen Frankreich, gegen antinationale Gefühle in den Parteien, in 

der Presse und im Theaterleben. In Hitler sahen wohl die meisten 

der in Weimar versammelten Bildungsbürger eine Identifikations-

figur, die ihre eigenen Ressentiments, Sehnsüchte und Enttäu-

schungen reflektieren konnte. «In magischer Koinzidenz», so der 

Hitler-Biograph Joachim Fest, «hatte er alle Protestgefühle, Hoff-

nungen und Ängste der damaligen Zeit auf seine Person konzen-

triert ... und dabei ein ausserordentliches Gespür für die damalige 

Gefühlslage gezeigt. Er machte vor, welche Kräfte überhaupt mobi-

lisiert werden konnten.»24 

Der musische Staatsmann Hitler in der Musenstadt Weimar! Das 

war ein propagandistischer Slogan, den man ausbauen konnte. So 

lockte Fritz Sauckel, der seit 1925 als Geschäftsführer den neuge-

gründeten NSDAP-Gau Grossthüringen leitete, seinen verehrten 

«Führer der deutschen Volks- und Schicksalsgemeinschaft» nur all-

zugerne in die «Hauptstadt der deutschen Kultur», um Hitlers gei-

stige Nähe zu Goethe und Schiller zu dokumentieren. Zum Leidwe-

sen seines Mitkämpfers Ziegler interessierte sich Hitler kaum näher 

für die beiden Dichterfürsten. In «Mein Kampf» erwähnt er Goethe 

nur einmal, und als er das Schiller-Haus zum erstenmal sieht, zieht 

er gleich wieder Parallelen zur eigenen Biographie. «Als ich soeben 

da oben stand, an dieser primitiven Bettstatt und an diesem einfa-

chen Schreibtisch und mir vorstellte, wie lange Schiller hat kämpfen 

müssen ... da kam mir aufs Neue der trostlose Gedanke, der mich 

schon in meiner Jugendzeit in Linz quälte, dass Genie und Schöpfer-

kraft fast immer mit Hunger und Not verbunden sind.»25 

Im mittelstädtischen Linz, in der Umgebung von Akademiker-

söhnen, vermögenden Kaufleuten und einflussreichen Personen 

von Stand war der Provinzler Hitler ein verschmähter Aussenseiter 

gewesen, ein «underdog», mit dem man nicht verkehrte. Und doch 
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hatte ihm diese Stadt ein klares Bewusstsein vom Gefüge «sozialer 

Rangordnungen» vermittelt, wie Joachim Fest analysierte.26 Der 

Gedanke liegt nahe, dass das kleine und überschaubare Weimar mit 

seinem Schauspielhaus, mit der biederen Behaglichkeit und seinem 

Ruf einer Kulturstadt, aber auch mit seiner akademischen Gelehr-

samkeit und der grossen geistigen Tradition den entwurzelten Hit-

ler an das heimatliche Linz erinnerte. «Er fühlte sich in provinziel-

len Verhältnissen eigentlich zu Hause und war unverlierbar fixiert 

auf deren Biedermeier, Überschaubarkeit und geordnete Moral», so 

Fest.27 In «Mein Kampf» hatte Hitler die Welt der kleinen Hofthea-

ter gerühmt, weil sich diese erfolgreich gegen die angeblich von den 

Grossstädten ausgehende «Bolschewisierung der Kunst» zur Wehr 

gesetzt hätten. «Die Grossstadt ist undankbar», meinte Hitler und 

räumte ein, dass er in Weimar und Bayreuth leben könne, weil er 

nur in diesen Städten ein «fabelhaftes Kulturleben» habe.28 Die 

Grossstadt – das war Korruption, Ausschweifung und Lasterhaftig-

keit. Auf dem glitzernden Asphalt der Berliner Friedrichstrasse und 

des Kurfürstendamms habe er sich so ratlos wie damals als Sieb-

zehnjähriger bei der ein Leben lang verhassten Ankunft in Wien ge-

fühlt. 

Gewiss war das Interesse des NS-Führers besonders auf Weimar 

fixiert, weil sich hier und im übrigen Thüringen erste Erfolge einge-

stellt hatten. Aber ihn reizte auch die Symbolik des Ortes. Von Wei-

mar aus, vom «Hotel Elephant», hatte er seine Fäden gezogen. Der 

Aufmarsch im Juli 1926, als sich Hitler direkt gegenüber dem Ein-

gang des Hotels wie ein Feldherr postierte, in unmittelbarer Nähe 

zum ältesten Gebäude der Stadt, der traditionsreichen Hofapothe-

ke; die improvisierte Ansprache vom schmalen Balkon des «Elé-

phant» im Jahre 1931, als er nach der Aufkündigung der ersten 

deutschen Regierungskoaiition mit NS-Beteiligung theatralisch 

«die kommende Wende» signalisierte – solche fast zeremoniellen 

Handlungen symbolisierten die Nähe zu einer Stadt, die Hitler un-

bedingt geistig einnehmen wollte. Alle frühen Gefolgsleute der er- 
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starkenden nationalsozialistischen Bewegung haben sich einem 

solchen Versuch eilfertig gebeugt. Sobald Hitler mit seinem Gefolge 

in das «Hotel Elephant» kam, dessen Besitzer nach 1933 wie zahl-

reiche andere Honoratioren auf der langen Liste der lokalen 

NSDAP-Mitglieder erscheint, war achtungsvoll von einer «Führer-

tagung» die Rede. Huldvoll wurden Hitlers Leute als neue Retter 

Deutschlands verehrt. «Am Portal stehen zwei SS-Posten. Im Vesti-

bül, das etwas schräg nach hinten ansteigt, stehen Formationsfüh-

rer in Gruppen im Gespräch. Hoch in der Tür rechts Obergruppen-

führer Brückner, dort Parteigenosse Sepp Dietrich und der Arzt des 

Führers, Dr. Brandt, kommt durch das Hoftor hinein. Der Hotelpor-

tier hat, mehr als sonst..., Telefonverbindung auf Verbindung her-

zustellen. Dort kommt die schmale Treppe Adjutant Schaub herun-

ter, und ehe man nach dem Führer fragen will, schweift der Blick 

geradezu gewohnheitsmässig links durch die Tür des blauen Gast-

zimmers hinauf zu der Ecke der historischen Tafelrunde, in der der 

Führer zu sitzen pflegt.»29 

Für Hitler und seine Nationalsozialisten blieb das «Hotel Ele-

phant» ein symbolischer Ort, der mit dem rücksichtslosen Kampf 

um die Macht in Deutschland verbunden war. Bereits am Abend 

nach dem NSDAP-Parteitag am 4. Juli 1926 sagte Hitler in Weimar 

zu seinen Paladinen, zu denen Fritz Sauckel, Hans Severus Ziegler, 

Paul Hennicke, Baldur von Schirach, Willy Marschler, Walter Ort-

lepp, Fritz Wächtler, Paul Papenbroock, Heinrich Siekmeier, später 

Albert Speer und der von Hitler mit dem Umbau des Hotels beauf-

tragte Architekt Professor Hermann Giesler gehörten: «Von diesem 

Tage an datiert der Wiederaufstieg der Nationalsozialistischen Ar-

beiterpartei.»30 

Hitler wurde offenbar über die verschlungenen Wege der Wei-

marer Kommunalpolitik von seinen Mittelsmännern gut informiert. 

Im Ton ausgesuchter Höflichkeit hatte er als Vorsitzender der 

NSDAP am 26. April 1926 zum Beispiel «um Überlassung des Wei-

marer Stadttheaters» für seinen geplanten Parteitag ersucht. Diese 

höfliche Anfrage war bei näherem Hinsehen eine Unverschämtheit; 

denn Hitler wusste, dass es einen Beschluss vom 14. Juli 1924 gab, 
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der die Nutzung der Thüringer Landestheater mit Beginn der dar-

auffolgenden Spielzeit für politische Zwecke grundsätzlich unter-

sagte. Verriet Hitlers Schreiben an die Adresse des thüringischen 

Volksbildungsministeriums nicht die Selbstsicherheit eines politi-

schen Führers, der sich auf seine Sympathisanten in der damaligen 

Bürokratie und Verwaltung verlassen konnte? Am 30. April wurde 

die Durchführung des Reichsparteitages vom thüringischen Staats-

ministerium genehmigt.31 

In kaum zwei Jahren, vom Ludendorff-Aufmarsch im August 

1924 bis zum NS-Parteitag im Juli 1926, wurde Weimar neben Bay-

reuth, Coburg, München und Nürnberg zum Zentrum der NS-Bewe-

gung. «Nun denn, nach Weimar», notierte Joseph Goebbels am 

2. Juli 1926 vor Beginn des ersten Reichsparteitages der NSDAP, 

der strenggenommen der zweite war, weil ein erster Parteitag 

schon im Januar 1923 in München stattgefunden hatte. «Ich habe 

gestern noch einmal meinen Tagebuchbericht der Weimarer Fahrt 

vor zwei Jahren nachgelesen. Welch ein Weg zur Höhe! In zwei Jah-

ren! Mein Stern war gut!»32 

Aufmarsch zum Parteitag 

Prachtvolles Sommerwetter in Weimar. Am 3. Juli des Jahres 1926 

drängeln sich in den Strassen und Gassen der alten Stadt viele Be-

sucher, die zur ersten grossen Massenveranstaltung der NSDAP an-

gereist sind. Hakenkreuzfahnen, Plakate, Handzettel und zahllose 

Flugblätter, die von fahrenden Lastwagen auf Passanten abgewor-

fen werden – das Bild will zur Heiterkeit des Sommertages nicht 

recht passen; denn eine Vielzahl uniformierter Männer mit Rangab-

zeichen und Hakenkreuzemblemen gibt dem Aufmarsch ein eher 

militärisches Gepräge. «In Weimar schon toller Betrieb», lobt Jo-

seph Goebbels. «Auf den Strassen wimmelt es von unseren Leuten. 

Ich muss tausend Hände schütteln.»33 
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Vor dem «Hotel Elephant» stehen Nazis aus Berlin und singen: 

«Hitler wird uns führen einst aus dieser Not.» Der als Organisator 

und Redner eingeteilte damalige NSDAP-Gaugeschäftsführer von 

Rheinland-Nord Goebbels fährt mit dem Motorrad durch die Stadt, 

schaut überall nach dem Rechten und lobt: «Sie haben sich alle ge-

freut.» Als Hitler vom «Hotel Elephant» über den Marktplatz 

kommt, wird Goebbels von seinem Führer und dessen Gefolge über-

schwenglich begrüsst. Der Führer überschüttet den damals Acht-

undzwanzigjährigen mit Anerkennung und freut sich darüber, 

«dass die Sache gross angeht». Dieser Parteitag wird nicht nur Hit-

lers Wiederaufstieg innerhalb der NSDAP besiegeln, sondern auch 

die politische Zukunft von Goebbels begründen. Wenige Wochen 

später steigt Goebbels zum Gauleiter des von Machtkämpfen ge-

schüttelten Parteigaus in Berlin auf. 

Ohne das demonstrative Wohlwollen Hitlers wäre diese Karriere 

nicht möglich gewesen; Goebbels ist Hitler seit diesem Weimarer 

Parteitag völlig ergeben. Bereits im November des Jahres 1925, als 

der spätere Reichspropagandaminister den NS-Führer in Braun-

schweig kennenlernt, ist er von dessen «grossen, blauen Augen» 

fasziniert. Als ihm Hitler einen Monat später sein Buch «Mein 

Kampf» mit persönlicher Widmung schenkt, jubelt er: «Heil Hitler!» 

Im April 1926, nach einem längeren Gespräch mit dem Führer, 

beugt er sich dem «Grösseren, dem politischen Genie». Seit den Ta-

gen von Weimar ist Goebbels seinem Parteiführer restlos verfallen: 

«Hitler spricht von Politik, Idee und Organisation. Tief und my-

stisch. Fast wie ein Evangelium. Schauernd geht man mit ihm an 

dem Abgrund des Seins vorbei. Das Letzte wird gesagt. Ich danke 

dem Schicksal, dass es mir diesen Mann gab.»34 

Bei der Vorbereitung des Parteitages waren auch die lokalen Hit-

ler-Paladine nicht untätig gewesen. Noch am 23. April 1926 hatte 

es im Weimarer Stadthaussaal eine Feier gegeben, bei der das an-

gebliche Genie des Parteiführers beschworen wurde. Unter Ap-

plaus hatte der Weimarer Opernsänger Karl Röser die Arie des 

Hans Sachs aus Richard Wagners Oper «Die Meistersinger» darge- 
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bracht. Danach zitierte der Theaterschauspieler Heinz Hugo John 

zwei Sonette des jungen Baldur von Schirach: «Den Wollenden» 

und «An Adolf Hitler»: «Du gabst uns Deine Hand und einen Blick, 

von dem noch jetzt die Herzen beben. Es wird uns dieser Stunde 

mächtig Leben, begleiten stets als wunderbares Glück.» Wieder ist 

es Arthur Dinter, der seinen Führer dafür lobt, weil er den «völki-

schen Gedanken in die Massen getragen habe». 

Die Auftrittsverbote gegen diesen «Deutschesten aller Deut-

schen» geisselt Dinter als Ergebnis einer « Juden-Republik». Dabei 

ruft er aus: «Wir werden von Leichen und Gerippen regiert.» We-

nige Wochen vor dem NSDAP-Parteitag ist die Euphorie unter Hit-

lers Anhängern gross: «Thüringen hat die alte Fahne Hitlers wieder 

aufgepflanzt», ruft Dinter und prophezeit, dass man die Macht auf 

legalem Wege erstreben wolle; was aber danach passiere, das sei 

ihm und seiner Partei egal. «Der parlamentarisch-demokratische 

Staat hat ... abgewirtschaftet und ist die Ursache allen Übels.»35 

Mit diesem Parteitag setzte Hitler eine gestraffte, ganz auf den 

Anspruch des Führers ausgerichtete Parteiorganisation durch. Alle 

früheren Streitigkeiten und Konflikte wurden unterdrückt. Statt ei-

ner in «Stänkereien» verstrickten Partei wurde ein straffer Macht-

apparat gezimmert, bedingungslos auf Hitler eingeschworen. 

Die Partei blickte auf einen Führer, der sich zum erstenmal an 

symbolträchtiger Stelle im Weimarer Nationaltheater eingefunden 

hatte: «An der Stelle, wo Ebert sass, sitzt und steht heute Adolf Hit-

ler ... Das ist der Beginn einer neuen Zeit!» rühmte NS-Gauleiter 

Arthur Dinter beim Generalappell von SA und SS. Im fahnenge-

schmückten Ambiente des Nationaltheaters durfte Hitler einen 

Kämpfer aus alten Zeiten präsentieren. Zum erstenmal referierte 

Wilhelm Frick, der als verurteilter Akteur des «Münchener Putsch-

versuchs» umjubelt wird, über nationalsozialistische Ziele. Frick, 

einer von Hitlers treuesten Gefährten, nahm in seiner Rede alle For-

derungen vorweg, die er kaum drei Jahre später als Innen- und 
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Volksbildungsminister Thüringens in die Praxis umsetzte. Schon 

damals forderte er kategorisch, alle «Revolutionsbeamten» zu be-

seitigen, das deutsche Berufsbeamtentum vom Marxismus zu reini-

gen und Angehörige der «jüdischen Rasse» aus allen öffentlichen 

Ämtern zu vertreiben.36 

In Weimar gelang Hitler endlich der erhoffte Durchbruch bei sei-

nem aus allen Teilen des Reiches angereisten Parteivolk. Nach der 

Veranstaltung stand er in der Pose des unbestrittenen Führers im 

offenen Fond seines Wagens auf dem Marktplatz der Stadt und 

nahm mit hochgereckter rechter Hand, in Windjacke und Gama-

schenhosen, das Defilee seiner Anhänger ab. Die Stadt schien ihm 

und den vorbeimarschierenden Bataillonen zu gehören, die zackig 

den italienischen Faschistengruss entboten. Aus München waren 

die Verlegergattin Bruckmann, aus Bayreuth Winifred Wagner und 

aus Berlin «Stahlhelm»-Führer Theodor Düsterberg sowie Kaiser-

sohn Prinz August Wilhelm gekommen, der bald darauf zur SA 

übertrat. 

«Das Dritte Reich zieht auf!» berauschte sich Goebbels und fei-

erte den Anbruch einer neuen Zeit: «Der Zug kommt. Mit an die 

Spitze. Die ganze Führerschaft. Hitler marschiert vorne. Durch ganz 

Weimar. Auf den Marktplatz. Fünfzehntausend SA marschieren an 

uns vorbei. Die Brust geschwellt vom Glauben! Deutschland er-

wacht!»37 

Hakenkreuz-Terror in Weimar 

Die Wirklichkeit sah hinter dieser Fassade anders aus. «Das Treiben 

der Hakenkreuz-Banden hat die Weimarer Polizei während der 

letzten Tage und Nächte in Atem gehalten und in weiten Teilen der 

Bevölkerung Erbitterung hervorgerufen», so die Frankfurter Zei-

tung. «Die Völkischen suchten sich vielfach als die Herren der Stadt 

aufzuspielen.» So berichtete der grössere Teil der Presse über ein 

Ereignis, das Weimar erneut in ein fragwürdiges Rampenlicht ge- 

Hakenkreuz-Terror in Weimar 225 



rückt hatte. «Die Stadt atmet auf, wo jetzt noch wenige Hitler-Leute 

hier sind», meinte das Berliner Tageblatt. Auch in dieser Zeitung 

wurde gefragt, warum gerade in Weimar ein Nazi-Aufmarsch statt-

finden konnte, der «beispiellos» war. An jenem Wochenende habe 

die deutsche Öffentlichkeit erlebt, «wie sich die Nationalsozialisten 

aufführen, wenn ihnen einmal ein bisschen freie Hand gelassen 

wird».38 

Die Einwohnerschaft verhielt sich aber reserviert und ablehnend 

gegenüber dem Aufmarsch. Lediglich an vier Weimarer Kaffeehäu-

sern in der Innenstadt sowie an einigen Stadtvillen in den vorneh-

men Vierteln waren schwarzweissrote Fahnen zur Begrüssung der 

Teilnehmer aufgezogen worden. Weil der Oberbürgermeister Wal-

ter Felix Mueller nicht zur Eröffnungszeremonie im Nationaltheater 

erschien, wurde das Stadtoberhaupt im Beisein Hitlers öffentlich 

als «feiger Geselle» und «Oberspiesser» geschmäht. Noch schlim-

mer aber waren die zahlreichen Krawalle und tätlichen Übergriffe, 

die die Stadt zwei Tage lang in Angst und Schrecken versetzten. 

Wer sich als Linker verdächtig machte, der wurde gejagt. In der 

Nähe des Stadtzentrums wurden zwei Arbeiter von ihren Fahrrä-

dern gezerrt, malträtiert und über ein Brückengeländer in die Ilm 

geworfen. Polizisten konnten Schlimmeres verhüten. Augenzeugen 

haben den Vorfall, der am hellichten Tag passierte, später mit einem 

Lynchversuch verglichen. Polizisten wurden getreten, verlacht und 

verspottet. Mädchen mit Bubiköpfen wurden wegen ihrer modi-

schen, bei den Nazis eher verpönten Haartracht beschimpft und an-

gespuckt. Wer unter den arglosen Passanten kein Hakenkreuz trug, 

der lief in jenen Tagen Gefahr, von bewaffneten, betrunkenen, ran-

dalierenden und grölenden Hitler-Anhängern verprügelt zu wer-

den. Zahlreiche Bürger wurden als Juden diffamiert. Darunter be-

fand sich der Weimarer Opernsänger Emil Fischer, der Anzeige bei 

der Staatsanwaltschaft Weimar erstattete. Als die Hitler-Anhänger 

an ihm vorbeimarschiert waren, hatte sich Fischer den Text der 

Sprechchöre so exakt aufgeschrieben, dass er ihn später bei der Be- 
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gründung seiner Strafanzeige dokumentieren konnte. «Wir scheis-

sen auf die Judenrepublik!», «Haut sie raus, die Judenbande, aus un-

serem deutschen Vaterlande!», «Wir brauchen keine Judenrepu-

blik, pfui, pfui, Judenrepublik!» und «Zum Putsch, zum Putsch sind 

wir geboren, dem Adolf Hitler haben wir’s geschworen!» 

Damit nicht genug. Auf dem Weimarer Rollplatz wurde ein Pri-

vatauto überfallen, die Insassen wurden ins Freie gezerrt und mit 

Stöcken geschlagen. Das Weimarer «Volkshaus», ein traditionelles 

Versammlungslokal in der heutigen Ebertstrasse, galt seit jeher als 

Treffpunkt der organisierten Arbeiterbewegung; hier hatten Karl 

Liebknecht, Rosa Luxemburg, Clara Zetkin und Rudolf Breitscheid 

gesprochen. Eine Gedenktafel erinnert an den Generalstreik Thü-

ringer Arbeiter gegen den Kapp-Putsch im Jahre 1920, bei dem 

neun Demonstranten getötet worden waren. An jenem Wochen-

ende im Sommer 1926 wurde auch dieses Haus zum Ziel national-

sozialistischer Überfälle. Dreimal wurde in der Nacht versucht, das 

Lokal in Brand zu stecken. Dreihundert schwerbewaffnete Natio-

nalsozialisten wollten in einem militärisch vorbereiteten Angriff 

über die Aussenmauern in das Innere des «Volkshauses» eindrin-

gen und dort Feuer legen. Eine aufmerksame Polizei verhütete 

Schlimmeres. 

Strategie und Taktik dieser Provokation erinnerten Beobachter 

später an die Einschüchterungsversuche italienischer Faschisten, 

wie im Landtag gesagt wurde. Mit derartigen Aktionen habe der 

Aufstieg des Diktators Benito Mussolini begonnen. «Mit dem Nie-

derbrennen von Volkshäusern, Gewerkschaftshäusern und mit 

Überfällen auf Geschäftshäuser sollte auch in Weimar der Anfang 

gemacht werden.»39 

Die Stadt glitt in einen Zustand von Rechtlosigkeit, Hass und 

Willkür ab, und die Ordnungskräfte waren fast machtlos dagegen. 

Bei ihrer Anfrage an die Landesregierung konnte die SPD-Opposi-

tion darauf verweisen, dass ein regelrechtes Waffenarsenal vorhan-

den war und mit Stöcken, Spaten, Beilen, Schuss- und Stichwaffen 
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auf die friedliebenden Bürger losgegangen worden war. «Jedenfalls 

war wohl kein einziger Nationalsozialist in Weimar, der nicht mit 

einer Waffe, einem Dolch oder einer Schusswaffe bewaffnet gewe-

sen ist und die Leute waren ihrer Sache so sicher, dass sie diese 

Waffen offen zur Schau getragen haben.»40 Man rechnete erschrok-

ken vor, dass am Sonntagnachmittag mehr als dreissig Dolchträger 

gezählt worden waren. Am frühen Morgen war ein bewaffneter 

Trupp von über zweihundert Nationalsozialisten sogar noch einmal 

vor dem inzwischen polizeilich abgeriegelten Weimarer «Volks-

haus» erschienen und hatte in lauten Sprechchören gerufen: «Blut 

wollen wir sehen!» 

Besonders bayerische Hitler-Anhänger, die überwiegend auf Ko-

sten der NSDAP mit Sonderbussen nach Weimar geschafft worden 

waren, liefen mit weithin sichtbaren Dolchen und Messern in ihren 

Stiefelschäften herum. In der Nähe des Bahnhofs wurde der Polizei-

oberwachtmeister Paul Schmidt von einem dieser Nationalsoziali-

sten angeschossen und so schwer verletzt, dass er lange in Lebens-

gefahr schwebte. Später konnte der Polizeibeamte bestätigen, dass 

der Attentäter eine Hakenkreuzbinde getragen habe und randalie-

rende Nazis den Vorfall mitangesehen hätten. Selbst scheinbare Be-

langlosigkeiten führten zu tätlichen Übergriffen. Als ein Zuschauer 

beim Absingen des Deutschlandliedes seine Mütze nicht abnehmen 

wollte, wurde er brutal zusammengeschlagen. Das spätere Fazit 

dieses Reichsparteitages der NSDAP war bei der Bevölkerung und 

bei den thüringischen Ordnungskräften vernichtend. Man sprach 

von flegelhaftem Verhalten und politischem Strauchrittertum. Nie-

mand durfte sich nach diesem Wochenende mehr sicher fühlen. 
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Ein Kniefall vor den Nazis 

Als im Thüringer Landtag über diesen Skandal debattiert wurde, 

warf der sozialdemokratische Abgeordnete Frölich dem Innenmi-

nister Sattler vor, bei der Behandlung rechter und linker Gruppie-

rungen nicht mit dem richtigen Mass vorgegangen zu sein. Wäh-

rend die deutschen Rechtsradikalen, die doch die bestehende Ver-

fassung abschaffen wollten, überaus vorsichtig behandelt würden, 

gelte ganz anderes für die republikanischen und linksgerichteten 

Organisationen. Weil die Nationalsozialisten in Thüringen das poli-

tische Zünglein an der Waage seien, würden sie von der Regierung 

geschont. Nach den Erfahrungen, die man schon im August 1924 bei 

der Tagung der «Nationalsozialistischen Freiheitsbewegung Gross-

deutschlands» gemacht habe – bei diesem Treffen hatte Dinter der 

Reichsregierung mit dem Galgen gedroht –, hätte die Landesregie-

rung ihren Beschluss, das Nationaltheater nicht für politische 

Zwecke zur Verfügung zu stellen, niemals aufgeben dürfen. 

Die stürmische Debatte im Landtag offenbarte eine tiefe und of-

fenbar unüberbrückbare Kluft zwischen Regierung und Opposition. 

Als Dinter behauptete, der Schuss auf den schwerverletzten Polizei-

oberwachtmeister sei nicht von einem Hitler-Anhänger, sondern 

von einem Kommunisten abgegeben worden, kam es sogar zu 

Handgreiflichkeiten; dem exzentrischen Dinter wurde aus den Rei-

hen der KPD-Fraktion ein Tintenfass an den Kopf geworfen. Mit Bil-

ligung des Parlamentspräsidenten durfte er zur Empörung der Op-

position eine Erklärung verlesen, in der die Marxisten zu alleinigen 

Urhebern der Vorkommnisse gestempelt wurden; die gesamte 

«marxistische Linke» – so der ungeheuerlich anmutende Vorwurf – 

habe die Nationalsozialisten provoziert. Der Tumult steigerte sich 

zum Eklat, der in der teilweisen Unterbrechung der Landtagssit-

zung endete. «Verbrecher, Lumpen, Gesindel», scholl es von den 

Bänken der Opposition. Vergeblich rief der Präsident zur Ordnung; 

nach wenigen Stunden wurde die tumultartige Sitzung abgebro- 
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chen. «Wir sehen dieselben Anfänge, wie wir sie auch in Italien ha-

ben beobachten können ... Wir wissen, dass auch die Nationalsozia-

listen die Staatsform mit Gewalt ändern wollen. Aber gegen diese 

nimmt der Innenminister nicht Stellung. Seitdem der Ordnungs-

bund im Thüringer Landtage die Mehrheit hat, werden die Vor-

schriften ... der Landesverfassung in Thüringen nicht mehr beach-

tet.»41 

Auch im Stadtrat von Weimar war die Empörung gross. Nach 

dem NSDAP-Reichsparteitag protestierte eine Mehrheit der Par-

teien gegen die «unerhörten Übergriffe und Gewalttätigkeiten». 

Weimars Oberbürgermeister Walter Felix Mueller schilderte per-

sönliche Eindrücke, sprach von Belästigungen der Bürger und von 

Schlägereien und Aufläufen, die eindeutig auf das Schuldkonto der 

Nationalsozialisten zu rechnen seien. Der Reichstagsabgeordnete 

der NSDAP, Julius Streicher – so empörte sich Mueller –, habe in sei-

ner Rede auf dem Marktplatz die gesamte Einwohnerschaft der 

Stadt in unflätiger Weise beschimpft. «Wenn man ein Gastrecht ge-

niesst, dann ist es selbstverständlich, dass man sich anständig zu 

benehmen hat. Aber das liegt den Nationalsozialisten nicht», so 

Weimars Stadtoberhaupt vor seinen Ratsmitgliedern. 

Der gefasste Beschluss des Stadtparlaments, der einer eindeuti-

gen Distanzierung gegenüber den Nationalsozialisten gleichkam, 

klebte später an fast allen Litfasssäulen der Stadt. Selbst der einzige 

völkische Abgeordnete in der städtischen Parlamentsvertretung, 

Fritz Fink, enthielt sich bei der Abstimmung der Stimme nur, an-

statt eine Gegenstimme abzugeben. Dafür wurde Fink später von 

seinen Parteigenossen als «traurige Figur» diffamiert. Gegen die 

Resolution stimmten drei Mitglieder der deutschnationalen Rech-

ten, darunter der Weimarer Bankdirektor Adolf Landsberger. Wo 

sich selbst der völkische Ratsherr für das skandalöse Vorgehen der 

eigenen Parteigenossen schämte, schauten ausgerechnet drei Mit-

glieder der deutschnationalen Fraktion einfach über das beschä-

digte Ansehen ihrer Vaterstadt hinweg und drückten beide Augen 

zu. 
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Der deutschnationale Abgeordnete von Eichel-Streiber rechtfer-

tigte das Vorgehen der Innenbehörden und gab Innenminister Satt-

ler sogar für künftige Hitler-Aufmärsche einen Blankoscheck: «Wir 

stellen fest, dass die Regierung keine Veranlassung hatte, die Abhal-

tung des Parteitages der NSDAP unter ihrem Führer Hitler in Wei-

mar zu verbieten. Wir billigen auch, dass die Regierung es ablehnt, 

den Anregungen auf Ausnahmebehandlungen der NSDAP oder ih-

res Führers Hitler in Bezug auf die Abhaltung von Parteitagen, Ver-

sammlungen oder Vorträgen in Thüringen zu folgen.» Der national-

sozialistische Abgeordnete Willy Marschler, der 1930 zum Staats-

rat in Thüringen aufrückte, gab zu Protokoll: «Die Fraktion der 

NSDAP erklärt, dass sie die Antwort der Regierung befriedigt ... und 

dass sie nicht daran denkt, die Forderung des Stadtrats, den Natio-

nalsozialisten in Zukunft die Abhaltung von Parteitagen in Weimar 

zu verbieten, zur Ausführung zu bringen.»42 

Die Ablehnung aller Misstrauensanträge stärkte die Regierung. 

Aber seit jenem 14. Juli 1926 hatte Hitler in Weimar endgültig den 

Fuss in der Tür. Der parlamentarische Rückhalt von 38 Stimmen 

der Regierungskoalition musste ihm und seinen Mitstreitern signa-

lisieren, dass Thüringen als Zwischenstation für den Marsch von 

Bayern nach Berlin und als fast ideales Experimentierfeld für natio-

nalsozialistische Agitation benutzt werden konnte. Schon ein Jahr 

später stiegen die nationalsozialistischen Stimmengewinne bei den 

Kommunalwahlen besonders in den ländlichen Regionen und Städ-

ten wie Gera, Schleiz und Hildburghausen fast kontinuierlich an. 

Wie ein vorweggenommener Präzedenzfall für die spätere deut-

sche Parteiengeschichte war bereits im Verlauf dieser Landtagsde-

batte das Modell jener ominösen «Harzburger Front» aufgetaucht, 

bei der eine konservative bürgerliche Rechte gemeinsame Sache 

mit den Nazis machte. Obwohl Adolf Hitler immer wieder die Besei-

tigung der als «System von Weimar» attackierten Verhältnisse ge-

fordert hatte, wurde er von den Repräsentanten dieses parlamen-

tarischen Systems keineswegs als Verfassungsfeind betrachtet. Im 
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Gegenteil: Die Ablehnung der Misstrauensanträge konnte auch als 

Vertrauensbeweis für die umstrittene NS-Partei und als eine Ab-

sage an alle republikanischen Parteien bewertet werden, die sich 

wie DDP und SPD um den Bestand der Republik Sorge machten und 

als «marxistische Linke» ausgegrenzt wurden. Schon damals ent-

stand eine Kluft, die nie mehr überbrückt werden sollte. 

Aber auch die Geduld der Stadt Weimar war auf eine ernsthafte 

Probe gestellt worden. Der mutige Stadtratsbeschluss, in dem sich 

die Empörung der Bürger über den Hakenkreuz-Terror artiku-

lierte, wurde vom Innenminister ausdrücklich als falsch und vorei-

lig verurteilt. In einem ungeahnten opportunistischen Schwenk 

kam damals sogar die Mehrheitsfraktion «Freie Bürgervereini-

gung» der Regierungskoalition noch nachträglich zu Hilfe. Plötzlich 

beschwerten sich die Abgeordneten dieser kommunalen Fraktion, 

in der sich Anhänger der Rechtsparteien sowie Sympathisanten der 

Nazis befanden, die Stadtratsresolution sei nur durch eine ge-

schickte «Überrumpelung» und in erster Aufregung nach dem Par-

teitag zustande gekommen. Wie die parlamentarische Mehrheit im 

Landtag wollten auch diese Weimarer Mandatsträger von einer kla-

ren Verurteilung der Vorfälle nichts mehr wissen, sorgten sich nicht 

mehr um das beschädigte Ansehen der Stadt, sondern hielten es mit 

einem Male sogar für unverantwortlich, ein abschliessendes Urteil 

zu fällen. 

Damit standen für Hitlers Partei in der thüringischen Landes-

hauptstadt alle Chancen gut. Allen voran die amtierende Landesre-

gierung sowie die sie tragenden Parteien der Regierungskoalition 

hatten in einer brisanten, weit über Thüringen hinaus beachteten 

Streitfrage politische Position im Sinne der Nationalsozialisten be-

zogen. Hitlers Anhänger wurden sogar rehabilitiert – trotz ihres 

kriminellen Auftretens. Zu solcher Loyalität gesellten sich unzwei-

deutige Sympathiebeweise aus dem Weimarer Stadtrat, wo Hitler 

in allen bürgerlichen Fraktionen stille Helfershelfer vermuten durf-

te. Schon zwei Jahre später konnte der neue NSDAP-Gauleiter Fritz 
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Sauckel seinem Führer berichten, dass die parteipolitische Arbeit in 

Thüringen sehr erfolgreich sei. Besonders in den «gehobenen Krei-

sen des Weimarer Bürgertums» habe man grosse Zustimmung er-

zielt. Bei einem solchem Rückhalt konnte der NSDAP-Führer daran-

gehen, das Land Thüringen und dessen Hauptstadt als strategisches 

Aufmarschgebiet für seinen Sprung an die Macht weiter auszu-

bauen. 

Die offizielle Interpretation der damaligen Vorfälle löste in der 

deutschen Öffentlichkeit fast einhellig Empörung aus. Mit einer bis 

dahin nicht gekannten Offenheit sprach man den Verdacht aus, dass 

die Thüringer Landesregierung die schweren Ausschreitungen nur 

verniedlicht habe, um die eigene politische Machtbasis nicht zu ge-

fährden. «Am bedenklichsten aber ist die Tatsache, dass der Innen-

minister die Polizei gegen die Angriffe der Nationalsozialisten ... 

nicht in Schutz genommen hat», meinte das Berliner Tageblatt. 

«Das ist ein sehr gefährliches Spiel mit der Staatsautorität, die ja 

ohnehin schon von den Nationalsozialisten und ganz besonders in 

Thüringen mit den Füssen getreten wird.» Als der offizielle Antrag 

der Deutschen Demokratischen Partei abgelehnt wurde, im Land-

tag wenigstens den Polizeibericht über die Weimarer Vorfälle zu 

verlesen, entrüstete sich das Berliner Blatt: «Mehr kann die Regie-

rung nicht erwarten – von der rechten Mehrheit ein derartiges Ver-

trauensvotum zu bekommen!» Für die überwiegende Mehrheit der 

Journalisten war der entscheidende Faktor aller Vertuschungsma-

növer die eindeutige Haltung von Innenminister Georg Sattler. Die 

Frankfurter Zeitung urteilte: «Es unterliegt kaum einem Zweifel, 

dass Herr Sattler, der von der Objektivität seiner Amtsführung 

überzeugt sein soll, doch eine wesentlich andere Einstellung einge-

nommen hätte, ... wenn nicht rechtsradikale Ausschreitungen, son-

dern tatsächliche Exzesse linksstehender bzw. kommunistischer 

Kreise zur Erörterung stehen würden.»43 

Damals erhob sich im Kreis der betroffenen und zutiefst belei- 
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digten Bürger von Weimar eine mahnende Stimme. Der jüdische 

Opernsänger Emil Fischer, Mitglied des Israelitischen Religionsver-

eins und des «Centralvereins deutscher Staatsbürger jüdischen 

Glaubens», wehrte entrüstet den Verdacht ab, wonach nicht die Na-

tionalsozialisten, sondern angeblich linke Kreise an den Tumulten 

schuldig gewesen seien. Fischer erstattete Anzeige und schrieb an 

den Staatsanwalt: «Ich halte das Auftreten dieser sogenannten Na-

tionalen Sozialisten für schmachvoll und empfinde ihr Benehmen 

am vergangenen Sonntag als eine unerhörte Provokation. Ich habe 

schon mancherlei an Beleidigungen einstecken müssen, was ich 

meiner Zugehörigkeit zu einer nicht vorschriftsmässigen Religion 

und Weltanschauung verdanke. Aber dieser Aufzug am Sonntage 

bedeutete für mich mehr als eine persönliche Beleidigung.» Emil Fi-

scher musste 1938 nach Holland emigrieren und wurde später in 

das berüchtigte Vernichtungslager Sobibor deportiert. Von dort 

kam er nie mehr zurück.44 



Der Schreibtischtäter 
Mit Wilhelm Frick an die Macht 



Hitlers Pokerspiel 

Hitlers späterer Pressechef Otto Dietrich hat in seinem im Jahre 

1935 erschienenen Buch «Mit Hitler an die Macht» von einer plan-

mässigen Demonstrations- und Einkreisungspolitik gesprochen, 

die 1929 mit der Eroberung der Stadt Coburg eingeleitet wurde, um 

«von der Seite der Kommunen und Länder her vorzudringen und 

sich eine Machtposition nach der anderen zu schaffen».1 Diese Stra-

tegie galt ganz sicher auch für Thüringen und dessen Landeshaupt-

stadt Weimar. 

In einem Brief an einen in Übersee lebenden, mit ihm befreunde-

ten und bis heute unbekannt gebliebenen Deutschen hat Hitler 

1930 seine Erwartungen und Hoffnungen formuliert, die er mit der 

heiklen Regierungsbildung in Thüringen verband. Ungewöhnlich 

freimütig beschreibt er den politischen und psychologischen Klima-

wechsel seit 1924 in Thüringen und rühmt den «ausschlaggeben-

den Einfluss», den die Nationalsozialisten dabeigehabt hätten; das 

verdankten sie auch der politisch und propagandistisch höchst er-

folgreichen Strategie von Arthur Dinter, der bis Ende 1927 Gaulei-

ter in Thüringen gewesen war, aber wegen ideologischer Differen-

zen mit Hitler abgesetzt und aus der Partei ausgeschlossen wurde.2 

In seinem Brief verweist Hitler nicht ohne Stolz darauf, dass die 

NSDAP in fünf Jahren hunderttausend neue Mitglieder gewonnen 

hatte; allein 1929 waren achtzigtausend neue Anträge auf eine Par-

teimitgliedschaft hinzugekommen. «Wir haben einen gründlichen 

Unterbau geschaffen. Wir haben unser Volk durchgepflügt wie 

keine andere Partei es tut.» Damit war auch ein indirektes Lob für 

die erfolgreiche Parteiarbeit des neuen Gauleiters Fritz Sauckel 

ausgesprochen, der ein «tüchtiges Vorwärtskommen der Bewe- 
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gung» verzeichnete, wie er in einem Schreiben an den «hochzuver-

ehrenden Hitler» schon im Sommer 1929 versichert hatte. Wenn 

sich der Stimmenanteil der NSDAP Ende des Jahres 1929 bei den 

thüringischen Landtagswahlen schlagartig von 3,4% im Jahre 1927 

auf 11,3% bei den Landtagswahlen im Jahre 1929 verwandelte, 

dann war dies auch Sauckels Verdienst. Der spätere Innenminister 

und Reichsstatthalter von Thüringen war nach Dinters erzwunge-

nem Abgang 1927 an die Spitze des NSDAP-Gaus Thüringen beru-

fen worden und avancierte drei Jahre später zum neuen Fraktions-

führer der Hitler-Partei im Thüringer Landtag.3 

Im Brief Hitlers an seinen anonymen Vertrauten artikuliert sich 

der Stolz über die unbestreitbaren Anfangserfolge, die seine Partei 

in Thüringen zu verzeichnen hatte. Besonders die von ihm verfoch-

tene, innerparteilich noch umstrittene Strategie einer allmählichen 

Machtübernahme in den Kommunal- und Landesparlamenten 

schien vorerst bestätigt worden zu sein. Am Ende des Jahres 1929, 

als die NSDAP bei vorgezogenen Landtagswahlen sechs Mandate 

gewann, hatte endlich Hitlers Stunde geschlagen. 

Der Eintritt der Nationalsozialisten in die thüringische Landes-

regierung nach schwierigen Koalitionsverhandlungen im Januar 

1930 wurde von Hitlers Vasallen als Vorspiel für einen künftigen 

Sieg im Deutschen Reich bejubelt. Die spätere Nominierung von 

Wilhelm Frick zum Innen- und Volksbildungsminister wurde als 

«Propaganda der Tat» gefeiert, die dem gesamten deutschen Volk 

eine «erste Vorstellung des kommenden Deutschen Reiches» ver-

mitteln sollte. Stellvertretend für eine Mehrheit innerhalb der NS-

DAP frohlockte ein enger Gefolgsmann des späteren Reichsmi-

nisters Frick schon damals über einen sich anbahnenden Macht- 

und Stimmungswechsel: «Ganz Deutschland schaut auf die Kämpfe, 

die Frick als Minister Thüringens gegen Marxismus und bürgerli-

che Halbheit, gegen die Reichsregierung ... und gegen die Mitregie-

renden in Weimar durchficht.»4 
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Bei den Landtagswahlen vom 8. Dezember 1929 waren die Na-

tionalsozialisten gemeinsam mit der Wirtschaftspartei und den 

Kommunisten auf einem dritten Platz hinter den Sozialdemokraten 

und dem Thüringer Landbund gelandet. Weil der «marxistischen 

Mehrheit» von 24 SPD- und KPD-Abgeordneten eine bürgerliche 

Minderheit von 23 Abgeordneten gegenüberstand, blieb nur die Al-

ternative, sich entweder mit der Partei Hitlers oder aber mit den 

Sozialdemokraten zu verbünden. Schon unmittelbar nach Bekannt-

gabe der Wahlergebnisse zeigte sich, dass sich die geschlossene 

Mehrheit der «Bürgerlichen» einem Pakt mit dem als «Marxismus» 

stigmatisierten Lager der Linken widersetzte. Der angeblich beson-

ders geplagte Mittelstand klagte damals unaufhörlich über unange-

messen hohe Steuern und Abgaben. Die allgemeine, fast schon ver-

drossene Haltung, vom Staat alles zu verlangen, aber nichts mehr 

von ihm zu erwarten, war weit verbreitet. Es galt in diesen Kreisen 

als wichtig und vorrangig, besonders die Sozialdemokraten von der 

Macht in Thüringen fernzuhalten. 

Weil die «innere Übereinstimmung mit den Sozialdemokraten» 

fehlte, sprachen sich die wirtschaftlichen Interessengruppen hinter 

dem Thüringer Landbund, der Wirtschaftspartei und der Deutsch-

nationalen Volkspartei gegen eine Grosse Koalition mit der SPD aus, 

deren Parteiführer und Fraktionsvorsitzenden nicht einmal zu Vor-

gesprächen eingeladen wurden. Die Stimmung in Thüringen antizi-

pierte bereits den sich anbahnenden Bruch der Grossen Koalition 

im März 1930 in Berlin, wo der Vorrat an Gemeinsamkeiten nach 

fast zwei Jahren erschöpft war. 

Mehr als ein Notbündnis auf begrenzte Zeit war diese Reichsexe-

kutive unter dem sozialdemokratischen Reichskanzler Hermann 

Müller nie gewesen. Für Hitler war das Berliner Reichskabinett nur 

ein Bündnis zwischen den «Parteien der ehemaligen Landesverrä-

ter» – eine diskriminierende Beschreibung, die möglicherweise 

ihre Wirkung auch in Thüringen nicht verfehlte. 

Aber eine Grosse Koalition war in Thüringen nie ernsthaft in Be- 
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tracht gezogen worden, obwohl die Annäherung an die NSDAP be-

sonders für die Deutsche Volkspartei einer inneren Zerreissprobe 

gleichkam. «Es tut mir in der Seele weh, dass ich euch in der Gesell-

schaft seh», empörte sich im Namen des aufgebrachten linken Par-

teiflügels der damalige DVP-Parteiführer von Kardorff. Beschwö-

rend wurde die thüringische DVP-Landesgruppe aus allen Teilen 

des Reiches vor einem Bündnis mit den Nationalsozialisten ge-

warnt. Immer wieder wurde von besorgten Parteifreunden darauf 

hingewiesen, dass man die um die Macht buhlenden Rechtsradika-

len mit einer Regierungsbeteiligung nur aufwerten und am Ende 

politisch hoffähig machen würde. Alle besorgten Warnungen wur-

den überhört. 

Vor allem Sozialdemokraten, aber auch Vertreter des Linkslibe-

ralismus und des politischen Katholizismus traten der braunen Ge-

fahr früh und mutig entgegen. Stellvertretend für viele prangerte 

der SPD-Parlamentarier Max Greil im Mai 1930 die neuen Nazi-Ko-

alitionäre an: «Der Geist, den wir jetzt in Thüringen erleben, ist der 

Geist des Rassenhasses und der Geist der Verleumdung der eigenen 

Volksgenossen.» Aber diese Kritik spiegelte bereits einen fast ver-

zweifelten Abwehrkampf wider. Alle Beschwörungen heraufzie-

hender Gefahren wurden besonders von der damaligen geistigen 

Elite überhört, die sich kaum daran zu stören schien, dass das «Na-

tionale» von den Nationalsozialisten fast schon in geistige Erbpacht 

genommen worden war. 

Auf den ersten Blick schien es, als sei Hitlers Partei am Ende des 

Jahres 1929 von der sehnlichst erhofften Entwicklung zu einer 

grossen und schlagkräftigen Massenpartei noch weit entfernt. Bei 

den Landtagswahlen 1929 hatten sich die Wahlerfolge der Natio-

nalsozialisten in Grenzen gehalten. In Sachsen hatte die NSDAP 

fünf, in Baden sechs, in Mecklenburg-Schwerin zwei, in Lübeck und 

Thüringen sechs Mandate erhalten. Die Anzahl rechtsradikaler 

Mandatsträger war auch in den übrigen Landtagen relativ unbe-

deutend geblieben. Aber schon die Reichstagswahl 1928 hatte ei- 
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nen Aufwärtstrend für die Nationalsozialisten signalisiert – Hitlers 

Partei errang zwölf Mandate. Überall waren stetige Zugewinne für 

die NSDAP zu verzeichnen. Die thüringische Landtagswahl im De-

zember 1929 brachte dann den entscheidenden Durchbruch bei 

den nationalen und konservativen Wählern. Die Aufnahme der NS-

DAP in die vom Thüringer Landbund geführte Regierung hatte für 

Hitler und seine Sympathisanten grosse strategische Bedeutung. 

Der Historiker Karsten Rudolph hat darauf hingewiesen, dass der 

damalige Grundkonsens zwischen allen Beteiligten bereits darin 

bestand, die deutsche Sozialdemokratie von der Macht fernzuhalten 

und sich zugunsten eines Notverordnungsregimes von der parla-

mentarischen Demokratie Schritt für Schritt abzuwenden.5 

Noch im Landtagswahlkampf hatten fast alle Redner der Natio-

nalsozialisten beteuert, dass ihre Partei nie mit den «verspiesser-

ten», «verkalkten», «vertrottelten», «feigen», «verräterischen» und 

«verbürgerlichten Parteien» gemeinsame Sache machen würde. 

Nun übten gerade die verhöhnten Parteien ihren Kotau vor den 

neuen Partnern. Die Thüringer Landbund-Partei erklärte, man 

dürfe den Nationalsozialisten nicht mehr die Rolle eines Tolerie-

rungspartners überlassen. Man müsse Hitlers Partei kategorisch 

vor die Alternative stellen, sich entweder an der neuen Regierung 

zu beteiligen oder weiterhin in der Opposition zu bleiben. Aber 

auch bei Hitler war politisches Umdenken zu spüren. In Sachsen 

hatte er sich noch mit der parlamentarischen Unterstützung einer 

bürgerlichen Regierung begnügt. Jetzt gehorchte der Eintritt in das 

Koalitionsbündnis einer langfristigen Strategie, die auf Dauer ange-

legt war und kein Übergangsphänomen sein sollte. Hitlers Schritt 

war von «epochaler Bedeutung», wie der Rechtshistoriker Ernst 

Rudolf Huber analysiert, weil der Weg vorgezeichnet wurde, auf 

dem sich der Rechtsradikalismus die Macht in den Ländern und 

später im Reich erobern wollte.6 

Nach der Überwindung zahlreicher Skrupel hatte die Deutsche 

Volkspartei zwar den Weg zur Regierungsbeteiligung geebnet. Aber 
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die Nationalsozialisten waren damit noch lange nicht im Weimarer 

Verfassungsstaat angekommen. Der historische Irrtum der bürger-

lichen Parteien bestand darin, dass keiner ihrer Vertreter die Radi-

kalität der neuen Bündnispartner ernst nahm. Mit einer Zuschauer-

rolle wollte sich Hitler nun nicht mehr begnügen. Nun ging es um 

die ganze Macht, deren Bastionen zum Propagandafeldzug genutzt 

werden mussten. 

Allen voran die grosse Zustimmung in der Dichterstadt Weimar 

liess auf glorreiche Zeiten hoffen; mit 23,8% der Stimmen hatte be-

reits jeder fünfte Wahlberechtigte in der Goethe-und-Schiller-Stadt 

für Hitlers Partei votiert. Da bahnte sich ein politischer System-

wechsel an, der offenbar auch von zahlreichen Wählern so gewollt 

war; von diesem Stimmungsumschwung konnte die NSDAP nur 

profitieren. In der zweiten Jahreshälfte 1929 war es in Deutschland 

zu einem allgemeinen politischen Klimawechsel gekommen, dessen 

Folgen auch in Thüringen spürbar wurden. Die Auswirkungen der 

Weltwirtschaftskrise und die praktische Unerfüllbarkeit der deut-

schen Reparationsschuld liessen die Propaganda der stärker ge-

wordenen Nazis einen immer grösseren Widerhall finden. In der 

klein- und mittelständischen Landbevölkerung Thüringens, bei den 

Angestellten und im wachsenden Heer der Arbeitslosen, das schon 

1929 die Drei-Millionen-Grenze überschritten hatte, fand die auf ei-

nen radikalen Systemwechsel drängende NSDAP potentielle Ver-

bündete. Allen voran die Jugend aus allen sozialen Schichten jubelte 

bald Hitler und seiner Partei zu, die zum Motor des Neuen und zum 

unbestrittenen Hoffnungsträger geworden waren. Spürte Hitler 

diese geheime Zustimmung bereits drei Jahre vor seinem endgülti-

gen Machtantritt? Der ehemalige Thüringer Landesminister Karl 

Riedel (DVP) berichtet in seinen Memoiren über seinen Neffen, der 

in zahllosen Nazi-Versammlungen die Hakenkreuzfahne entrollte 

und zum glühenden Anhänger Fricks und Hitlers geworden war. 

Auf die Frage des Onkels, wie das Programm Hitlers eines Tages fi-

nanziert werden solle, erhielt Riedel zur Antwort, dass man die jü- 
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dischen Banken erobern und das dort «schlummernde Gold für die 

deutsche Volksgemeinschaft» verwenden wolle.7 

Die historische Parallelität war beklemmend; das frivole Schau-

spiel einer Anbiederung an die NSDAP aus dem Jahr 1924 wieder-

holte sich noch einmal sechs Jahre später. Weil die konservative 

Rechte und die bürgerlichen Parteien keine Mehrheit hatten, wurde 

nach einem neuen Koalitionspartner gesucht. Die Führer der demo-

kratischen Parteien hätten nach den zwiespältigen Erfahrungen der 

zurückliegenden Zeit – nach dem Hakenkreuz-Terror des Jahres 

1926, unter dem Eindruck der antisemitischen Hetze prominenter 

NSDAP-Mitglieder oder der ungemein zügellosen Kampagne gegen 

den Young-Plan sowie gegen Gustav Stresemann – eine Regierungs-

beteiligung der NSDAP ablehnen können. «Dieser gehässige Antise-

mitismus, wie er von den Nationalsozialisten gepflegt wird, ist mit 

einem wahren Christentum nicht in Einklang zu bringen», warnte 

beschwörend ein Landtagsabgeordneter der Demokraten. Aber die 

Chance zur allgemeinen Besinnung und Neuorientierung wurde 

vertan, weil eine Koalition mit den Rechtsextremen für die Konser-

vativen weniger riskant zu sein schien als ein politisches Bündnis 

mit den Sozialdemokraten. Hannelore Braun kommt nach ihrer 

Analyse über die Frick-Regierung in Thüringen zu dem Resümee: 

«Der Versuch, mit einer so aktiven kleinen Partei wie der NSDAP zu 

paktieren, schien angesichts der Machtverteilung im Land kein Ri-

siko zu bergen. Schlechte Erfahrungen mit ihr als Regierungspartei 

fehlten ... die Gefahr, von den Neulingen überrumpelt zu werden, 

wurde nicht ins Auge gefasst.»8 

Die politische Arglosigkeit der bürgerlichen Parteien war gross. 

So sprach man von einem «gewissen Kitt», der das geplante Koali-

tionsbündnis ideologisch verband, und vertraute darauf, dass Hitler 

seine Zusage einhalten und die Reichs- und Landesverfassung re-

spektieren werde. Niemand ahnte, wie rücksichtslos er Gebrauch 

von seiner neuen Macht machen würde. Dazu hatte er sich in sei-

nem denkwürdigen Brief bereits unmissverständlich geäussert:  
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«Man musste deshalb dieses Mal gleich von Anfang an den Herren 

Parteipolitikern zeigen, dass jeder Versuch einer Übertölpelung der 

nationalsozialistischen Bewegung lächerlich ist.»9 

Hitler pokerte hoch und gewann. Er forderte nicht nur die Betei-

ligung an der Koalition, sondern eroberte mit der Forderung nach 

dem Innen- und Volksbildungsressort die Kontrolle über zwei 

Schlüsselministerien der neuen Regierung. Damit beherrschte die 

NS-Partei nahezu alles, was die Weimarer Reichsverfassung den 

Ländern noch an Kompetenzen gelassen hatte. Erst nach der Zu-

sage für dieses Schlüsselressort liess er die Katze aus dem Sack und 

nannte mit Wilhelm Frick einen Kandidaten für das neue Minister-

amt, an dem die Vereinbarungen fast noch einmal gescheitert wä-

ren. 

Dem Innenministerium unterstanden ein Grossteil der allgemei-

nen Landesverwaltung sowie das wichtige Personalreferat, wo 

über die Ein- und Absetzung von Beamten entschieden werden 

konnte. Die ministerielle Aufsicht über die thüringische Landespo-

lizei kam hinzu. Wer dieses Ministerium in die Hand bekam, kon-

trollierte praktisch die innere Sicherheit des Landes. Auch bei dem 

zweiten, von Hitler ultimativ eingeforderten Ressort lagen die 

machtpolitischen Verhältnisse nicht anders. Dem thüringischen 

Volksbildungsministerium unterstand mit dem gesamten Schul- 

und Bildungswesen ein Aufgabenbereich, der von der Volksschule 

bis zur einzigen Landesuniversität in Jena reichte. Hinzu kamen die 

finanzielle Kontrolle und die politische Weisungsbefugnis über die 

Landestheater, über die Oper, über die Kinos, über das gesamte 

Konzertwesen sowie über alle übrigen Kulturveranstaltungen. 

«Wer diese beiden Ministerien besitzt und rücksichtslos und be-

harrlich seine Macht in ihnen ausnutzt, kann Ausserordentliches 

bewirken», folgerte Hitler im Rückblick auf seinen damaligen Er-

oberungsfeldzug, der mit einem zweiten Paukenschlag gekrönt 

werden sollte. 

Weil es Hitler um die Eroberung der gesamten Exekutive «von 

innen her» ging, musste er die Schaltstellen des ministeriellen 

Machtapparats mit Vertrauensleuten besetzen, die genauso skru- 

244 Der Schreibtischtäter 



pellos dachten wie er. Für diesen riskanten Auftrag kam nicht «ir-

gendein kleiner Parlamentarier», sondern nach Hitlers eigener Be-

schreibung nur ein «durchgekochter Nationalsozialist» in Frage. Ei-

nen derartigen Gefolgsmann und Überzeugungstäter schien er in ei-

nem Mann gefunden zu haben, der mit ihm seit der «Kampfzeit» 

durch dick und dünn gegangen war. Der Kandidat für das Minister-

amt war Wilhelm Frick, ein glühender Parteisoldat mit der Nr. 10 

im Mitgliedsausweis der NSDAP, und enger Vertrauter, den sein 

Parteichef als «energischen, kühnen und verantwortungsfreudigen 

Beamten» rühmte. Frick erhielt von seinem Führer darüber hinaus 

das Lob, ein «fanatischer Nationalsozialist» zu sein.10 

Wie Adolf Hitler witterte auch der überraschend ins Spiel ge-

brachte Frick in der geplanten Übernahme des Doppelministeriums 

die Chance, in Thüringen sukzessive «eine Machtposition um die 

andere zu erobern». Für diesen glühenden Vorkämpfer der NS-Be-

wegung war das geplante Ministeramt nur ein Instrument, um «in 

grundsätzlicher Abkehr von den bisherigen Methoden neudeut-

scher Regierungskünste» neue Wege einzuschlagen. Ähnlich wie 

Hitler träumte Frick davon, in Thüringen, Sachsen und Bayern ei-

nen «Widerstandsblock» gegen Berlin zu errichten, um so die 

Reichspolitik zu erobern. 

Fricks Abrechnung mit der bisherigen Politik war gnadenlos; seit 

1919 sei in Deutschland eine «Erfüllungs-, Tribut- und Verskla-

vungspolitik» betrieben worden, die von angeblich volkszerstören-

den Marxisten, bürgerlichen Zuhältern und «Organisationen des 

Untermenschentums» gemacht wurde. Und dieser rechtsextreme 

Verfassungsfeind, der dem Geist der Weimarer Republik sechs Jah-

re nach dem von ihm mitgetragenen Münchener Putsch den erbit-

terten Kampf ansagte, sollte plötzlich ein mit weitreichenden Kom-

petenzen ausgestatteter Superminister werden? Weder Hitler noch 

Frick verheimlichten ihre Absicht, die demokratische Weimarer 

Verfassung abzuschaffen und eine diktatorische Staatsform zu er-

richten. «So sieht der Geist von Weimar von 1919 aus, der nichts  
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anderes ist wie der Geist des Zusammenbruchs, der Niederlage, des 

Verzichts und der Unterwerfung. Diesem Geist oder vielmehr Un-

geist setzen wir Nationalsozialisten den Geist von Weimar von 

1930 entgegen, indem wir Thüringen, das grüne Herz Deutsch-

lands, zum Mittelpunkt des nationalen Widerstands und eines un-

bändigen deutschen Wehrwillens und Freiheitswillens machen 

wollen.»11 

Der Personalvorschlag mit dem Namen Wilhelm Frick war eine 

auf den ersten Blick unerträgliche Provokation, zu Recht «untrag-

bar», wie die erste Reaktion aus den Reihen der Deutschen Volks-

partei lautete. Noch am 18. Dezember des Jahres 1929 hatte Frick, 

damals Abgeordneter des Deutschen Reichstages, den wenige Mo-

nate zuvor gestorbenen Vorsitzenden der Deutschen Volkspartei, 

Reichsaussenminister Gustav Stresemann, in unflätiger Weise dif-

famiert. Auch Stresemann war für Frick nichts anderes als ein 

«Nutzniesser dieser Republik, der in erster Linie unser altes glän-

zendes Heer zertrümmert hatte». Allen voran Frick hatte an der 

Spitze alle rechtsradikalen Kampagnen gegen den Young-Plan und 

gegen die Versöhnungs- und Ausgleichspolitik Gustav Stresemanns 

gestanden, der sich als deutscher Aussenminister überall in der 

Welt hohe Achtung erworben hatte. 

Frick gehörte auch zu den Verfechtern eines Siegfriedens, die un-

bedingt an den verhassten Kriegsalliierten Rache nehmen wollten: 

«Will das deutsche Volk die finanzkapitalistischen Sklavenketten in 

alle Ewigkeit weiter schleppen und immer mehr in Not und Elend 

versinken», so fragte er demagogisch, «oder bekennt es sich zur 

deutschen Freiheitsbewegung mit dem Ziel der Schaffung eines 

Dritten Reiches in Freiheit, in Macht und in Ehren?»12 

Der Abschluss der Haager Konferenz, zu der sich am 6. August 

1929 die Vertreter der an den Sachverständigenberichten beteilig-

ten sechs Hauptmächte Deutschland, Frankreich, England, Belgien, 

Italien und Japan sowie die Vertreter weiterer Signatarstaaten des 

geplanten Friedensvertrages versammelten, war Gustav Strese-

manns letzter aussenpolitischer Erfolg gewesen. Doch der mühsam 
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ausgehandelte Kompromiss, der zu einer Räumung des Rheinlan-

des sowie zu einer differenzierten Neuregelung der heiklen Repa-

rationsfrage führte, wurde bald zum Gegenstand einer hasserfüll-

ten nationalen Agitation. Besonders der Widerstand der beiden 

grossen Rechtsparteien gegen den Young-Plan war ein geeignetes 

Mittel, um den Generalangriff gegen das «Weimarer System» vorzu-

bereiten. Die Speerspitze dieses Angriffs war die seit Herbst 1928 

von Alfred Hugenberg geführte Deutschnationale Volkspartei, de-

ren Vorsitzender bei seiner Wahl eine «kompromisslose Opposi-

tion» gefordert hatte. Dieser Ruf wurde vom «Stahlhelm» und der 

NSDAP fast einmütig unterstützt, die zusammen mit den Deutsch-

nationalen den «Reichsausschuss für das Volksbegehren» ins Leben 

riefen, um das für die Ratifikation der Haager Übereinkunft erfor-

derliche Zustimmungsgesetz des Reichstages durch eine Volksab-

stimmung zu Fall zu bringen.13 

Das mit moderner Propagandatechnik inszenierte Plebiszit ge-

gen einen angeblichen deutschen Landesverrat ist nach einer unge-

mein kontroversen und aufgewühlten Debatte am 22. Dezember 

1929 gescheitert. Aber die erregte öffentliche Auseinandersetzung 

über den Young-Plan bildete noch die Kulisse für die Koalitionsver-

handlungen in Thüringen, die fast zum gleichen Zeitpunkt began-

nen. 

Demokraten als Steigbügelhalter 

Auch Hitler war es nicht entgangen, dass schon zu Lebzeiten von 

Gustav Stresemann der thüringische Landesverband der DVP einen 

massiven Rechtskurs eingeschlagen hatte. Gemeinsam mit den Ver-

tretern der Wirtschaftspartei, der Bauern- und Landvolk-Partei 

bzw. dem Landbund sowie den Vertretern der Deutschnationalen 

Volkspartei hatte man in Thüringen gegen das Young-Abkommen 

agitiert. Schon in diesen Initiativen kündigte sich jener Rechtsruck 

an, der die sich anbahnende Koalitionsbildung mit den Nationalso- 
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zialisten erleichtern sollte. In der polarisierten Stimmung jener 

Tage wurde die SPD-Opposition ohnehin pauschal als Fraktion der 

«Marxisten» bezeichnet, was praktisch einer politischen Ausgren-

zung gleichkam. Im Kampf zwischen Bürgertum und Marxismus, so 

lautete die Faustregel, dürfe es keinen lachenden Dritten auf der 

Linken geben. Wieder einmal ging es nur um die Alternative «Bür-

gerliches oder rotes Thüringen», wie die Wahlslogans lauteten. 

Eine «Koalition mit den Sozialdemokraten in irgendeiner Form» – 

so erinnerte sich mit einem Anflug von Resignation der DVP-Land-

tagsabgeordnete Georg Witzmann, der von 1919 bis 1933 dem 

Landtag angehörte – sei von Anfang an ausgeschlossen gewesen. 

Ohnehin habe es nach dem Ergebnis der Landtagswahlen bei der 

Deutschnationalen Volkspartei, bei den Vertretern vom Thüringer 

Landbund und bei der kleinen, mit der mittelständischen Lobby 

verknüpften Wirtschaftspartei einen «grossen Ruck zu der NSDAP 

gegeben, zu der man unmittelbar nach der Wahl Fühlung aufge-

nommen habe».14 

Damit schlossen sich die Parteien zusammen, die gemeinsam ge-

gen das Young-Abkommen in Thüringen agitiert hatten. Die einhel-

lige und solidarische Ablehnung der geplanten Reparationsleistun-

gen und die empörte Auflehnung gegen das verhasste Young-Ab-

kommen: das war der «gemeinsame Kitt», von dem bereits ah-

nungsvoll gemunkelt wurde. «Mit grossen Skrupeln», erinnert sich 

Karl Riedel, der von 1928 bis 1930 der Thüringer Landesregierung 

als Innen- und Justizminister angehörte, wollte die Volkspartei den 

«heimlichen Sieger der Wahlen zur verantwortlichen Mitarbeit» 

gewinnen. Man ärgerte sich in der Deutschen Volkspartei zwar dar-

über, dass die Nazis immer wieder ihren Totalitätsanspruch beton-

ten und keinerlei Bereitschaft zum Kompromiss erkennen liessen. 

Aber man wollte einer «so starken Bewegung auch Gelegenheit zur 

positiven Arbeit geben», wie Riedel bemerkte. So hoffte man auf 

ehrliche Zusammenarbeit und tröstete sich damit, dass Hitlers Par-

tei nur mit zwei Ministern an der Regierung beteiligt war; neben  
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Minister Wilhelm Frick sollte Willy Marschler als zukünftiger 

Staatsrat in die neugebildete Landesregierung einziehen. Aber 

durfte man Wilhelm Frick akzeptieren, der für die innere Sicherheit 

sowie für die Kulturpolitik Thüringens verantwortlich sein sollte? 

Durfte ausgerechnet in der Dichterstadt Weimar, wo einst der 

Wirkliche Geheime Rat Johann Wolfgang von Goethe die Kulturpo-

litik des Herzogtums inspiriert und beaufsichtigt hatte, der Kampf 

gegen die Freiheit der Kultur beginnen? 

Die Deutsche Volkspartei sträubte sich lange, diese Kröte zu 

schlucken. Zusammenarbeit mit den Nazis ja, aber ohne Frick als 

zukünftigen Minister – so lautete die Devise, mit der man den Frak-

tionsvorsitzenden des Landbundes als Unterhändler in das Weima-

rer «Hotel Elephant» schickte, wo Hitler wie gewöhnlich residierte. 

Als der Landbund-Abgesandte den NSDAP-Führer darauf hinwies, 

dass die geplante Koalition nicht am Prinzip der vorher bereits be-

schlossenen und als unumstösslich geltenden Kandidatenauswahl 

scheitern dürfe, erhielt er zur Antwort, bei den Nationalsozialisten 

gehöre es nun einmal «zum Prinzip», nur die besten und fähigsten 

Köpfe für ein Ministeramt zu nominieren. Zugleich musste sich der 

Abgeordnete belehren lassen, dass an «Prinzipienlosigkeit der bür-

gerlichen Parteien Deutschland zu Grunde gegangen» sei. Er setzte 

den zögernden Parteienvertretern eine Frist: Entweder die Nomi-

nierung von Frick innerhalb von drei Tagen – so lautete das Ultima-

tum des NS-Führers – oder die sofortige Ausschreibung von Neu-

wahlen. 

Diese Reaktion zeigte, wie kompromisslos Hitler seine Schlüssel-

rolle in diesem Machtpoker zu nutzen wusste. «Man glaubte, dass 

wir vor der Drohung eines Misslingens der Regierungsbildung viel-

leicht doch klein beigeben würden ... So fuhr ich denn nach Weimar 

und habe den Herren ganz kurz in aller Bestimmtheit versichert, 

dass entweder Dr. Frick unser Minister wird oder Neuwahlen kom-

men.»15 

Wie bei der folgenreichen Koalitionsbildung im Jahre 1924, als 

nach den Landtagswahlen ebenfalls äusserst knappe Mehrheitsver-

hältnisse zu einem Tolerierungsbündnis mit den völkischen Nazis 
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zwangen, hing auch im Jahre 1930 die Angst vor Neuwahlen wie ein 

Damoklesschwert über der Regierungskoalition. Weil ein neuer Ur-

nengang vermieden werden sollte, gab es aus der Perspektive des 

Bürgerblocks wenig Spielraum für Kompromisse. Aber es zeigte 

sich bald, dass die bürgerlichen Parteien bereits zwischen allen 

Stühlen sassen, während Hitler alle Fäden in der Hand behielt. Als 

die Koalition immer noch am Veto der Deutschen Volkspartei zu 

scheitern drohte, schickte er einen ausgesuchten Wirtschaftsfach-

mann seiner Partei nach Weimar, um in Einzelgesprächen mit Par-

teienvertretern und Repräsentanten der thüringischen Wirtschaft 

Kontakte aufzunehmen. Erst danach schaltete er sich persönlich ein 

und bat mit schriftlicher Einladung zu einem «politischen Tee» am 

11. Januar 1930 in das Weimarer Hotel «Kaiserin Augusta». 

Die Zusammenkunft wurde zu einem denkwürdigen Treffen, auf 

dem über die Zukunft des geplanten Regierungsbündnisses ent-

schieden wurde. «Abends spricht Hitler im geschlossenen Kreise. 

Vor 150 Grosskopfeten. Es stinkt nach Vornehmheit. Hitler spricht 

fabelhaft. So hörte ich ihn selten. Der Erfolg ist auch danach», no-

tierte Joseph Goebbels nach dem Nobeltreff. Der Völkische Beob-

achter berichtete am 17. Januar 1930 von mehr als «zweihundert 

massgeblichen Persönlichkeiten der Politik und Verwaltung, des 

Handels, der Wirtschaft und Industrie sowie der Kunst und der 

Wissenschaft», die aus ganz Thüringen nach Weimar gekommen 

waren. Und der Artikel zitierte eine rüde Drohung Hitlers an die 

Adresse der versammelten Honoratioren: «Versöhnung gibt es für 

uns nicht! Es gibt nur eins – Rettung unseres Volkes – und wenn es 

sein muss durch die Erledigung unserer Gegner!»16 

Es ist bemerkenswert, dass die Mehrheit der bürgerlichen Par-

teien trotz dieser brutalen Drohungen die Verhandlungen doch zu 

einem Abschluss brachte. Hitler konnte seine prominenten Zuhörer 

mit der Versicherung besänftigen, seine Partei werde keinen sozia-

listischen Weg im Sinne des NSDAP-Flügels um Otto Strasser ein-

schlagen. Andere Vorbehalte gegen Personen und Programm der 
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Nazis bestanden offenbar nicht. Schon nach dem Auftritt des NS-

DAP-Führers waren der Thüringer Landbund, die mit sechs Manda-

ten im Landtag vertretene Wirtschaftspartei sowie die ohnehin mit 

den Nazis sympathisierende Deutschnationale Volkspartei für ein 

Zusammengehen mit den neuen Partnern. Weil Hitler persönlich 

zusagte, dass der neue Innen- und Volksbildungsminister Wilhelm 

Frick den vorgeschriebenen Eid auf die Verfassung leisten werde, 

beugte sich schliesslich auch die Deutsche Volkspartei. Die Reichs-

führung der DVP nahm zu den Ereignissen in Thüringen nicht ein-

mal offiziell Stellung; die eindringlichen Warnungen des linken Par-

teiflügels wurden vom weit nach rechts gerückten thüringischen 

Landesvorstand der DVP kategorisch zurückgewiesen. Nach Hitlers 

Eingeständnis war auf die lokalen Führer der DVP ein «scharfer 

Druck» ausgeübt worden, so dass man fragen musste, wie gross die 

politische Entscheidungsfreiheit der Parteiführung überhaupt noch 

war. 

Am 23. Januar 1931 wurde Wilhelm Frick mit 28 Stimmen der 

NSDAP, des Thüringer Landbundes, der Wirtschaftspartei bzw. 

«Reichspartei des Deutschen Mittelstandes», der DVP und der DN-

VP gegen 22 Stimmen der SPD, der KPD und der Demokratischen 

Partei zum neuen Innen- und Volksbildungsminister gewählt. Der 

Nationalsozialist Willy Marschler avancierte zum Staatsrat und 

wurde auf diese Weise an allen Abstimmungen der Regierung mit-

beteiligt. Die DVP schwächte sich noch einmal selbst, weil sie die 

Übernahme eines Ministeramts ablehnte und sich mit dem Amt ei-

nes parlamentarischen Staatsrats begnügte. Damit blieb ausgerech-

net diejenige Partei aus dem Machtzentrum ausgesperrt, die mit ih-

rer nachgiebigen Haltung das fatale Bündnis erst ermöglicht hatte. 

Vor der Vereidigung Fricks zum neuen Innen- und Völksbil- 

dungsminister kam es im Thüringer Landtag zu einer erregten Aus-

sprache, bei der die SPD-Opposition monierte, dass der Landtags-

präsident die schwarzrotgoldene Fahne auf dem Landtagsgebäude 

hatte einziehen lassen. Der Sozialdemokrat August Frölich fragte, 
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ob man durch diese Massnahme demonstrieren wolle, «dass die 

Farben des dritten Reiches unter Hitler-Frick an Stelle der Reichs- 

und Landesfarben treten sollen». Bei dieser Debatte erst stellte sich 

heraus, dass die Nationalsozialisten auf einem Ämtertausch an der 

Parlamentsspitze bestanden hatten. «Weil ein nationalsozialisti-

scher Minister niemals in die Hand eines Marxisten schwört», schob 

der damalige NSDAP-Fraktionsvorsitzende Fritz Sauckel als Be-

gründung nach. 

Mit diesem ungebildeten und stets hasserfüllten Hitler-Gefolgs-

mann erschien ein Mann auf der Bühne des Landtages, der die poli-

tische Atmosphäre nachhaltig vergiften sollte. Die verbalen Kraft-

ausdrücke, Drohungen und Beleidigungen aus dem Munde Sauckels 

haben immer wieder zu Tumulten im Landtag geführt. Der spätere 

Reichsstatthalter von Thüringen versprach gleich zu Beginn der Re-

gierungsarbeit den Sozialdemokraten einen «Kampf bis aufs Mes-

ser». Darauf nannte der SPD-Abgeordnete Frölich die Fraktion der 

Nazis einen «Saustall».17 

Sauckel hatte sogar schon gedroht, dem «parlamentarischen Sy-

stem die Luft abzudrücken» und damit nur laut gesagt, was er und 

seine NS-Komplizen ohnehin über diese Regierungsbildung dach-

ten. Aber Sauckels unbedachte Bemerkung führte sofort in den er-

sten Tagen zum Eklat unter den Koalitionsparteien, die ihren neuen 

Bündnispartner aufforderten, eine solche Androhung zurückzu-

nehmen. Der von den eigenen Parteifreunden arg bedrängte 

Sauckel fügte deshalb seiner kompromittierenden Äusserung die 

Entschuldigung hinzu, dass solches «Luftabdrücken» nur auf parla-

mentarischem Wege geschehen solle. Das schwelende Misstrauen 

innerhalb der Regierung und die Vorbehalte der Opposition waren 

damit keineswegs aus der Welt geschafft. Im Verlauf jener turbu-

lenten Wochen mit ihren von einer polarisierten Stimmung gepräg-

ten Auseinandersetzungen fiel auch zum erstenmal ein später ge-

fürchteter Name. Der Weimarer Polizeibeamte Paul Schmidt, des-

sen Nazi-Attentäter immer noch nicht gefasst worden waren, 

wurde – so behauptete damals der Sozialdemokrat Frölich – nach  
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einer Hetzrede angeschossen, «die Ihr Parteigenosse Rechtsanwalt 

Freyse aus Kassel am Bahnhof gehalten hat». Noch war dieser Nazi 

aus Hessen für die deutsche Öffentlichkeit ein unbeschriebenes 

Blatt. Aber hinter dem Namen Freyse verbarg sich der frühe Hitler-

Anhänger Roland Freisler, der zu einem der radikalsten Verfechter 

nationalsozialistischer Strafrechtsprinzipien wurde und später als 

unversöhnlicher Präsident des Volksgerichtshofs die Terrorjustiz 

des NS-Regimes bei der Verfolgung der Widerstandsbewegung 

nach dem 20. Juli 1944 vertreten hat. 

Weil Frick noch am 27. Januar 1928 die Amnestierung und sofor-

tige Freilassung von sogenannten Fememördern verlangt hatte, 

also von rechtsextremen Gewalttätern, die wegen schwerer Kör-

perverletzung, Mord und Totschlag verurteilt worden waren, 

wurde der zukünftige Innen- und Volksbildungsminister hart atta-

ckiert. Immerhin hatte Frick die sofortige Amnestierung von Ernst 

Werner Technow gefordert, der wegen seiner Beteiligung am At-

tentat gegen Rathenau noch im Zuchthaus sass. Thüringens künfti-

ger Chef über die innere Sicherheit des Landes hatte auch Straffrei-

heit für die beiden Erzberger-Attentäter Schulz und Tillessen ver-

langt, die seit Jahren auf der Flucht waren und nach Meinung Fricks 

ihren Mord an Erzberger damit schon gesühnt hatten. Zu dieser oh-

nehin schon ungeheuerlichen Behauptung hatte Wilhelm Frick hin-

zugefügt: «Von höheren Gesichtspunkten, vom Schicksal des ge-

samten deutschen Volkes aus gesehen, wiegt übrigens die Schuld 

dieser Attentäter federleicht gegenüber den weltgeschichtlichen 

Verbrechen der Erzberger, Rathenau und anderer neuer deutscher 

Staatsmänner.»18 

Unausgesprochen war mit den «anderen Staatsmännern» auch 

Gustav Stresemann gemeint, der für seine Verständigungspolitik im 

Jahre 1926 gemeinsam mit dem französischen Aussenminister Ari-

stide Briand den Friedensnobelpreis erhalten hatte. Durfte die 

Deutsche Volkspartei, deren Vorsitzender der verstorbene deut- 

Demokraten als Steigbügelhalter 253 



sche Aussenminister bis 1929 gewesen war, mit Nationalsoziali-

sten gemeinsame Sache machen, die für Fememörder verlangten, 

dass sie straffrei ausgehen und sogar den «Dank des Vaterlandes 

erhalten sollten», wie Frick in einer anderen Rede gefordert hatte? 

«Mit Rebellen verhandelt man nicht, man bekämpft sie», hatte 

der SPD-Landtagsabgeordnete Hermann Brill jenen Parteien zuge-

rufen, die mit Hitlers Paladinen ohne grosse Skrupel paktierten. 

Aber auch die Warnungen dieses couragierten Parlamentariers 

konnten nicht verhindern, dass in Thüringen zum erstenmal in der 

deutschen Verfassungsgeschichte ein Mitglied der NSDAP, ein en-

ger Mitstreiter Hitlers und obendrein ein radikaler Antisemit zum 

Superminister eines Landes avancierte. 

Die katastrophale Veränderung der Wirtschaftslage, die Renais-

sance nationaler und religiöser Gefühle, die Favorisierung neuer 

Werte wie Glaube und Volksgemeinschaft gegenüber dem Grup-

penegoismus von Parteien und Verbänden, die radikale Abwehr ei-

nes dämonisierten Kommunismus, der besonders in Thüringen 

nach dem Zwischenspiel einer Volksfrontregierung von 1921 bis 

1923 irrationale Ängste und Verdächtigungen geweckt hatte – die-

ses Krisenpanorama war Wasser auf die Mühlen der Nationalsozia-

listen, die bald auf der nationalen Rechten den Zuruf hörten, dass 

nur ein starker Mann mit dem Namen Hitler die deutsche Not be-

heben könne. Die Sozialdemokraten boten den bürgerlichen Par-

teien mehr als einmal die Zusammenarbeit an. Immer wieder 

nutzte die SPD alle Formen des parlamentarischen Widerstands 

aus und versuchte, die Öffentlichkeit zu mobilisieren. Aber die po-

litischen Möglichkeiten demokratischer Opposition sind begrenzt, 

zumal die allgemeine Politikverdrossenheit zunahm. 

Zu Beginn der Republik hatte die Angst vor einem von Moskau 

aus gesteuerten Bürgerkrieg die bürgerlichen Parteien der Mitte 

und der nationalen Rechten zusammengeschweisst. Nach Meinung 

des Historikers Donald R. Tracey war die seit 1924 einsetzende Ra-

dikalisierung nach rechts und der Aufstieg des Nationalsozialismus 

in Thüringen eine Reaktion auf die Politik der sozialistischen Regie- 
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rungen zwischen 1921 und 1923. Aber wurde die Radikalisierung 

der politischen Verhältnisse nicht auch von aussen angetrieben und 

geschürt? Besonders die ab 1930 einsetzende Entwicklung beweist, 

dass es in Thüringen eine «Krise vor der Krise» gab, in der sich die 

bürgerlichen Parteien unter dem Druck der Nationalsozialisten in 

reine Interessencliquen auflösten und am Ende geschluckt wurden. 

«Die NSDAP profilierte sich gezielt als Anti-Partei: Sie verlangte den 

starken Staat, versprach den Interessengruppen alles ..., bot sich als 

letztes Aufgebot des nationalen Lagers gegen die drohende Gefahr 

des Bolschewismus an, attestierte dem Bürgertum gleichermassen 

Untergang und Wiedergeburt in der ‚deutschen Volksgemein-

schaft’.»19 

Der Glaube war weit verbreitet, dass ein neuer Messias zur Ret-

tung des deutschen Vaterlandes endlich gefunden war. Die Sehn-

sucht nach einem gewaltsamen «Befreiungsschlag» wurde von Tag 

zu Tag grösser. Der DVP-Politiker Georg Witzmann, der später den 

Pakt seiner Partei mit der NSDAP zu bereuen schien, sah diesen 

Umschlag der nationalen Gefühlslage mit einer fast resignativen 

Klarheit voraus: «Die Nationalsozialisten aber fanden stärkste Sym-

pathien in weitesten Kreisen der thüringischen Bevölkerung... Je 

mehr sie Gewaltmethoden predigten und ausübten, umso mehr fan-

den sie Zulauf. Allzu viele Menschen gab es auch im Bürgertum, die 

der Meinung waren, in solchem Auftreten müsse man nur den gä-

renden Most jugendlicher Kraftentfaltung erblicken, aus dem sich 

doch, wenn man nur Geduld habe, im Lauf der Zeit guter Wein ent-

wickeln werde .. .»20 

Ein Putschist wird Minister 

Am Anfang des Jahres 1930 war Wilhelm Frick, der spätere Reich-

sinnenminister und Reichsprotektor in Böhmen und Mähren, noch 

keine reichsweit bekannte Nazi-Grösse. Der damalige Vorsitzende 

der kleinen NSDAP-Reichstagsfraktion galt zwar als enger Mit- 
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kämpfer Hitlers, der den aus der Festungshaft entlassenen Putschi-

sten schon am Gefängnistor in Landsberg begrüsste. Aber in Thü-

ringen war der Gefolgsmann des NS-Führers kaum bekannt. Im 

Jahre 1924 hatte er zum erstenmal die Stadt Weimar besucht, um 

am Testlauf des mit grossem propagandistischem Aufwand insze-

nierten völkischen Kulturtreffens teilzunehmen. Danach war er nur 

an seine spätere Wirkungsstätte zurückgekommen, um vor ausge-

suchten lokalen Parteigrössen Vorträge zu halten. Dabei wurde der 

promovierte Jurist stets als fanatischer Parteisoldat gerühmt, der 

1923 gemeinsam mit Hitler geputscht hatte und dafür wegen Bei-

hilfe zum Hochverrat verurteilt worden war. 

Am 4. Mai 1924 war Wilhelm Frick, der für eine legale Machter-

greifung der Nationalsozialisten plädierte, in den Deutschen 

Reichstag gewählt worden. Nun, im Jahr 1930, rückte er überra-

schend in ein Ministeramt auf und bekam im Urteil seiner beson-

ders in Weimar zahlreichen Anhänger endlich die Chance, zum «re-

volutionären Staatsmann» zu werden. 1946 wurde Frick in Nürn-

berg vom Internationalen Militärgerichtshof zum Tode verurteilt. 

Für seinen Ankläger Robert W Kempner war Frick ein Verschwö-

rer, ein Usurpator der Staatsmaschinerie und Unterdrücker jedwe-

der Opposition. Aus der Sicht Kempners verkörperte Frick den to-

talitären Unrechtsstaat in einer Person: Er sei der brutale Schöpfer 

des Nazi-Polizeisystems und Organisator der Judenverfolgungen 

gewesen, er galt als der kompetente Verwaltungsspezialist für die 

späteren Angriffskriege und wurde zum «Schöpfer der Todesmüh-

len», die sich als das Konzentrationslager Buchenwald in unmittel-

barer Nähe der Klassikerstadt Weimar erhoben. Wilhelm Frick war 

ein «Legalist des Unrechtsstaates», wie ihn sein Biograph Günter 

Neliba später genannt hat. Für Robert W. Kempner war Wilhelm 

Frick ein Mann, «der mit juristischer Niedertracht selbst Verbre-

chen als harmlose Gesetze tarnte und der zum angeblichen Hüter 

von Gesetzen werden konnte, die meist das krasse Gegenteil von 

Gesetzlichkeit waren».21 
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Schon als Innen- und Volksbildungsminister konnte Frick eine 

Verwaltung dirigieren, die bald in stiller Loyalität und grosser An-

passungsbereitschaft mithalf, die demokratische Ordnung Stück für 

Stück zu vernichten. Die politische Biographie dieses Mannes hätte 

alle Gutgläubigen warnen müssen, die auf eine faire Koalition mit 

den Nationalsozialisten vertrauten und die leider viel zu spät er-

kannten, dass es eine ehrliche Partnerschaft mit einer Partei, die auf 

«kompromisslose und ausschliessliche Totalität» setzte, nicht ge-

ben konnte. «Das war der Fehler in der ganzen Rechnung», so der 

DVP-Fraktionsführer im Thüringer Landtag, Georg Witzmann, «den 

damals die bürgerlichen Parteien und insbesondere die Deutsche 

Volkspartei begangen haben.» Aber hatte man den Lebenslauf des 

neuen Ministers bewusst ignoriert, oder kam die politische Haltung 

Fricks einigen innerhalb der Regierungskoalition sogar entgegen? 

Vaterländisches Denken, nationale Gesinnung und Hass auf die 

Juden hatten Frick zum Schulterschluss mit Münchens weithin be-

rüchtigtem Polizeipräsidenten Pöhner gebracht. Die beiden Rechts-

radikalen im Staatsdienst von Bayern wurden die Hauptverant-

wortlichen bei der Anbahnung und Vertuschung rechtsextremer 

Mordtaten in Bayern. Frick war in den Anfangsjahren der Republik 

von 1919 bis 1921 Leiter der Abteilung «Politische Polizei» der Po-

lizeidirektion München gewesen; dieses Amt hinderte den Beamten 

jedoch keineswegs daran, zugleich aktives Mitglied in paramilitäri-

schen Kampfverbänden zu werden, die ihre radikale Agitation ge-

zielt gegen die Republik richteten. Die gewaltsame Beseitigung der 

verhassten demokratischen Staatsform sowie die Errichtung einer 

nationalen Diktatur wurden Fricks erklärte politische Ziele. «Unter 

Pöhner und Frick wurde die politische Abteilung der Polizeidirek-

tion München zu einem Werkzeug nationaler Politik.»22 

Wilhelm Frick war als einer der Drahtzieher des Münchener 

Putschs vom November 1923 zusammen mit den übrigen Mittätern 

Hitler, Ludendorff, Pöhner, Weber und Kriebel angeklagt worden, 

weil auch er «eine Revolution entfesseln... und eine nationale  
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Reichsdiktatur ausrufen wollte, um die Weimarer Verfassung und 

das... parlamentarische System sowie alle Folgen der Revolution 

von 1918 zu vernichten», wie die Münchener Disziplinarkammer 

im Jahre 1924 in ihrer Urteilsbegründung gegen Frick formuliert 

hatte. Aber der spätere Hitler-Prozess nahm für Frick einen äus-

serst günstigen Verlauf; man konnte ihm keine aktive Unterstüt-

zung der Putschisten nachweisen. 

Fricks Eintreten für einen autoritären Staat sowie die offene Par-

teinahme für die NSDAP änderten wenig an dem Urteil, das in der 

kritischen Öffentlichkeit als Skandal und Verstoss gegen eine unab-

hängige Rechtspflege gescholten wurde. «Das Volksgericht hat Po-

litik getrieben und seine Sympathie für die ... Angeklagten deutlich 

zum Ausdruck gebracht», zürnte damals der SPD-Abgeordnete Wil-

helm Hoegner im Bayerischen Landtag. Nicht nur die Hauptakteure, 

sondern auch die Handlanger des damaligen Putschversuchs ka-

men vor dem «dümmsten Gericht» (Hoegner) des Deutschen Rei-

ches glimpflich davon. Adolf Hitler erhielt lediglich fünf Jahre Fe-

stungshaft. Wilhelm Frick wurde wegen Beihilfe zum Hochverrat zu 

einem Jahr und drei Monaten Festungshaft auf Bewährung verur-

teilt. Bei gleichzeitiger Bewilligung einer Bewährung wurde er je-

doch sofort auf freien Fuss gesetzt. Den Verurteilten Hitler, Pöhner, 

Weber und Kriebel wurde nach der Verbüssung von nur sechs Mo-

naten Festungshaft eine Bewährung in Aussicht gestellt; der Mit-

putschist Erich Ludendorff wurde sogar freigesprochen. 

Da war nicht nur im «Namen des bayerischen Volkes» ein kras-

ses Fehlurteil erlassen worden, das den Angeklagten als Verfas-

sungsfeind einstufte und ihn gleichzeitig als einen «tüchtigen Be-

amten von makelloser Vergangenheit» rühmte. In seiner Urteilsbe-

gründung hob das Gericht sogar den «vaterländischen Geist» sowie 

den «edelsten selbstlosen Willen» des Angeklagten hervor – das 

waren Beschreibungen, die bei der späteren Verharmlosung des 

höchst umstrittenen Ministerkandidaten eine wichtige Rolle spie-

len sollten. 

Die Aufhebung des Ersturteils sowie der glatte Freispruch, der in 
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der Revision für den Angeklagten Frick durchgefochten wurde, sind 

in der deutschen Öffentlichkeit als «Prämie auf den Hochverrat» 

empfunden worden. «Der Disziplinarhof hat sich also auf den 

Standpunkt gestellt, dass ein Polizei- und Verwaltungsbeamter sich 

ruhig an einem Putsch gegen den Staat beteiligen und wegen Bei-

hilfe zum Hochverrat verurteilt werden kann, ohne dass er die Ei-

genschaft als Staatsbeamter einzubüssen braucht. Revolution ma-

chen lässt sich scheinbar mit der Pflicht eines Staatsbeamten ver-

einbaren», schrieb Der Bayerische Kurier am 10. November 1924 

über ein Urteil, das Schlagzeilen machte.23 Für die meisten Kritiker 

hatten Hitler und seine Mitverschwörer eine Art Blankoscheck für 

ihre Agitation gegen die Republik erhalten. Bei solchen Richtern – 

so mutmasste man – konnte einem Rechtsradikalen vom Schlage ei-

nes Wilhelm Frick nicht viel passieren. 

Dabei hatte Frick schon nach seiner Wahl in den Deutschen 

Reichstag im Jahre 1924 keine Zweifel darüber aufkommen lassen, 

wie sehr er die politische Bühne hasste, auf der er nun als gewählter 

Parlamentarier agieren musste. Das in Berlin residierende Parla-

ment war für ihn eine völlig überflüssige Schwatzbude. Die soge-

nannte «positive Arbeit» diente Frick lediglich dazu, «unsere Geg-

ner mit ihren eigenen Waffen zu bekämpfen ... und die Parlaments-

bühne zur Werbung für unsere nationalsozialistischen Ziele zu be-

nutzen».24 «Frick war unermüdlich – ganz unermüdlich», rühmte 

sein Fraktionskollege Franz Stöhr. 

Unablässig kämpfte Frick für eine baldige Aufhebung des lästi-

gen Redeverbots für Hitler, das Anfang 1927 in Sachsen und Bayern 

durchgesetzt wurde. Preussen wehrte sich gegen die Freigabe, und 

Frick attackierte die «augenfällige Herrschaft des Juden, des Erfin-

ders und Förderers aller kommunistisch-marxistischen Zerstö-

rungsarbeit», die angeblich im preussischen Berlin existiere. Aber 

schliesslich hatten seine zahllosen Beschwerden beim Berliner 

Oberverwaltungsgericht Erfolg: Das Redeverbot für Hitler wurde 

auch in der Reichshauptstadt Berlin aufgehoben. Das war ein Sieg  
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für Frick, der von Hitler ein Jahr später in Weimar als «mein bester 

Mann» präsentiert wurde. 

Gewiss war Frick im Sinne des gängigen NS-Vokabulars ein «Sol-

dat des Führers» und vor allem ein Vorkämpfer, der «sich nie und 

nimmer vom Parlamentarismus und seinen Giftstoffen ankränkeln 

liess», wie Hitler zu rühmen wusste. Aber bereits seine Einstands-

rede im Reichstag am 2. Juni 1924 ist Beweis für die antisemitische 

und rassistisch motivierte Denkweise des Innen- und Volksbil-

dungsministers gewesen.25 Hatte man dessen Hass auf die Juden 

überhört, oder war Frick gerade wegen seiner überaus berüchtig-

ten Ausfälle gegen die Juden im Weimarer Grossbürgertum will-

kommen? Von stürmischen Unterbrechungen, erregten Zurufen 

und andauerndem Lärm begleitet, plädierte er mit unverfrorener 

Offenheit für die vorzeitige Haftentlassung seines Münchener 

Putschgefährten Kriebel, weil «Hochverrat» nicht gleich «Hochver-

rat» sei. Damit stellte Frick sich nicht nur ausserhalb der Straf-

rechtsordnung – er betonte auch ausdrücklich, dass er die Verfas-

sung des «Juden Preuss», dieses von «international-pazifistisch de-

mokratischem Geist» verseuchte Papierwerk ohnehin ablehne. 

Nach Frick war die Rassenfrage der «Schlüssel zur Weltge-

schichte»; er plädierte dafür, das «Überhandnehmen des verhee-

renden Judentums» in der Rechtspflege, in Kunst und Literatur so-

wie auf dem Sektor der Wirtschaft einzudämmen. 

Unter Frick wurden bis dahin noch weithin verpönte Vorstellun-

gen in das parlamentarische Geschehen eingebracht, so dass sich 

die Ausschüsse des Reichstags damit beschäftigen mussten. Immer 

wieder suchte er neue Bühnen, auf denen er sich profilieren konnte. 

So kämpfte er wie viele Völkisch-Konservative unentwegt gegen 

die Ostjuden, unterstellte den Sozialdemokraten, sie würden öf-

fentliche Finanzen zur Bezahlung einer verhassten und selbstver-

schuldeten «Erfüllungspolitik» verschleudern und klagte die SPD 

an, weil sie das Geld angeblich in die «Hände der Juden» spielen 

würde. «Die Staatsgewalt geht vom Volke Israel aus», deklamierte  
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er und nahm ungerührt zur Kenntnis, wenn er für derartige Verbal-

injurien vom Reichstagspräsidenten zur Ordnung gerufen wurde. 

Für Frick war die Beseitigung des Parlaments nur eine Frage der 

Zeit, weil dieses System die «Persönlichkeit unterdrücke» und eine 

«Herrschaft der Minderwertigen» etabliere. Aus seiner Sicht waren 

jüdische Rechtsanwälte a priori unfähig, deutsches Recht zu spre-

chen. Schon wenige Monate nach Fricks Einzug in den Reichstag 

forderte ein von der nationalsozialistischen Fraktion eingebrachter 

Gesetzentwurf den «Ausschluss der jüdischen Rasse von allen öf-

fentlichen Ämtern im Reich, in den Ländern und in den übrigen 

Selbstverwaltungskörpern. Wir halten es unter unserer Würde, 

dass wir uns von Leuten dieser Rasse beherrschen lassen.»26 

Dieser Mann, der keinen Unterschied zwischen Kommunisten 

und Sozialdemokraten machte, weil beide Parteien vom «Geist des 

Marxismus» geprägt seien, nahm als Abgeordneter des Reichstages 

den fanatischen Rassenhass aller späteren Nazi-Ideologen vorweg. 

Er wollte in ein deutsches Strafgesetzbuch besondere Bestimmun-

gen für Rasseschutz und Rassereinheit einfügen lassen und ver-

langte die Einführung von «Eheführungszeugnissen», damit kranke 

Menschen keine Ehe eingehen konnten. Das Verbot von «Rasse-

mischehen» zwischen Ariern und Juden, der unversöhnliche Ruf 

nach einem «Fremdenrecht für Juden» und die kategorische Forde-

rung nach einer «rassischen Höherentwicklung durch eine plan-

mässige Auslese» gehörten in Fricks antisemitisches Arsenal 

ebenso wie das Postulat einer «geplanten Zuchtwahl», die jede Hil-

feleistung für «Krüppel, Epileptiker, Blinde, Irre, Taubstumme 

usw.» ausschloss. Dieser Vorgriff auf spätere Euthanasiepro-

gramme der Nationalsozialisten sollte sich auch auf «Dumme, 

Schwache, Haltlose, Energielose, erblich Belastete und krankhaft 

Veranlagte» erstrecken, denen man nicht nachweinen dürfe.27 

Es ist erstaunlich, dass bereits derartige Rassendiskriminierun-

gen nicht zum Anlass genommen wurden, um von Seiten der bür-

gerlichen Parteien jegliche Zusammenarbeit mit den Nazis auszu- 
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schliessen. Völlig arglos tat man solchen menschenverachtenden 

Antisemitismus als «verhältnismässig harmlose Übertreibung ei-

ner jungen Bewegung» ab. Was den umstrittenen Kandidaten für 

das Ministeramt in Thüringen anging – so später Georg Witzmann 

von der Deutschen Volkspartei –, war Wilhelm Frick durch seine 

ominöse Vergangenheit nicht mehr belastet als «andere Politiker, 

mit denen die bürgerlichen Parteien ohne Bedenken» zusammen-

gearbeitet hatten.28 

Gehorsam und Gesinnungsschnüffelei 

Adolf Hitler hatte seinem Kandidaten eine «langsame Säuberung 

des Verwaltungs- und Beamtenapparats» sowie eine «Nationalisie-

rung des Schulwesens von den roten Revolutionserscheinungen» 

als Fernziel mit auf den Weg gegeben. Neben diesen zentralen Auf-

gaben gebe es auch bei einer Reform des thüringischen Polizeiwe-

sens viel zu tun. Gehorsam machte sich Frick nach seiner Vereidi-

gung zum Minister an diese Aufgaben. Über seine destruktive Rolle 

äusserte er sich unverhohlen: «Wir Nationalsozialisten sind nicht 

ins Parlament gegangen, um sogenannte positive Arbeit dort zu lei-

sten, sondern um unsere Gegner mit ihren eigenen Waffen zu be-

kämpfen.» Die Tribüne des demokratisch und frei gewählten Land-

tages sollte als willkommenes Instrument für die NS-Propaganda 

benutzt werden, wie Joseph Goebbels den eigenen Anhängern ein-

gehämmert hatte: «Darin unterscheiden wir uns von allen anderen 

Parteien. Die anderen treten ein, reden, debattieren, stimmen ab, 

lassen sich Diäten auszahlen. Wir aber wollen unser Programm ver-

wirklichen.» 

Aber es dauerte über ein Jahr, bis die bürgerlichen Parteien 

überhaupt merkten, mit wem sie sich da eingelassen hatten. Offen-

bar haben die meisten Vertreter der Regierungskoalition vorher 

nicht geahnt, dass hier ein Mann die politische Arena betreten 

hatte, der sich nicht länger an die hergebrachten Spielregeln halten 
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wollte. Arglos ging man sogar daran, ein ominöses «Ermächtigungs-

gesetz» zu erarbeiten, das dem machtbewussten Innen- und Volks-

bildungsminister alle gewünschten Vollmachten an die Hand geben 

sollte. Unter dem Vorwand, eine überfällige Verwaltungsreform 

durchsetzen zu wollen, wurde so die Exekutive immer mehr der 

parlamentarischen Kontrolle entzogen. Das waren von langer Hand 

geplante Eingriffe; denn mit der Schwächung des Parlaments ging 

der von Hitler erstrebte Bedeutungsverlust der Parteien sowie die 

Zerstörung der parlamentarischen Formen und Regeln einher. 

«Die gesamte Landesverwaltung und der gesamte Behördenauf-

bau werden im Hinblick auf die Not von Land und Volk zur Verein-

fachung und Verkleinerung umgebildet», lautete die wichtigste Be-

stimmung dieses Ermächtigungsgesetzes, das die grenzenlose Ver-

trauensseligkeit der bürgerlichen Regierungsparteien offenbarte. 

Paradoxerweise kämpfte man in der Debatte über die insgesamt 

neun Änderungsanträge für das Gesetz immer wieder gegen einen 

sogenannten Einfluss der Parteien, der nach der Meinung der bür-

gerlichen Fraktionen unbedingt verhindert werden sollte. Der Ruf 

nach einem von der Verfassung legalisierten Ermächtigungsgesetz 

war vor allem Fricks Idee gewesen. Nun taten ihm seine Koalitions-

partner den Gefallen, ihre eigene Macht zugunsten des radikalen 

Bundesgenossen zu beschränken, der damit ganz andere Pläne im 

Sinn hatte. Weil das Ermächtigungsgesetz die legislative Arbeit des 

Parlaments erheblich einschränkte, bekam die Exekutive für die 

Dauer eines halben Jahres weitreichende Vollmachten an die Hand. 

Sogar in namentlicher Abstimmung hatte die geschlossene Mehr-

heit der Koalitionsparteien einer Gesetzesregelung zugestimmt, die 

Fricks Strategie in ungeahnter Weise beförderte. 

Schon am ersten Tag nach der Vereidigung der Minister beka-

men die Beamten beider Ministerien ihren neuen Chef zu spüren. 

Zur Übergabe seiner neuen Verantwortungsbereiche aus den Hän-

den seiner beiden Amtsvorgänger Riedel und Paulssen erschien 
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Frick gar nicht erst. «Wir warteten vergeblich; der neue Herr er-

schien nicht. Der erste Affront gegen die Systemmächte», notierte 

Karl Riedel, der bis dahin Innen- und Justizminister gewesen war. 

Dafür klärte Frick bei seiner Begrüssungsrede die Beamtenschaft 

darüber auf, dass nun im «echten Geiste von Weimar», aber nicht 

im Sinne eines «landesverräterischen Novembergeistes» regiert 

werde. Diese Ankündigung enthielt eine unüberhörbare Drohung 

an die Adresse derjenigen, die dem von Frick propagierten «neuen 

Geist» vielleicht kritisch gegenüberstehen wollten.29 

Der Minister brachte eine Prätorianergarde mit in die Behörden, 

deren bisherige politische Tätigkeit wenig Gutes verhiess. Die Be-

amten mussten sich auf unsichere Zeiten einstellen. Der Volks-

schullehrer und spätere NS-Innen- und Volksbildungsminister 

Fritz Wächtler sowie der Hauptschriftleiter des Nationalsozialist 

und stellvertretende NS-Gauleiter Hans Severus Ziegler wurden als 

ehrenamtliche Referenten verpflichtet. So etablierte sich eine Ne-

benexekutive, wo wahllos Personalakten geprüft und Verdächti-

gungen ausgesprochen werden konnten. «Zähneknirschend», so 

schrieb die Vossische Zeitung, «haben die durchweg weit rechts 

stehenden Referenten vor Herrn Wächtler ... und seiner rücksichts-

losen Parteibuchpolitik gekuscht.» Als zum Beispiel ein Arzt für ein 

Kreiskrankenhaus eingestellt werden sollte und ein Dozent aus 

Jena den Vorzug für den Posten erhielt, schleuste Frick nachträglich 

einen Bewerber mit dem Parteibuch der NSDAP auf diese Stelle. Als 

der zuständige Beamte nach den Gründen für diese Änderung der 

Bewerberliste fragte, wurde er aufgefordert, weitere Nachfragen zu 

unterlassen. 

Schon wenige Tage nach Fricks Dienstantritt verloren zwei als 

fachlich hochqualifiziert gerühmte Oberregierungsräte ihre Ämter, 

weil sie im Verdacht standen, Mitglieder der SPD zu sein. Frick ver-

suchte mit seiner eingeschleusten NS-Truppe gleich vom ersten 

Tag an, einen strammen antimarxistischen Kurs einzuschlagen und 

beide Ministerien national auf Vordermann zu bringen. Zeitgenos- 
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sen berichten von einem Klima der Missgunst und Denunziation, 

das urplötzlich in den Behörden Thüringens herrschte. «Die Befrie-

dung des Landes ist zerstört. Agitations- und Demonstrationslust 

und Demagogie, ja selbst Hass und Einseitigkeit gegen weite Volks-

schichten waren die Triebkräfte der Verwaltungsmassnahmen», 

kritisierte der Landtagsabgeordnete Kallenbach von den Demokra-

ten und warf dem neuen Minister vor, alle Bereiche des öffentlichen 

Lebens im Sinne der NSDAP zu politisieren. Daraufhin entstand 

zwischen dem sozialdemokratischen Reichsminister des Innern 

und seinem nationalsozialistischen Amtskollegen in Thüringen ein 

Streit über die Frage, ob die begehrten Polizeikostenzuschüsse aus 

Berlin auch an ein Länderministerium gezahlt werden sollten, wo 

zwei der höchsten Polizeiposten für nationalsozialistische Verfas-

sungsfeinde freigehalten wurden. Der Streit endete zunächst mit ei-

ner Sperre der Polizeikosten durch das Reich, das durch den Sozial-

demokraten Carl Severing und später durch den Zentrumspolitiker 

Joseph Wirth vertreten wurde. 

Der Vorsitzende des thüringischen Staatsministeriums, der 

Landbund-Politiker Erwin Baum, stellte sich schützend vor diese 

Ämterpatronage und schrieb an den damaligen Reichsinnenmini-

ster Carl Severing (SPD), dass «Angehörige der NSDAP bei der Be-

setzung von Ämtern nicht ausgeschlossen werden dürften». Als 

Baum darauf hingewiesen wurde, dass sich ein deutscher Beamter 

zwar zu einer staatsfeindlichen Partei «bekennen könne», nicht 

aber in ihr politisch tätig sein dürfe, erhielt Severing zur Antwort: 

«Es ist nach der Auffassung meines Kabinetts nicht folgerichtig, 

wenn zwar ein Angehöriger der NSDAP als Minister oberster Leiter 

der Landespolizei sein darf... für nachgeordnete Beamtenstellen 

aber Angehörige dieser Partei nicht in Frage kommen sollen.» Da-

mit war klar, dass mit der Beschäftigung eines NS-Ministers im öf-

fentlichen Dienst für die Beamtenschaft ein gefährlicher Präzedenz-

fall geschaffen worden war. Während der empörte Reichsinnenmi-

nister auf den «unpolitischen Charakter der Schutzpolizei» verwies,  
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die «ein verfassungstreues und zuverlässiges Instrument der repu-

blikanischen Staatsgewalt bleiben» müsse, sahen seine Thüringer 

Kontrahenten diese Sache anders. Wilhelm Fricks Gefolgsleute ar-

gumentierten, dass eine Polizei niemals «unpolitisch» sein könne, 

sondern immer ein Instrument in der Hand der «jeweiligen Regie-

rung» bleiben müsse. Sobald die gesamte vereidigte Regierung als 

verfassungstreu angesehen werde, müsse dies auch für Beamte mit 

dem Parteibuch der NSDAP gelten. Das war zwar eine Schlussfolge-

rung, die nicht mit der gängigen Rechtsprechung konform ging, 

wohl aber mit der Absicht Fricks, aus dem Konflikt mit dem Reich-

sinnenminister möglichst viel politisches Kapital zu schlagen. 

Der propagandistisch ausgeschlachtete Streit wurde zuletzt vor 

dem Leipziger Staatsgerichtshof des Reichs ausgetragen und en-

dete mit einem Vergleich. Thüringen wurde zwar verpflichtet, den 

«unpolitischen Charakter der Schutzpolizei» zu gewährleisten. 

Aber das Reich hob die geltende Zuschusssperre auf und überwies 

im Januar 1931 als Nachzahlung 2,12 Millionen Reichsmark an 

Thüringen, wo sich Wilhelm Frick und seine Paladine als grosse Sie-

ger aufspielen konnten. Unter dem Druck der NSDAP-Landtags-

fraktion wurden die umstrittenen Personalvorschläge nachträglich 

genehmigt. Der Kandidat Walter Ortlepp wurde Leiter der Weima-

rer Polizei. Im Jahre 1936 wurde Ortlepp als Staatssekretär zum 

faktischen Leiter des thüringischen Innenministeriums, das nach 

dem Ausscheiden des Ministers Wächtler dem Reichsstatthalter 

unterstellt wurde.30 

In der fast vierzehnmonatigen Amtszeit Fricks, die im April 1931 

nach einem oppositionellen Misstrauensantrag unter Mithilfe der 

Deutschen Volkspartei zu Ende ging, hat es zahllose Beispiele für 

diese handfeste Einflussnahme gegeben. Bereits am 7. Februar 

1930 war eine Verfügung an die zuständigen Schulräte Thüringens 

mit der Aufforderung ergangen, in allen Bibliotheken nach dem Er-

folgsbuch «Im Westen nichts Neues» von Erich Maria Remarque zu 

suchen, das im Februar 1929 erschienen war und nach wenigen 

Monaten eine Auflage von über 600’000 Exemplaren erreicht hatte. 
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Remarques Antikriegsbuch war ein im In- und Ausland gefeierter 

Bestseller; doch in Thüringen sollte das Werk aus den Regalen ver-

schwinden. Dabei ging man in mehreren Etappen vor: Zunächst 

wollten die Schnüffler des Volksbildungsministers wissen, wo das 

Buch vorhanden war, wer den Erwerb veranlasst hatte und wo das 

Antikriegsbuch im Schulunterricht benutzt wurde. Drei Wochen 

später ging eine verschärfte Aufforderung auch an die Berufs- und 

Fortbildungsschulen des Landes. Danach wurde das Buch als Klas-

senlektüre in Thüringen verboten. Der Filmversion des gefeierten 

Remarque-Bestsellers ging es nicht besser. Schon bei der Premiere 

war es im Berliner «Mozartsaal» zu Tumulten gekommen, die von 

Schlägertrupps der SA provoziert worden waren. Der Berliner 

NSDAP-Gauleiter Joseph Goebbels notierte über die Eskalation der 

Gewalt am 5. Dezember 1931: «Schon nach zehn Minuten gleicht 

das Kino einem Tollhaus. Die Polizei ist machtlos. Die erbitterte 

Menge geht tätlich gegen die Juden vor. Der erste Einbruch in den 

Westen. Juden heraus! Hitler steht vor den Toren! Die Polizei sym-

pathisiert mit uns. Die Juden sind klein und hässlich. Draussen 

Sturm auf die Kassen. Fensterscheiben klirren. Tausende von Men-

schen geniessen dieses Schauspiel. Die Vorstellung ist abgesetzt. 

Auch die nächste. Wir haben gewonnen.»31 

Am 11. Dezember 1931 wurde die Aufführung des Films auf An-

trag der Länder Sachsen, Bayern und Württemberg wegen «Gefähr-

dung des deutschen Ansehens» im gesamten Deutschen Reich un-

tersagt. Die Verteidiger von Remarque waren in eine hoffnungslose 

Minderheit geraten. Im Landtag konnte der SPD-Abgeordnete Her-

mann Brill alle Nationalsozialisten zwar als «Mussolini-Affen» at-

tackieren, weil es der italienische Diktator gewesen war, der das 

Buch als erster in seinem Land verboten hatte. Aber Brills beschwö-

render Hinweis, wonach das Werk in eine Reihe von Klassikern wie 

«Die Leiden des jungen Werthers» oder Rousseaus «Bekenntnis-

sen» gehöre, wurde kaum registriert. Die verantwortliche Regie- 
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rung war der Debatte demonstrativ ferngeblieben. Wer sich Frick 

in den Weg stellte, galt bald als «Fricktöter», der einen hochge-

schätzten Minister diskreditieren wollte. 

Nachdem sich die Deutsche Volkspartei im April des Jahres 1931 

zu einem Misstrauensvotum gegen den Koalitionspartner und da-

mit zum Sturz des umstrittenen Ministers durchgerungen hatte, 

gab es dafür Prügel von den eigenen, meist grossbürgerlichen Wäh-

lern. Wegen ihrer Handlungsweise wurden die renitenten DVP-

Vertreter als «Volks- und Vaterlands Verräter» diffamiert, die eine 

angeblich erfolgreiche «Ära Frick» beendet hatten. Der Fraktions-

vorsitzende der DVP erhielt über zweihundert Briefe aus Thürin-

gen und dem Reich, in denen er angepöbelt wurde. «Man empfand 

es als männlich, die Beratungen im Landtag als Schwätzereien, die 

Abgeordneten als Tagediebe und Diätenschinder und den Kampf 

mit der Faust nicht nur als erfolgreicher, sondern auch als berech-

tigter als alle geistigen Auseinandersetzungen zu bezeichnen.»32 

Es bleibt erstaunlich, dass Fricks Eingriffe in das Kulturleben des 

Landes keinen nennenswerten Widerstand provozierten. Ein Teil 

der Öffentlichkeit applaudierte sogar und verteidigte gemeinsam 

mit dem NS-Innenminister das Recht des Staates, sich zusammen 

mit dem Volk zum obersten Richter über Kunst und Literatur auf-

zuschwingen. Mit «frivoler Animiertheit», so der Schriftsteller 

Klaus Mann später, schaute man den Umtrieben der Nationalsozia-

listen zu. So wunderte sich der DVP-Politiker Karl Riedel über den 

neuen Zeitgeist, der besonders das mittlere und gehobene Bürger-

tum erfasst hatte: «‚Es muss anders werden’, ‚steter Tropfen höhlt 

den Stein’ – das wurde das Rezept, nach dem die Propaganda lief ... 

Jedem wurde das Seine versprochen. Deutschland die Freiheit und 

die alten ruhmreichen Farben schwarz-weiss-rot, dem Offiziers-

korps das Heer und damit die Aussicht, wieder eine Rolle zu spie-

len. Der Kirche die Wiederherstellung ihres Ansehens. Zumindest 

die Evangelische Kirche glaubte erfreulichen Zeiten entgegenzuse-

hen und ein Teil ihrer Diener schloss sich der Partei an. Ich sehe 
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noch den später zum Oberpfarrer in Arnstadt ernannten Pfarrer 

Scheibe auf einem mit Hakenkreuzfahnen geschmückten Lastwa-

gen durch Jenas Strassen fahren und höre ihn mit seinen Gesin-

nungsgenossen ‚Juda verrecke’ schreien.»33 

«Negererlass» und Schulgebete 

Weil der Innen- und Volksbildungsminister Frick die deutsche Ju-

gend zum erfolgreichen Widerstand gegen «gefährliche Einflüsse 

art- und volksfremder Kräfte» erziehen wollte, wurden im April 

1930 fünf Schulgebete für den Unterricht empfohlen. Diese Anord-

nung hätte dem letzten Zweifler klarmachen müssen, dass mit dem 

Mittel der staatlichen Repression eine Auffassung oktroyiert wer-

den sollte, die dem Freiheits- und Toleranzgebot der Weimarer Ver-

fassung eklatant widersprach. Weil nach den Ankündigungen 

Fricks die angebliche «Verseuchung deutschen Volkstums durch 

fremdrassige Unkultur» mit polizeilichen Mitteln verhindert wer-

den sollte, machten sich bereits «unverkennbare Züge einer Kunst-

diktatur» bemerkbar.34 Drei der fünf Schulgebete, die den Auftakt 

für diesen ungewöhnlichen Kulturkampf machten, waren eindeu-

tige Pamphlete gegen die demokratische Verfassungsordnung der 

Weimarer Republik. Der einseitige völkisch-nationalistische Inhalt 

dieser Verse, an denen Hans Severus Ziegler sowie ein protestanti-

scher und ein katholischer Pfarrer mitgewirkt hatten, war kaum zu 

leugnen. 

«Vater, in deiner allmächtigen Hand  

steht unser Volk und Vaterland 

Du warst der Ahnen Stärke und Ehr  

bist unsere ständige Waffe und Wehr.  

Drum mach uns frei von Betrug und Verrat  

mache uns stark zu befreiender Tat,  

schenk uns des Heilands heldischen Mut 
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Ehre und Freiheit sei höchstes Gut 

Unser Gelübde und Losung stets sei 

Deutschland erwache! Herr mach uns frei!» 

«Vater im Himmel 

Ich glaube an deine allmächtige Hand, 

Ich glaube an Volkstum und Vaterland 

Ich glaube an der Ahnen Kraft und Ehr 

Ich glaube, Du bist unser Waffe und Wehr, 

Ich glaube, Du strafst unser Landes Verrat  

und segnest der Heimat befreiende Tat  

Deutschland erwache zur Freiheit!» 

«Vater im Himmel 

Ich glaube an Deine Allmacht,  

Gerechtigkeit und Liebe. 

Ich glaube an mein liebes deutsches Vaterland. 

Ich weiss, dass Gottlosigkeit und Vaterlandsverrat  

unser Volk zerriss und vernichtete. 

Ich weiss, dass trotzdem in den Besten die Sehnsucht  

und die Kraft zur Freiheit wohnt. 

Ich glaube, dass diese Kraft zur Freiheit kommen wird  

durch die Liebe des Vaters im Himmel,  

wenn wir an unsere eigene Kraft glauben.» 

Die Gebete wurden am 22. April 1930 im Amtsblatt des thüringi-

schen Volksbildungsministeriums veröffentlicht. Im Verlauf einer 

stürmischen Landtagssitzung verkündete NSDAP-Fraktionschef 

Fritz Sauckel, dass «weiteste Kreise der religiös gesinnten thüringi-

schen Bevölkerung» hinter der neuen Anordnung stünden. Wilhelm 

Frick ging im Landtag noch weiter und begründete die Notwendig-

keit der von den Nationalsozialisten erlassenen «Freiheitsgebete» 

mit dem Hinweis, diese seien zur «Abwehr des Betruges» geschrie-

ben worden, der durch «den Marxismus und die Juden am Volk be-

gangen worden sei». Diese ungeheuerliche Behauptung löste je- 
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doch bei den Parteien der regierenden Koalition keinerlei Entrü-

stungsstürme aus. Offenbar glaubten nicht nur die Nationalsoziali-

sten, sondern auch zahlreiche Repräsentanten der Kirchen, der 

Wirtschaft, der Kultur sowie Wissenschaft und Bildung, dass ein 

schneidender kulturpolitischer Wechsel erforderlich sei. Eine klei-

ne, aktive Gruppe der «Deutschen Christen» forderte schon lange 

einen Religionsunterricht mit «germanisch-kämpferischer Note». 

Der Landtagsabgeordnete der Wirtschaftspartei, Gerstenhauer, 

hatte einen solchen Richtungswechsel bereits im Evangelischen 

Landeskirchenrat von Thüringen angemahnt. Und ohnehin konnte 

die NSDAP bei rechtsstehenden Kreisen der evangelischen Kirche 

auf breite Zustimmung rechnen. 

Auch in der Thüringer Lehrerzeitung gab es nur schwache ver-

bale Proteste gegen die Anordnung des Ministers, in Thüringens 

Schulen Gebete zur Pflicht zu machen. Vergeblich haben die Sozial-

demokraten versucht, den thüringischen Lehrerverein zu einer 

Klage gegen die ministerielle Verfügung zu bewegen. Der sozialde-

mokratische Abgeordnete Hermann Brill beklagte noch 1946 die 

«kulturelle Apathie und moralische Feigheit der damaligen Lehrer-

vereinsbewegung, die nichts gegen die würdelosen Hassgebete un-

ternahm».35 Auch der DVP-Politiker Georg Witzmann beobachtete, 

dass die meisten kulturpolitischen Erlasse bei «vielen anderen 

ernstgesinnten Menschen mehr oder weniger Zustimmung fan-

den». So wurde der deutschen Kirche der Vorwurf gemacht, dass 

sie sich «rücksichtslos ... für diese Schulgebete begeistert».36 

Dennoch hatte Frick mit seiner Anordnung wieder einmal dieje-

nigen bürgerlichen Parteienvertreter herausgefordert, die sich ei-

ner Politisierung des schulischen und religiösen Lebens strikt wi-

dersetzten. Zu dieser Gruppe gehörten Teile der Deutschnationalen 

Volkspartei und der Deutschen Volkspartei, wo Fricks grossspurig 

angekündigtes «Kulturprogramm» für übertrieben gehalten wurde. 

Selbst der reaktionäre «Stahlhelm» protestierte. Aber die Entrü-

stung ging nicht so weit, dass gegen die Allgewalt Fricks etwas un- 
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ternommen worden wäre. Wie beim Streit um die Polizeikostenzu-

schüsse war das Überleben der Koalition viel wichtiger. Opportu-

nismus und Anpassung dominierten. Niemand wagte dem gross-

spurig auftretenden Frick und seinen Vasallen ernsthaft entgegen-

zutreten. Man duckte sich oder passte sich an. Die bürgerlich-agra-

rischen Koalitionspartner, die hinter ihnen stehenden Wirtschafts-

verbände und die Kirche deckten sowohl die fragwürdigen Schul-

reformen wie die spektakuläre Einführung der antisemitischen 

Schulgebete schonungslos. Man beklagte sich nur über das Tempo, 

mit dem Frick vorgegangen war. Eindringliche Verurteilungen wie 

die des SPD-Abgeordneten Greil wurden überhört; er konstatierte, 

dass sich die Thüringer Schulgebete eindeutig «gegen die Juden, ge-

gen die Aussenpolitik des Reichs, gegen die Reichsverfassung und 

gegen die Völkerverständigung» richteten. Aber auch die Gefahr ei-

ner allmählichen Aushöhlung des bürgerlichen Rechtsstaates, vor 

der der demokratische Landtagsabgeordnete Kallenbach immer 

wieder warnte, schreckte offensichtlich nicht mehr: «Wir haben 

von Anfang an den Standpunkt eingenommen, dass der Exponent 

einer Partei, die nicht auf dem Boden dieses Staates steht, diesen 

Staat auch nicht etwa ausbauen, sondern ihn unterhöhlen will, ihm 

die Luft abdrehen will, um ihn zu vernichten.»36 Als die aufgebrach-

te SPD-Landtagsopposition und der über den Inhalt der Schulgebe-

te empörte Zentrumspolitiker Joseph Wirth als damaliger Reichs-

innenminister ultimativ die sofortige Rücknahme des Frick-Erlas-

ses verlangten, wurde diese Aufforderung von allen Parteien der 

Regierungskoalition unisono zurückgewiesen – und wieder einmal 

durften die Nationalsozialisten triumphieren. Aber der Innenmini-

ster des Reichs brachte die Schulgebete vor den Leipziger Staatsge-

richtshof, der in seinem Urteil vom 11. Juli 1930 drei der vorge-

schlagenen Texte mit der Begründung verwarf, ihr Inhalt würde die 

«Empfindungen Andersdenkender» verletzen. 
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Bildersturm in Weimar 

Wenige Wochen nach seinem Amtsantritt hatte Minister Wilhelm 

Frick in Begleitung seines frisch ernannten Fachberaters Paul 

Schultze Naumburg das Weimarer Schlossmuseum besucht. In 

sechs Sälen hingen als Leihgaben aus der verflossenen Bauhaus-

Zeit ungefähr siebzig Gemälde und Zeichnungen von Otto Dix, Lyo-

nel Feininger, Wassily Kandinsky und Paul Klee sowie Graphiken 

von Ernst Barlach, Charles Crodel, Erich Heckel, Oskar Kokoschka, 

Franz Marc, Johannes Molzahn, Emil Nolde, Oskar Schlemmer und 

Karl Schmidt-Rottluff. Was von einem künstlerisch aufgeschlosse-

nen Publikum als Meisterwerke der Moderne bewundert wurde, 

gehörte nach Auffassung des für die Weimarer Kunstsammlungen 

zuständigen Ministers Frick in die «kunstbolschewistische Folter-

kammer». Aber damit nicht genug. Während des damaligen Muse-

umsbesuchs wurde noch einmal Rache an jenen Künstlern geübt, 

die man bereits mit völkischer Hilfe sechs Jahre zuvor aus dem Wei-

marer Bauhaus vertrieben hatte. Die keinesfalls zufällig arrangierte 

Visite Fricks wurde zum Auftakt eines Bildersturms, der einen vor-

läufigen Höhepunkt in der Kulturkampagne des nationalsozialisti-

schen Ministers darstellen sollte. 

Der spektakuläre Coup war von Fricks neuem Direktor an der 

Weimarer Kunst- und Bauhochschule inszeniert worden. Der Ar-

chitekt Paul Schultze Naumburg hatte als ehemaliger Genremaler 

den «Kulturkampf» völkisch-nationaler Autoren wie Hans F.K. Gün-

ther, Walter Darré und Hans Severus Ziegler in seinem «Saaleck-

kreis» in einer eigenen Burg unterhalb der Ruine Saaleck gepflegt. 

Unter der Protektion namhafter Nazi-Grössen aus der sogenannten 

Kampfzeit wurde Schultze Naumburg zum völkisch-rassistischen 

Kulturideologen, der zur Erhaltung einer «deutschen Kultur» zual-

lererst «Ausmerzung» und «Säuberung» verlangte. 

Die Ordnungsbegriffe dieses fanatischen Hitler-Gefolgsmannes 

hiessen «Auslese» und «Gegenauslese». Damit war eine Theorie der 
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«physiognomischen Rassetüchtigkeit» gemeint, die dem allgemei-

nen Kulturbetrieb eine völlig neue Aufgabe zuweisen wollte. Deut-

sche Kunst, so propagierte Schultze Naumburg vor einem wachsen-

den Kreis von Gesinnungsfreunden, sollte in ihrer Gegenwart neue 

Ziele aufzeigen und das Zukunftsbild einer neuen Rasse formen. 

Der überzeugte Nationalsozialist Schultze Naumburg, den Frick 

schon 1930 zu seinem Kunstberater machte, plädierte für die «gute 

alte deutsche Baukunst» und lehnte neue Bauformen wie Glas, Be-

ton und Kunststoff für das abendländische Wohnhaus ab. Dieser 

germanisch und antijüdisch eingestellte Architekturprofessor warb 

unermüdlich für den heimischen Kalkstein und versuchte sogar, die 

Alternative zwischen Steil- oder Flachdach in eine Frage der Ras-

senauslese umzumünzen. Weil er den «rassetüchtigen deutschen 

Handwerkersinn» erwecken wollte, polemisierte er im Auftrag des 

Dachdeckerverbandes gegen das «orientalische Flachdach», emp-

fahl nachdrücklich die Schieferbedeckung und versprach dem 

Handwerkerstand Thüringens einen goldenen Boden, sobald die 

Nationalsozialisten alle Macht im Staat errungen hätten. Die Beset-

zung des Direktorenpostens der Weimarer Bauhochschule war un-

ter dem Einfluss des lokalen Bausteingewerbes und der thüringi-

schen Handwerkerlobby eingefädelt worden. Nach dem erklärten 

Willen der nationalsozialistischen Führung sollten Weimars «Ver-

einigte Kunstlehranstalten» in Zukunft Pflanzstätten für die zu-

künftigen Künstler und Lehrer sein, wo die Erziehung zu «nordisch-

deutscher Gesinnung und Gesittung» gepflegt werden sollte.37 

Der Weimarer Bildersturm war von langer Hand geplant wor-

den. Vor Beginn des Semesters im Oktober 1930 liess Schultze 

Naumburg die Wandfresken des Bauhaus-Meisters Oskar Schlem-

mer weiss übertünchen. Wenige Tage danach erging ein Befehl des 

Innenministers an den Direktor des Schlossmuseums, innerhalb 

weniger Stunden die Bilder der Moderne aus den Ausstellungsräu-

men zu entfernen und an ihrer Stelle Zeichnungen aus dem 19. Jahr-

hundert aufzuhängen. Niemand schien gegen die Anordnung ernst- 
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haft zu opponieren. Kurz danach liess das Thüringer Ministerium 

über die Telegraphen-Union melden, die verfemten Kunstwerke 

hätten nichts mit «nordischdeutschem Wesen» gemeinsam und 

würden sich darauf beschränken, das «ostische oder minderrassi-

sche Untermenschentum» darzustellen. Jetzt habe man auf die 

Quellen der deutschen Kultur zurückzugreifen. Allen voran die 

Stadt Weimar sei der ideale Ort, um aus vergangenem Kulturgut 

endlich «deutsches Seelen- und Geistestum» zu schauen. 

Bis zu jenem Tag war weithin unbekannt geblieben, dass dem 

Sturm auf die Moderne ein grossangelegtes Stühlerücken voraus-

gegangen war. Schon im verflossenen Sommersemester war fast 

das gesamte Personal der «Vereinigten Kunstlehranstalten» gegen 

absolut linientreue NSDAP-Parteileute ausgewechselt worden. 

Noch im Mai 1930 hatte der Nationalsozialistische Studentenbund 

eine Studentenausschusswahl gewonnen, die zum erstenmal an der 

von Paul Schultze Naumburg geleiteten Schule durchgeführt wor-

den war. Als das Herbstsemester unter neuer Führung feierlich er-

öffnet wurde, zeigte ein Wald von Hakenkreuzfahnen und eine 

grosse Zahl uniformierter SA-Leute die neue politische Richtung an. 

In das Künstlerhaus von Henry van de Velde und Walter Gropius 

war drei Jahre vor Hitlers «Machtergreifung» der braune Geist ein-

gezogen. «Ich selbst habe jede weitere Lust an Weimar verloren», 

klagte Paul Klee, dessen Bilder «Traumstadt» und «Sterbende 

Pflanzen» Eigentum des Museums geworden waren. «Das Furcht-

bare dieser Kulturreaktion liegt darin», so notierte Oskar Schlem-

mer in sein Tagebuch, «dass es sich hier nicht um die Verfolgung 

von Werken mit politischer Tendenz handelt, sondern um künstle-

rische, ästhetische Werke ..., die lediglich, weil sie neuartig, anders-

artig, eigenwillig sind, mit ‚Bolschewismus’ gleichgesetzt wer-

den.»38 

Die deutsche Öffentlichkeit reagierte zunächst mit Ungläubigkeit 

und Spott, aber auch mit einer fast naiven Gleichgültigkeit – es 

schien, als habe man das in Weimar praktizierte Kunstdiktat in sei-

ner politischen Tragweite überhaupt nicht erkannt. 
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Aber Fricks kunstpolitische Zwangsmassnahme war weder in der 

lokalen Öffentlichkeit noch in der bürgerlichen, allein auf ihren Zu-

sammenhalt fixierten Regierungskoalition auf ernsthaften Wider-

stand gestossen. Mit dem Bildersturm hatte Weimar das Modell ge-

liefert, das 1937 in der Aktion «Entartete Kunst» reichsweit prakti-

ziert wurde. Welche Bedeutung diesem Eingriff auch ausserhalb 

der thüringischen Landesgrenzen in gewissen Kreisen beigemes-

sen wurde, bewies ein Dankschreiben aus dem westfälischen Ha-

gen-Haspe an Minister Frick, in dem der «ausserordentliche Mut» 

des Ministers gerühmt wurde: «Ich hoffe, dass diese Tat, die be-

weist, dass in Thüringen noch Kultur herrscht, im ganzen Deut-

schen Reiche ihre Nachahmer finden möchte. Ich sende der Stadt, 

die als erste wieder vornehm deutsch fühlt, meinen herzlichsten 

Glückwunsch und wünsche ihr eine Zukunft, ihrer Vergangenheit 

gleich.»39 

Aber auch von der liberalen Öffentlichkeit hatte der allmächtige 

Frick nicht allzuviel zu befürchten. Kritik hielt sich in Grenzen. Häu-

fig wurde der Bildersturm als die Verrücktheit einiger Einzelgänger 

abgetan. «Vielleicht, dass das Thüringische Volksbildungsministe-

rium ... danach auch der gesamten neueren Literatur einen Schei-

terhaufen errichtet», frotzelte die Zeitung Hallesche Nachrichten 

und fragte, was man schliesslich in Weimar nach Goethe und Schil-

ler an Literatur noch nötig habe. Zum Zeitpunkt dieses Kommentars 

am 26. November 1930 war Wilhelm Fricks ominöser Erlass «Wi-

der die Negerkultur» längst Realität geworden, und Remarques 

Buch «Im Westen nichts Neues» war verboten. Schon Ende des Jah-

res 1930 wurde in Thüringen alles verfemt und verfolgt, was der 

Rosenbergsche NS-Kampfbund «Kultur» als «nationale Gefahr» 

ausgemacht hatte. Die Filme von Pudowkin und Eisenstein, die 

«Dreigroschen-Oper» oder Friedrich Wolfs Theaterstück «Cyankali 

§ 218» in der Inszenierung von Erwin Piscator. Aus den Program-

men der staatlichen Theater mussten alle Werke von Walter Hasen-

clever, Ernst Toller und Leos Janäöek gestrichen werden. Warum 

wurden diese Akte von Zensur und Willkür nicht als Aktion rechts- 
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extremen und gefährlichen Kulturrevolution angeprangert? Die 

Zeitung Leipziger Neueste Nachrichten empörte sich zwar darüber, 

dass in Weimar sechzig Werke der Moderne im Magazinkeller des 

Museums verschwunden waren. Aber das Weimarer «Kunstdiktat» 

wurde als Schildbürgerstreich und als «blindwütige Massnahme» 

empfunden, die schleunigst korrigiert werden müssten. «Was kann 

um Himmels willen diesen Bildersturm veranlasst haben?» fragte 

mit gespielter Besorgnis die Thüringische Allgemeine Zeitung, als 

sei Fricks Anordnung vom heiteren Himmel gefallen. Eilfertig wies 

das konservative Blatt darauf hin, dass Ernst Barlach der «deut-

scheste aller deutschen Meister» und dass Franz Marc 1916 vor 

Verdun mit dem Gewehr in der Hand für Deutschland gefallen sei. 

Aber man vertraute auf die Vernunft des neuberufenen Ministers, 

dem offenbar die ganze Kunstrichtung nicht gefalle. «Vielleicht su-

chen wir Gründe, wo keine sind.» 

Mit kaum verhohlener Zustimmung konstatierte die Weimari-

sche Zeitung, die schon immer Sympathien für die Nationalsoziali-

sten gehegt hatte: «Die Massnahme trägt keinen politischen, son-

dern einen sachlichen Charakter!» War damit jene rassistische Be-

gründung über ein Untermenschentum gemeint, die Frick seinem 

Befehl zur Entfernung der Bilder beigefügt hatte? Dazu hüllte sich 

das Blatt in Schweigen. 

In der Weimarer Bürgerschaft regte sich kein nennenswerter 

Widerstand. Geharnischter Protest kam aus den Redaktionen jener 

Zeitungen, die von den Nazis immer wieder als «Asphaltpresse» dif-

famiert worden waren. «Durch solche Taten, die die deutsche Seele 

retten sollen, wächst sich die Tätigkeit des nationalsozialistischen 

Ministers zum Skandal aus», schalt das Berliner Tageblatt, «Den 

modernen Kunstbestrebungen, die einst in Weimar ihre Heimstätte 

hatten, ist das Entgegenkommen der damaligen demokratisch-sozi-

aldemokratischen Regierung nachgerade zum Verhängnis gewor-

den. Die Nationalsozialisten werden niemals eine Kunst anerken- 
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nen, die unter ‚marxistischem Protektorat’ gestanden hat. Sie wer-

den die Schönheit einer Rose nicht sehen, wenn sie rot ist.» 

Aber war dieser Bildersturm nicht auch das Vorspiel für eine po-

litische Zeitenwende, die dem liberalen Geist den Garaus machen 

wollte? Es sei eine «deutsche Angelegenheit ersten Ranges», schrie-

ben mit tiefer Besorgnis Kurt Weill, Alfred Döblin, Erwin Piscator 

und auch Oskar Schlemmer in einer Protestresolution, die unter 

dem Titel «Frick über Deutschland» von Harry Graf Kessler verfasst 

worden war, «wenn der Geist... einer engstirnigen und krausen 

Ideologie sich über das ganze deutsche Kulturgebiet ausbreitet». 

Solche Mahnungen blieben freilich Einzelstimmen. Selbst die libe-

rale, im deutschen Bürgertum hochangesehene Frankfurter Zei-

tung empörte sich mehr darüber, dass Frick die Kunst der Moderne 

«nur durch alte Zeichnungen» an den Wänden des Schlossmuseums 

ersetzt habe. Anstatt sich über den einmaligen diktatorischen Ein-

griff aufzuregen, mokierte sich das Blatt über die «banausischen» 

Zustände, die offenbar in Weimar ausgebrochen seien. 

Auch für die Vossische Zeitung hatte sich in Weimar eine bis da-

hin beispiellose Vergewaltigung von moderner Kunst abgespielt; 

aber man tröstete sich damit, dass das Museum der Nachbarstadt 

Erfurt die verbotenen Kunstwerke wieder aufnehmen werde. 

Fricks Angriffe gegen das «ostische oder sonstige Untermenschen-

tum» wurden in dieser Zeitung als Ausdruck einer «verworrenen 

Ahnungslosigkeit» und nicht als Willkürmassnahme interpretiert, 

die Bestandteil einer antisemitischen und antiliberalen Ideologie 

war. Weit süffisanter rechnete man mit einer bei der NSDAP ver-

breiteten «Spiesser-Mentalität» ab und gab vermeintlich kulturell 

noch etwas Unerfahrenen den onkelhaften Rat, sich in Kunstdingen 

die «selbstgefertigten Kinderschuhe» abzulaufen. 

Für das deutschnationale und durchaus mit der radikalen Ideo-

logie Hitlers sympathisierende deutsche Bürgertum war es der be-

kannte Literaturhistoriker Paul Fechter, der den Weimarer Bilder-

sturm in ausgewogenem Sowohl-Als-auch interpretierte und des- 
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sen Drahtzieher Paul Schultze Naumburg sogar als Mann «von vie-

len Qualitäten» zu rühmen wusste. Das Recht eines Ministers, Bil-

der und Plastiken aus einem Museum zu entfernen, fand Fechter in 

Ordnung; denn auch im Jahre 1918 seien Bilder aus der kaiserli-

chen Zeit «in Rudeln» aus den deutschen Museen verschwunden. 

Die Weimarer Bilderaffäre blieb dem deutschen Literaturpapst des-

wegen verschwommen und unklar, «weil rassemässige Kennzeich-

nungen» gegen Leute erhoben wurden, auf die solche Merkmale of-

fenbar nicht zutrafen. Damit erklärte sich einer der angesehensten 

deutschen Literaturhistoriker zu einem konservativen Rasseästhe-

ten, der sich um eine gerechte Differenzierung zwischen richtigen 

und falschen «ostischen und Untermenschen» sorgte. Ein Maler aus 

dem ostpreussischen Danzig, der sich stets einer nationalen Be-

trachtungsweise befleissigt habe, könne nicht einfach als ein «osti-

scher Untermensch» abgetan werden. Gegen die pauschale Aus-

grenzung der übrigen verfemten Künstler und gegen das Verdikt 

über deren Stil und Gattung hatte Paul Fechter nichts einzuwenden. 

«Weimarer Mist für Erfurt!» empörte sich stellvertretend für 

zahlreiche thüringische Provinz- und Regionalzeitungen die Mittel-

deutsche Zeitung und verwahrte sich dagegen, dass die in Weimar 

vom Staat brüskierten «Auchkünstler» fortan in Erfurt gezeigt wer-

den sollten. Es sei einfach richtig, wenn die Leihgaben aus Weimar 

möglichst auch in Erfurt in irgendeiner Bodenkammer verschwin-

den könnten. «Das soll uns recht sein.» Das ungemein zwiespältige 

Echo in der deutschen Presse konnte Frick und seine Helfershelfer 

nur ermutigen. Die diktatorischen Zugriffe waren unerwartet glatt 

verlaufen. Mit wenigen Ausnahmen war der spektakuläre Akt, von 

völkisch-nationalen Meinungsführern gestützt und von sympathi-

sierenden Kommentaren flankiert, sogar als quasiplebiszitäres 

Herrschaftsmittel anerkannt worden. In der Stadt Weimar, wo man 

sich bekanntlich schon seit 1918 ein Einspruchsrecht gegenüber 

der modernen Kunst angemasst hatte, fand die Massnahme Fricks 
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durchweg Zustimmung. Seit der Vertreibung des Bauhauses war 

das einst gefeierte «Ilm-Athen» in Sachen Kunst ohnehin zu einer 

belanglosen Kleinstadt geworden. Deshalb wurde auch hier nicht 

bestritten, dass jeder Volksbildungs- und Innenminister das Recht 

für sich beanspruchen könne, die Freiheit der Kunst mit Füssen zu 

treten. 

Unter dem Pseudonym «Peregrinus» meldete sich in der Zeit-

schrift Tagebuch ein Rezensent zu Wort, der die politische Tragwei-

te der Weimarer Zensurmassnahmen offenbar erkannte: «Dieser 

windige Nachfolger auf Goethes Ministersessel wagt so etwas nur, 

weil er weiss, dass eine Anzahl von Gesinnungsgenossen hinter ihm 

steht, nicht nur im Inland sondern auch im Ausland.» Nun müsse es 

endlich darum gehen, sich gegen das «rückständige Gestänkere» 

der Nazis zur Wehr zu setzen. «Die Hauptsache ist: gegen die Ande-

ren! Die Frick-Gesinnung kann nie einen Wert schaffen!»40 

Der Schreiber irrte sich. Das nationalsozialistische Interregnum 

fand zwar nach vierzehn Monaten am 1. April 1931 ein jähes Ende, 

weil die Deutsche Volkspartei endlich den Mut hatte, den NS-Mini-

stern in der Regierungskoalition, Frick und Marschler, das Ver-

trauen zu entziehen. Aber die Prophezeiung des wutschäumenden 

Frick ging in Erfüllung, dass sich die Zahl der Nazi-Anhänger stän-

dig vermehren und dass bei den Neuwahlen «vom bürgerlichen 

Brei der Mitte» nur herzlich wenig übrigbleiben werde. Der Plan ei-

ner stufenweisen Eroberung der Macht war letztendlich aufgegan-

gen. Die Gegenrevolution hatte offenbar auch auf der ganzen künst-

lerischen Linie gesiegt. 

Die bürgerlichen Parteien waren längst kraftlos geworden. Dar-

über konnte auch die Aufkündigung der Regierungskoalition durch 

die DVP nicht mehr hinwegtäuschen. Der NSDAP – Fraktionsvorsit-

zende Sauckel hatte die Koalitionspartner von der DVP öffentlich 

als eine Schar von «trottelhaften Greisen, Verrätern und Betrügern» 

bezeichnet. Dies ging auch den gutwilligsten Befürwortern zu weit; 

deshalb hatten die Nationalsozialisten nach Ansicht wohlmeinen-

der Koalitionäre den Bogen überspannt. Plötzlich war man über die 
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Geschmacklosigkeit erbost, dass die NSDAP ausgerechnet zu Goe-

thes hundertstem Todestag im Weimarer Nationaltheater eine Par-

teiveranstaltung zum Thema «Justizmord von heute» abgehalten 

hatte. Nicht die Massnahmen Fricks, sondern die Beleidigungen 

Sauckels waren die Ursache für eine längst fällige Aufkündigung der 

Regierungskoalition. Wie der über den vorzeitigen Koalitionsbruch 

tief verärgerte Frick reagierte auch Sauckel damals mit vulgären 

Drohungen: «Wir kommen wieder und über Ihre Parteileichname 

spaziert das deutsche Volk.»41 

Die Minderheitsregierung, die nach der Entmachtung Fricks ge-

bildet worden war, brach schon im Juli des Jahres 1932 nach kaum 

einjähriger Regierungszeit auseinander. Das politische Machtvaku-

um in der Endphase der Weimarer Republik, das sich im Ruf nach 

einer Präsidialregierung artikulierte, spiegelte sich auch im brüchig 

gewordenen Parteiensystem Thüringens wider. Die Neuwahlen für 

den Thüringer Landtag wurden am 31. Juli 1932 gemeinsam mit 

den Reichstagswahlen durchgeführt. Beide Wahlgänge wurden zu 

einem Triumph für die NSDAP, die in Thüringen mit 43,9% der 

Stimmen für den Reichstag sogar erheblich mehr Zulauf als in allen 

anderen Ländern Deutschlands erzielte. Die Strategie Hitlers war 

aufgegangen. 

Bei den Landtagswahlen votierten 42% aller wahlberechtigten 

Thüringer für Hitlers Partei. In der Landeshauptstadt Weimar, die 

zum Aufmarschgebiet einer vorgezogenen Machtübernahme um-

funktioniert worden war, gaben sogar 44% der Wähler den Natio-

nalsozialisten ihre Stimme. Alle diejenigen, die wie Kommunisten, 

Sozialdemokraten, Demokraten und die kleine Schar der Deutschen 

Volkspartei vor der «braunen Gefahr» gewarnt hatten, mussten sich 

von diesem Ergebnis düpiert fühlen. Denn die umstrittene Kunst- 

und Kulturdiktatur Fricks mit ihren schwerwiegenden Eingriffen in 

das demokratische Verfassungssystem der Republik war nachträg-

lich belohnt worden. Was Frick den bürgerlichen Parteien nach 

dem Bruch der Regierungskoalition drohend prophezeit hatte, war  
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plötzlich düstere Realität geworden: «Im vierzehnmonatigen Besitz 

der Macht haben wir den Weg zur Rettung des deutschen Volkes 

zur Genüge gezeigt. Dass man uns hinderte, ihn weiterzugehen, hat 

seither die Zahl unserer Anhänger nur vermehrt und die der schul-

digen Parteien dezimiert. Das werden die nächsten Wahlen bewei-

sen.»42 

In der neuen Landesregierung von Thüringen sassen schon im 

Jahr 1932 fast ausschliesslich Nationalsozialisten. Der «Geist von 

Weimar», wie ihn der neue Vorsitzende, Staatsminister Fritz Sau-

ckel, für sich und seine neuen Machthaber reklamierte, hatte mit 

dem einst von Friedrich Ebert beschworenen Vermächtnis der de-

mokratisch gewählten Nationalversammlung nichts mehr zu tun: 

«Namen wie Herder, Fichte, Nietzsche, Goethe, Schiller, Bach, Wag-

ner und Liszt und alle die Meister der bildenden Künste, die im vo-

rigen Jahrhundert in Weimar ihre Wirkungsstätte hatten, legen ... 

der Landesregierung grösste Verpflichtungen auf ... Die Staatsregie-

rung gibt hiermit ihrer Überzeugung Ausdruck, dass ihr höchstes 

Ziel... die Entfaltung und Gestaltung aller geistigen und seelischen 

Kräfte in Rasse und Volkstum sein muss.»43 

Nach der «Machtergreifung» Hitlers im Jahre 1933 machten be-

sonders Politiker aus Weimar und Thüringen Karriere. Wilhelm 

Frick rückte zum Reichsinnenminister auf, Baldur von Schirach 

avancierte zum «Jugendführer des Deutschen Reiches», Hans Seve-

rus Ziegler wurde Staatskommissar für die thüringischen Landes-

theater und Fritz Sauckel durfte sich nach der Zerschlagung der 

Länderhoheiten mit dem Titel «Reichsstatthalter» schmücken. Von 

Weimar aus verwandelte Fritz Sauckel gemeinsam mit nationalso-

zialistischer Regionalpolitikern wie Paul Hennicke, Willy Marsch-

ler, Walter Ortlepp, Paul Papenbroock, Fritz Wächtler, Otto Weber, 

Hans Severus Ziegler und Gustav Zunkel das Land in einen «Trutz-

gau des Führers». Bereits am 1. Januar 1935 verfügte die NSDAP 

hier über 94’979 eingeschriebene Mitglieder, zu denen etwa 

600‘000 Mitglieder der Deutschen Arbeitsfront, 150’000 Anhänger  
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der Hitlerjugend und fast 9’000 Mitglieder der SS hinzukamen. Mit 

dieser Organisationsdichte nahm Thüringen unter den deutschen 

NS-Gauen einen der vordersten Plätze ein. 

Ab 1932 kam es in Thüringen zur schrittweisen Machtüber-

nahme. Ein Trupp von SA-Männern demontierte die von Walter 

Gropius entworfene Gedenktafel zur Erinnerung an die Verfassung 

von 1919, die bis dahin an der Vorderseite des Weimarer National-

theaters angebracht war. Der neuernannte NSDAP – Landtagspräsi-

dent Fritz Hille verkündete am 1. Mai 1933: «Das neue Weimar wird 

mit allen Kräften danach streben müssen, den Schandfleck, der seit 

1919 auf ihm liegt, zu beseitigen.» Vieles von dem, was später in Hit-

lers Führerstaat angeordnet werden sollte, war bereits in Thürin-

gen ein Jahr früher durchexerziert worden. So führte Volksbildungs-

minister Fritz Wächtler am 10. Oktober 1932 an allen Schulen Thü-

ringens einen «Wechselspruch gegen die Kriegsschuldlüge» ein. Die 

an Wilhelm Fricks «Schulgebete» erinnernde Massnahme verlangte, 

dass auf allen an inländische Empfänger gerichteten Schreiben des 

Ministeriums zwei Jahre lang der Spruch aufgestempelt werden 

sollte: «Wer behauptet, Deutschland sei am Krieg schuld, lügt. Diese 

Lüge ist die Wurzel unserer Not.» 

Schon Anfang Januar 1933 wurden in Weimar und Thüringen, 

deren deutschnational gestimmte Bürger schon immer demonstra-

tiv die schwarzweissrote Fahne des Kaiserreichs geflaggt hatten, of-

fiziell die alten Reichsfarben wieder zugelassen. Am 18. Januar des 

Jahres 1933 veranstalteten die neuen Machthaber in der Landes-

hauptstadt eine Reichsgründungsfeier, an der neben Gruppen der 

SA, der SS und des «Stahlhelm» auch Formationen der Landespoli-

zei und der Reichswehr teilnahmen, die nicht auf eine einzige Partei, 

sondern noch auf den demokratischen Staat vereidigt worden wa-

ren. Der Führerstaat warf seine Schatten voraus. 

Fritz Sauckel sagte kurz nach seiner Ernennung zum Reichsstatt-

halter allem einen unbarmherzigen Kampf an, «was sich der inne-

ren Aussöhnung der Nation» entgegenstellte. Allein in Thüringen 
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wurden bald über eintausend Kommunisten verhaftet, die in Nohra 

bei Weimar untergebracht waren. Später wurde dieses erste Sam-

mellager sogar offiziell als «Konzentrationslager» bezeichnet. «Ich 

befehle Ihnen nunmehr die Intoleranz gegen alles andere», hatte 

Sauckel verordnet, «alle Gegenstömungen sind als Schädlinge am 

deutschen Volke zu bekämpfen!»44 

Hitler – «er ist ein Wunder!» 

Im Herbst des Jahres 1933 kam es zwischen dem neuen deutschen 

Reichskanzler Hitler und der 87jährigen Elisabeth Förster-Nietz-

sche, der Schwester des Philosophen Friedrich Nietzsche, in Wei-

mar zu einem denkwürdigen Treffen. Der «Führer» und die Bewah-

rerin des Nietzsche-Erbes trafen sich in der «Villa Silberblick», dem 

Sterbehaus des Philosophen auf einem Hügel hoch über Weimar. 

Hier hatte die rührige Schwester die Manuskripte und Fragmente 

ihres Bruders in einem Archiv gesammelt, das längst zur Wall-

fahrtsstätte nationaler und internationaler Nietzsche-Verehrer ge-

worden war. Aber an jenem Tag, als der Führer mit einem riesigen 

Strauss dunkelroter Hosen bei der alten Dame erschien, hatte die 

verhängnisvolle Umdeutung Nietzsches einen makabren Höhe-

punkt gefunden; die Schwester eines der grössten deutschen Philo-

sophen machte ihren endgültigen Kotau vor Hitler. «Ihr Besuch, 

Herr Reichskanzler, ist mir eine ganz besondere Freude. Ich habe 

mir in den letzten Jahren alles eingehend über den Aufstieg Ihrer 

Bewegung berichten lassen und freue mich sehr, den Führer heute 

bei mir begrüssen zu können.»45 

Der allgemeine Rechtsruck in Thüringen, der schon 1924 einge-

setzt hatte und im Jahre 1930 zur Beteiligung von Nationalsoziali-

sten an der Landesregierung führte, war von der einflussreichen 

Dame im Weimarer Nietzsche-Archiv gefördert worden. Elisabeth 

Förster-Nietzsche hatte zwar früher mit der Moderne um Henry  

284 Der Schreibtischtäter 



van de Velde und Harry Graf Kessler sympathisiert. «Mir scheint es 

in der Erinnerung, als ob jeder Tag neue geistige Anregungen und 

neue Probleme gebracht hätte», schrieb sie noch am 29. Mai 1933 

an den «hochverehrten Freund» Henry van de Velde. «Sie waren der 

Magnet, der die junge Generation der geistreichen Leute nach Wei-

mar zog.»46 

Im Gegensatz zu jenen modernen Künstlern und Intellektuellen, 

die einst zusammen mit van de Velde, Kessler, Rodin und Hugo von 

Hofmannsthal auch in ihrem Haus verkehrt hatten, bezog die ambi-

tionierte Nietzsche-Schwester früh andere politische Positionen. 

Als 1914 der Weltkrieg ausbrach, bekannte sie sich zu den Kriegs-

zielen der Alldeutschen, die einen unversöhnlichen Kampf bis zum 

bitteren Ende propagierten. Nach dem Weltkrieg wählte sie rechts 

und schwärmte gegenüber ihren ehemaligen Mitstreitern von der 

«Reinheit der deutschnationalen Seele». Bald ging Oswald Spengler, 

der Autor des mit hohen Auflagen verbreiteten Buches «Der Unter-

gang des Abendlandes», bei ihr ein und aus. Unter dem Einfluss 

Spenglers, der später Träger des Nietzsche-Preises wurde, ist der 

Philosoph Nietzsche vornehmlich als Gegner der Demokratie, als 

Feind des Sozialismus, als Befürworter einer elitären Herrschaft 

und als Verkünder des Krieges interpretiert worden. Der demokra-

tisch und liberal eingestellte Harry Graf Kessler registrierte bei sei-

ner einstigen Mitstreiterin einen politischen Wandlungsprozess, 

der ihn an eine betagte «Backfisch-Frau» erinnerte. Das «Spinnge-

webe Weimarer Intrigen» habe die Schwester des Philosophen 

nachhaltig verändert, schreibt Kessler in sein Tagebuch: «Die alten 

Greisinnen und Exzellenzen haben ihr den Kopf verdreht.» 

Schon 1922 registrierte Kessler, wie sehr sich der Hass der kul-

tivierten alten Dame gegen die «Roten» richtete, die für die Nieder-

lage im Weltkrieg, für die Revolution und das Ende des geliebten 

Kaiserreichs verantwortlich gemacht wurden. Sogar die absurde 

These, wonach Rathenau durch bolschewistische Attentäter ermor-

det worden sei, wurde von der Archivgründerin geglaubt. Vergeb- 
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lich versuchte Kessler der alten Freundin klarzumachen, dass aus-

gerechnet Ludendorff diese Lüge in einem Interview mit der engli-

schen Zeitung Daily Express in die Welt gesetzt hatte. «Also wird 

diese abgeschmackte Lüge jetzt bei alten Damen propagandistisch 

verbreitet, um die Mordschuld abzuwälzen!»47 

Der Historiker Erhard Naake hat nachgewiesen, wie sich der 

Wandel der Nietzsche-Schwester von einer nationalkonservativen 

Gegnerin der Republik zur aktiven Mitkämpferin eines völkischen 

Rechtsradikalismus vollzog. Schon der Putsch des NS-Führers in 

München war für Elisabeth Förster-Nietzsche ein «vaterländisches 

Bestreben» gewesen, und den Prozess gegen die Attentäter hatte 

sie «zum Weinen» gefunden. Aber zur engeren Anlehnung an die 

Hitler-Partei kam es erst, als sich auch ein persönliches Verhältnis 

zum Innen- und Volksbildungsminister Thüringens anbahnte, der 

in der «Villa Silberblick» bald seine Aufwartung machte. Wilhelm 

Frick wollte die vielfältigen Beziehungen der alten Dame nutzen, 

um persönliche Kontakte zu wichtigen Persönlichkeiten Thürin-

gens zu knüpfen. Gleichzeitig dachten die Nationalsozialisten längst 

daran, Nietzsches Ausführungen über den «Willen zur Macht», über 

den Krieg, den «Übermenschen» sowie über eine «neue Herren-

rasse» für die eigene Propaganda zu benutzen. 

Das sanfte Überrumpelungsmanöver des Ministers glückte; 

schon nach den ersten Besuchen wurde Frick als eine Persönlich-

keit gerühmt, die nach der Bekundung der Nietzsche-Schwester so-

gar als «Liebling des Volkes» in die Geschichte eingehen könnte. 

Der charmant und gebildet auftretende Frick durfte «hier und da zu 

einem Plauderstündchen» hinauf in das Haus der alten Dame kom-

men, das immer mehr zur wichtigen Begegnungsstätte wurde. 

Zahlreiche zur Weimarer Militärgarnison abkommandierte Offizie-

re der Reichswehr machten ihr einen offiziellen Antrittsbesuch; 

darunter auch Generalleutnant Hasse, der mit seinem aus Berlin 

befohlenen Einmarsch im Jahre 1923 das «rote Thüringen» über-

wand. Harry Graf Kessler sass eines Tages mit der alten Freundin 
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beim Tee, als Hasse plötzlich erschien und ihm die Schwester des 

Philosophen fast um den Hals fiel. Längst schwärmte die Greisin 

von ihrem «lieben Freunde Mussolini», der zum «Trost ihres Al-

ters» wurde, wie sie einmal sagte. Als das Napoleon-Drama «Hun-

dert Tage» des italienischen Faschistenführers am 30. Januar 1930 

im Deutschen Nationaltheater zur deutschen Uraufführung ge-

langte, kam es zur ersten Begegnung zwischen Hitler und Elisabeth 

Förster-Nietzsche. Der Führer machte der alten Dame seine Hon-

neurs in der Theaterloge. Die NS-Parteizeitung Der Angriff lohte da-

nach: «Der Parlamentarismus und seine Stützen, Parlament und 

Presse erfahren eine unmissverständliche Abfuhr ... Die Aufführung 

... bedeutet in der bisher schwachen Bilanz des Deutschen National-

theaters einen Aktivposten, den die Intendanz bitter nötig hätte.»48 

Von dieser intensiven, fast schwärmerischen Bewunderung für 

den italienischen Duce bis zur Begeisterung für den kommenden 

deutschen «Führer» ist es nur ein kleiner Schritt. Als die NSDAP am 

14. September 1930 überraschend 107 Reichstagsmandate erober-

te, erhielt Frick die wärmsten Glückwünsche aus dem Nietzsche-Ar-

chiv, wo Elisabeth ihren häufigen Gast als «edlen und guten Men-

schen» rühmte, mit dem sie längst ein freundschaftliches Verhältnis 

verbinde. Zur Konsequenz dieser engen Beziehungen gehörte, dass 

die Nationalsozialisten ihren Einfluss auf die Personalpolitik des 

Nietzsche-Archivs geltend machten. Bereits am Ende des Jahres 

1930 übernahm ein Parteigenosse Fricks, der in Jena lehrende 

Rechtsphilosoph Professor Carl August Emge, die Arbeit an der 

grossen kritischen Ausgabe des Nietzsche-Nachlasses. Damit war 

garantiert, dass wesentliche Lehren Nietzsches im Sinne der natio-

nalsozialistischen Parteidoktrin interpretiert wurden. Die Beru-

fung Emges, die gezielte Förderung des NS-Philosophen Alfred 

Bäumler, die rückhaltlose Unterstützung der beiden Hitler-Anhän-

ger und Vettern Max und Richard Oehler, die bereits die Archi-

varbeit weitgehend kontrollierten – dies alles sorgte dafür, dass das 
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Werk Friedrich Nietzsches im Sinne der Nationalsozialisten gedeu-

tet werden konnte. Als Harry Graf Kessler im Sommer 1932 die 

«Villa Silberblick» besucht, bekommt er von der Nietzsche-Schwe-

ster zu hören, «im Archiv sei alles, vom Diener bis zum Major hin-

auf, nur Nazi. Nur sie selber sei noch deutschnational.»49 

«Hitlers Kampf gegen das Judentum», so schreibt Elisabeth För-

ster-Nietzsche 1933 in ihrem Brief an Henry van de Velde, bereite 

ihr «wirklich Kummer». Aber die Schwester des Philosophen hoffte 

auch darauf, dass sich «diese ganze Antisemiterei mit der Zeit mil-

dern und verständnisvoll gestalten werde». Wie viele im damaligen 

Weimarer Grossbürgertum tröstete auch sie sich, dass dies nicht so 

wichtig sei und nur eine Übergangserscheinung sein würde; es 

seien ohnehin «nur junge Heisssporne unter den Nationalsoziali-

sten», die diese «ganze antijüdische Bewegung so übereifrig ange-

fangen hätten». 

Möglicherweise hingen diese Vorbehalte auch damit zusammen, 

dass Elisabeth Förster-Nietzsche zahlreiche jüdische Freunde be-

sass, die wegen des zunehmenden «Radau-Antisemitismus» der 

Nazis besorgt zu ihr kamen. Immer wieder hat die Nietzsche-

Schwester beteuert, dass sie mit dem Antisemitismus der völki-

schen Rechten nichts zu tun haben wollte. Auch den von Frick sehn-

lichst gewünschten Eintritt in die NSDAP lehnte sie ab. An ihrer 

grundsätzlichen Haltung zu Wilhelm Frick, dessen antisemitischer 

Hass kaum zu übertreffen war, änderte dies freilich wenig. Auch der 

«Führer» Adolf Hitler blieb trotz aller Vorbehalte und Einschrän-

kungen die glühend bewunderte Idealgestalt, der sich die Herrin 

über das Nietzsche-Archiv rückhaltlos verschrieb. «Ich möchte 

nichts weiter über ihn sagen, als – er ist ein Wunder!»50 



Jedem das Seine 
Weimar und das Konzentrationslager 

Buchenwald 



Der Häftling Ernst Cramer 

«Es war im Bahnhof von Weimar am 11. November 1938. Wir wa-

ren in einem der Fussgängertunnel, die unter den Gleisen durch von 

Bahnsteig zu Bahnsteig führen. Wir, das waren mehrere hundert Ju-

den, die unter SA-Sonderbewachung in einem Sonderzug von Bres-

lau nach Weimar gebracht worden waren. Der Zwangstransport 

hatte in Waggons der dritten Klasse stattgefunden. Das war zwar 

nicht bequem, aber doch wesentlich erträglicher als die Viehwagen, 

in denen nur wenige Jahre später Hunderttausende deportiert, das 

heisst, fast ausnahmslos in den Tod geschickt wurden. 

Wir waren also in Weimar angekommen. Am Bahnhof wurde der 

Transport – es waren mehrere hundert jüdische Männer zwischen 

achtzehn und sechzig Jahren – von Parteisoldaten in braungrauer 

SS-Uniform übernommen. Unter lautem Gebrüll wurden wir aus 

den Abteilen gezerrt und mit Schlägen in die Unterführung gejagt, 

getrieben. Unten angekommen, wurden wir wie Herdenvieh zusam-

mengepfercht und an die linke Mauer gedrängt. 

Wenige Tage vorher hatte mir meine Mutter in München einen 

schweren Tuchmantel gekauft. Dieser milderte die pausenlos nie-

derprasselnden Schläge etwas ab. Unter dem Mantel fanden auch 

noch zwei andere Platz. Ein junger Freund, der immer an meiner 

Seite geblieben war, und ein kleiner grauhaariger Mann mit bluten-

der Nase, den ich aufgezerrt hatte, als er auf der Treppe gestolpert 

war. Ich stand in der hintersten Reihe. Zwischen mir und der Mauer 

duckten sich noch sechs Leute auf engstem Raum, nicht mehr als 

einem Meter. Wie lange die Prügeleien und das Gejohle andauerten,  
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weiss ich nicht. Vielleicht waren es nur Minuten, vielleicht war es 

viel länger. In Momenten irrationalen Entsetzens verliert man jedes 

Zeitgefühl. 

Die Gedanken wanderten. Erst etwa sechsunddreissig Stunden 

vorher hatte ich von meiner Mutter Abschied genommen. Sie hatte 

mich in München zum Schnellzug gebracht, der nach Breslau fuhr. 

Nur mit Sorge hatte ich sie am Bahnsteig in München zurückgelas-

sen. Sie fuhr noch am Abend nach Augsburg, unserer Heimatstadt, 

zurück. Überall am Münchener Hauptbahnhof trieben sich grö-

lende, meist betrunkene Männer in den verschiedensten Parteiuni-

formen herum. Sie hatten den fünfzehnten Jahrestag des missglück-

ten ‚Bierhallen’-Putsches von 1923 gefeiert. Im Juni wurde auf 

Wunsch Hitlers in München die grosse Synagoge gesprengt. Sie lag 

für seinen Geschmack zu nahe beim Haus der Deutschen Kunst. 

Während des Sommers wurden im ganzen Reichsgebiet viele Juden 

als sogenannte ‚Arbeitsscheue’ verhaftet. Die ‚Arisierung’ lief auf 

vollen Touren. Ende Oktober wurden in Deutschland lebende Juden 

polnischer Staatsangehörigkeit bei Nacht und Nebel an die Grenze 

gejagt. In vielen Fällen weigerten sich die Polen, die Verjagten auf-

zunehmen. 

Der Sohn eines dieser Vertriebenen erschoss in Paris den deut-

schen Diplomaten Ernst vom Rath. Darauf war es in einzelnen Tei-

len des Deutschen Reiches zu gewaltsamen antijüdischen Aus-

schreitungen gekommen. Am Tage meines Abschieds von meiner 

Mutter war bekannt geworden, dass vom Rath seinen Verletzungen 

erlegen war. Bald nach meiner Ankunft in Breslau (ich bereitete 

mich dort auf einem landwirtschaftlichen Lehrgut auf meine Aus-

wanderung vor) wurde ich verhaftet und zusammen mit etwa zwei 

Dutzend meiner Freunde aus dem Auswandererlehrgut ins Bres-

lauer Gefängnis gebracht. Dort warteten schon viele andere. Vor 

Tagesanbruch, im Nebelgrauen, marschierten wir zum Güterbahn-

hof. Es war eine gespenstische Formation: Immer eine Reihe Häft-

linge, gefolgt von einer Reihe Wachmannschaften in den ver-

schiedensten Uniformkombinationen. Alle Bewacher hatten einen  
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Knüppel oder ein Bajonett bei sich. An den Strassenecken standen 

geifernde Frauen und höhnende Männer. Gesichter der Scham oder 

des Entsetzens sah ich keine. 

Nach dem bedrückenden Marsch durch Breslau kam die Fahrt 

ins Ungewisse. Und jetzt erlebten wir die Hölle im Weimarer Bahn-

hof. 

Plötzlich ertönte ein Pfiff. Unter verstärktem Gebrüll wurden wir 

von der Wand weg zum Ausgang hingeprügelt. Im Laufschritt ging 

es die Treppe hinauf. Wieder stolperten manche der Älteren. Am 

Bahnhofsvorplatz warteten Lastwagen, in die wir hineingehetzt 

wurden. Wenn ein Wagen vollgepfercht war, ging die Fahrt ins Un-

gewisse los. Einige Gebrechliche wurden von SS-Leuten an Händen 

und Füssen gepackt und einfach in den Laderaum geworfen. Wenn 

ein Laster voll war, wurde er mit Planen hermetisch von der Aus-

senwelt abgeschlossen. Die Fahrt dauerte nicht lange. Die Plane 

wurde aufgerissen. Sofort begann ein neuer Höllentanz. 

Über anscheinend absichtlich aufgetürmte Steinhaufen hinweg 

und durch lehmigen, regennassen Morast mussten wir einem Tor 

zulaufen. ‚Jedem das Seine’ hiess es über dem Durchgang. Wir wa-

ren auf dem Ettersberg, auf dem mehr als hundert Jahre vorher 

Goethe mit Charlotte von Stein geflirtet hatte. Jetzt hiess es Konzen-

trationslager Buchenwald. Nach der Ankunft wurden wir eine Zeit-

lang wähl- und sinnlos hin- und hergehetzt, dann in Blöcken zu je 

hundert Mann aufgestellt, kahlgeschoren und registriert. Nachher 

standen wir stundenlang herum oder mussten uns auf den nasskal-

ten Boden setzen. Rühren durften wir uns nicht. Wehe dem, der das 

nicht aushielt. 

Inzwischen kamen immer mehr Menschen an. Am Abend kehr-

ten reguläre Häftlinge in ihren blau-grau gestreiften KZ-Uniformen 

von der Fronarbeit ins Lager zurück. Wir erfuhren langsam, was 

überall in Deutschland geschehen war: Geschändete Gotteshäuser, 

geplünderte Geschäfte, zerstörte Wohnungen, üble Prügeleien. Be-

sonders in Kleinstädten herrschte ungezügelter Sadismus. Wir er- 
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lebten den ersten Appell und gleichzeitig die erste Bestrafung eines 

Häftlings auf dem berüchtigten Bock. Was der Unglückliche verbro-

chen haben sollte, erfuhren wir nicht. Er bekam fünfundzwanzig 

Stockhiebe auf sein nacktes Hinterteil. Er selbst musste den Bock 

herbeischaffen und auch wieder wegtragen. 

Nach dem Abendappell wurden wir Neulinge wie eine riesige 

Viehherde in einen durch einen Drahtverhau abgesonderten Teil 

des KZ, das ‚Kleine Lagen getrieben und auf fünf Holzbaracken ver-

teilt, die gerade notdürftig fertig geworden waren. Die Baracken be-

standen aus rohen Brettern. Sie hatten weder Fenster noch Türen. 

Nur in der Mitte war ein nach beiden Seiten offener Durchgang, 

ähnlich wie in manchen Schafställen in der Heide. Dort gab es keine 

Betten, keine Wäsche, keine Strohsäcke, keine Toiletten. In fünf La-

gen übereinander waren in Abständen von etwa sechzig Zentime-

tern Holzplanken gelegt worden. Darauf schlief man. Das – ohne 

jede Unterlage, ohne Decke – war unsere Ruhestätte und blieb es 

für mich sechs Wochen lang. Wieder war mein dicker Mantel für 

mich ein Glücksfall – für mich und meine Nachbarn. Waschgelegen-

heiten gab es nicht. Sechs Wochen konnte ich mich weder waschen 

noch rasieren noch die Unterwäsche wechseln. Direkt neben den 

Baracken waren zwei grosse Latrinen ausgehoben worden. Nachts 

war es schon bitterkalt. Aber wir froren kaum, weil wir so eng an-

einandergepfercht waren. 

Menschen wurden wahnsinnig, rannten in den elektrischen 

Zaun. Einen fanden wir morgens erstickt in der Latrine. Ein anderer 

wurde nach einem epileptischen Anfall von einem SS-Wachmann zu 

Tode getrampelt. Insgesamt kamen in der Zeit, während der ich in 

Buchenwald war, etwa zweihundertundfünfzig jüdische Häftlinge 

ums Leben. Ich selbst stand mindestens einmal an der Schwelle 

zum Tod. Ich hatte mich freiwillig gemeldet, um aus den Baracken 

Kranke und Tote in das Waschhaus zu tragen, das als notdürftiges 

Spital und gleichzeitig als Totenhalle diente. Als ich nach beendeter 

Arbeit zu meinem Hunderter-Block zurückkehrte, in dem sich die  
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Menschen befehlsgemäss der Grösse nach formiert hatten, über-

ragte ich, ganz am Ende stehend, meine Nachbarn um fünfzehn oder 

mehr Zentimeter. ‚Das bringen wir gleich in Ordnung’, sagte ein in 

der Nähe stehender SS-Offizier in makelloser schwarzer Uniform, 

ergriff eine Holzlatte und schlug mir langsam und methodisch auf 

meinen kahlgeschorenen Schädel. 

Ich weiss nicht, wie lange ich das ausgehalten hätte. Aber zu mei-

nem Glück ertönte nach einigen Minuten ein Pfiff, dann schnarrte 

es über den Lautsprecher: ‚Alle Judenvögel Laufschritt ins Kleine 

Lager.’ Mein Peiniger liess von mir ab und auch ich rannte oder tau-

melte zu meiner Baracke, der Baracke Nummer Vier. 

Ich wurde in jener Zeit, im Spätherbst 1938, nach etwa vier Wo-

chen entlassen. Eines Tages wurde mein Name über den Lautspre-

cher aufgerufen. In Eile wurde mir noch einmal der Kopf geschoren. 

Dann musste ich Entlassungspapiere unterschreiben und dabei un-

ter anderem bestätigen, dass ich gut behandelt worden und mir 

auch keine schlechte Behandlung anderer aufgefallen sei. Als ich 

mit der Unterschrift zögerte, fragte mich der Schreiber, ein öster-

reichischer Häftling: ‚Was magst lieber, a bisserl lügen oder hier-

bleiben?’ Ich unterschrieb.»1 

General Patton befreit das Lager 

Wenige Tage nach dem Einmarsch gab der Kommandeur der drit-

ten amerikanischen Armee, George S. Patton, den Befehl, die Ein-

wohner Weimars mit dem Grauen in Buchenwald zu konfrontieren. 

Am 16. April 1945 mussten sich in der Weimarer Paulinenstrasse 

über eintausend Männer und Frauen im Alter über siebzehn Jahren 

versammeln. Unter der Aufsicht bewaffneter US-Soldaten machten 

sich diese Einwohner, zu denen auch prominente NS-Bonzen ge-

hörten, auf den kilometerlangen Fussmarsch nach Buchenwald. 

Amerikanische Kriegsberichterstatter haben die damaligen, er-

schütternden Szenen in einem Film festgehalten. Zunächst geht es 
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wie bei einem heiteren, sonnigen Frühlingsausflug zu; die plau-

dernden Einwohner, darunter viele Mädchen und Frauen, ahnen 

nichts von dem Grauen, das sie in Buchenwald erwartet. Vielen 

sieht man die Freude darüber an, dass der Krieg endlich zu Ende 

ist. 

Doch die beschwingte Stimmung schlägt in Entsetzen um, als die 

im Lager Buchenwald Angekommenen die aufgetürmten Leichen-

berge sehen. Frauen fallen in Ohnmacht und weinen, Männer be-

decken ihr Gesicht und drehen den Kopf weg, weil sie den Anblick 

nicht ertragen können. Viele liegen sich fassungslos und gegensei-

tig tröstend in den Armen. 

Der ungarische Schriftsteller Imre Kertész war damals Häftling 

in Buchenwald. «Mein Kiefer bearbeitet ein amerikanisches Kau-

gummi, mein Blick schweift gelangweilt umher zwischen den Ty-

phusbaracken gegenüber und den etwas entfernteren, noch offe-

nen Massengräbern, in denen die mit Löschkalk übergossenen Lei-

chen wie Holzscheite liegen. Plötzlich werde ich auf eine unglaubli-

che Szene aufmerksam: Vom Hügel her nähert sich eine Gesell-

schaft von Damen und Herren. Röcke flattern im Wind. Feierliche 

Damenhüte, dunkle Anzüge. Hinter der Gesellschaft einige ameri-

kanische Uniformen. Sie erreichen das Massengrab, verstummen, 

stellen sich langsam um das Grab herum auf. Die Herrenhüte wer-

den einer nach dem anderen abgesetzt. Taschentücher werden her-

vorgeholt. Ein, zwei Minuten stummer Bewegungslosigkeit. Dann 

kommt wieder Leben in das erstarrte Gruppenbild. Die Köpfe wen-

den sich den amerikanischen Offizieren zu. Arme heben sich und 

breiten sich in Schulterhöhe aus, fallen wieder auf die Oberschen-

kel zurück, heben sich erneut empor. Die Köpfe werden verneinend 

geschüttelt ... Sie wussten gar nichts. Niemand wusste irgendet-

was.»2 

Gewiss hat man in Weimar nichts von dem Grauen geahnt, das 

sich im Konzentrationslager Buchenwald zugetragen hat. Aber die 

Weimarer Bürger haben früh gewusst, dass sich in dem Lager auf 

dem Ettersberg etwas abspielte, das nach den Worten des Zeitzeu- 
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gen Wolfgang Held «zumindest furchteinflössend» war. Schon seit 

1937 war das Gebiet des westlichen Ettersbergs für die normale Be-

völkerung gesperrt worden. An die Bäume waren Schilder mit auf-

gemalten Totenköpfen und der Aufschrift genagelt: «Sperrzone! 

Weitergehen verboten!» Wer trotz dieser Warnungen tiefer in das 

Gelände eindringen wollte, der wurde bald von bewaffneten SS-Po-

sten aufgehalten. Damals wurde in Weimar die Geschichte eines ah-

nungslosen Pilzesammlers kolportiert, der im Wald von Ettersberg 

plötzlich von einem SS-Offizier gestoppt und am Weitergehen ge-

hindert wurde. Als er laut zu seiner Frau sagte: «Ich möchte zu 

gerne wissen, was sich da eigentlich abspielt», bekam er vom SS-

Wachtposten die Antwort: «Das, mein lieber Volksgenosse, können 

Sie haben!» Der Mann wurde mitgenommen, die Frau ging nach 

Hause und hat ihren Mann mehrere Wochen lang nicht gesehen. 

In den Weimarer Familien wurde hinter vorgehaltener Hand er-

zählt, dass plötzlich Handwerker aus der Stadt verschwanden. 

Wenn in Buchenwald ein Kunstschmied gebraucht wurde, dann 

konnte es passieren, dass in Weimar mit Hilfe der Gestapo-Leit- 

stelle ein geeigneter Bewerber verhaftet und unter dem Vorwand, 

etwas verbrochen zu haben, einige Wochen im Lager festgehalten 

wurde. «Diese Geschichten kursierten in der Stadt. Also wusste 

man, dass dort oben kein Erholungsheim existierte. Ausserdem 

sind die Leichen auf dem Weimarer Friedhof verbrannt worden. 

Und es ging damals wie ein Lauffeuer durch die Stadt, dass von ei-

nem dieser Lastwagen einige Tote mitten in der Stadt auf die 

Strasse gefallen sind, weil sich die Ladeklappe gelöst hatte. So etwas 

wird schnell weitererzählt. Man wusste: Da oben werden nicht nur 

Bäume gefällt und da entstehen nicht nur Häuser, sondern da oben 

wird auch gestorben.»3 

Bald war allgemein bekannt, dass im Lager Antifaschisten, Kri-

minelle und rassisch Verfolgte eingesperrt wurden. Über fünfzig 

Jahre später erinnert sich eine damalige Weimarer Internatsschü-

lerin daran, dass die in der Stadt auftauchenden Männer in gestreif-

ter Häftlingskleidung «Buchenwäldler» waren, die oft für erniedri- 
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gende Arbeiten eingesetzt wurden. «Uns wurde immer eingehäm-

mert: Sparen, Sparen, Sparen. Beim Kochen mussten wir mit dem 

Wasser sparen und auch beim Schälen von Kartoffeln, Äpfeln und 

Gemüse mussten wir sparen und alles fein säuberlich in einen Ei-

mer sammeln, der für das Stadtschwein bestimmt war. Dieses 

Stadtschwein wurde zu verschiedenen Zeiten durch die Stadt gezo-

gen, nicht von Pferden, sondern von Menschen. Es stand auf einer 

Plattform angeschnallt, damit es nicht runterspringen konnte; wir 

wunderten uns, dass Menschen den Wagen zogen und schoben. 

Weimar war ja auch hügelig und es war echt schwer, dieses 

Schwein mit dem schweren Wagen zu uns den Berg raufzuschieben. 

Rings um diese Plattform waren Haken angebracht, an denen Eimer 

hingen, in die der Salatabfall reingekippt wurde. Das geschah fast 

jede Woche einmal. Das waren Männer, zu denen wir nicht beson-

ders hingeschaut haben. Denn es hiess, dass es sowieso böse Män-

ner aus dem Zuchthaus waren. Sie hatten schwarz-weissgestreifte 

Anzüge an. Es tat mir oft weh mitanzusehen, wie sie sich abmühten, 

dieses Schwein zu ziehen. Aber die Bevölkerung sollte doch sehen, 

wie das Schwein ganz dick wurde und eines Tages für die arme Be-

völkerung geschlachtet werden sollte.»4 

Häftlinge aus Buchenwald wurden seit 1937 bei Arbeitskom-

mandos im Weimarer Stadtgebiet eingesetzt. Sie arbeiteten in den 

Gustloff-Werken vor den Toren des Lagers und stellten unter der 

Anleitung deutscher Vorarbeiter Waffen und Geschützteile her; 

mindestens vierzig Firmen aus Weimar, darunter Bäcker, Metzger 

und Lebensmittelhändler, brachten täglich Waren ins Lager. Oft 

wurden spezielle Produkte, wie Rohrstücke und Chemikalien, gelie-

fert, die von der Lagerleitung angefordert worden waren. 

Es gab zahllose soziale Kontakte zwischen dem Lager und der 

Stadt, weil auch die fast viertausend Mitglieder des SS-Totenkopf-

verbandes zum Bild der Garnisonsstadt Weimar gehörten. Ihr Mu-

sikzug spielte zu städtischen Platzkonzerten auf; die Fussballmann-

schaft der SS-Standarte beteiligte sich sogar unter offiziellem Na- 
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men an lokalen Turnieren. Seit 1939 hatte Buchenwald ein eigenes 

Standes- und Einwohnermeldeamt, wo Geburt und Tod registriert 

wurden. Auf den Totenscheinen war zu lesen: «Schädelzertrümme-

rung durch Unfall», «Erschiessen auf der Flucht» oder «Herzversa-

gen bei allgemeiner Körperschwäche». 

Ab 1939 organisierte das Weimarer Nationaltheater Vorstellun-

gen für die Buchenwald-SS. Am 25. November 1939 wurde für die 

vom Ettersberg anreisende Waffen-SS die Oper «Zar und Zimmer-

mann» aufgeführt, mit reservierten Plätzen in den ersten Reihen. 

Umgekehrt fuhr das gesamte Ensemble des Nationaltheaters in der 

Spielzeit des Jahres 1941/42 zweimal nach Buchenwald, um dort 

eine Oper und ein Schauspiel aufzuführen. Später reiste sogar die 

Weimarer Staatskapelle auf den Ettersberg, um im Lager «volks-

tümliche Konzerte» zu geben. Diese Ereignisse zeigen, dass das 

ominöse KZ auf dem Ettersberg kein hermetisch abgeriegelter Ort 

war5, zu dem niemand Einblick hatte. 

Es herrschte keineswegs «völlige Ahnungslosigkeit», wie nach 

1945 oft behauptet wurde. Aber die Angst unter der Bevölkerung 

war gross, dass man selbst zum Opfer werden konnte. «Erzähl diese 

Geschichte nicht, sonst landest du in Buchenwald», lautete die War-

nung einer eingeschüchterten Bevölkerung, die sich vor der Denun-

ziation des Nachbarn fürchtete. 

Als der Buchenwald-Häftling Ernst Cramer an einem November-

morgen des Jahres 1938 mit kahlgeschorenem Kopf, verfilztem 

Bart und lehmverkrusteter Kleidung in eine Weimarer Vorortbahn 

geschoben wird, um die ersehnte Heimreise anzutreten, stehen die 

Arbeiter erschrocken auf und bieten ihm ihre Plätze an. Einer fragt 

die Gruppe freigelassener Häftlinge: «Wo kommt ihr denn her?» Da 

fährt ihm ein anderer über den Mund: «Frag nicht so dumm!» 

Auch wenn niemand ausser den unmittelbar Beteiligten genau 

wusste, was im Konzentrationslager Buchenwald tatsächlich ge-

schah, so wussten alle doch immerhin so viel, dass dieses Wissen 
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disziplinierend und einschüchternd wirkte. «Im Miteinander von 

Nichtwissen und Wissen erfüllten die Lager ihre Terrorfunktion 

nach aussen. Sie sollten Feinde des Nationalsozialismus verängsti-

gen, ihr Handeln lähmen, sie zum Schweigen bringen – und sie taten 

es. Jeder kannte jemanden oder hatte von jemandem gehört, der im 

Morgengrauen abgeholt worden war und nicht mehr zurückkehr-

te.»6 

Die «Gnade der späten Geburt» 

Nachdem die Weimarer Bürger zu einer Besichtigung des Konzen-

trationslagers auf dem Ettersberg gezwungen worden waren, 

wurde am darauffolgenden Sonntag in den Gottesdiensten der Kir-

chengemeinde eine vom damaligen Probst und evangelischen Su-

perintendenten Kuda verfasste Predigt verlesen. «In Buchenwald 

sind Vorgänge ans Licht gekommen, die uns bisher völlig unbe-

kannt waren», hiess es darin. «So dürfen wir vor Gott bekennen, 

dass wir keinerlei Mitschuld an diesem Greuel haben.» 

Die in diesen Sätzen behauptete Ahnungslosigkeit der Weimarer 

Bürger ist inzwischen widerlegt. Aber genügt es, sich vor dem apo-

kalyptischen Massenmord moralisch zu entsetzen, ohne nach den 

Ursachen für das Zustandekommen dieser Verbrechen zu fragen? 

Bis heute ist im Diskurs über diese Frage die Neigung zu erkennen, 

im Blick auf den Nationalsozialismus von etwas «Unerklärbarem» 

zu reden und dabei die Generation der Täter zu «pathologisieren», 

sie entweder als gehorsames Werkzeug oder als unschuldiges Op-

fer eines unchristlichen, grausamen und sadistischen Regimes hin-

zustellen. Ich glaube, solche Interpretationen machen es sich zu 

leicht: Wo die Mitglieder der Waffen-SS lediglich als eine Bande von 

Verrückten erklärt wird, der alles zuzutrauen war, gerät auch das 

eigene Weltbild nicht in Schwierigkeiten. So rechtfertigte der be-

flissene Superintendent in seiner Predigt seine angebliche Un- 
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kenntnis damit, das Todeslager Buchenwald sei nur möglich gewe-

sen, weil in Deutschland seit 1933 ein unchristliches Regime am 

Werke gewesen sei. 

«Vor allem sollten wir nicht vom Unerklärbaren reden, als han-

dele es sich um ein Mysterium Gottes oder des Teufels», fordert der 

Historiker Christian Graf von Krockow. «Was wir schuldig sind, ist 

eine Anstrengung zum Verstehen, und es ist die Genauigkeit des 

Hinsehens. Denn jede Wiederkehr des Unmenschlichen wird sich 

tarnen. Sie wird unerwartete Orte suchen und Verkleidungen wäh-

len, um als ehrbar zu gelten. Dabei ist entscheidend, dass wir recht-

zeitig erkennen, was sich anbahnt.»7 

Ich habe dieses Buch geschrieben, weil mir eine ethisch-morali-

sierende Analyse im Rückblick auf unsere Geschichte nicht genügt. 

Als Sohn eines belasteten Vaters, der zur Generation der Täter ge-

hörte, habe ich nach dessen Biographie und besonders nach den hi-

storischen Gründen zu fragen, die einen damals Zweiundzwanzig-

jährigen in den Kreis der Täter geraten liessen. Dieses freiwillige 

Erinnern eines Sohnes wurde leider durch das verbissene Schwei-

gen erzwungen, mit dem sich der Vater allen Fragen erwehrte. 

Aber reden die anderen, inzwischen hochbetagten Zeitzeugen 

freiwillig darüber, wie sie damals Mitglieder der Waffen-SS, der 

«Totenkopfdivision» oder in der SS-Verfügungstruppe wurden? 

Warum sie sich geehrt und in höchstem Masse ausgezeichnet fühl-

ten, plötzlich zu Hitlers auserwählten Kriegern, zur selbsternann-

ten Elite und zur Prätorianergarde des umjubelten «Führers» zu ge-

hören? Ich kenne nur wenige Väter im Umkreis meiner gleichaltri-

gen Freunde, die nach der Rückkehr aus Krieg und Gefangenschaft 

ihren Kindern freiwillig erzählten, wie es gewesen war, zum ersten-

mal auf einen Menschen geschossen oder noch schlimmere Greuel 

verübt zu haben. Ihre Alpträume sah man den Heimgekehrten an; 

doch ihr Mund blieb stumm. 

«Jedenfalls müssen Sie eins wissen: Man kann es nie seinen Kin-

dern erzählen», heisst es in Sempruns Buchenwald-Roman «Die 
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grosse Reise». «Man kann seinem Sohn nichts erzählen, wenn man 

einen Sohn hat. Unbekannten kann man es am besten erzählen; 

denn dann ist man weniger betroffen, weniger feierlich.»8 Hat mein 

Vater auch deswegen vor seinen Kindern geschwiegen? 

Seit über einem Jahr streitet die deutsche Öffentlichkeit über 

eine Ausstellung des Hamburger Instituts für Sozialforschung, in 

der am Beispiel schockierender Fotos und Feldpostbriefe Kriegs-

verbrechen der deutschen Wehrmacht im Zweiten Weltkrieg doku-

mentiert werden. Die Bilder zeigen in greller Deutlichkeit, wie viele 

Soldaten sich von der mörderischen Ruchlosigkeit des Hitler-Re-

gimes haben anstecken lassen. In Hitlers rassenideologisch moti-

viertem Vernichtungsfeldzug gegen den «jüdischen Bolschewis-

mus» spielten eben nicht nur die SS, die Gestapo und die NS-Poli-

zeiformationen eine wichtige Rolle, sondern auch die deutsche 

Wehrmacht übernahm den ihr zugewiesenen Part. Aber mit der öf-

fentlichen Aufarbeitung dieser Rolle wurde an ein Tabu gerührt. 

Gerade die aufgewühlte Debatte über die «Verbrechen der 

Wehrmacht» scheint zu beweisen, dass sich diese Auseinanderset-

zung immer noch in den Bahnen einer historiographischen Beruhi-

gung, also meist zwischen Rechtfertigung und Anklage bewegt. 

Aber wird damit zur Genüge erklärt, wie es zu Hitlers Willkürstaat 

kam und wie Entwürdigung, Ausgrenzung und Vernichtung Schritt 

für Schritt über das deutsche Volk hereingebrochen sind? 

Wer will, dass sich diese Geschichte nie wiederholt, der muss 

auch danach fragen, wie Demokratie, Freiheit und Menschenwürde 

in Deutschland nicht erst ab Hitlers Machtantritt im Jahre 1933, 

sondern lange vorher mit Füssen getreten wurden – warum zum 

Beispiel Weimar zu einer Stadt wurde, deren geistige Elite sich frei-

willig und gewissermassen in vorauseilendem Gehorsam dem Des-

poten Hitler angedient hat. «Es geht darum, Geschichte so zu schrei-

ben, dass verständlich ist, wie es dazu hat kommen können, wie die 

Voraussetzungen bestimmter Ereignisse beschaffen gewesen sind, 
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die sein Zustandekommen möglich und damit bis zu einem gewis-

sen Grade wahrscheinlich gemacht haben, aber gleichzeitig auch so 

... dass die Ereignisse Taten gewesen sind, die hätten unterbleiben 

können, wenn die, die sie begangen haben, es anders gewollt hät-

ten.» So hat Jan Philipp Reemtsma, der Initiator der Ausstellung 

«Verbrechen der Wehrmacht», sein historisches Anliegen formu-

liert.9 

Warum hat es ausgerechnet in Deutschland, das 1933 eine euro-

päische Industrienation mit einer hochstehenden Kultur war, einen 

so grossen Mangel an Zivilcourage und mitfühlendem Hinschauen 

gegeben? Warum akzeptierte die Mehrheit der Deutschen fast alle 

Anordnungen und Schritte, wie sie vom Nazi-Regime verordnet 

worden waren? Diese Fragen scheinen auch heute noch nicht end-

gültig beantwortet zu sein. Bei dem Historiker Saul Friedländer, der 

in seinem Werk «Das Dritte Reich und die Juden» die Rolle von Tä-

tern und Opfern untersuchte, bleibt trotz gründlicher Recherchen 

ein «Gefühl von Unverständnis» zurück. «Was mich am meisten be-

schäftigt, ist die Einstellung der Bevölkerung. Da gibt es Fragen, die 

keine Ruhe lassen. Wie kommt es, dass die allgemeine Bevölkerung 

im grossen und ganzen so gleichgültig war? ... Wie kommt es, dass 

sich kirchliche und intellektuelle Eliten so passiv verhalten haben? 

Dass es nicht viele waren, versteht man. Dass es fast keiner war, 

versteht man nicht. Das zweite Rätsel ist, dass die menschlichen 

Bindungen zwischen Deutschen und Juden ganz früh, schon 1933, 

abgebrochen sind. Das Menschliche ist zerrissen, der Nachbar war 

mit einem Mal kein Nachbar mehr. Was war in dieser Gesellschaft, 

das sie nicht nur so indifferent, sondern auch so brutal machte?»10 

Auch ich habe auf diese Frage keine Antwort gefunden. Vor mir 

liegt ein altes Schwarzweissfoto, das vermutlich Ende August 1932 

gemacht wurde, als mit der NS-Regierung Sauckel-Marschler das 

Ende des demokratischen Verfassungsstaates in Thüringen besie-

gelt worden war. Eine Gruppe von SA-Leuten schleppt die schwere 

Tafel fort, die seit Verkündung der Weimarer Republik im Jahre  

Die «Gnade der späten Geburt» 303 



1919 an der Vorderseite des Nationaltheaters angebracht war. Die 

sieben SA-Leute machen fast alle zufriedene, ja sogar triumphie-

rende Gesichter, als sei ihnen klar, dass mit dem Abriss der Erinne-

rungstafel endlich der Untergang des alten und der Anbruch einer 

neuen Zeit besiegelt worden sei. 

Vielleicht waren wenige Monate vor diesem Ereignis, während 

der Feierlichkeiten zu Goethes hundertstem Todestag, die Ehren-

gäste aus über siebzig Ländern noch am Nationaltheater vorbeige-

gangen und hatten die historische Inschrift mit dem Verweis auf die 

erste deutsche Nationalversammlung gelesen. Der Schriftsteller 

Thomas Mann hatte sich danach über den veränderten «Weimarer 

Geist» gewundert: «Ganz eigenartig berühte mich die Vermischung 

von Hitlerismus und Goethe. Weimar ist ja eine Zentrale des Hitler-

tums. Überall konnte man das Bild von Hitler usw. in nationalsozia-

listischen Zeitungen ausgestellt sehen. Der Typus des jungen Men-

schen, der unbestimmt entschlossen durch die Stadt schritt und 

sich mit dem römischen Gruss begrüsste, beherrschte die Stadt.»11 

Warum redete die in Weimar versammelte Elite der Goethe-Be-

wunderer noch in schwülstigem Pathos über einen Dichter, feierte 

ihn gar als einen «neuen Christus», während sich draussen bereits 

das politische Urteil angebahnt hat? Schon hatte die Weimarer 

Ortsgruppe der NSDAP unter dem hasserfüllten Fritz Sauckel pro-

minente Mitglieder dieser Goethe-Tagung, darunter Thomas Mann, 

Gerhart Hauptmann, Walter von Molo und zahlreiche ausländische 

Intellektuelle, als «Juden und Judengenossen» geschmäht. Wo blieb 

der in Weimar formulierte Protest? Zur Goethe-Feierwoche müsse 

ganz Weimar im nationalsozialistischen Fahnenschmuck prangen, 

hatte Sauckel angeordnet, um «diesen Pazifisten die Antwort zu er-

teilen». Welcher Hausbewohner weigerte sich, die Hakenkreuz-

fahne aus dem Fenster zu hängen? Schon am 2. April 1930, dem Tag 

nach dem Sturz von Wilhelm Frick als Volksbildungs- und Innenmi-

nister, war es in ganz Thüringen zu einem gewalttätigen Aufmarsch  
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der Nationalsozialisten und zu schweren Saalschlachten in mehre-

ren Ortschaften gekommen. Wer distanzierte sich von der Gewalt, 

die offenbar zum probaten Mittel der politischen Auseinanderset-

zung geworden war? Wer fiel jenen sieben SA-Leuten in die Hände, 

als sie im Triumph die historische Erinnerungstafel vor dem Natio-

naltheater abmontierten? Warum hatte in dieser von dichterischer 

Huldigung so verwöhnten Stadt kein einziger ihrer Bürger den Mut, 

dem heraufziehenden Geist von Intoleranz mutig und konsequent 

die Stirn zu bieten? Diese Fragen mögen fast siebzig Jahre später 

überflüssig sein. Aber sie sind an jene Eltern und Erzieher, Lehrer, 

Professoren, Dichter und Repräsentanten eines Kulturbetriebs ge-

richtet, die damals politische Verantwortung trugen – und die sich 

früh vom Geist des «Dritten Reichs» verführen liessen. 

Der hier beschriebene Fall der Kulturstadt Weimar, so einmalig 

er vor seiner historischen Konstellation auch war, sollte eine Lehre 

sein. Einer der wenigen Unbeugsamen, der von 1937 bis 1945 in 

Sachsenhausen und Dachau inhaftierte Pfarrer Martin Niemöller, 

hat dazu rückblickend gesagt: «Als die Nazis die Kommunisten hol-

ten, habe ich geschwiegen; ich war ja kein Kommunist. Als sie die 

Sozialdemokraten einsperrten, habe ich geschwiegen; ich war ja 

kein Sozialdemokrat. Als sie die Katholiken holten, habe ich nicht 

protestiert; ich war ja kein Katholik. Als sie mich holten, gab es kei-

nen mehr, der protestieren konnte.»12 

Ich lege meine Hand nicht dafür ins Feuer, dass ich anders als 

Martin Niemöller gehandelt hätte. Aber ich bewundere alle kleinen 

und stillen Helden, die mit ihrem Mut die Legende zerstörten, dass 

man wehrlos ausgeliefert war und «nichts habe machen können». 

Ich reklamiere ausdrücklich und im Gefühl später Erleichterung 

«meine Gnade der späten Geburt», die mich von einer Berührung 

mit jenem «Weimarer Geist» verschonte, dessen Verirrungen in 

diesem Buch beschrieben worden sind. Aber gerade, weil ich zur 

Generation der Nachgeborenen gehöre, muss ich mich viel schärfer  
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der Vergangenheit zuwenden, als dies unseren Eltern möglich ist, 

die mit der Vergangenheit möglicherweise ihr eigenes Verhalten 

kritisieren und dabei um ehrliche Antworten haben kämpfen müs-

sen. 

Der Zeitzeuge Wolfgang Held 

«Ein Tag Mitte April 1945. Gestern sind amerikanische Panzer in 

der Stadt angekommen. Es ist warm wie im Sommer. Ich, fünfzehn-

jährig, bin unterwegs hinauf zum Ettersberg. Eiserne Brücke, Gut 

Lützendorf, quer über den alten Truppenübungsplatz. Hier habe 

ich in den Kriegsjahren mit meiner Grossmutter Pilze, Waldbeeren 

und Hagebutten gesammelt. 

Heute bin ich allein auf dem Weg. Ich will zum Buchenwald. Jetzt, 

wo die Leute in Weimar anstelle der Hakenkreuzfahnen weisse La-

ken aus den Fenstern hängen und den in ihren Jeeps vorbeifahren-

den Amerikanern genauso fröhlich zuwinken wie damals im Spät-

sommer 1939 den in den Krieg ziehenden Panzergrenadieren der 

Weimarer Garnison, jetzt hat mir meine Mutter verraten, dass dort 

im KZ Buchenwald womöglich auch mein Onkel Rudi ist, den die 

Gestapo 1936 verhaftet hatte. 

Buchenwald – ich habe erlebt, wie Erwachsene erst über die 

Schulter schauten und dann dieses Wort nur flüsternd über die Lip-

pen brachten. ‚Ein Platz für Volksfeinden hat uns der Lehrer im na-

tionalpolitischen Unterricht erklärt. Leute, die wollen, dass 

Deutschland den Krieg verliert, dass es wieder Arbeitslose gibt, 

Bettler, die unter Brücken schlafen, Menschen, die hungern und 

frieren. Und mir war all die Jahre von den Eltern verboten gewesen, 

irgendwo vom Onkel Rudi zu erzählen oder von Tante Sophie, die 

ins KZ Ravensbrück gebracht worden war, weil sie einen jungen Po-

len mit ins Schlafzimmer genommen hatte. 

Seit ein paar Tagen ist das nun alles anders. Jetzt erfahre ich so-

gar, dass mein Vater damals nicht den Volksempfänger repariert 

hat, wenn er sich und unser kleines Radio unter einer Decke ver- 
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steckt hielt. ‚Radio London’ oder ‚Radio Moskau’, hat mir nun meine 

Mutter verraten. Und dass sie Angst gehabt haben – vor manchen 

Freunden, vor den Nachbarn, aber genauso auch vor uns, meinem 

kleinen Bruder und mir. Heute erzählt mir meine Mutter, dass auch 

Eltern wegen eines Witzes über Hitler oder dem Abhören eines ver-

botenen Rundfunksenders von den eigenen Kindern verraten und 

dafür ins KZ Buchenwald gebracht worden sind. 

Der Bismarckturm auf dem hohen Buckel des Berges ist schon 

nahe. Von den Teufelslöchern her klingt das Dröhnen schwerer Mo-

toren. Ich schlage einen Bogen. Mein Ziel sind nicht die tiefen, ur-

zeitlich von der Natur geschaffenen, trichterförmigen Bodenein-

schnitte. Ich will zum Lager. 

JEDEM DAS SEINE kann ich an dem weit offenen schmiedeeiser-

nen Tor lesen. Ich sehe keine Wache, nur Männer in blau-weiss ge-

streifter Häftlingskleidung und uniformierte Amerikaner, manche 

mit Rot-Kreuz-Armbinden, einige mit Fotooder Filmkameras. Alle 

haben Gesichter wie aus Stein. Nirgendwo ein lautes Wort. Nie-

mand beachtet mich. Über dem asphaltierten Appellplatz hängt der 

Übelkeit erregende Geruch von Verwesung und Desinfektionsmit-

teln. Ich gehe benommen, will meine Frage loswerden, traue mich 

nicht, einen der stummen, ernsten Männer anzusprechen. 

Und dann stehe ich plötzlich vor toten Menschen, nackt, kahl, nur 

noch Haut und Knochen, aufgeschichtet zu einem Stapel. Ein ame-

rikanischer Sanitäter zieht mich fort, lässt meinen Arm erst bei den 

Baracken wieder los. Er wird gerufen. Ich zögere, folge ihm dann in 

das Dunkel der Häftlingsunterkunft, stocke nach wenigen Schritten 

im Gang zwischen hölzernen Pritschen. Zu Skeletten abgemagerte 

Menschen ruhen dort, blutleer und reglos. Nur in ihren übergross 

wirkenden Augen glimmt noch Leben. Und diese Augenpaare star-

ren mich an, fragend, anklagend, hilfesuchend, sind lautlose 

Schreie, vor denen ich zurückweiche. Ich laufe durch den Wald, will 

vorbei an Bismarckturm und Teufelslöchern, nur heimwärts, zu- 
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rück zur Stadt, achte nicht auf das Motorengedröhn und gerate in 

ein Bild, so ungeheuerlich und grauenvoll, dass es sich mir bis an 

das Ende meiner Tage immer und immer wieder quälend in die 

Träume drängen wird. 

Eine Planierraupe schiebt Tote in den Krater. Vor dem breiten 

Schild türmen sich die Überreste von Menschen, erschossen, totge-

prügelt, verhungert noch vor dem nahen Tag der Freiheit oder nun 

schon zu schwach zum Weiterleben. Nackte abgezehrte Leiber, 

dürre Arme und Beine, im infernalischen Wirrwarr hinabstürzend 

auf den schon bedeckten Grund des Teufelslochs. Es schnürt mir 

die Kehle zu. Ist dies die Wahrheit hinter dem Hakenkreuz? Deshalb 

soviel Schweigen, so viele Lügen? Meine Augen werden nass. Die 

Lippen zittern. Jemand legt mir die Hand auf die Schulter. Ein klei-

ner Mann mit spitzem Kinn, braunäugig und unrasiert. Er trägt ge-

streifte Häftlingskleidung, an der Brust ein rotes Dreieck, darunter 

ein heller Stoffstreifen mit einer Nummer. Er weist mit einer Kopf-

bewegung zu dem Krater hin und schaut mich dann an. Was er sagt, 

behutsam und doch eindringlich, bestimmt seither mein Leben: ‚Da 

sind Tränen nicht genug, mein Junge.. .!’»13 
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Bildnachweis 

Mit Ausnahme der Fotos «Tagung im Nietzsche-Archiv» und «Abgeordnete 

der Deutschen Nationalversammlung im Deutschen Nationaltheater 

1919», die aus dem Fotostudio Louis Held in Weimar stammen, wurden 

uns sämtliche Aufnahmen freundlicherweise vom Stadtarchiv Weimar zur 

Verfügung gestellt. 
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(Lothar Baier) 
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sich dieses Buch zur Lektüre vor.» (Alphons Silbermann) 

Seit dem Mittelalter geistert «Doctor Faustus» als magische Figur der Un-

ruhe, als Schwarzkünstler und Teufelsbündner durch die deutsche Litera-
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senwahn symbolisiert. 
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